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1 Einleitung und Problemaufriss 

Wohn- und Lebensräume haben für Menschen eine hohe Bedeutsamkeit. Sie bilden den Mittelpunkt, 

welcher direkte Auswirkung auf die Gestaltungsmöglichkeiten hat und Handlungsspielräume eröffnen 

oder auch verschließen kann. Vom Wohnraum ausgehend, gestaltet der Mensch das ganze Leben: 

Wohin er gehen kann, welche Sozialkontakte geknüpft und gepflegt werden, welche Angebote zur 

Freizeitgestaltung genutzt werden können und auch, welche beruflichen Tätigkeiten möglich sind. Im 

Kontext der beruflichen Erfahrung der Autorin als Teilhabeberaterin (EUTB) und als Prozess-

begleiterin mit der spezialisierten Beratung auf inklusives und selbstbestimmtes Wohnen konnte 

festgestellt werden, dass vor allem Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen den Zugang zu 

Informationen und Wissen zum Themenbereich nicht flächendeckend personen- und bedarfsorientiert 

erhalten. Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung werden nicht ausreichend in die Lage versetzt, 

sich autonom für oder gegen eine bestimmte Art zu wohnen und zu leben entscheiden zu können. In 

der Pilotstudie „Kognitive Beeinträchtigung und Barrierefreiheit“ (Trescher, 2018) wird aufgezeigt, 

dass dies vor allem an einer bisher deutlich zu schwachen Niedrigschwelligkeit und Personen-

zentrierung im Prozess der Informationstransferierung in der „Eingliederungshilfe“ begründet liegt. 

Diese Strukturen und Parameter werden im Rahmen der Dissertation differenziert und diskursiv 

dargelegt. Da diese Gegebenheiten prinzipiell gegen die aktuellen gesetzlichen Bestimmungen des 

Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen 

(Bundesteilhabegesetz - BTHG)  in Verbindung mit dem Übereinkommen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention – UN-BRK1) verstoßen, soll es ein 

wichtiges Anliegen sein, im Sinne der und gemeinsam mit den betroffenen Akteuren und Akteurinnen 

diese Strukturen wissenschaftlich zu betrachten und somit mögliche gelingende und 

personenzentrierte Handlungsleitlinien daraus entwickeln zu können – denn nur wer den Zugang zu 

Wissen erhält und dieses für sich nutzbar machen kann, erhält die Möglichkeit, sich selbst zu 

ermächtigen (Self-Empowerment), über die eigene Teilhabe zukünftig aktiv selbst zu entscheiden 

(Autonomie) und sich aus Abhängigkeitsbeziehungen und Fremdbestimmung (Heteronomie2) 

herauszulösen. Nach Kant ist Autonomie (Selbstbestimmung) als Antonym zur Heteronomie und beide 

zusammen als ein wechselwirkendes Spannungsfeld in der Gesellschaft zu verstehen (Kant, 2013: 49f.). 

Es kann festgehalten werden, dass vor allem der barrierefreie Zugang zu Informationen sowie die 

Chance auf störungsfreie/-arme Kommunikation die Basis gesellschaftlicher Partizipation ist.3  

 
1 Im Rahmen dieser Dissertation wird sich auf das Dokument des Beauftragten der Bundesregierung für die  
     Belange von Menschen mit Behinderungen (2018) bezogen. 
2   Der Begriff der Heteronomie stammt aus dem Griechischen (hetero nomos) und ist mit Fremdbestimmtheit/     
     Fremdgesetzlichkeit zu übersetzen (vgl. PONS Langenscheidt, o.D.). 
3   Hierzu Artikel 9 UN-BRK (Zugänglichkeit) und Artikel 21 UN-BRK (Recht auf freie Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und  
     Zugang zu Informationen). 
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Gegenwärtig ist zu erkennen, dass die Umsetzung barrierefreier Informationszugänge, sowohl digital 

als auch analog, nicht flächendeckend vollzogen wird.  

Eine durch Aktion Mensch im Jahr 2010 durchgeführte Studie (Web 2.0/barrierefrei) zeigt auf, dass vor 

allem die Informationsaufbereitung für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen bis dahin nahezu 

unbeachtet ist. Zwar sind einige Informationen in Leichte Sprache vorzufinden, jedoch kann hierbei 

nicht von einem vollumfänglichen Zugang zu allen Auskünften gesprochen werden. Mit dem §11 BGG 

werden alle Träger öffentlicher Gewalt angehalten, (digitale) Informationen barrierefrei zu gestalten. 

Dieser Prozess ist eingebettet in eine hohe Komplexität und Vielschichtigkeit, sodass die bisherige 

Umsetzung eher als punktuell zu bewerten ist (Berger, Caspers, Croll, 2010: 147ff.).   

Die großen Barrieren in der Informationsbeschaffung für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen 

haben auch starke Einschränkungen in der Selbstbestimmung zur Folge. Laut des zweiten Teilhabe-

berichtes des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) sagten die befragten Menschen mit 

Beeinträchtigungen vor allem im Alter von 18 bis 49 Jahren aus, von einer hohen Fremdbestimmung 

betroffen zu sein (Maetzel et. al., 2021a: 369f.).4   

Im Rahmen dieses Promotionsvorhabens sollen die Qualität der Informationsaufbereitung, die 

bedarfsangepasste Informationstransferierung an den Personenkreis der Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen sowie die Qualität des Theorie-Praxis-Transfers in den Beratungsstrukturen der 

„Eingliederungshilfe“ in Thüringen im Bereich selbstbestimmtes Wohnen und Leben differenzierter 

untersucht und Verbindungslinien zur Beratungsqualität hergestellt werden.  

Der Begriff der kognitiven Beeinträchtigung ist in diesem Zusammenhang als ein mehrdimensionales 

Konstrukt zu verstehen, welches aus verschiedenen Perspektiven zu betrachten ist. Nach Speck (2018: 

52f.) besteht dieses aus vielschichtigen, sich wechselseitig bedingenden Komponenten und 

Wirkfaktoren außerhalb und innerhalb eines Individuums. Erst das reziproke Zusammenwirken aller 

Faktoren lässt ein individuelles Gesamtbild einer Person erkennen, so dass allgemeingültige 

Definitionen von kognitiver Beeinträchtigung nicht geschlussfolgert werden können. In der Literatur 

und der Statistik, Menschen mit Beeinträchtigungen betreffend, werden zumeist folgende Formen 

unterschieden: körperliche Beeinträchtigung, Blindheit/Sehbeeinträchtigung, Sprach- oder 

Sprechstörungen, Taubheit/Schwerhörigkeit/Gleichgewichtsstörung, psychische Beeinträchtigung 

sowie kognitive/geistige Beeinträchtigung/Lernbeeinträchtigung.  

Da sich die theoriegeleiteten Grundlagen dieser Dissertation unter anderem auf die aktuellen 

Ergebnisse aus Statistiken zum Thema Wohnen in der „Eingliederungshilfe“ (u. a. Kennzahlenvergleich 

BAGüS, Teilhabebericht BMAS) beziehen und hieraus unverkennbar ableitbar ist, dass vor allem 

Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen in Bezug auf autonomes Wohnen und Leben deutlich 

seltener vorzufinden sind, wurde sich dazu entschlossen, diesen Personenkreis als fokussierte Gruppe 

 
4  In dieser Befragung erfolgte eine Einteilung der Personengruppen in: Menschen mit Beeinträchtigungen (Untergliederung:  
    chronische Erkrankung, GdB <50/ GdB >50) /ohne Beeinträchtigungen. 
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zu bestimmen. Der Kennzahlenvergleich der „Eingliederungshilfe“ der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

überörtlichen Träger der Sozialhilfe (BAGüS, 2024 für das Berichtsjahr 2022) zeigt auf, dass vorwiegend 

und seit Jahren unverändert Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen, die in besonderen 

Wohnformen leben, zu verzeichnen sind (BAGüS, 2024: 33). Zwischen den Berichtsjahren 2020 und 

2022 zeigt sich ein Rückgang um 1,3 Prozentpunkte (2020: 65,4%; zu 2022: 64,1%). Etwa 91.817 

Personen lebten 2020 im Kontext einer besonderen Wohnform. Die Auswertung des Jahres 2022 

ergab, dass etwa 81.741 Personen derartig lebten. In der Betrachtung der Ambulantisierungsquote 

zeigt sich ein Anstieg bei Menschen mit geistiger/körperlicher Beeinträchtigung. Diese lag 2022 

bundesweit bei durchschnittlich 39,4 Prozent und somit 2,8 Prozentpunkte höher als im Jahr 2020 

(BAGüS, Berichtsjahr 2024: 32). 

Im Vergleich der Verteilung nach Behinderungsform in Bezug auf das Leben innerhalb und außerhalb 

besonderer Wohnformen zeigt sich, dass der überwiegende Anteil der Menschen, die in besonderen 

Wohnkontexten leben, Menschen mit kognitiver (gemäß BAGüS: geistiger) Beeinträchtigung sind. Dem 

gegenüber stehen 6,0% (Berichtsjahr 2022: 5,8%) Menschen mit körperlichen Einschränkungen und 

29,9% (Berichtsjahr 2022: 28,8%) Menschen mit psychischen bzw. seelischen Beeinträchtigungen 

(BAGüS Kennzahlenvergleich 2022:35 und 2024: 32). Dies weist darauf hin, dass die Wohnsituation bei 

Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen nur marginale Veränderungen hinsichtlich der 

Möglichkeit einer unabhängigen und selbstbestimmten Lebensführung außerhalb von besonderen 

Wohnformen aufweist.  

Eine umfassende Argumentationsgrundlage dieser Tatsache ist aktuell nicht gegeben.  

Aus diesem Grund liegen dieser Dissertation folgende Fragestellungen zugrunde: 

1. Welche Möglichkeiten und Grenzen existieren aktuell in den Beratungsstrukturen der 

„Eingliederungshilfe“ in Thüringen bei der Vermittlung notwendiger Informationen zum 

Thema selbstbestimmtes Wohnen und Leben? 

2. Wie werden der Zugang zu Informationen zum selbstbestimmten Wohnen und Leben, die 

Qualität sowie die Barrierefreiheit durch die ratsuchenden Personen bewertet? 

3. Wie werden der Zugang zu Informationen zum selbstbestimmten Wohnen und Leben, die 

Qualität sowie die Barrierefreiheit durch die beratenden Personen bewertet? 

4. Welche alternativen Möglichkeiten haben ratsuchende Personen zur Informations- und 

Wissensgewinnung zur Thematik? 

 

Innerhalb der Dissertation wurde eine methodenplurale Forschung im explanativen Design (nach 

Kuckartz 2014) durchgeführt. So wurde die Möglichkeit eröffnet, ein beispielhaftes Abbild des 

gegenwärtigen IST-Zustandes darzustellen sowie ein dynamisches Konstrukt eines möglichen SOLL-

Prozesses abzuleiten.   
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2 Rechtliche Rahmenbedingungen in der „Eingliederungshilfe“ in Deutschland beim 

selbstbestimmten Wohnen und Leben 

2.1. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen und das Recht auf selbstbestimmtes Wohnen 

Mit der Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention im Jahr 2006 durch die UN-

Generalversammlung wurden erstmals Menschenrechte für Menschen mit Beeinträchtigungen 

konkretisiert (Degener, 2015: 55). Jedoch sind alle Menschenrechte grundsätzlich „angeboren“ und 

unveräußerlich, denn sie kommen jedem Menschen aufgrund des Menschseins zu. Das heißt, dass man 

sie weder verlieren noch in irgendeiner Form abtreten kann (Wohlgensinger, 2014: 17; Kirchmeier, 

Krennerich, 2015: 7f.). Zudem sind sie egalitär und unabhängig von Alter, Rasse, Ethnie oder 

Behinderung (Allgemeine Erklärung der Menschenrechte - AEMR, Art. 2) sowie universell, das heißt, 

sie besitzen weltweite Gültigkeit und sind unabhängig von Kultur und Weltanschauung zu verstehen. 

So sind Menschenrechte folglich unteilbar, reziprok und stehen in Korrelation miteinander. Bürgerliche, 

politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sind eng miteinander verbunden und können 

niemals isoliert voneinander betrachtet werden (Wohlgensinger, 2014: 17). Dadurch eröffnet sich 

jedoch die Frage, weshalb es besonderer Menschenrechte für Menschen mit Behinderungen bedarf. 

Noch während der Verhandlungen wurde darauf verwiesen, dass es sich bei der UN-BRK nicht um die 

Generierung neuer Menschenrechte oder sogar Sonderrechte handle, sondern sie zur Adaption der 

geltenden Menschenrechte auf den Faktor „Behinderung“ dienen (Degener, 2015: 59).  

Nach Verabschiedung des dritten Entwurfes der UN-BRK und der damit am schnellsten 

verhandelten Menschenrechtskonvention im Jahr 2006 kann festgestellt werden, dass diese einen 

klaren menschenrechtlichen Paradigmenwechsel verfolgt und als enorm innovativ beschrieben werden 

kann. Die UN-BRK ermöglich die Sichtbarmachung von Beeinträchtigungsaspekten sowohl aus der 

Perspektive der einzelnen Person selbst als auch aus Sicht der Korrelationen von intra-, inter- und 

transpersonalen Aspekten und die damit verbundenen reziproken Wirkmechanismen. Behinderung 

liegt demzufolge nicht in einer Person begründet, sondern ergibt sich im Zusammenspiel mit den 

Umweltbarrieren (Hirschberg, 2011). Bereits seit 1966 wurde im Internationalen Pakt über 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt, Art. 11) verankert, dass jede Person ein 

Recht auf einen angemessenen Lebensstandard und das Recht auf Wohnen hat (Aichele et. al., 2019: 

16). Artikel 19a der UN-Behindertenrechtskonvention konkretisiert dies durch die Fest-schreibung, dass 

Menschen mit Beeinträchtigung unabhängig von Schwere oder Art der Behinderung gleichberechtigt 

den eigenen Wohnort und die eigene Wohnart wählen können. Alle Vertragsstaaten, die die UN-BRK 

ratifiziert haben, sind demzufolge verpflichtet, Deinstitutionalisierungsprozesse anzustoßen und 

inklusive Wohnformen zu etablieren (Aichele, et. al., 2019: 16).   
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2.2. Das Bundesteilhabegesetz – Beratung als Basis für ein selbstbestimmtes Leben 

Die Prozesse zur Deinstitutionalisierung und zum Abbau von Barrieren bezüglich des selbstbestimmten 

Wohnens und Lebens werden vor allem mit dem 2016 in Kraft getretenen Gesetz zur Stärkung der 

Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung (Bundesteilhabegesetz) bekräftigt 

und gefördert. Nach §14 SGB I hat jede Person hinsichtlich der eigenen Rechte und Pflichten einen 

grundsätzlichen Beratungsanspruch. Beratungsangebote für Personen mit (drohender) Behinderung 

finden sich bei den „Eingliederungshilfeträgern“ (§106 SGB IX; §14 SGB I), bei den 

Rehabilitationsträgern (§12 SGB IX; §14 SGB I) und bei den Ergänzenden unabhängigen 

Teilhabeberatungsstellen (EUTB®; §32 SGB IX) (Paritätischer Wohlfahrtsverband, 2021:52). Alle Träger 

der „Eingliederungshilfe“ (EGH) unterliegen der Pflicht, betreffende Menschen im gesamten 

Verfahrensprozess (z. B. bei Antragsstellungen) zu beraten (§106 SGB IX) und bei der Auswahl von 

Anbietenden möglicher Dienstleistungen inklusive der Kontaktaufnahme zu unterstützen (ebd.: 53). 

Aus diesem Grund umfasst eine Beratung der Träger der „Eingliederungshilfe“ vorrangig die Klärung 

der persönlichen Situation, die Bedarfe, die Ressourcen und Kompetenzen, die Stärkung der Selbsthilfe 

zur sozialen Teilhabe, die Ermöglichung des Zugangs zum Leistungssystem, die Beratung über die 

Leistungen anderer Leistungsträger eingeschlossen der Verwaltungsabläufe, die Beratung zu 

wohnortnaher/sozialräumlicher Leistungserbringung und eine Budgetberatung. Förderlich wirken 

können Beratungsstellen der „Eingliederungshilfe“ in Bezug auf die Antragstellung, bei der Klärung von 

Zuständigkeiten, bezüglich des Hinwirkens auf zeitnahe und fristgerechte Entscheidungen anderer 

Leistungsträger und zur Unterstützung bei partizipatorischen Prozessen. Zu thematisieren sind in 

diesem Zusammenhang auch Spannungsfelder, Machtverhältnisse, Konflikte und Abhängigkeiten in 

unterschiedlichen Lebensbereichen sowie Mitwirkungspflichten bei Bewilligungsprozessen und bei der 

Inanspruchnahme von Leistungen (Paritätischer Wohlfahrtsverband, 2021:53f.). Hervorzuheben ist vor 

allem Artikel 21 der UN-BRK, welcher besagt, dass leistungsberechtigte Personen einen 

bedarfsangemessenen Zugang zu Informationen und Beratung erhalten müssen. Dies führt zur 

Verpflichtung der „Eingliederungshilfeträger“ wahrnehmbare Formen anzubieten und vor allem auf die 

Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatungsstellen (EUTB®) hinzuweisen.  

In Thüringen bilden die Landkreise und kreisfreien Städte die jeweiligen örtlichen Träger der „EGH“ (§1 

ThürAGSGB IX). Spezifische Aufgaben zur Beratung und Unterstützung der jeweiligen Träger und zur 

Weiterentwicklung der „Eingliederungshilfe“ übernimmt nach §2 ThürAGSGB IX der überörtliche 

Träger. Zu dessen Aufgabenspektrum gehören die Standort- und Bedarfsplanung (Steuerung und 

Planung), der Abschluss von Rahmenverträgen gemäß §131 SGB IX, die Wirtschaftlichkeits- und 

Qualitätsprüfung nach §128 SGB IX und die Beratung und Unterstützung der örtlichen Träger der „EGH“ 

(Ziele: Förderung des Erfahrungsaustausches, Entwicklung und Durchführung von Instrumenten, 

Qualitätssicherung und Wirksamkeitsüberprüfung) (Paritätischer Wohlfahrtsverband, 2021: 62f.). In 

der korrelativen Betrachtung der UN-BRK und des BTHGs zeigt sich vor allem, dass die UN-BRK als 
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Richtgesetz zwar als eine Art normativer Überbau zu verstehen ist, sich grundlegend daraus jedoch 

keine Leistungsansprüche per se ergeben können. Hierfür bedarf es das SGB IX resp. die daraus 

resultierenden Rahmenvereinbarungen. Im SGB IX werden insgesamt fünf „Leistungsgruppen“ 

aufgeführt. Zu diesen gehören die medizinische Rehabilitation, unterhaltssichernde und andere 

ergänzende Leistungen, Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Bildung und Sozialem mit dem Zweck der 

Vermeidung von Benachteiligungen und der Erhöhung von Selbstbestimmung sowie der 

gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft („Eingliederungshilfe“). 

Eine kritische Auseinandersetzung mit dem Terminus der „Eingliederungshilfe“ ist in diesem 

Zusammenhang unumgänglich. Dieser Begriff bezieht sich auf eben diese Maßnahmen und Leistungen, 

die zur Ermöglichung einer gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben von Menschen mit 

Beeinträchtigungen beitragen sollen. Im Rahmen eines kritischen Diskurses können unterschiedliche 

Perspektiven angeführt werden. Hinsichtlich des Begriffsverständnisses zeigt sich eine Implikation einer 

eher einseitigen Perspektive, bei der Menschen mit Beeinträchtigungen als „zu integrierende Objekte“ 

betrachtet werden, was aufgrund des Fokus auf den Wortbestandteil „Eingliederung“ eine 

stigmatisierende Wirkung implementiert, und die Annahme besteht, dass betreffende Personen 

naturgemäß außerhalb einer Gesellschaft stehen.  Ferner zeigt sich eine enge Verbindung mit dem 

medizinisch orientierten Modell von Behinderung, welches den Schwerpunkt auf Anpassungs-

leistungen von Menschen mit Beeinträchtigungen an die Gesellschaft, anstelle der inklusiveren 

Gestaltung der Gesellschaft, legt. In der Betrachtung aus sozialer Perspektive sollte der Fokus allerdings 

auf dem Erkennen und dem Abbau von Barrieren liegen, welche die betreffenden Menschen an der 

gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben hindern.   

Des Weiteren ist der paternalistische Ansatz unbedingt zu diskutieren. Die Begrifflichkeit 

„Eingliederungshilfe“ kann mit der Perspektive einhergehen, dass Personen mit Fachexpertise für resp. 

über betreffende Menschen entscheiden, was für eben diese am besten ist, anstelle der 

Berücksichtigung individueller Wünsche, Bedürfnisse und Interessen. Diese Tatsache kann unweigerlich 

zu einer Entmündigung und einem Abhängigkeitsgefüge sowie zur Aberkennung der Selbstbestimmung 

und Selbstwirksamkeit von Menschen mit Beeinträchtigungen führen.  Schließlich muss auch die 

strukturelle Perspektive betrachtet werden, denn die „Eingliederungshilfe“ fokussiert vorrangig eine 

individuelle (personenzentrierte) Unterstützungsleistung, was zu einer Vernachlässigung der 

Betrachtung von strukturellen Barrieren, welche die Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigung 

erschweren, führen kann. Dieser skizzierte Diskurs zum Terminus verweist darauf, dass eine kritische 

Betrachtung und Einordnung der gegenwärtigen Termini unbedingt notwendig ist, um alternative 

Ansätze entwickeln zu können. Eine inklusiv ausgerichtete Gesellschaft sollte nicht darauf abzielen, 

Menschen mit Beeinträchtigungen in bestehende, statisch wirkende Strukturen zu integrieren, sondern 

eben diese Strukturen so zu gestalten, dass diese die Diversität und Pluralität von Bedürfnislagen 

implementieren. Eine Alternative wäre beispielsweise der Terminus „Teilhabeunterstützung“, bei 
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welchem es zu einer Verschiebung des Fokus käme. Es würde betont, dass es sich hierbei um einen 

gesamtgesellschaftlichen Prozess handelt, bei dem alle Akteure und Akteurinnen die Verantwortung 

tragen, Barrieren zu erkennen, abzubauen und notwendige Unterstützungsstrukturen bereitzustellen. 

So können sich alle Menschen ihre Rechte und Möglichkeiten vollständig nutzbar machen. Zudem zeigt 

es einen entsprechenden Paradigmenwechsel auf, bei welchem die Aufmerksamkeit nicht auf den 

vermeintlichen Defiziten oder Abweichungen von Menschen mit Beeinträchtigungen, sondern auf 

strukturellen und systemischen Aspekten liegt.  

 

2.2.1. Die Personenzentrierung in der „Eingliederungshilfe“ 

Die Eingliederungshilfe wird von einer überwiegend einrichtungszentrierten zu einer 

personenzentrierten Leistung neu ausgerichtet. Die notwendige Unterstützung des Menschen mit 

Behinderung orientiert sich nicht mehr an einer bestimmten Wohnform. Die Charakterisierung von 

Leistungen der Eingliederungshilfe in ambulante, teilstationäre und stationäre Maßnahmen der 

Eingliederungshilfe entfällt.                                                  (Arbeits- und Sozialministerkonferenz, 2012) 

 

Eine begriffliche Verankerung von „Personenzentrierung“ ist in der UN-BRK nicht zu identifizieren. Im 

Bundesteilhabegesetz ist es jedoch die vorrangige Zielstellung. Durch gleichberechtigte Teilhabe-

möglichkeiten, die nicht in Abhängigkeit mit der gewählten Lebens- und Wohnformen stehen, wird ein 

Paradigmenwechsel von Institutionszentrierung zur Personenzentrierung angestrebt. Pauschalisierte 

Unterstützungsleistungen sollen durch die individuell zu ermittelnden Hilfe- und Unterstützungs-

bedarfe ersetzt und zur größtmöglichen Selbstbestimmung in der persönlichen Lebensführung führen. 

Dabei spielt vor allem eine individuelle und umfassende Ermittlung von Bedarfslagen und persönlichen 

Zielen eine große Rolle. Diese Ermittlung hat kooperativ zu erfolgen und fokussiert sich innerhalb des 

gesamten Prozesses auf die Bedarfslagen der leistungsberechtigten Personen (Deutscher Verein für 

Öffentliche und Private Fürsorge, 2019: 38). 

Neben der personenzentrierten Feststellung von den individuellen Bedarfen muss eine ebenso 

personenzentrierte Unterstützungsleistung implementiert werden (ebd.:39). Bezüglich der 

Bedarfsermittlung und -feststellung konkretisiert die Bund-Länder-Arbeitsgruppe (Arbeits- und 

Sozialministerkonferenz, 2012:29ff.): 

- Die Ermittlung und Feststellung der Bedarfe durch die Sozialhilfeträger berücksichtigt alle 

Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen. 

- Für die Bedarfsermittlungsverfahren werden folgende Maßstäbe festgelegt: 

· Alle Verfahrensschritte sind in Anwesenheit der leistungsberechtigten Person 

durchzuführen, außer die Person verzichtet durch eine Erklärung darauf. 

· Leistungsberechtigte Personen haben einen Anspruch auf Beratung. Der 

Sozialhilfeträger hat unmittelbar nach der Feststellung des Vorliegens einer 
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wesentlichen Behinderung und dem Beginn des Verfahrens die Wünsche und Ziele der 

leistungsberechtigten Person aufzunehmen und diese zu dokumentieren. 

· Das Verfahren zeichnet sich durch Transparenz, die Einbindung aller potenzieller 

Träger, Interdisziplinarität, Konsensorientierung, Individualität, Lebenswelt-

bezogenheit, Sozialraumorientierung und Zielorientierung aus.  

· Notwendige Abstimmung bezüglich Inhalte, Umfänge, Dauer und Zeitpunkte der 

Unterstützungsleistungen werden in einer Hilfeplankonferenz getroffen. Anwesende 

sind, neben der leistungsberechtigten Person, alle möglichen Leistungsträger. 

- Diese Maßstäbe werden bei der Durchführung der Wirkungskontrolle berücksichtigt und gelten 

als grundlegend. 

- Sozialhilfeträger stellen hierfür eine adäquate und kompetente personelle Ausstattung. 

 

Entsprechend der notwendigen Aspekte zur Personenzentrierung (nach Kruckenberg, 2005) bedarf es 

zur gelingenden Umsetzung der Orientierung an den individuellen Bedürfnissen und Ressourcen mit 

der Ausrichtung an der jeweiligen Lebenswelt sowie einer integrierten Form der Hilfegewährung. Diese 

ist passgenau zu adaptieren, damit eine weitestgehende Selbstbestimmung ermöglicht werden kann. 

Dies sollte bei geringstem Eingriff in die Lebensverhältnisse durch eine partnerschaftliche Abstimmung 

mit den betreffenden Personen erfolgen und durch eine gerechte Lastenverteilung auf allen Ebenen 

realisiert werden. Hierfür bedarf es einer gelingenden Koordination auf kommunaler Ebene und 

erfolgreiche regionale Einbindung.  Die personenzentrierten Leistungen sind als maßgebend im BTHG 

zu verstehen. Die Umsetzung intentionaler sowie wirkungsorientierter Leistungserbringung in der 

„Eingliederungshilfe“ soll folglich mehr Autonomie und Empowerment für Menschen mit 

Beeinträchtigungen ermöglichen. Diese Alternative bietet im Vergleich zu bestehenden ‚konservativen‘ 

Leistungen den betreffenden Personen deutlich mehr Möglichkeiten in Bezug auf Teilhabeaspekte. 

Nach §90 SGB IX soll die „Eingliederungshilfe“ eine individuelle Lebensführung ermöglichen und die 

volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben und in der Gesellschaft fördern. Auftrag für 

die Länder, basierend auf §94 SGB IX, ist das Aktivieren von Angeboten in der Leistungserbringerschaft, 

welche sich sowohl flächen- als auch bedarfsdeckend am Quartiers- und Sozialraum orientieren und 

grundlegend inklusiv ausgerichtet sind. Die Gewährleistung ist in §95 SGB IX verankert: „Die Träger der 

Eingliederungshilfe haben im Rahmen ihrer Leistungsverpflichtung eine personenzentrierte Leistung 

für Leistungsberechtigte unabhängig vom Ort der Leistungserbringung sicherzustellen (Sicher-

stellungsauftrag) … .“ Um differenzierte und personenzentrierte Unterstützungen gewährleisten zu 

können, wird in Thüringen zur Bedarfsermittlung das Instrument „Integrierter Teilhabeplan (ITP)“ 

genutzt. Dieser ist auf Basis des ICF-Modells (International Classification of Functioning Disability and 

Health, WHO) entwickelt worden und ist Grundlage für die Bedarfserfassung und Definition des 

leistungsberechtigten Personenkreises im Gesamtplanverfahren. 
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2.2.2.  Das Persönliche Budget 

Von der Fürsorge zur Teilhabe – in dieser Form wird in vielen Publikationen die gesetzliche Veränderung 

im Rahmen der Implementierung des sogenannten Persönlichen Budgets beschrieben. So war im 

Bundessozialhilfegesetz (BSHG) bis zum Jahr 2001 die Passivität von Menschen mit Behinderungen 

vorzufinden, welche zur Lebensgestaltung stetig auf professionell tätige Personen angewiesen seien 

(Kampmeier, 2014: 9). Seit 2001 wurde die Leistungsform des Persönlichen Budgets als Nutzungs-

möglichkeit durch die Kostenträger angeboten und ist seit dem 01.01.2008 als Pflichtleistung in §29 

SGB IX verankert (ebd.: 9). Das Ziel ist die Erreichung einer größtmöglichen selbstbestimmten 

Lebensführung in Eigenverantwortung. Das Persönliche Budget wird in der Regel als Geldleistung 

erbracht und am jeweils individuellen Bedarf bemessen.  

 

Mit dem Persönlichen Budget wird behinderten und von Behinderung bedrohten Menschen der 

Rechtsanspruch gegeben, ihren Bedarf an Teilhabeleistungen in eigener Verantwortung so zu 

decken, dass ein möglichst selbstständiges und selbstbestimmtes Leben ermöglicht wird. Damit 

sollen ihre Entscheidungs- und Gestaltspielräume im Alltagsleben sowie ihre sozialen 

Teilhabechancen erhöht werden.                                                                                    (Trendel, 2020: 17) 

 

Im Gegensatz zur Sachleistungsform, bei welcher vorrangig die Leistungsträger- und Leistungs-

erbringerschaft Vereinbarungen über Umfänge, Inhalte und/oder Qualitäten von Leistungen treffen, 

bietet das Prinzip des Persönlichen Budgets für die leistungsberechtigten Personen die Möglichkeit, im 

Mittelpunkt der Aushandlungsprozesse zu stehen und über Zielvereinbarungen und Absprachen über 

Inhalte, Umfänge und Qualität mitzuentscheiden (Trendel, 2020:21; BMAS, 2019). Das Persönliche 

Budget hat somit das Potenzial, die leistungsberechtigten Personen insofern zu stärken, als dass diese 

über ihre Lebensführung autonomer entscheiden und eine unabhängigere Rolle im Gesamtsystem 

einnehmen können. Meyer (2011: 38) fasst die Idee des Persönlichen Budgets in vier Punkten 

zusammen: (1) Der Faktor des ‚persönlichen‘ entsteht durch die Bemessung des individuellen Bedarfes 

und der jeweiligen Lebenssituation einer Person. (2) Der Faktor des ‚Budgets‘ liegt der Tatsache 

zugrunde, dass es sich um die Zurverfügungstellung eines Geldbetrages über einen vereinbarten 

Zeitraum handelt. (3) Durch die persönliche Verfügung über die Geldleistung und der damit 

verbundenen Eigenverantwortung über die Ausgestaltung wird der hauptsächliche Nutzen 

verdeutlicht: Leistungserbringung in Eigenverantwortung. (4) Beim Persönlichen Budget handelt es sich 

um eine neue Art der Leistungserbringung in der „Eingliederungshilfe“, was impliziert, dass ein 

grundsätzlicher Leistungsanspruch betreffender Personen gegenüber der Leistungserbringer- und 

Leistungsträgerschaft bestehen muss.  

Vor allem im Bereich des Wohnens außerhalb von trägergeführten Einrichtungen spielt das Persönliche 

Budget eine entscheidende Rolle. Es ist ein alternativer Weg für den leistungsberechtigten 
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Personenkreis sich das notwendige Unterstützungskonvolut individuell zu gestalten und vom gesetzlich 

verankerten Wunsch- und Wahlrecht tatsächlich Gebrauch zu machen. Dies setzt jedoch maßgeblich 

das Vorhandensein hierfür notwendiger Unterstützungsstrukturen in der Leistungslandschaft voraus.  

 

2.2.3.  Der Landesrahmenvertrag Thüringen nach §131 Abs. 1 SGB IX (LRV) 

„Die Träger der Eingliederungshilfe schließen auf Landesebene mit den Vereinigungen der 

Leistungserbringer gemeinsam und einheitlich Rahmenverträge … ab“ (§131 Abs. 1 SGB IX). Mit der 

Trennung von Fachleistungen und existenzsichernden Leistungen kam es zu Neuverhandlungen 

laufender Verträge zwischen Kostenträgerschaft, Leistungserbringerschaft und den leistungs-

berechtigten Personen. Grundlage für die Konkretisierung gesetzlicher Regelungen sind die, durch das 

Bundesteilhabegesetz geforderten, Landesrahmenverträge gemäß §131 Abs. 1 SGB IX, welche die 

Bundesländer gemeinsam mit Kostenträger- und Leistungserbringerschaft auszuarbeiten haben. Bisher 

haben nicht alle Bundesländer einen Landesrahmenvertrag, jedoch zumindest eine 

Übergangsvereinbarung beschlossen (Dehmel, et.al., 2021: 190). Der Thüringer Landesrahmenvertrag 

nach §131 Abs. 1 SGB IX wurde am 31. Mai 2019 von allen beteiligten Akteuren und Akteurinnen 

unterzeichnet. An diesem Prozess beteiligt waren die Trägerschaft der „Eingliederungshilfe“, die 

Verbände der Leistungserbringenden und die maßgebliche Interessensvertretung von Menschen mit 

Behinderungen (LIGA Selbstvertretung Thüringen e.V.) als beratendes Gremium. Es wurde festgehalten, 

dass sich die Akteure und Akteurinnen bis zum 31. Dezember 2022 verpflichten, ihre bisherigen 

Angebote in ein personenzentriertes Anschlussmodell umzustrukturieren (Dehmel, et. al., 2021: 192). 

Im Inhaltsverzeichnis des Thüringer Landesrahmenvertrages ist die vereinbarte Zielrichtung der 

Umstrukturierungsprozesse deutlich verankert. Teil II ist mit der Bezeichnung „Personenzentrierte 

Komplexleistung“ beschriftet und legt in Teil A §4 die Leistungserbringung im Sozialraum fest: „Die 

personenzentrierte Komplexleistung nach Teil II gewährleistet die wirkungsorientierte Erbringung der 

im Einzelfall geplanten und vereinbarten Leistungen der Teilhabe … an jedem Ort, an 24 Stunden und 

365 Tagen im Jahr aufgrund einer prospektiven, wirkungsorientierten Einschätzung des notwendigen 

Leistungsumfanges“ (LRV Thüringen, 2019: 4f.). Ferner beschreibt der Vertrag in Teil II Absatz A, §4 

(2019: 8): „In Bezug auf die wesentlichen Leistungsmerkmale (Sozialraum, Ziel, Art und Umfang der 

Leistung, personelle und sächliche Ausstattung sowie Leistungs- und Qualitätsanforderungen) stellen 

die personenzentrierten Komplexleistungen im Sozialraum typisierte Formen zur Leistungserbringung 

dar.“ Diese sollen alle anerkannten Bedarfe an Leistungen der „EGH“ abdecken, strukturersetzend 

wirken (Wandlung von Angeboten nach Teil III und IV), Selbstbestimmung und Selbstbefähigung der 

Leistungsberechtigten fördern und die Verfügbarkeit und Erreichbarkeit aller notwendigen räumlichen 

und sachlichen Ressourcen durch Kooperationen im jeweiligen Sozialraum gewährleisten. 
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3 Von der Heteronomie zur Autonomie beim Wohnen und Leben von Menschen mit 

kognitiven Beeinträchtigungen 

Die (menschen-)rechtliche Zielvorgabe zeigt sich eindeutig: Menschen mit (kognitiven) 

Beeinträchtigungen haben das Recht auf eine selbstbestimmte und unabhängige Lebensführung durch 

personen- und bedarfsorientierte, individuelle Unterstützungsleistungen. Dabei geht es um die 

Anerkennung des Bedürfnisses nach selbstgewählten Wohnen- und Lebensmöglichkeiten bei 

Menschen mit (kognitiven) Beeinträchtigungen. Eine rechtliche Verankerung allein reicht jedoch nicht 

aus, um die individuellen Bedürfnisse und Vorlieben im Wohnkontext vollumfänglich zu 

berücksichtigen. Eine zunehmende Fokussierung von Selbstbestimmungsprozessen beim Wohnen 

bietet die Möglichkeit der Eröffnung neuer Perspektiven, welche über ausschließliche rechtliche 

Vorgaben hinausgeht und somit die Partizipation in Bezug auf die eigene Lebensgestaltung ermöglichen 

sollte. Der Prozess von einer rechtlichen Absicherung hin zu einem selbstbestimmten Wohnen und 

Leben ist nicht nur in Bezug auf das Sozialrecht von Bedeutung, sondern betrifft auch 

wohnpsychologische und sozialräumliche Parameter. Dabei ist das Verstehen von individuellen 

Präferenzen, sozialen Beziehungen und Interaktionen sowie von Gegebenheiten des Wohnumfeldes 

unabdingbar. Eine Integration von wohnpsychologischem Wissen sowie der Berücksichtigung 

sozialräumlicher Faktoren in Bezug auf die Entwicklung von individuellen Wohnsettings bieten die 

Chance zur Stärkung von Selbstbestimmung und Erhöhung der Lebensqualität betreffender Personen. 

Vor diesem Hintergrund werden im folgenden Kapitel wohnpsychologische und 

lebensqualitätsrelevante Aspekte in Bezug auf Verselbstständigungs- und Selbstbestimmungsprozesse 

von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen differenziert betrachtet. 

 

3.1. Architektur- und wohnpsychologische Theorien 

Das Wohnen von Menschen ist nicht rein auf eine räumliche Dimension zu beschränken, sondern ist 

zwingend in einen mehrdimensionalen Kontext, eingebettet in Reziprozitäten, zu setzen. Von der 

baulichen Dimension aus betrachtet, sind Wohnungen und Häuser stets in größere strukturelle 

Beschaffenheiten wie Sozialräume/Quartiere, Städte und Dörfer integriert. Aus der psychologischen 

Dimension heraus gehören zu diesen immer auch die innelebenden Menschen, die nicht getrennt von 

Interaktionen und beweglichen Handlungsräumen betrachtet werden können. Das Leben in der 

eigenen Wohnung wird also maßgeblich von der ihr umgebenden Umwelt beeinflusst wie z. B. durch 

die Nachbarschaft, Mobilitäts- und Infrastrukturbedingungen oder äußere Reize, wie Geräuschkulissen 

oder Lichteinflüssen. Aber auch Aspekte der Umweltpsychologie nehmen hierauf Einfluss (z.B. 

Ortsverbundenheit, Identität, Privatheit, Umwelterleben und umweltbezogenes Handeln), was zu einer 

Korrelation von Wohn- und Lebensbereichen führt (Flade, 2020a: 3). Das Wohnen selbst kann somit als 

zentrale Komponente für Menschen verstanden werden, welches unmittelbare Auswirkungen auf die 

Gestaltungs- bzw. Handlungsvoraussetzungen und somit auch Möglichkeiten und Limitationen im 
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Handeln von Individuen mit sich bringt. Hierbei zeigt sich die direkte Beziehung zwischen dem 

innewohnenden Menschen und seiner (erlebten) Umwelt. Die Wohnumwelt ist folglich nicht 

ausschließlich eine objektiv physische, sondern eine erlebte und subjektiv bewertete Umwelt. Porteous 

(1977) bezeichnete diese Korrelation als ‚Home-Range‘, also die Summe aller Faktoren. Dazu gehört die 

Wohnung selbst, die Zielorte innerhalb von Arbeit, Freizeit und Bildung sowie die jeweiligen Wege 

dorthin (Porteous 1977 zit. n. Flade 2020a: 10f.).  

Amérigo und Aragonés (1997) definieren die Reichweite der gesamten Wohnumgebung als 

grundlegend subjektiv. Sie ergibt sich durch die individuelle Bewertung einer Person in der jeweiligen 

Art der Nutzung, verbunden mit der emotionalen Dimension mit der Umwelt (Amérigo, Aragonés, 

1997: 49-55).  

In der Anwendung des Mehrebenen-Konzepts nach Bronfenbrenner (1981) kann die individuelle 

Wohnumgebung einer Person in Mikro-, Meso-, Exo-, Makro- und Chronosysteme unterschieden 

werden. Das Mikrosystem bildet, gemäß Bronfenbrenners Theorie, die direkt umgebende 

Lebensdimension einer Person, inklusive aller sozialen Interaktionen mit beispielsweise weiteren im 

Haushalt lebenden Personen und der Nachbarschaft. Die Beziehungskonstrukte, die zwischen den 

Lebensbereichen stattfinden, wie zum Beispiel zwischen der eigenen Wohnung und der Arbeitsstelle, 

sind dem Mesosystem zuzuordnen. Übergreifende Beziehungsgeflechte, wie ein Arbeitsplatz eines 

Partners oder einer Partnerin, welcher tagesstrukturierende Rahmungen vorgibt, wird als Exosystem 

beschrieben. Gesellschaftliche Faktoren, wie Normen- und Wertevorstellungen, Weltanschauung und 

kulturelle Aspekte werden dem Makrosystem zugeordnet. In einer, dem Makrosystem übergeordneten 

Ebene, beschreibt Bronfenbrenner das sogenannte Chronosystem, in welchem einerseits 

Lebensübergänge stattfinden, also eine Person Positionsveränderungen durch Rollen- oder Lebens-

bereichwechsel in ihrer Umwelt vornimmt, und andererseits Übergangsketten über einen langen 

Zeitraum hinweg stattfinden (Kruse-Graumann, 1996: 76ff.; Theunissen, 2012: 100 ff.). 

 

„Such transitions occur throughout the life-span, and often serve as a direct impetus 

 for developmental change“ (Bronfenbrenner, 1986: 292). 

 

Das Wohnen ist immer in eine Umwelt eingebettet, welche in die drei Sektionen primäre, sekundäre 

und tertiäre Territorien unterteilt und durch Kriterien, wie das ausschließliche Nutzungsrecht, die 

Dauer der Inanspruchnahme, die persönliche Bedeutsamkeit, das Ausmaß an Personalisierungs-

möglichkeiten und Reaktionen auf Grenzverletzungen, bedingt werden (Flade, 2020a: 15). Gemäß 

dieser Faktoren kann der jeweilige persönliche Wohnraum dem primären Territorium zugeordnet 

werden. Hierüber verfügt eine Person(-engruppe) dauerhaft. Sie unterliegt einem ausschließlichen 

Nutzungsrecht und bietet ein hohes Maß an Personalisierungsmöglichkeiten. Sekundäre Territorien 

zeichnen sich durch ein gemeinsames, zugangsberechtigtes und spezifisches Nutzen von Räum-
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lichkeiten über einen relativen Zeitraum hinweg, wie beispielsweise Gemeinschaftsräume in 

Wohnparks, Sportstätten der ansässigen Vereine oder Bibliotheken, aus. Zu den tertiären Territorien 

werden alle frei zugänglichen, öffentlichen Bereiche gezählt wie Cafés, Einkaufsläden und Parks (Flade, 

2020a: 15). Das Wohnen stellt die intimste Beziehung zur persönlichen Umwelt dar und kann somit als 

Kernelement definiert werden. Es ist ein (vertrauter) Ort, an dem eine Person, relativ gesehen, 

dauerhaft verbleibt. Die Person kennt diesen Ort, findet sich an diesem leicht zurecht und entwickelt 

eine emotionale Beziehung zu diesem (Saegert 1985 zit. n. Flade, 2020a: 18).  

Die beschriebene reziproke Beziehung zwischen der jeweiligen Person und ihrer Umwelt führt 

unmittelbar zu stetigen Veränderungsprozessen in beide Richtungen.  

Dieser Wandel beginnt zumeist mit dem Einzug in eine neue Wohnumwelt. Es beginnen 

Personalisierungsprozesse mit dem Ein- und Herrichten der neuen Umgebung, um sich an diesem 

neuen Ort „zu Hause zu fühlen“, also sich diesen zu eigen machen. Daraus folgt die Herstellung einer 

personalisierten Umwelt, mit welcher sich die Person selbst identifiziert. Mit dem Prozess des sich 

Aneignens und der relativen Zeitdauer entsteht Kontinuität, sodass sich individuelle räumliche und 

zeitliche Ordnungsstrukturen herausbilden, die das persönliche Alltagsleben erleichtern. Die 

sogenannte ‚Home-Base‘ bildet nunmehr einen fixen Punkt, welcher die Möglichkeit der sozialen und 

kulturellen Einbindung ermöglichen kann (Dovey 1985 zit. n. Flade, 2020a: 18f.) Eben diese stellt Hirschi 

(1969) in seiner Bindungstheorie als elementar dar. Bindungen sozialer und örtlicher Art sind 

haltgebend und verringern die Wahrscheinlichkeit des unsozialen, eigennützigen oder kriminellen 

Handelns einer Person („control theory of delinquency“).   

Die Anbindung und emotionale Bindung an Bezugspersonen (attachment), das Einverständnis und die 

Akzeptanz der geltenden Regeln, Normen sowie Werte (commitment), das Engagieren für soziale 

Belange sowie das Eingebundensein in gemeinschaftliche Aktivitäten (involvement) und letztlich die 

Werthaltungen und Überzeugungen (belief) stellen die vier Aspekte der Bindungstheorie dar (Hirschi 

1969 zit. n. Flade, 2020a: 19). 

Das Wohnen ist eine oft unbewusste, alltägliche Erfahrung, was durch die meisten Personen 

eher als gewöhnlich und unspektakulär wahrgenommen wird. Die Bedeutung der Mensch-Umwelt-

Beziehung wird meist erst dann bewusst, wenn diese Gewohnheit durch Umsiedelung, Obdachlosigkeit 

oder naturbedingtem Verlust der Wohnung/des Hauses entfällt (Flade, 2020a: 20). Das Leben in einer 

geschützten Umgebung beruht auf einem tief verwurzelten Bedürfnis nach Schutz und Sicherheit. Die 

Bedürfnisse einer Person motivieren diese einerseits zum Handeln, beispielsweise zur 

Reduktion/Vermeidung von Mangelzuständen bzw. existenzbedrohenden Zuständen (Homöostase-

Prinzip nach Cannon 1929), andererseits zu der persönlichen Weiterentwicklung und psychischem 

Wachstum (Wachstumsprinzip). Eine beständige und vertraute (Wohn-) Umwelt benötigt eine Person 

also zum Schutz vor Witterungsbedingungen, zur Befriedigung von Hungerzuständen oder Erholungs-

bedarfen. Übertragen auf die hierarchische Maslowsche Bedürfnispyramide (Maslow 1954) sind eben 



15 
 

diese beschriebenen Faktoren der untersten Ebene zuzuschreiben und bedürfen zunächst einer 

Sättigung, bevor die etwaigen Bedarfe der übergeordneten Ebenen wahrgenommen und befriedigt 

werden können. Dabei sind angeborene (Nahrungsaufnahme) und soziokulturell geformte (Art des 

Nahrungsmittels) Bedürfnisse zu unterscheiden (Trabandt, Wagner, 2021: 46f.).   

Das Bedürfnis zu Wohnen ist dabei mehrdimensional zu betrachten, da sich die Bedürfnisse 

grundsätzlich in anderen Lebensbereichen wiederfinden und auch dort befriedigen lassen. Jedoch 

existieren auch sehr spezifische Wohnbedürfnisse, welche im individuell gelebten Alltag nicht 

trennscharf voneinander zu betrachten sind.  

So können Ich- und Sozialbedürfnisse nur in Korrelationen mit intra- und interpersonellen Interaktionen 

gesättigt werden. Die Notwendigkeit eines persönlichen Raumes zur Befriedigung der Bedürfnisse und 

zur emotionalen Regulation ist die Basis zur Erfüllung übergeordneter Bestrebungen (Flade, 2020a:25).  

Fuhrer und Kaiser (1994) beschäftigten sich in diesem Zusammenhang mit zwei kommunikativen 

Prozessen, die in einer und durch eine Wohnung stattfinden. Zum einen bietet der persönliche 

Wohnraum die Möglichkeit der Selbst-Kommunikation, welche zur Stärkung der Ich-Identität beiträgt 

und zum anderen die Fremd-Kommunikation mit anderen Personen, die durch die individuelle 

Wohnumgebung (Wandbilder, persönliche Gegenstände…) wahrnehmen können, mit welcher Person 

sie es zu tun haben (Fuhrer, Kaiser, 1994: 32ff.). Die Wohnung ist folglich ein Ort, an welchem 

persönliche Gegenstände mit diverser Nutzungsintensität und unterschiedlichem emotionalen Bezug 

verstaut oder präsentiert werden, sofern die Wohnumgebung die entsprechenden 

Rahmenbedingungen hierfür bietet. Durch eine etwaige Präsentation von persönlichen Gegenständen, 

die durch wohnungsfremde Personen wahrgenommen und interpretiert werden, entsteht ein 

impliziter Informationstransfer, welcher soziale Gegebenheiten produzieren kann. 

„Als private Räume gelten im alltäglichen Verständnis hauptsächlich die gebauten Räume …“ 

(Beyvers et. al., 2017: 20), wobei auch festgehalten wird, dass zwischen Privatheit und Wohnräumen 

eine unauflösbare Korrelation besteht, welche als dynamisch und flexibel sowie als relationale 

Konstruktionsleistung sozial handelnder Personen beschrieben werden. Räume sind demzufolge das 

Produkt und die gleichzeitige Reproduktion sozialer Interaktionen. Das impliziert, dass jeder physische 

Wohnraum ebenso ein Raum des Sozialen darstellt (ebd.: 52). Hagendorff (2018: 13) betrachtet den 

Terminus Privatheit unter dem Aspekt der Kontrolle, also inwiefern raumfremde Personen Zugriff und 

Zugang auf bestimmte Räume, Informationen oder Entscheidungen haben. Auch Rössler (2001: 25) und 

Altman (1975) beschreiben den Zusammenhang zwischen Privatheit und den damit einhergehenden 

Kontrollmechanismen insofern, als dass ein Mangel an Zugangskontrollmöglichkeiten zum einen die 

Gefahr der Einsamkeit und zum anderen die Gefahr des zu viel Zusammenseins, also zu geringer 

Privatsphäre, mit sich bringen kann. Folglich ist das Bedürfnis nach Privatheit auch das Bedürfnis nach 

Wunsch- und Wahlmöglichkeiten: Welche Person(en) soll(en) wann und wie lange in den persönlichen 
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Räumlichkeiten empfangen werden (Flade, 2020b: 26)?5 Dabei spielen die Aspekte der visuellen und 

auditiven Privatheit eine entscheidende Rolle. Zum einen bedeutet dies das Bedürfnis nach Schutz vor 

externen, als störend empfundenen Geräuschkulissen und nicht erwünschter Beobachtungs-

situationen und zum anderen die Möglichkeit des ungestörten Informationsaustausches innerhalb des 

eigenen Raumes (Flade et. al., 2008: 135). Somit ergibt sich, dass der persönliche Wohnraum 

eingebettet in die Grenzen zwischen Privatheit und Öffentlichkeit ist.  

Simmel beschreibt in diesem Kontext die Bindung von Räumen an das Soziale einer Gesellschaft: „Die 

Grenze ist nicht eine räumliche Tatsache mit soziologischen Wirkungen, sondern eine soziologische 

Tatsache, die sich räumlich formt“ (Simmel zit. n. Schützeichel, 2013: 484). Im Rahmen dieser Annahme 

und der Betrachtung der räumlichen Dimension von Wohnumgebungen führt dies unweigerlich zu der 

diskursiven Auseinandersetzung und der damit verbundenen Bestimmungs- und Definitionsversuche 

von „sozialen Räumen“ resp. „Sozialräumen“. Es braucht in jederlei Hinsicht, vor allem immer dann, 

wenn es um Neuausrichtungen und Ausgestaltungen von Wohn- und Lebenssettings geht, einen 

gemeinsamen Konsens über die Definition des jeweils gemeinten Sozialen Raumes.  

 

Die in diesem Kapitel beschriebenen wohnpsychologischen Aspekte, welche vor allem im 

Zusammenhang von selbstbestimmtem Wohnen zu betrachten sind, sollen nachfolgend in den Kontext 

des Wohnens von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen gestellt werden. Dies wird als 

Grundlage des Verständnisses der Veränderungsnotwendigkeiten in diesem Zusammenhang 

verstanden und soll den Ausgangspunkt für die Beratung zum selbstbestimmten Wohnen von 

Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen darlegen. 

 

3.2. Wohn- und Lebensmöglichkeiten von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung in der 

organisationalen Entwicklung 

Von der Unterbringung und Verwahrung in Hospitälern, Klöstern, Narrentürmen, Gefängnissen sowie 

Armen- und Arbeitshäusern bis zur ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts bis hin zum Leben in großen, 

totalitären Anstalten und Institutionen6: Das Leben und Wohnen von Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen war geprägt von exkludierenden und separierenden Prozessen, Heteronomie7 

sowie damit häufig einhergehender struktureller Gewalt.8 Um die 1950er Jahre kam es durch die 

 
5 Hierzu auch Flade, Roth, 2006:22; Hagendorff, 2018:13. 
6  Hierzu Goffman (1973:11): Marginalisierte Randgruppen, welche von der allgemeinen Gesellschaft abgeschnitten sind,  
   leben gemeinsam in einer Wohn- und Arbeitsstätte ein [von außen, Anm. d. Verfin.] formal geregeltes Leben. 
   Auch: Jantzen (2003:296): Er beschreibt, in Bezugnahme auf Bourdieu, totale Institutionen als „spezifische Formen    
   menschlicher Austauschverhältnisse mit internen Hierarchien … . Sie bestimmen unmittelbar die Lebenslage der in ihn   
   lebenden Menschen, also den Spielraum, den die äußeren Lebensumstände den Menschen geben.“. 
7 Die Terminologie Heteronomie stammt aus dem Griechischem (hetero nomos) und ist mit Fremdbestimmtheit/  
   Fremdgesetzlichkeit zu übersetzen (Vgl. Langenscheidt). Nach Kant ist die Heteronomie als Antonym zur Autonomie und  
   beide zusammen als reziprokes Spannungsfeld in der Gesellschaft zu verstehen (Kant, 2013:49f). 
8  Zur Historie auch Bösl et. al., 2010; Greving, Ondracek, 2014; Jantzen, 2003; Schablon, 2010; Schwalb, Theunissen, 2018;  
    Seifert, 2002; Störmer, 2007; Theunissen 2012. 
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Gründung der Bundesvereinigung „Lebenshilfe für das geistig behinderte Kind“ in Marburg zu 

Prozessen, die die „Behindertenhilfe“ grundlegend reformieren sollten. Zwischen 1957 und 1975 

wurden Veränderungen in den gesetzlichen Grundlagen herbeigeführt, wie beispielsweise das 

Körperbehindertengesetz (1957) oder das Bundessozialhilfegesetz (1961), welches 1974 allen 

beeinträchtigten Menschen einen Rechtsanspruch auf „Eingliederungshilfe“ ermöglichte (Schmuhl, 

Winkler, 2018: 6ff.).  

Die Prozesse in der Behindertenhilfe bewegten sich von Normalisierungsprozessen in den 50er Jahren 

über die Krüppelbewegung der 1970er Jahre, der De- und Enthospitalisierung der 80er Jahre und 

Empowerment- sowie Selbstbestimmungsprozessen mit Beginn der 90er Jahre bis hin zum heutigen 

Verständnis von inklusiven Prozessen im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention.   

„Wohnqualität hat etwas mit Lebensqualität zu tun, die sich im subjektiven Wohlbefinden, in der 

Zufriedenheit, den wahrgenommenen Handlungsmöglichkeiten sowie dem Gefühl, in einer sicheren 

Welt zu leben, widerspiegelt“ (Flade, Roth, 2006:  37). Es ist vor allem die Notwendigkeit der aktiven 

Auseinandersetzung mit der persönlichen Wohnumgebung, die eine wichtige Rolle in Bezug auf 

Wohlbefinden und Wohnzufriedenheit spielt. Dies ist ein Aspekt, der historisch betrachtet bei 

Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen noch viel zu marginal Umsetzung erfährt. Zumeist leben 

diese Personen noch in sogenannten stationären Settings, welche im rechtlichen Sinne nicht als 

Wohnung gelten (Schlummer, Schütte, 2006: 164).9 Nachfolgend werden aktuelle Wohn- und 

Lebensmöglichkeiten von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen aufgezeigt und in den 

gegenwärtigen Diskurs der Umstrukturierung von Einrichtungen der „Eingliederungshilfe“ verortet.  

Um die Wohn- und Lebensmöglichkeiten von betroffenen Personen einordnen zu können, wurde eine 

Übersicht von Dworschak aus dem Jahr 2004 bzw. 2011 als Grundlage verwendet, entsprechend den 

aktuellen Parametern erweitert und modifiziert (Abbildung 1). Zunächst wird zwischen konventionellen 

und alternativen Wohnmöglichkeiten10 unterschieden. Als konventionelle Wohnmöglichkeiten werden 

alle Formen des Wohnens verstanden, welche als eher gemeindefern/gemeindenah definiert werden 

können. Sie zeigen charakteristische Aspekte auf, die nicht den inklusiven, emanzipatorischen 

Prozessen entsprechen.  Dazu gehören beispielsweise das Wohnen und Arbeiten an einem Ort, 

außerhalb der allgemeinen Gesellschaft oder die Betreuung durch Fachkräfte, die nicht gemäß dem 

Assistenzverständnis zu verorten sind.  

 
9 In diesem Zusammenhang wird auf den Art. 13 Grundgesetz („Unverletzlichkeit der Wohnung“) verwiesen. In Bezug auf  
   stationäres Wohnen (besondere Wohnform) kann es zu starken Einschränkung der Möglichkeit einer selbstbestimmten  
   Verfügung über die genutzte Wohnfläche kommen und somit dem Art. 13 GG nicht (vollumfänglich) entsprochen werden. 
10 Diese Tatsache wird als Prozess verstanden. Die hier unter „alternativ“ aufgezeigten Wohnmöglichkeiten sollten sich   
     bestenfalls im Zuge von inklusiven Prozessen allgemein verstetigen, erweitern und als Regelfall bewertet werden.  
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Ein nicht trennscharfer Bereich befindet sich zwischen dem Wohnen in der Herkunftsfamilie und dem 

Wohnen in Gastfamilien. Da diese Form des Wohnens und Lebens von individuellen Faktoren 

hinsichtlich des Wohnortes, der Qualität der Einbettung in den Sozialraum und der Art der 

Unterstützungsleistungen abhängig ist, kann keine allgemeingültige Aussage zur Charakterisierung 

getroffen werden. Als „sozialraumintegrierte Wohnmöglichkeiten“ werden in diesem Zusammenhang 

alle Formen des selbstbestimmten Wohnens gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention definiert. 

Jedoch muss in der Bewertung der jeweilige Einzelfall Berücksichtigung finden, denn auch sogenannte 

inklusive Wohngemeinschaften zeigen, bei differenzierter Betrachtung, nicht selten die Charakteristika 

des ambulant betreuten Wohnens auf.  Maßgebliches Kriterium für eine stationäre (heute: besondere) 

Wohnform ist eine Betreuung/Unterstützung rund um die Uhr. Diese Form des Wohnens ist in 

vollstationär und teilstationär gliederbar. Lebt eine Person vollstationär, so erhält diese ein 

Komplettangebot alle Lebensbereiche betreffend und ist häufig dazu angehalten, diese Angebote auch 

tatsächlich zu nutzen. Im Bereich des ambulanten Wohnens mietet die betroffene Person den 

Wohnraum zumeist bei der Einrichtung (Hauptmietpartei) an. Je nach Bedarfslage erhält die betroffene 

Person stundenweise Betreuung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung und -gestaltung 

(Dworschak, 2004: 18f.).  Ergänzend zur Darstellung von Dworschak (2004) sei auch das Wohnen in der 

Herkunftsfamilie und die, teilweise fälschliche, Unterbringung von jungen Erwachsenen in Alten- und 

Pflegeheimen zu erwähnen (Wansing, 2013: 79).  

Mit der Ratifizierung der UN-BRK und dem daraus resultierenden Bundesteilhabegesetz wurden neue 

Perspektiven hinsichtlich inklusiver Prozesse, wie beispielsweise die Trennung von ambulanten und 

stationären Wohnformen, gesetzlich verankert. So werden bisherige stationäre Einrichtungen nun als 

besondere bzw. gemeinschaftliche Wohnformen bezeichnet. Des Weiteren beschreibt Artikel 19 (a) der 

Quelle: In Anlehnung an Dworschak 2004:19/ Dworschak 2022: 144; Stöppler, 2017:146, erweitert und modifiziert 

Abbildung 1 - Spektrum der Wohnformen von Menschen mit (kognitiver) Beeinträchtigung 
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UN-BRK, dass Menschen mit Beeinträchtigungen die Möglichkeit erhalten sollen, ihren jeweiligen 

Aufenthaltsort frei zu wählen. Das implementiert, dass keine Verpflichtung zum Wohnen in besonderen 

Wohnformen existiert. Aus diesem Grund ist die Konzeption, Entwicklung, Erprobung sowie Etablierung 

alternativer Wohnmöglichkeiten, welche in inklusive Prozesse eingebettet sind, unumgänglich. Nach 

Rohrmann und Schädler (2011: 436ff.) erstreckt sich der damit einhergehende Fachdiskurs über 

insgesamt drei Perspektiven, welche jedoch in ihrer praktischen Betrachtung innere Korrelationen 

aufweisen. Fokussiert werden hierbei die Diskussionen über den weiteren Ausbau von ambulanten 

Unterstützungsleistungen, die Neugestaltung der Leistungen in der „EGH“ und die Orientierung an den 

Teilhabeaspekten. Den Ausbau ambulanter Hilfen, welcher davon geprägt ist, betreffende Menschen 

dabei zu unterstützen, in ein selbstbestimmtes Wohnen und Arbeiten zu gelangen, beschreiben 

Rohrmann und Schädler als „additives Veränderungsmodell“ (Rohrmann, Schädler, 2011: 436). Jedoch 

ist in diesem Prozess eine Veränderung der wesentlichen institutionellen Strukturen bezüglich des 

bestehenden Hilfesystems nicht vorgesehen: „Die Notwendigkeit einer stationären Betreuung in 

Wohneinrichtungen und geschützten Werkstätten … wird aus fachlichen Gründen oder auch aus 

Erwägung hinsichtlich des Aufwandes nicht in Frage gestellt“ (ebd.: 436). Schlagworte wie 

Angebotserweiterung, Verbundlösungen, Definitionsmacht (hinsichtlich des Grades der 

Selbstständigkeit) und Kosteneinsparungen werden diesbezüglich durch die Autorenschaft akzentuiert. 

Hinsichtlich der Neugestaltung von Leistungen der „Eingliederungshilfe“ beschreiben sie ferner die 

Notwendigkeit der Trennung von existenzsichernden und fachlichen Leistungen sowie die Entwicklung 

einer individuellen Hilfeplanung (ebd.: 437). Mit dem Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes im Jahr 

2017 wurde dieser Prozess angestoßen.  Seit 2020, mit der dritten Reformstufe der BTHG-Umsetzung, 

sind alle Träger der „Eingliederungshilfe“ gesetzlich verpflichtet, diese Trennung der Leistungen 

vorzunehmen (Paritätischer Wohlfahrtsverband, 2019: 22f.). Als dritten Diskursaspekt führen die 

Autoren die „Teilhabeorientierung“ an. Bezugnehmend auf das erweiterte Verständnis des Terminus 

„Behinderung“ entsprechend der Neufassung der International Classification of Functioning, Disability 

and Health (ICF) durch die Weltgesundheitsorganisation, wird die Notwendigkeit der Umgestaltung von 

Aufgaben und Anforderungen an die Kostenträgerschaft und Leistungsanbietenden deutlich betont 

(Rohrmann, Schädler, 2011: 438). Zu einer gelingenden Umsetzung von teilhabe-, personen- und 

wirkungsorientierten Unterstützungsleistungen bedarf es vor allem eines Teilhabeplans, welcher sich 

grundlegend an den jeweiligen Bedarfen und Bedürfnissen der betreffenden Person orientiert. Folglich 

ist es ein Plan, welcher „inhaltlich qualifiziert[e], auf Augenhöhe erarbeitet[e], zwischen allen 

Beteiligten vereinbart[e] und zur prospektiven Bemessung der Vergütung geeignet[e]“ ist (Bremauer, 

2011: 285, Anm. d. Verfin). Bremauer verdeutlicht in einem hierzu entwickelten Schema die 

notwendigen Korrelationen aller an diesem Verlauf beteiligten Parameter systematisch auf:  
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Wie der Abbildung 2 zu entnehmen ist, sind bei Umstrukturierung beziehungsweise Neugestaltung 

bisheriger Prozesse in der „Eingliederungshilfe“ alle betroffenen Akteure und Akteurinnen angehalten, 

entsprechende Maßnahmen zur gelingenden Umsetzung zu ergreifen und sich ihrer Reziprozität 

bewusst zu werden. 

Dabei sind diese Prozesse mit einer hohen Komplexität versehen, weshalb Bremauer (2011) 

unter anderem auf folgende Herausforderungen für die betreffenden Personen und Instrumente der 

„Eingliederungshilfe“ verweist: 

 

Anforderungen an den Teilhabeplan/Hilfeplan  

Dabei sollen die jeweils vereinbarten individuellen Ziele der betreffenden Personen die Grundlage für 

die Beurteilung des entsprechenden Unterstützungsumfangs bilden und die etwaigen Maßnahmen 

und Vorgehensweisen beschreiben. Die Einschätzungen bezüglich der Unterstützungleistungen sollen 

widerspruchsfrei gebildet und sich durch die diversen reziproken Aspekte wie Biografie der 

betreffenden Person, Zielsetzungen, aktuelle persönliche Situationen, Umgebungsfaktoren etc. 

bestätigen.  

 

Anforderungen an das Organisationsmanagement 

Es bedarf der Orientierung an der entsprechenden individuellen Teilhabe-/Hilfeplanung und die 

Fokussierung auf die Person selbst sowie den Entfall der Differenzierung und Klassifizierung von 

Abbildung 2 - "Prozesse und Elemente der Leistungssystematik" 

Quelle: In Anlehnung an Bremauer, 2011: 290, modifiziert 
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unterschiedlichen Zielgruppen. Außerdem sollen gemeindenahe Versorgungsstrukturen etabliert 

werden, was eine engere Vernetzung und Kooperation im jeweiligen Sozialraum zur Folge hat. 

Dabei empfiehlt sich eine flexiblere Finanzierungs- und Abrechnungsmöglichkeit, so dass die 

Umsetzung einer vollständig anpassungsfähigen Kalkulationsbasis im Sinne der Zeit- und 

Wirkungsorientierung gewährleistet ist.  

 

Anforderungen an die Leistungserbringung 

Zur Etablierung einer personenzentrierten Leistungsform benötigt es einen umfassenden 

Paradigmenwechsel des professionellen Handelns und der Überprüfungen einerseits, ob sich etwaige 

Umstrukturierungen für die betreffenden Personen sowohl aus rechtlicher als auch aus subjektiver 

Sicht ‚gleichstellend‘ wirkt, und andererseits, ob die Unterstützungsleistungen für alle 

Personengruppen gleichermaßen zugänglich gemacht werden. Letztlich sollten die Leistungen auch 

ohne die Ausdifferenzierung zwischen den Kategorien stationär – teilstationär – und ambulant 

gewährleistet werden (Bremauer, 2011: 289f.). 

Zur Inanspruchnahme alternativer Wohn- und Lebenssettings haben betreffende Personen seit 2008 

einen Rechtsanspruch, das Persönliche Budget zu beantragen, was zehn Jahre später von nur etwa 

10.410 leistungsberechtigten Personen (bundesweit) erfolgte (BMAS, 2019: 29). Davon waren 96,9% 

der Personen aus der „Eingliederungshilfe“, jedoch, so der dritte Teilhabebericht: „… eine 

Breitenwirkung konnte das Persönliche Budget bislang nicht erzielen“ (Maetzel et. al., 2021a: 376). 

Durch die Möglichkeit der Nutzung des Persönlichen Budgets können sich betreffende Personen auch 

für alternative Unterstützungsmöglichkeiten wie Persönliche Assistenz (Geldleistungsform) oder 

Personenzentrierte Komplexleistungen (Sachleistungsform) entscheiden. Dabei bildet vor allem das 

Konzept der Persönlichen Assistenz im Rahmen eines Modells in Arbeitgeberschaft (auch über 

Assistenzagenturen) einen Gegenpol zu den fremdbestimmten Hilfeleistungen der konservativen 

Systeme der „Eingliederungshilfe“.   

Der dritte Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen von Menschen mit 

Beeinträchtigungen (2021) verdeutlicht zudem, dass die Zahl der Personen, die zwischen 2014 und 

2017 in besonderen Wohnformen lebten, weitestgehend stagnierte (2014: rund 193.800|2018: rund 

194.700). Die Zahl der Personen, die zwischen 2014 und 2018 Leistungen im Bereich des ambulant 

betreuten Wohnens bezogen, stieg jedoch um 22% von 161.896 auf 197.612 Personen an.  

Daraus resultiert, dass 2018 erstmals in Deutschland mehr Menschen mit Beeinträchtigungen in 

ambulanten Settings wohnen (Maetzel et. al., 2021a: 376). Dabei bildet vor allem die Personengruppe 

von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung den kleineren Anteil (ambulant: 25,3% | stationär: 63,6 

%) (ebd.: 342).   
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3.3. Qualitätsbedarfe beim Wohnen und Leben im Zuge von inklusiven Prozessen im Sozialen 

Raum 

Im Gegensatz zu vielen nordeuropäischen Ländern und den USA, welche hinsichtlich 

deinstitutionalisierender Prozesse am weitesten fortgeschritten sind, fehlt es in Deutschland noch 

mehrheitlich an vielfältigeren Wohnangeboten, die in die Sozialräume integriert und mit hohen 

Selbstbestimmungsmöglichkeiten verbunden sind (Theunissen, 2013: 326f.). Als Hauptfaktoren werden 

hierfür einerseits die Priorisierung von Regelangeboten im Kontext von stationären Wohnformen 

seitens der Leistungsträger- und Leistungserbringerschaft aufgeführt, welche auf Eigeninteresse und 

diverse Barrieren zurückzuführen ist. Andererseits ist die Antizipation, dass ein selbstbestimmtes und 

selbstverwaltetes Wohnen lediglich für Personen mit einem hohen Autonomiegrad geeignet sei, in der 

Gesamtgesellschaft (noch) sehr hoch (ebd.: 328). In Bezug auf die Ausführungen zu den 

wohnpsychologischen Aspekten11 ist festzuhalten, dass es sich beim Wohnen nicht ausschließlich um 

einen rein strukturellen Faktor handelt, welcher vorrangig Schutz- und Sicherheitsaspekte 

gewährleistet, sondern sich das allgemeine Wohnumfeld und die damit verbundenen (Handlungs- und 

Entfaltungs-)Möglichkeiten maßgeblich auf die Lebensqualität auswirken (Seifert, 2002: 253ff.). 

In Anlehnung an das Lebensqualitätsmodell nach Felce und Perry (1997) fasst Seifert (2002) die 

unterschiedlichen Aspekte von Lebensqualität folgendermaßen zusammen:   

Die empfundene Qualität des Lebens setzt sich zunächst zusammen aus der objektiven Beurteilung der 

Lebensbedingungen (Ausrichtung der „Eingliederungshilfe“) und der subjektiven Einschätzung der 

persönlichen Zufriedenheit (gemäß den gegenwärtigen Bedingungen), welche sich daraufhin in fünf 

gleichrangige Aspekte gliedern. 

 

- Physisches Wohlbefinden wie Gesundheit, Körperpflege, Ernährung, Bewegung, Entspannung 

und Schutz vor Verletzungen 

- Soziales Wohlbefinden wie Interaktionen, Kommunikation, persönliche Beziehungen, soziale 

Integration und Wertschätzung  

- Materielles Wohlbefinden wie Räumlichkeiten, Ausstattung der Räume, Eigentum, finanzielle 

Mittel, bevorzugte Gegenstände, Transportmittel 

- Aktivitätsbezogenes Wohlbefinden wie Tagesabläufe, Aktivitäten, Entwicklung, Partizipation 

sowie Autonomie beim Wohnen, bei der Arbeit, in der Freizeit, bezüglich Bildungs-

möglichkeiten und Therapie 

- Emotionales Wohlbefinden wie Selbstwertgefühl, Zugehörigkeit, Sicherheit und Geborgenheit, 

Achtung, Sexualität und psychische Gesundheit  

 
11 Hierzu Kapitel 3.1. 
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Alle diese Aspekte führen über den Faktor „persönliche Werte“ in die sogenannte Lebensqualität 

(Seifert, Fornefeld, Koenig, 2001: 96ff.). Im Zwischenbericht LEQUI (2013) wird betont, dass neben der 

Überlagerung der subjektiven Wahrnehmung einer Person zum Empfinden der persönlichen 

Lebensqualität durch externe Zuschreibungen vor allem auch die hohe Wahrscheinlichkeit von 

Anpassungsprozessen bestimmt werden kann.  

 

Dieses Phänomen wird insbesondere bei Menschen mit geistiger Behinderung eine Rolle spielen, 

die aufgrund der Beeinträchtigung kognitiver Urteilsfähigkeit einerseits und aufgrund des erhöhten 

Maßes an sozialer Abhängigkeit andererseits eher geneigt sein können, sich mit schwierigen 

Lebensumständen zu arrangieren, die Bewertungen anderer zu übernehmen und sich sozial 

angepasst den vorgegebenen Lebensumständen relativ widerspruchslos zu unterwerfen.   

                                                                             (Dieckmann, Graumann, Schäper, Greving, 2013: 13) 

 

Im Rahmen dessen wird Bezug auf das Transaktionale Grundmodell von Dworschak (2004: 54) 

genommen. Dieses schärfe den Aspekt der vorhandenen interpersonellen Transaktionen. Insofern ist 

Lebensqualität als dynamischer und reziproker Prozess zwischen den Akteuren und Akteurinnen und 

deren individuellen Bedürfnissen sowie den damit einhergehenden Umweltfaktoren zu verstehen. Um 

Lebensqualität entsprechend und folgerichtig messbar zu machen, bedarf es der Berücksichtigung 

verschiedener Komponenten, welche in die Faktoren (Autonomie, Partizipation und Wohlergehen), die 

sogenannten Domänen (Persönliche Entwicklung, Selbstbestimmung, interpersonale Beziehungen, 

soziale Inklusion, Rechte) und die Indikatoren (Annahmen, Verhaltensweisen und Lebensbedingungen) 

von Lebensqualität untergliedert werden (Dieckmann et. al.,2013: 13).  Daraus wird ersichtlich, dass es 

sich hierbei um Aspekte handelt, die in den meisten Ausführungen und Diskursen zur Entwicklung von 

inklusiven Prozessen vorzufinden sind. Nach Dannenbeck beinhaltet Inklusion jedoch viel mehr als eine 

funktionalisierende Integration bestimmter Personengruppen. Die Gesamtgesellschaft sei zur 

Reflektion über „… Mechanismen der Adressierung und Anrufung …“ (Dannenbeck, 2016: 41) sowie 

zur Anerkennung von Diversität angehalten und der Prozess der Inklusion sollte stets als 

unabgeschlossen reflektiert werden (ebd.: 41). Daran schließt sich der Gedanke an, dass inklusive 

(Wohn-)Prozesse folglich eine Aufgabe der gesamten Gesellschaft darstellen, die sich mit der 

Wahrscheinlichkeit der Reproduktion von Exklusionsrisiken und deren Entstehungsbedingungen 

reflexiv auseinandersetzen muss. So zeigt Dederich auf, dass die Entstehung offener sozialer Räume für 

Menschen mit Beeinträchtigungen maßgeblich von der Fremdwahrnehmung und -bewertung der 

jeweiligen Umwelt abhängig ist und meint: „Sozialraumorientierung sorgt für Sichtbarkeit, aber 

Sichtbarkeit allein ist kein Garant für eine positive Wertschätzung oder Anerkennung und damit für 

Inklusion“ (Dederich, 2013: 63f.).   
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Ferner wird auf die Eventualität des Konterkarierens politisch korrekter Forderungen nach 

Teilhabemöglichkeiten und Inklusion durch „unbewusst bleibende Abwehrreaktionen“ aufgrund einer 

möglichen „ästhetischen Abneigung gegen Behinderung“ (Siebers et. al., 2015: 18) bzw. eines 

gesellschaftlichen Homogenisierungsbedürfnisses und den damit etwaig verbundenen Exklusions-

mechanismen verwiesen (Dederich, 2013: 64). In diesem Zusammenhang ist zum einen zu verstehen, 

dass Autonomie und Inklusion reziprok miteinander wirken, und zum anderen, dass gleichermaßen ein 

Spannungsfeld zwischen der eindeutigen und individuellen Personenzentrierung und deren 

Überwindung im Kontext der Sozialraumorientierung existiert (ebd.: 62). 

 

Ohne soziale Inklusion kann Autonomie praktisch nicht gelebt werden, und ohne Autonomie nimmt 

soziale Inklusion fast zwangsläufig Züge von Bevormundung an. … Erst in der wechselseitigen 

Verwiesenheit wird klar, dass Autonomie gerade nicht die Selbstmächtigkeit des ganz auf sich 

gestellten Einzelnen … meint, sondern auf selbstbestimmtes Leben in sozialen Bezügen zielt; und 

im Gegenzug wird deutlich, dass soziale Inklusion ihre Qualität gerade dadurch gewinnt, dass sie 

Raum und Rückhalt für persönliche Lebensgestaltung bietet.                             (Bielefeldt, 2009: 10f.) 

 

Es ist zu betonen, dass der Sozialraum des einzelnen Individuums im Sinne des Handlungsraumes als 

dynamisch und flexibel zu verstehen, aber auch per se in seinem gegenständlichen räumlichen Bezug 

anzuerkennen ist (Becker et.al., 2013: 141f.). 12 Diesbezüglich greifen Horstkötter, Trompetter und Dröge 

die Korrelation der drei Merkmale einer „Community“13 (nach Caesar et. al., 2000) auf. Zum einen die 

Faktoren, die einen Sozialraum bzw. eine Community in seinem ganz konkreten Raum-Zeit-Kontinuum 

definieren (geografische Lage, politische Grenzen) und gleichermaßen die Auskünfte über die, von 

anderen Sozialräumen zu unterscheidenden, Bedarfs- und Lebenslagen der Akteure und Akteurinnen. 

Zum anderen gehören hierzu epidemiologische und soziodemografische Daten sowie der Status 

einzelner Personen bezüglich der formellen und informellen Systeme. Ein letztes Merkmal stellt die 

interpersonelle Beziehung der Personen untereinander dar (Horstkötter et. al., 2008:  4ff.). Aus diesen 

Informationen schlussfolgert Spatscheck, dass jedes Individuum zur gleichen Zeit Mitglied in 

verschiedenen Sozialräumen sein kann, und dass diese Tatsache dazu führt, dass Sozialraum- und 

Lebensweltanalysen entsprechend so konzipiert werden müssen, dass diese in der Lage sind, diese 

Dynamiken adäquat erfassen zu können (Spatscheck, 2016: 24).  

Mit der Anerkennung des Sozialraums hinsichtlich der transaktionalen und dynamischen 

Aspekte bedarf es nun der Perspektive der Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen, welche, im 

Sinne der Personenzentrierung im Rahmen der lebensraumbezogenen pädagogischen Arbeit, zur 

aktiven Gestaltung ihrer individuellen Lebenswelt befähigt werden sollen.  

 
12 Hierzu auch Beck, 2021:80f.; Kessl, Reutlinger, 2022: 10ff/34-38 (unter der Berücksichtigung der Kritik durch Fürst, 2020); 
    Spatscheck, 2016:23f.; Terfloth et. al., 2016:78 ff.; Theunissen, 2012:111ff.; Trescher, Hauck, 2020:26. 
13 In diesem Zusammenhang werden die Begrifflichkeiten „Sozialraum“ und „Community“ synonym verstanden. 
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3.4. Das Konzept der Sozialraumorientierung als Gateopener für ein selbstbestimmtes Wohnen 

von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung 

Zur Sicherstellung einer gemeinsamen Basis bei Begriffsverwendungen im Rahmen der Diskurse zur 

Sozialraumorientierung differenziert Noack die Termini Lebensraum, Sozialraum sowie Planungsraum14 

und bezieht sich hierbei auf Lewin (1963). Damit soll der subjektive Parameter (individuelle 

Interpretation von objektiven räumlichen Dimensionen) von einer  

… planungsräumlichen Verwaltungsperspektive unterschieden werden. … [Und, Anm. d. Verfin] 

bezieht sich vielmehr auf die Auswirkungen individueller Merkmale …, individueller Lebenslagen … 

und sozialer Kontexte eines Individuums …, die den subjektiven Umgang mit gesellschaftlichen 

Anforderungen in den verschiedenen räumlichen Dimensionen der Lebenswelt … beeinflussen.                                                                                                           

                                                                                                                                   (Noack, 2015:80f.) 

 

So sei es möglich, dass innerhalb eines (verwalterisch definierten) Planungsraums mehrere 

Sozialräume zu betrachten sind, welche sich aus stetig interferierenden Lebenswelten ergeben (Noack, 

2015: 79). Zum Fachkonzept der Sozialraumorientierung15 nach Hinte werden fünf Leitprinzipien 

aufgestellt, die maßgeblich zu einer gelingenden Umsetzung beitragen (Hinte, 2016: 78ff.; Fürst, Hinte, 

2020: 12ff.). Zunächst werden die Interessen und Willensbekundungen der Menschen mit einem 

Unterstützungsanspruch in den Mittelpunkt gestellt und auf die sowohl zum Teil positiven 

Entwicklungen im Bereich der „Eingliederungshilfe“ in den vergangenen Jahren, aber auch auf die 

mitunter noch immer vorherrschenden paternalistischen Strukturen im System verwiesen (Hinte, 

2016: 80). Diesbezüglich wird der Prozess, einen Willen durch Ziele zu definieren und adäquat zu 

adaptieren, fokussiert. Dieser Prozess betrifft gleichermaßen die Menschen mit Unterstützungs-

ansprüchen als auch die Fachkräfte. In diesem Zusammenhang betont Hinte, dass das Formulieren von 

Zielen und Wünschen bei Menschen mit (kognitiven) Beeinträchtigungen zumeist eine „… komplizierte 

und eher fremde Sache [ist, Anm. d. Verfin] …“ (Hinte, 2016: 80) und dieser Prozess mit einer 

entsprechenden Neuausrichtung in der Teilhabeplanung deutlich verankert werden muss. Dies zeichne 

sich vor allem im Konzept der Sozialraumorientierung ab, in welchem sich vorrangig und eindeutig auf 

die Interessen und den Willen der Menschen bezogen wird (ebd.: 82).  

In weiteren Überlegungen zum Sozialraumkonzept verdeutlicht Hinte die Notwendigkeit, individuelle 

Würde entwickeln zu lassen und Autonomie zu erhalten beziehungsweise zu erhöhen, denn: „Ein 

beschützendes System trägt leicht dazu bei, dass die behüteten Menschen unter ihren Möglichkeiten 

bleiben“ (Hinte, 2016: 83). In den weiteren Ausführungen verweist er zudem auf die Notwendigkeit der 

konsequenten Orientierung an den vorhandenen Ressourcen sowohl bei der Einzelperson als auch im 

Sozialraum sowie auf das Erfordernis der Inter- und Transdisziplinarität zwischen Fachbereichen in den 

 
14  Hierzu auch Dieckmann, Laumann, 2020:181ff. 
15 Zur Entstehung des Konzepts der Sozialraumorientierung vor dem Hintergrund der Gemeinwesenorientierung (GWA)  
     siehe Oelschlägel, 2017. 
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übergreifenden Strukturen, was letztlich zu wichtigen Kooperations- und Netzwerkprozessen führen 

sollte (Hinte, 2016: 87; Fürst, Hinte, 2020: 13). 

Insgesamt zeigt sich in diesem Zusammenhang die Herausarbeitung einer Gemeinwesen- und 

Ressourcenperspektive, wohingegen Spatscheck den Blickwinkel des Subjekts und der Aneignung 

einnimmt. Eine dritte Sozialraumperspektive ist die der praxisnahen Umsetzung und Gestaltung 

integrierter Hilfen zur Erziehung (Spatscheck, 2016: 14).  Spatscheck verweist auf die Erweiterung der 

durch Hinte aufgestellten Prinzipen des Sozialraumkonzeptes um den Prozess der Aneignung. 16 Es wird 

das Verstehen der individuellen Aneignung mit der jeweiligen Lebenswelt beschrieben, die als Basis für 

die interessensorientierte sozialräumliche Arbeit gilt, in welche Dynamik und Gestaltbarkeit im 

Vordergrund stehen (Spatscheck, 2016: 16). Theunissen folgert aus diesen Leitprinzipien zwei 

Handlungsebenen, die es bei der Planung und Umsetzung zu beachten gilt. Er verweist diesbezüglich 

auf die subjektzentrierte Ebene, die sich aus den Interessenslagen, Wünschen, Stärken und Angeboten 

zur (assistierenden) Unterstützung beim Arbeiten, Wohnen und Leben im Sozialraum zusammensetzt 

(community-based-supports) (Theunissen, 2012: 123). Diese Prozesse führen unweigerlich zu einer 

kritischen Auseinandersetzung mit dem Konzept der Sozialraumorientierung auf mehreren Ebenen.  

Aus der sozialpolitischen Perspektive wird vor allem über etwaige „Territorialisierung des 

Sozialen“ (Kessl, Otto, 2007 zit. n. Noack, 2015: 162) und die damit verbundene „ … sozial-

kartografische Erfassung des sozialen Raums und eine daran ausgerichtete Umstellung bisheriger 

wohlfahrtsstaatlicher Interventionsstrategien“ (Kessl, Reutlinger 2010: 112f.) gesprochen. Noack 

kommentiert hierzu: „… [P]olitische Willensbildungsprozesse und Entscheidungsstrukturen [wurden, 

Anm. d. Verfin] schon immer auf Territorien bezogen, weil ein Staat anders gar nicht demokratisch 

gesteuert werden kann (Noack, 2015:163, Anm. d. Verfin)“ und argumentiert, dass Umsetzungsaspekte 

bundesrechtlicher und sozialrechtlicher Aspekte zumeist bei den einzelnen Ländern liegen (ebd.: 163).  

Kritische Aspekte aus der administrativen Perspektive, so Noack, übersehen vorrangig den 

„lebensweltorientierte[n] Zweck der planungsräumlichen Steuerung“ (ebd.: 177, Anm. d. Verfin). Bei 

dem aus der Kritik herausgestellten Dualismus von sozialgeografisch-infrastrukturellen und der 

aneignungsorientierten sozialräumlichen Herangehensweise fehle es an der Perspektive der 

sogenannten „Brückenfunktion“ (Hinte, 2011: 227) verschiedener Methoden aus unterschiedlichen 

Zusammenhängen (Noack, 2015: 177f.).  

Kritische Diskussionen auf Ebene sozialrechtlicher Aspekte argumentieren hinsichtlich der 

etwaigen Zuständigkeitszuweisungen innerhalb von sogenannten Planungsräumen, dass dies a) zu 

Einschränkungen des Wunsch- und Wahlrechtes (Münder, 2001: 36f.), b) zum Ausschluss/zur 

Bevorzugung bestimmter Träger/nicht ausgewählter Träger im Rahmen eines Sozialraumbudgets 

(Gerlach, Hinrichs 2014: 8) und c) zur Auflösung von Grenzen zwischen Verfahrens- und Durchführungs-  

 
16 Spatscheck verweist auf Deinet, Reutlinger, 2004; Deinet, Krisch, 2006; Oehme et. al. 2007; Böhnisch, Münchmeier 1990. 



27 
 

verantwortungen durch eine sozialraumbezogene Zuständigkeitszuweisung eines Leistungserbringers 

(Münder, 2001: 78f.) führen kann (Noack, 2015: 179). Auch diese kritischen Aspekte kommentiert 

Noack: Zum einen seien keine Besonderheiten in empirischen Forschungen zur Trägerauswahl resp. 

Schwerpunktträgerauswahl17 und der damit verbundenen „Bereinigung der Leistungserbringer-

landschaft“ (Noack, 2015: 179) erkennbar, so dass „[a]ndere Träger [weiter] als Nischenanbieter 

fungieren [können]“ (ebd.: 179, Anm. d. Verfin) und zudem Wunsch- und Wahlrecht Rechnung getragen 

werden könne. Zum anderen ließe sich durch spezifische „Öffnungsklauseln in den 

Kooperationsverträgen mit den Leistungserbringern“ das, durch Gerlach und Hinte angeführte, 

Trägerauswahlproblem lösen (ebd.: 180). Viele kritische Stimmen beschäftigen sich vor allem mit 

Finanzierungsfragen des Fachkonzepts der Sozialraumorientierung und der damit verbundenen Frage 

nach der Entwicklung eines möglichen „Sparmodells“18, bezogen auf die stark umstrittenen 

Sozialraumbudgets, bei welchen es sich um „ein Finanzierungssystem [handelt], das ursprünglich in der 

Hilfe zur Erziehung (HzE) als pauschales und raumbezogenes Abrechnungsverfahren die 

Einzelfallfinanzierung über Fachleistungsstunden oder Tagessätze ersetzen sollte (Budde, Früchtel, 

2017 zit. n. Kessl, Reutlinger, 2022: 78, Anm. d. Verfin). Dennoch seien diese Budgets nicht „mit einer 

Deckelung des Haushaltsansatzes“ (Fürst, Hinte, 2019:  39) gleichzustellen. Jedoch benötigt es bei 

Nicht-Ausreichen eines Budgets eine fundierte Begründung eines öffentlichen und freien Trägers. Das 

bringt mit sich, dass alle jeweils beteiligten Träger bei Budgetüberschreitungen in die Verantwortung 

genommen würden (ebd.: 39f). Ferner wird betont:  

Für die erforderliche Weiterentwicklung sozialraumorientierter Organisationsmerkmale gilt: Die 

SRO [Sozialraumorientierung, Anm. d. Verfin] darf nicht an der Einführung von Strukturmerkmalen, 

wie trägerübergreifenden Teams oder Sozialraumbudgets gemessen werden, sondern einzig daran, 

ob die intendierten fachlichen Ziele einer Lebenswelt- und AdressatInnenorientierung, einer 

Stärken- und Ressourcenlogik tatsächlich wirkmächtiger in der Praxis … verankert werden können  

                                                                                                                                      (Fürst, Hinte, 2019: 40)  

Als wichtigstes Instrument zur gelingenden und wirksamen Umsetzung nennt Theunissen neben der 

personenzentrierten Teilhabeplanung (person-centered planning) auch die Netzwerkanalysen bzw. 

Ressourcenassessments, welche miteinander korrelierend den betroffenen Menschen mehr 

Gestaltungs- und Handlungsmöglichkeiten eröffnen. Zum anderen wird die lebensraumbezogene 

Ebene betrachtet, welche sich auf die öffentlich zugänglichen Plätze und Einrichtungen bezieht. Diese 

Perspektive verbindet die individuellen Lebenslagen der (betreffenden) Personen, die Anliegen von 

Kommune und Politik sowie die der „Eingliederungshilfeträgerschaft“ und berücksichtigt die Experten- 

und Expertinnenmeinungen bezüglich zukünftiger und möglicher kritischen Entwicklungen im 

Sozialraum (Theunissen, 2012: 128).  

 
17  Noack bezieht sich auf das Modellprojet „Budgetträgerauswahl in der Augsburger Kinder- und Jugendhilfe“ von   
     Plankensteiner et. al., 2007. 
18 Hierzu: Gerlach, Hinrich, 2014. 
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Hierzu verweist Hinte darauf, dass das Fachkonzept Sozialraumorientierung als „konzeptionelle Leitlinie 

für professionelles Handeln“, die in der Basis durch eine strukturelle und organisatorische Umsetzung 

bedingt wird, zu verstehen ist (Fürst, Hinte, 2020: 18).  

Das grundlegende Prinzip des Konzeptes der Sozialraumorientierung ist die Ausrichtung am 

Willen des Individuums. In diesem Zusammenhang skizziert Demmel drei Aspekte: Zunächst sei es 

notwendig, den Unterschied zwischen Bedarfen und Wille zu verstehen und zu akzeptieren, dass jeder 

Mensch einen Willen hat, und nicht zuletzt anzuerkennen, dass Wille und Wunsch miteinander 

korrelieren (Demmel, 2020: 39). In der Beschreibung der praktischen Umsetzung der erforderlichen 

ersten Prozessschritte liegt der Fokus vor allem auf der klaren Zielrichtung: „… die Willenserkundungen 

[ist] im Grunde ein einfacher Perspektivwechsel vom Problem hin zum Ziel …“ (ebd.: 41, Anm. d. Verfin). 

Nach der detaillierten und kollaborativen Analyse der „Problemlage“ folgt eine ebenso kooperative 

Zielerarbeitung, welche nicht selten in eine, für die betreffenden Personen zu komplizierten 

Gesprächsführung eingebettet sei (ebd.: 41). Auch Theunissen verweist in diesem Zusammenhang 

darauf, dass die personenzentrierte (Teilhabe-)Planung, Netzwerkanalyse und andere Prozesse in 

Leichte Sprache erfolgen müssen (Theunissen, 2012: 125).  

Diesbezüglich muss betont werden, dass in Planungs- und Beratungsgesprächen nicht per se Leichte 

Sprache erforderlich ist, jedoch ein jedes Gespräch sprachlich und inhaltlich bedarfsangepasst und 

barrierefrei aufbereitet sein muss. Es bedarf nicht ausschließlich der Anpassungen adäquater 

räumlicher und struktureller Rahmenbedingungen zur gelingenden Umsetzung von 

Selbstbestimmungs- und Partizipationsaspekten. Es braucht vor allem ein Verstehen der Wichtigkeit 

einer bedarfsangepassten Transferierung von Informationen. Der Erwerb des Wissens über 

Möglichkeiten, Chancen, eigene Rechte, aber auch das Wissen um etwaige Konsequenzen und 

Umgangsmöglichkeiten bilden die Basis zur Umsetzung individueller Selbstbestimmungs-

bestrebungen. 

Die Diskurse rund um die Terminologie der Selbstbestimmung halten fortwährend an. Als 

juristische Begrifflichkeit ist diese bereits seit den 1970er Jahren im Sozial- und Gleichstellungsrecht, 

unter der maßgeblichen Beeinflussung von Barrieren aus dem Sozial- und Rechtsbereich, verankert 

(Welti, 2005: 490ff.). Zum einen bedingen die jeweiligen Voraussetzungen eines Individuums die 

Ausübung der Selbstbestimmung und zum anderen die möglichen Barrieren seitens der Gesellschaft, 

nämlich als Folgen von Interaktion und Kommunikation (ebd.: 492). Mit Artikel 2 des Grundgesetzes 

und die Aufnahme der Terminologie in das Sozialgesetzbuch IX wird folglich auf rechtlicher Ebene 

jedem Individuum Selbstbestimmung zuteil. 

 In aktuellen sozial- und erziehungswissenschaftlichen Auseinandersetzungen19 mit dieser 

Begrifflichkeit findet sich eine grundlegende Basis bei der Autorenschaft: Selbstbestimmung ist 

 
19 Hierzu auch Fornefeld, 2009: 183ff.; Klauß, 2005:151;  Lindmeier, Meyer, 2020:45; Lindmeier und Lindmeier, 2012:157 ff.;     
    Speck, 2005:91; Theunissen 2013:42ff.; Wehmeyer 2007. 
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prozesshaft und reziprok und liegt zum einen in einer Person selbst begründet, vollzieht sich 

andererseits in einer sozialen Interpendenz gemäß Bubers Aussage: „Der Mensch wird am Du zum Ich“ 

(Buber, 1962: 97).   

Speck diskutiert in seinen Ausführungen die Ansätze des sozialen und personalen Selbst eines 

Individuums: „Der Mensch kann nicht allein als Ergebnis gesellschaftlicher Ereignisse und Zufälligkeiten 

verstanden werden. Als behinderter Mensch ist er nicht einfach sozial abhängig. Er erfährt sich 

vielmehr auch als handelnde Primärinstanz (Subjekt)“ (Speck, 2003: 230). Ferner geht er davon aus, 

dass der Selbstbestimmungsbegriff an sich unbestimmt bleibt, da „Selbststeuerung als Funktion eines 

sich selbst organisierenden Organismus immer gegeben ist“ (Speck, 2001: 25). Mit der Anerkennung 

der Selbstbestimmung als soziale Kategorie, welche im Wesen eines Individuums und durch 

individuelle sowie soziale Faktoren maßgeblich in ihrer Entfaltung und Artikulation beeinflusst wird, 

eröffnet sich die Möglichkeit der gelingenden Unterstützung von Autonomiebestrebungen 

(Theunissen, 2013: 42). Bezugnehmend auf die Tatsache der Einbettung eines Individuums in einen 

sozialen Kontext, besteht folglich Selbstbestimmung nie ohne ein gewisses Maß an Fremd-

bestimmung, welche sich in Normen, Werten, kulturellen Prägungen, politische und ökonomische 

Realitäten eines gesellschaftlichen Seins widerspiegelt (Theunissen, 2013: 43; Klauß, 2005: 161). 

„… Selbstbestimmung meint: nicht Freisetzung von sozialen Bindungen, sondern eigenverantwortliches 

Entscheiden und autonomes Handeln in der Beziehung zum ‚Du‘“ (Theunissen, 2013: 43).  

Somit können die Konstrukte Selbstbestimmung, Empowerment und Partizipation nicht getrennt 

voneinander betrachtet werden. Vielmehr bildet die Selbstbestimmung einen Grundwert einer 

Selbstermächtigung (Theunissen, 2013: 39), welche durch adäquate und bedarfsorientierte Zugänge 

zur Teilhabe und zum Teil-Sein in einer Gemeinschaft ihren individuellen Handlungsspielraum formt. 

Insofern spielt es vor allem im (Wohn-)Beratungsprozess, welcher der Aufklärung über Rechte und 

(Unterstützungs-)Möglichkeiten dienen soll, eine große Rolle, die entsprechenden Informationen so 

aufzubereiten, dass es der ratsuchenden Person im Nachgang möglich ist, diese zu verarbeiten und 

daraus schlussfolgernd autonome Entscheidungen treffen kann. 

 

An die vorangegangenen Überlegungen zur Notwendigkeit der Ermöglichung einer selbstbestimmten 

und unabhängigen Lebensführung von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigung zur Erhöhung der 

Autonomie und Lebensqualität sollen sich methodische Überlegungen zur gelingenden Umsetzung 

anschließen. Es wird davon ausgegangen, dass Beratungssettings eine zentrale Rolle bei der effektiven 

Unterstützung und Förderung der Selbstbestimmung spielen. Durch gezielte Beratungsmaßnahmen 

können individuelle Bedürfnisse identifiziert und entsprechend passgenaue Unterstützungsstrukturen 

entwickelt werden, die sowohl die persönlichen Präferenzen als auch wohnpsychologische und 

sozialräumliche Parameter berücksichtigen. Beratung kann als eine wichtige Schnittstelle zwischen den 

individuellen Anliegen der ratsuchenden Personen und den jeweils vorliegenden Ressourcen im 
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sozialen Umfeld fungieren. Im nachfolgenden Kapitel werden die wesentlichen Elemente von 

Beratungsprozessen in der „Eingliederungshilfe“ als Ermöglichung von Selbstbestimmungs- und 

Selbstermächtigungsprozessen von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen analysiert und 

diskutiert. 

 

4 Beratung als zentrale Methode zur Ermöglichung des Prozesses der unabhängigen und 

selbstbestimmten Lebensführung von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung 

Beratung  

… unterstützt emanzipatorische Prozesse und Partizipation und thematisiert damit auch 

Spannungsfelder, Machtverhältnisse, Konflikte und Abhängigkeiten in unterschiedlichen Lebens- 

und Arbeitsbereichen. … Ratsuchende werden bei der Reflexion von Erfahrungen und Erlebens-

zusammenhängen unterstützt. Das Bewusstsein für die persönlichen, zwischenmenschlichen und 

gesellschaftlichen Anforderungen, Probleme und Konflikte soll gestärkt werden. Fragen zur 

persönlichen Identitätsbildung und zur Entwicklung von Sinnperspektiven finden hier ebenso Platz 

wie die Bearbeitung akuter Belastungssituationen. 

so die Beschreibung der Deutschen Gesellschaft für Beratung e.V./ German Association for Counseling 

(2020).  

 

Nestmann und Sickendiek verstehen Beratung als „spezielle Form der zwischenmenschlichen 

Kommunikation“, in welcher die beratende Person der/den ratsuchenden Person(en) bei der 

Bewältigung spezifischer Alltagsanforderungen resp. -belastungen unterstützt. „Sie [die Beratung, 

Anm. d. Verfin] unterstützt Ratsuchende dabei, Wahlmöglichkeiten abzuwägen, sich angesichts 

mehrerer Alternativen zu entscheiden oder aber Optionen bewusst offen zu halten, Beratung 

ermöglicht und fördert Zukunftsüberlegungen und Planungen, die aus neu gewonnenen 

Orientierungen und getroffenen Entscheidungen resultieren …“ (Nestmann, Sickendiek, 2011: 109). 

  

Nachfolgend werden theoretische Zugänge und Beratungskonzepte vorgestellt, welche vor allem in 

Beratungssettings der pädagogischen Arbeit zum Tragen kommen. Zudem werden methodische 

Grundlagen, Arbeitsprinzipien und Prozessstrukturen dargestellt, die für einen gelingenden 

Beratungsprozess maßgeblich sind.  

 

4.1. Theoretische Zugänge zu Beratungssettings in Sozialberufen 

Gemäß der Deutschen Gesellschaft für Beratung (DGfB) e.V. ist Beratung subjekt-, aufgaben- sowie 

kontextbezogen. Sie befasst sich vorrangig mit Daseinsbewältigungsfragen, ist disziplinübergreifend, 

basiert auf einem interdisziplinären Wissenschaftsverständnis und vollzieht sich eingebettet in soziale, 

organisationale, gesellschaftliche und ethische Rahmenbedingungen (DGfB e.V., 2020). Sie ist als 
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Wissenschaft „… in ihrem Kern nur interdisziplinär verstehbar; die Entwicklung und Bildung der 

Beratungswissenschaft geht nur im Verbund mehrerer Disziplinen …“ (Hoff, Zwicker-Pelzer, 2022: 25). 

Modaschl metaphorisiert die Beratungswissenschaft, gleichgesetzt zur Arbeitswissenschaft, als eine 

Art Querstrebe diverser Disziplinen wie Psychologie, Pädagogik, Politologie, Betriebswirtschaftslehre 

und Soziologie (Moldaschl, 2009: 22). In diesem Zusammenhang wird die Daseinsberechtigung einer 

eigenen Wissenschaft resp. Profession von Beratungswissenschaft diskutiert und gefolgert:  

 

Mein Fazit … ist, dass man besser nicht das imaginäre Vereinheitlichte anstrebt, sondern vom Guten 

des Bestehenden auszugehen. Und das ist die realexistierende Beratungsforschung, oder breiter, 

die Interventionsforschung in ihrer paradigmatischen, theoretischen und methodischen Pluralität. 

Das garantiert die Möglichkeit des Diskurses.                                                                              (ebd.: 24)  

 

Auf der Grundlage der in dieser Dissertation liegenden Auseinandersetzung sozialwissenschaftlich 

orientierter Frage- und Ausgangsstellung sollen im Folgenden eben diese Perspektiven exemplarisch 

betrachtet werden. 

Soziologisch betrachtet gehört Beratung, neben Belehrung und Betreuung, zu den 

kommunikativen Gattungen und ist charakterisiert durch den individuellen Zuschnitt auf jeweilige 

Problemlagen. Dabei sind die kommunikativen Rollen und die Abfolgen der Sequenzen, die Auswahl 

der Inhalte und die Art der Mitteilungsformen vorgegeben und bilden die sogenannte „Binnenstruktur“ 

von Beratungssettings (Mischke, 2021: 13). Charakteristisch für die „Außenstruktur“ ist das Verhältnis 

der kommunikativen Aspekte zur sozial-strukturellen Umwelt, den jeweiligen Situationen und 

Kontexten (ebd.: 13). Schützeichel unterscheidet in der „Erwartungsstruktur“, innerhalb eines 

Beratungsprozesses zwischen temporalen (zeitliche Eingrenzungen, zukünftige Situationen), sachlichen 

(Entscheidungsprozesse zwischen möglichen Handlungsoptionen, Konsequenzen aufgrund von 

Entscheidungen) und sozialen (Unterstellung von Wissensdifferenz zwischen den Akteuren und 

Akteurinnen in einem Beratungsprozess) Aspekten. Innerhalb eines Beratungsprozesses wird eine 

ratsuchende Person in die Rolle der zu entscheidenden Person versetzt und die ratgebende Person ist 

angehalten, Optionen und Handlungsalternativen aufzuzeigen. Dabei bildet das Vertrauen der 

ratsuchenden Person in die Problemlösekompetenz sowie in die Interessenslosigkeit der ratgebenden 

Person, aber auch die Freiwilligkeit und Kündbarkeit dieser Beziehung die Grundlage einer gelingenden 

Beratung (Mischke, 2021: 14). Je nach Art des Beratungsprozesses wird unterschiedliches Beratungs-

wissen erzeugt. Versteht man Beratung als Kommunikation mit Expertinnen und Experten, so wird 

davon ausgegangen, dass die Expertin bzw. der Experte das Wissen in den Prozess einbringt. Sofern das 

notwendige Wissen in der Beratungssituation anwendungsbezogen generiert wird, spricht Mischke von 

„Beratung als gemeinsames Problemlösen“. Aus einem Beratungsprozess wird ein mäeutischer Dialog, 

sobald bereits vorhandenes Wissen durch adäquat eingesetzte Techniken und Methoden Entfaltung 



32 
 

erfährt (Mischke, 2021: 15). Schützeichel (2004: 284) beschreibt in seinen Ausführungen eine 

Mehrdeutigkeit in den Konsequenzen von Beratungsprozessen. Einerseits bilden sie eine 

kommunikative Grundlage für eine Zukunftsorientierung und bedürfen des grundlegenden Vertrauens 

der beteiligten Akteure und Akteurinnen. Andererseits gehen sie auch mit Verzögerungen einher und 

können unter Umständen Zweifel auslösen (Mischke 2021: 16). Beratung aus pädagogischer Sichtweise 

beschreibt Mischke im Sinne eines Kausalgeschehens, welches sich an den Wirkmechanismen und 

immanent ablaufenden (Lern-)Prozessen orientiert und Unterstützung für die gelingende Bewältigung 

und Auseinandersetzung mit Alltagsproblemen bietet, aber auch bei Veränderungsprozessen in den 

individuellen Handlungsmöglichkeiten ansetzt. Es wird betont, dass es sich in diesem Zusammenhang 

nicht um die Veränderung von Strukturen eines Individuums oder gar der gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen handelt (Mischke, 2021: 16). 

Laut Abplanalp ist der Prozess der Beratung als eigenständige Tätigkeit im Rahmen der Arbeit 

im Sozialwesen zu verstehen und liegt im Handlungsrepertoire der Fachkraft begründet, welches die 

Fachkraft dazu anhält, sich mit sozialen, psychischen und physischen Problemlagen und Situationen der 

jeweiligen Ratsuchenden auseinanderzusetzen (Abplanalp, 2020: 17).  

Dabei wird zwischen Gesprächsführung, welches das sogenannte Basismedium darstellt und Beratung, 

welche als Interaktionsmedium verstanden wird, unterschieden (ebd.: 20ff; Widulle, 2020: 70ff.). Der 

Begriff der Beratung als Interaktionsmedium wurde von Stimmer geprägt, welcher Beratung als 

Synthese aus Kommunikation und Interaktion versteht (Stimmer, 2020: 129ff.). Der Prozess der 

Beratung besteht folglich aus Formungen der sprachlichen Verständigung als grundlegende 

Orientierung methodischen Handelns und der Ausdifferenzierung diverser Interaktionsmedien wie 

Begleitung, Unterstützung und Betreuung20, der Bildung und Erziehung sowie die Soziale Therapie 

(Abplanalp, 2020: 22; Stimmer, 2020: 131). Beratung wird durch Stimmer als spezifisch strukturierter, 

personenzentrierter, problem- und lösungsorientierter Interaktionsprozess definiert, in welchem die 

Fachkräfte Wissen transferieren sowie neue Handlungskonzepte vermitteln und vorhandene aktivieren 

(Stimmer, 2020: 133). Dabei ist die „Beratung als Vermittlung von Informationen und Anstoß zu 

Veränderungen mehr oder weniger explizit und institutionalisiert in praktisch allen Berufsfeldern 

[vorzufinden, Anm. d. Verfin], wohingegen ausgearbeitete Konzepte eher selten sind“ (Nußbeck, 2019: 

18). Nußbeck verweist auf die notwendigen Qualifikationen wie Gesprächsführungskompetenzen, 

grundlegende Handlungsmuster der Diagnostik, Intervention und Evaluation sowie spezifisches 

Fachwissen, über die eine beratende Person verfügen sollte, um professionelle Beratung durchführen 

zu können (ebd.: 19).  

Professionelle Beratung unterscheidet sich wesentlich von der informellen Beratung (Alltagsberatung) 

und der halbformalisierten Beratung (sogenannte fachkundige Beratung) durch handlungsfeld-

 
20 Hierzu Mischke, 2021: 13. 
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spezifisches Fachwissen, aber auch durch die spezifischen Beratungskompetenzen. Diese Synthese wird 

als Indikator für professionelle Beratung in der Arbeit im Sozialwesen verstanden (Abplanalp, 2020: 

25).21  

Neben dem Wissen über spezifische Aspekte des Feldes bedarf es für eine professionell beratende 

Person auch der Wissensbestände aus dem feldunspezifischen Bereich. Hierzu gehören 

Kommunikationstheorien und -modelle, Methoden und Techniken von Beratung, Prozessmodelle 

sowie Gesprächsstrukturierungsmethoden. Ist die Fachkraft in der Lage diese Aspekte situations-

adäquat einzusetzen, wird dies als professionelle Beratung definiert. In diesem Prozess ist die 

Einbettung in bestimmte Kontexte wie gesellschaftliche, organisationale Rahmenbedingungen und das 

System der ratsuchenden Person, welche auf hierarchischen Bezugsebenen ablaufen, unbedingt zu 

beachten (Widulle, 2020: 12f.).  

Im systemischen Kontextmodell von Beratung werden die unterschiedlichen Aspekte, die auf und in 

den Beratungsprozess wirken, aus systemtheoretischer Sicht betrachtet (Abbildung 3). 

Beratung ist eingebettet in zwei Teilsysteme, in das der ratsuchenden und der ratgebenden Person. Es 

fließen demzufolge, neben den persönlichen Ressourcen, organisationale und gesellschaftliche 

Aspekte in den Beratungsprozess ein, die sich kontinuierlich wechselseitig bedingen. Auf der 

organisationalen Ebene wirken auf die beratende Person die Rahmenbedingungen der Einrichtung und 

auf die ratsuchende Person die Art der Beziehung, die diese Person zur Organisation innehat.  Auf der 

Ebene der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen wirken Faktoren wie beispielsweise kulturelle 

Werte oder Digitalisierungs- und Globalisierungsprozesse (Schiersmann, 2021: 42f.).  

 
21 Hierzu Bauer et. al., 2012:53; Sickendiek et. al., 2008:23. 

Abbildung 3 - Systemisches Kontextmodell von Beratung 

Quelle: Schiersmann, Thiel, 2018: 34; Schiersmann, 2021: 42 
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Professionelle Beratung im Sozialwesen kann durch die unterschiedliche Gewichtung einzelner Phasen 

und unterschiedlicher Akzentuierung in ihren Konzepten differenziert werden. Dabei unterscheiden 

sich vor allem die Fokusse des Kontextes, in dem sich das „Problem“ der ratsuchenden Person verorten 

lässt. In diesem Zusammenhang sollen im Folgenden sechs Beratungskonzepte beschrieben werden. 

 

4.1.1.  Die Person(en)zentrierte Beratung 

Als bekannte Vertreter und Vertreterinnen der Person(en)zentrierten Beratung werden in der Literatur 

vor allem Rogers, Weinberger und Breitenbach angeführt. Breitenbach beschreibt hierzu in den 

Ausführungen die Grundannahme, dass jedem Individuum eine existenzielle Tendenz (Aktualisierungs-

tendenz) angeboren ist, all seine Kraft und Fähigkeiten in den jeweiligen Sozialkontexten entfalten zu 

wollen und zu können. Die beratende Person, welche eine spezifische Haltung innehat, ist in der 

Position, die ratsuchenden Person dazu zu befähigen, mithilfe eben dieser angeborenen 

Aktualisierungstendenz über ihr weiteres Wachstum bestimmen und zukünftige Problemlagen 

eigenverantwortlich bearbeiten und lösen zu können (Breitenbach, 2019: 35). Die Haltung der 

beratenden Person zeichnet sich durch Empathie, unbedingte Wertschätzung und Kongruenz aus; diese 

als Basisvariablen definiert, welche reziprok wirken und vielfältig miteinander korrelieren (ebd.: 54).  

Zu den grundlegenden Haltungsaspekten hinsichtlich des person(en)zentrierten Ansatzes gehört die 

Anerkennung 

- der Fähigkeit, die eigenen Handlungen konstruktiv ausrichten zu können. 

- von Autonomiebestrebungen.  

- der holistischen und unlösbaren Einheit von Körper, Geist und Seele. 

-  des existenziellen Angewiesenseins auf soziale Einbettung.             (Greving, Ondracek, 2013: 100) 

Es ist die Obliegenheit der beratenden Person, die verdeckte Bedeutung von Verhaltensweisen und 

kommunikativen Äußerungen, die mitunter als weniger nachvollziehbar erscheinen können, zu 

verstehen und einen gelingenden Perspektivwechsel in das Erleben und Verhalten der konstruierten 

Wirklichkeit der ratsuchenden Person anzustreben. Maßgabe ist die Förderung von Autonomie und die 

Erhöhung von Selbstbestimmungsprozessen durch die beraterischen Basisaspekte Entlastung, 

Orientierung und Ermutigung (ebd.: 136). Dabei werden im Prozess der Person(en)zentrierten Beratung 

sogenannte Inkongruenzen zwischen Selbst und Umwelt resp. kritischen Lebensereignissen, mit dem 

Ziel des Findens von Lösungsansätzen seitens der Klienten und Klientinnen, thematisiert. 

Die Aufgabe der beratenden Person ist das Angebot von Hilfestellung, nicht jedoch das Herantragen 

von Interventionsstrategien (Nußbeck, 2019: 59). „Ziel der personzentrierten Beratung ist nicht, das 

Problem zu lösen, sondern dem Klienten zu helfen, sich zu entwickeln, um mit diesem und mit späteren 

Problemen fertig zu werden“ (Rogers, 1972 zit. n. Nußbeck, 2019: 60). 
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4.1.2.  Die Systemische Beratung 

Die Systemische Beratung wird vorrangig mit den Personen Satir, Bateson, Minuchin, Watzlawick und 

Stierlin in Verbindung gebracht. Ausgangspunkt für diese Beratungsart ist das humanistische 

Menschenbild, welches den Menschen als rationales, intentionales, sinnorientiertes und 

erkenntnisfähiges Wesen anerkennt.  

In diesem Beratungskonzept ist die Orientierung an den Ressourcen (bezogen auf Fähigkeiten und 

Möglichkeiten eines Individuums), den Lösungen (bezogen auf die konsequente Verfolgung von 

pragmatischen Reduzierungen/Lösungen des konkreten Problems), an der Autonomie (bezogen auf die 

Unterstützung von Selbstständigkeit und -bestimmung der ratsuchenden Person) und letztlich an dem 

System (bezogen auf alle beteiligten Systeme im Beratungsprozess).  Ziel ist die Unterstützung der 

ratsuchenden Person bei der autonomen Problemlösung unter der Berücksichtigung aller 

Komponenten der wirkenden Systeme und Strukturen wie Beziehungsstrukturen oder Veränderungen 

in Teilsystemen. Zu den wesentlichen Merkmalen der Systemtheorie im Zusammenhang mit der 

systemischen Beratung gehören: 

 

- Homöostase-Prinzip, welches die Anerkennung der Dynamik im Prozess fordert, denn es sagt 

aus, dass jedes System nach Balance strebt. 

- Feedback-Aspekt, welcher nach Überprüfung und Korrektur des jeweiligen IST-Standes im 

Sinne einer Rückkopplung verlangt. 

- Explizite und implizite Regelsysteme, welche im Sinne des Strebens nach Balance funktional 

und dysfunktional auf ein System wirken. 

- Offene und geschlossene Systeme, welche entweder im ständigen Austausch mit ihrer Umwelt 

stehen oder sich intensiv von dieser abschließen. Wobei anzumerken ist, dass eine absolute 

Abgeschlossenheit bei lebenden Systemen als unmöglich bewertet wird. 

- Kalibrierung, welche die jeweiligen Systemgrenzen reguliert und regressiv auf 

Entwicklungsstufen basiert.                                (Diouani-Streek, Ellinger, 2019: 64) 

 

Systemische Beratung betrachtet folglich die Beziehung zwischen diversen Phänomenen und deren 

Struktur, jedoch nicht die Natur oder die Ursachen von Problemlagen (ebd.: 65). Für diesen Ansatz wird 

das zirkuläre Denken als Grundvoraussetzung beschrieben, denn aus systemischer Sicht ist das 

individuelle Verhalten eines Individuums immer das Ergebnis der jeweiligen Systemstrukturen und  

-dynamiken, welche sich wiederum reziprok bedingen. So können Verhaltensänderungen nicht unter 

individuellen, sondern nur unter systemischen Gesichtspunkten angebahnt werden. In diesem 

Zusammenhang müssen etwaige Problemlösestrategien mit den Ressourcen der ratsuchenden Person 

und den Systemstrukturen vereinbar sein, denn jede angebahnte Verhaltensänderung zeigt 
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Auswirkungen auf das Gesamtsystem. Ferner wird davon ausgegangen, dass sich die Realität nicht in 

der Substanz äußert, sondern immer in relativen Verhältnissen besteht, so dass soziale Systeme nicht 

als Wirklichkeiten beschrieben werden, sondern sich diese nur im relativen Verhältnis zur 

betrachtenden Person offenbaren (Diouani-Streek, Ellinger, 2019: 66). 

 

4.1.3.  Die Kooperative Beratung 

Das Konzept der Kooperativen Beratung, welches von Mutzeck (1988) entwickelt wurde, kann als 

lebendiges Verfahren beschrieben werden, welches nicht als undynamisches Instrument verstanden 

werden soll. Maßgeblich zu berücksichtigende Wirkfaktoren sind die sogenannten client and 

extratherapeutic factors, also die Faktoren, die außerhalb der Beratung liegen, welche von der 

ratsuchenden Person abhängig sind und umgekehrt sowie die anwendbaren Techniken in Bezug auf 

spezifische Methoden und Ansätze (models and techniques), die beraterischen Beziehungen 

(therapeutic relationship) und schließlich die beraterabhängigen Faktoren (therapist factors) (Methner, 

Melzer, 2019: 79f.). Die ratsuchende Person soll aktiviert werden, die eigenen Probleme (weitgehend) 

selbst lösen zu können. In diesem Zusammenhang spielen eine verstehende, kooperierende sowie 

symmetrische, nicht direktive/belehrende Kommunikation und Interaktion, eine dialogische resp. 

horizontale Gesprächsführung und eine Zentrierung auf das eingebrachte Thema, die Problemlösung 

und der Handlungstransfer eine entscheidende Rolle (Mutzeck, 2008: 33). Damit die Kooperative 

Beratung den o.g. Common-Faktor-Anspruch bedient, bedarf es Wirkprinzipien, welche durch einen 

adäquaten Einsatz von Methoden aktiviert werden müssen, beginnend mit der Aktivierung von 

Ressourcen, welche die Möglichkeiten und Kompetenzen der ratsuchenden Person aufzeigen, um 

anschließend das Problem zu aktualisieren und etwaige Veränderungsmöglichkeiten von 

problematischen Situationen zu fokussieren.   

Es schließt sich die Bewältigung der vorliegenden Problematiken an und mündet in eine 

Auseinandersetzung mit den Ursachen und auslösenden Faktoren, welche zur Aktivierung einer aktiven 

Lösungsfindung nutzbar gemacht wird. Ein letztes Wirkprinzip ist die motivationale Klärung, um 

Reflexionsprozesse intrinsischer Handlungsmotivation bezüglich der Selbst- und Umwelt-

wahrnehmung anzuregen (Grawe 1998 zit. n. Methner, Melzer, 2019: 94). Dabei bedient sich die 

Kooperative Beratung den Elementen der Personzentrierten Gesprächsführung, welche unter dem 

Sammelbegriff „Beratungsaktivität“ angeführt werden (Mutzeck, 2008: 83ff.). Hierzu gehören die 

direkte und persönliche Ansprache der ratsuchenden Personen, das Zeigen von Anteilnahme und des 

aktiven Zuhörens, die Eröffnung der Möglichkeit des Konkretisierens der als problemhaft erlebten 

Situationslage, der dialogische Austausch und die Konsensfindung, das Ansprechen von Gedanken 

durch (in-)direktes Fragen, das Verbalisieren von Gefühlen und das Vermeiden von Störfaktoren wie 

das Zurückhalten der Ursachenerkundung, das Zurückstellen von Versuchen einer Lösungsfindung als 

auch der Verzicht auf Bewertungen und Moralisierungen (ebd.: 94). 
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4.1.4.  Die Lösungsorientierte Beratung 

Das lösungsorientierte Beratungskonzept wurde maßgeblich von Erickson, der von der 

unerschöpflichen Quelle für Vitalität und Adaptionsfähigkeiten durch unendlich viele kongenitale 

Fähigkeiten, Kompetenzen und Ressourcen eines Menschen ausging und Shazer, welcher die 

ratsuchenden Personen mit Expertise über das eigene Leben versehen, anerkennt, entwickelt 

(Bamberger, 2019: 109f.). Der Unterschied zwischen der Ressourcenaktivierung und Lösungs-

orientierung liegt in der Relation zueinander. Die individuellen Ressourcen werden als Mittel zur 

Zielerreichung verstanden, wohingegen das Vermitteln einer Lösungskompetenz mit Hilfe eben dieser 

Ressourcen gelingen kann (ebd.: 113). Beim lösungsorientierten Beratungsansatz steht die Aktivierung 

von Selbsthilferessourcen im Mittelpunkt des Prozesses. Die beratende Person ist dazu angehalten, 

intrinsische Suchprozesse bei der ratsuchenden Person zu initiieren, um eben diese Ressourcen 

aktivieren und etwaige Perspektivwechsel eröffnen zu können. Dabei ist es nicht das Ziel, die Ursachen 

von Problemlagen zu beseitigen, sondern die „Ressourcen des Gelingens“ zu verstärken und die „Suche 

nach der ‚Logik des Gelingens‘“ (ebd.: 113) aufzunehmen.  

Die Analyse von misslungenen Prozessen wird dabei nicht fokussiert. Bamberger fasst das Konzept in 

acht Lehrsätzen zusammen: 

- Ratsuchende haben die notwendige Expertise über ihr eigenes Leben. 

- Ratsuchende verfügen über vielfältigen Ressourcen und bedürfen in bestimmten Situationen 

die Unterstützung, um den Zugang zu eben diesen zu reaktivieren.  

- Problemsituationen sind allgegenwärtig und bieten Möglichkeiten zu Neuem. 

- Problemsituationen sind nicht stetig gegenwärtig. 

- Sofern Lösungswege funktionieren, sollten diese Wege öfter gegangen werden. 

- Lösungswege können selbstverstärkend wirken und führen dazu, dass ratsuchende Personen 

die Beratung beenden können. 

- Beratende Personen forcieren Autonomiebestrebungen bei Klienten und Klientinnen. 

- Beratende erweitern und optimieren Handlungsoptionen der Klienten und Klientinnen. 

                            (Bamberger, 2019: 133)  

4.1.5.  Die Kontradiktische Beratung 

Die Kontradiktische Beratung spürt die Interpretationsmöglichkeiten im „Kontra“ zur gängigen 

„Diktion“ auf und gestaltet eben diese effektiv (Ellinger, 2019: 139).  „[Es geht, Anm. d. Verfin] darum, 

eine Situation für das Gegenteil ihres anfänglichen Verzweiflungspotenzials kontra diktisch zu nutzen 

und darüber hinaus Kompetenzen zu entwickeln, die derartiges Vorgehen in späteren, vergleichbaren 

Situationen erleichtern“ (ebd.: 140, Hervorh. im Orig.) 

Im besten Fall verläuft eine Kontradiktische Beratung in vier Schritten ab: 

1. Hilfen zur Situationsanalyse und Veränderung der subjektiven Wahrnehmung auf das Problem 

2. Erarbeitung eines adäquaten Grenzbegriffes 
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a. Ermittlung persönlicher Grenzen in den spezifischen Problemsituationen zur Erlangung von 

Unabhängigkeit von Situationen 

3. Diskursiver Gegenentwurf und kreative Aktivationsplanung  

4. Support im kontradiktischen Handlungsprozess                    (Ellinger, 2019: 140f.) 

Ziel dieses Beratungskonzeptes ist das Nahebringen einer kontradiktischen Mentalität, was bedeutet, 

dass die ratsuchenden Personen, unter Wahrung ihrer persönlichen Grenzen und mit dem Verständnis 

der Selbstwirksamkeit hinsichtlich der Bewertung von mutmaßlich schwierigen oder problem-

behafteten Situationen, kontradiktische Problemlösestrategien einüben soll (ebd.: 162). 

 

4.1.6.  Die Peer-Beratung als methodische Konzeption von Beratung 

Die Peer22-Beratung hat ihre Wurzeln im US-amerikanischen Raum und etablierte sich phasenweise ab 

den 1980er Jahren im Rahmen des Krüppeltribunals und der Entstehung von Zentren für 

selbstbestimmtes Leben (ZsL) in Deutschland (Miles-Paul, 1992: 188ff.). In der Verwendung der 

Begrifflichkeiten Peer-Support und Peer-Counseling gibt es in der Autorenschaft unterschiedliche 

Betrachtungsweisen, jedoch wird darauf verwiesen, dass unter Peer-Support eine eher unspezifische 

und weit gefasste Unterstützung verstanden wird (Miles-Paul, 1992: 21; Hermes, 2018). Das Peer-

Counseling hingegen wird durch Hermes als klar strukturierte Beratungsmethode beschrieben 

(Hermes, 2018). Die rechtliche Verankerung vom Peer-Counseling Prinzip ist zum einen im Artikel 26 

der UN-BRK und zum anderen in §32 SGB IX (vor allem in Bezug auf die EUTB) vorzufinden. Zu den 

leitenden Prinzipien von Peer-Counseling zählen nach Hermes in erster Linie die Fragen nach der 

Haltung, welche mit der Entstehungsgeschichte eng verbunden ist. Des Weiteren der emanzipatorische 

Anspruch, das soziale/menschenrechtliche Modell von Behinderung, die persönliche Betroffenheit und 

die damit verbundenen andersgeartete Zugangsmöglichkeit zur Problemlage der ratsuchenden 

Personen, die Parteilichkeit und Solidarität, der ganzheitliche Ansatz, der die unterschiedlichen Rollen 

der Ratsuchenden versteht und reflektiert und schließlich das Empowerment-Konzept, welches die 

Ratsuchenden als Experten und Expertinnen in ihrer eigenen Sachen unbedingt anerkennt und sich an 

deren Ressourcen orientiert (Hermes, 2018; Roemer, 2020: 248 f.). Zu den wesentlichen Zielstellungen 

von Peer-Beratung gehören die Sicherung der sozialen Teilhabe und die Förderung der 

Selbstbestimmung, aber auch die Aufklärung und Information über Wahlmöglichkeiten und Rechte 

sowie die Unterstützung bei der positiven Identitätsentwicklung der ratsuchenden Personen (Hermes, 

2018). Diese Ziele werden durch die Wirkfaktoren wie die „gleiche Beeinträchtigungsform“ (66%, LVR-

Endbericht 2017: 98), die „Vorbildfunktion“ und eine „ähnliche Lebenserfahrung“ (86%, LVR-Endbericht 

2017:99) der beratenden Personen maßgeblich positiv beeinflusst. Insgesamt wirken die in der Studie 

erhobenen Wirkfaktoren positiv auf das Selbstbewusstsein und die Durchsetzungsfähigkeit der 

 
22 Peer/Peergroup = sogenannte gleichgestellte resp. ebenbürtige Personen (Dudenredaktion, 2024). 
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ratsuchenden Person, aber auch auf die Entscheidungsmöglichkeiten in Bezug auf die Teilhabeaspekte 

und die Bewältigung von problematischen Situationen (Braukmann et. al., LVR-Endbericht 2017: 99ff.). 

Vorrangig und grundlegend ist der personzentrierte Ansatz nach Rogers (1980). 

 

Diese Beratungsansätze sind maßgeblich von den Arbeitsprinzipien beraterischen Handelns geleitet 

und erfahren eine wirksame Umsetzung durch den professionellen Einsatz von beraterischen 

Methoden.  

 

4.2. Grundlagen zu Methoden und Arbeitsprinzipien im beraterischen Handeln 

Bei der Auftragsklärung in Beratungsprozessen im Sozialwesen sind drei reziproke Ebenen voneinander 

zu unterscheiden: in Bezug auf die ratsuchende Person ist der konkrete Auftrag bei gleichzeitiger 

Einbettung in die organisationalen und professionsbezogenen Wirkfaktoren zu klären. Es ist die 

Aufgabe der beratenden Fachkräfte, etwaige Spannungsverhältnisse zwischen den unterschiedlichen 

Ebenen zu reflektieren und durch methodenintegratives Vorgehen adäquate Lösungen 

herauszuarbeiten (Abplanalp et. al., 2020: 42f.).23 Beratungsprozesse unterliegen einem sogenannten 

„strukturellen Technologiedefizit“ (Luhmann/Schorr, 1982:44; Von Spiegel, 2021:33f.: 257). Folglich 

dann, wenn sozialgeartete Interventionen/Beratungen keine Linearität aufweisen (Abplanalp et. al., 

2020: 44): Eine Intervention, die bei einer ratsuchenden Person erfolgreich abgeschlossen wurde, muss 

nicht gleichermaßen bei einer anderen Person wirken. Dies führt zu einem erhöhten Anspruch an 

beratende Personen im Sozialwesen, da aufgrund des höheren Risikos an Ungewissheit im jeweils 

kontextabhängigen Beratungsprozess mehr notwendig ist als eine exakte Anwendung spezifischer 

Methoden. Demzufolge muss der Gesamtprozess stetig reflektiert werden, um adäquat zu 

intervenieren, sollte ein bisher geplantes Vorgehen als nicht wirkungsvoll bewertet werden (ebd.: 44). 

Eine Beratung ist kein einseitiger Prozess, sondern geschieht unter der Beteiligung aller Personen. 

Dabei ist es wichtig, das Verhältnis von Methoden und methodischem Handeln zu betrachten und ein 

Verständnis für dieses zu entwickeln und den Beratungsprozess als Ko-Produktion zu verstehen 

(Abplanalp et. al., 2020: 44f.).   

Dieser Prozess wird von sechs Arbeitsprinzipien geleitet, die den (impliziten) Übergang vom 

Abstrakten zum Praktischen markieren und die Notwendigkeit der Bewusstwerdung durch beratende 

Personen mit sich bringen. Sie bieten eine Orientierungshilfe, welche handlungsfeldübergreifend wirkt 

und im Sinne eines Verhaltenspostulats zu verstehen ist.  

Die Berücksichtigung dieser Arbeitsprinzipien eröffnen den beratenden Personen eine 

Kompensationsmöglichkeit in Bezug auf methodische und technische Unsicherheiten (Abplanalp, 

2020: 49f.). Die sechs Arbeitsprinzipien Ethisches Handeln, Kontextualisierung, Mehrperspektivität, 

 
23 Hierzu „Triplemandat“ nach Staub-Bernasconi, 2018: 111ff. 
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Beziehungshandeln, Ressourcenorientierung und Befähigungshandeln sind Aspekte von vier zentralen 

Basisdimensionen, die für jedwedes berufliche sowie professionell beraterische Handeln als 

unabdingbar bewertet werden (Abplanalp et. al., 2020: 50).  

Die Praxeologie24 („Wie berate ich?“) wird als „Lehre der Erfahrungsregeln“ beschrieben, welcher keine 

bestimmte (Ausgangs-)Theorie zugrunde liegt, 

sondern spezifische Interventionsmöglichkeiten 

(Methoden und Techniken) die Grundlage bilden.  

Diese Erfahrungsregeln stellen Handlungsweisen 

für professionelles Beraten als Dreischritt 

(Analyse, Intervention, Evaluation) heraus, wobei 

die beratende Person stetig dazu angehalten ist, in 

allen Schritten die jeweiligen Spezifika der 

ratsuchenden Personen und deren Umwelt-

bezüge zu berücksichtigen (Abplanalp et. al., 

2020: 51).   

Als assoziative Aneinanderreihung von vereinzelten und universalen Aussagen, welche einen 

spezifischen Gegenstand zu begründen, zu erklären und zu verstehen versuchen, wird die Theorie  

(„Warum berate ich, wie ich berate?“) in diesem Zusammenhang verstanden. Zur kritischen Würdigung 

beraterischen Handelns können unterschiedliche Theorien wie beispielsweise die Lebenswelt-

orientierung nach Thiersch (2006/2016) oder die Kommunikationstheorie nach Watzlawick, Beavin und 

Jackson (2017) herangezogen werden (ebd.: 51).  

Die Lehre der Werte wird auch als Axiologie25 („Wozu dient meine Beratung?“) bezeichnet, was für 

professionell beratende Personen bedeutet, dass diese ihr eigenes System über Werte und Normen 

explizit für sich erklärbar machen. Sollte dieser Schritt nicht geschehen, führt dies zumeist zu 

unreflektierten Bildern und Ansichten. In diesem Sinne ist ein intuitives und nicht bewusstes Handeln 

nicht zielführend und wenig wirkungsorientiert. Diese Aspekte werden als Teil der professionellen 

Haltung resp. des professionellen Habitus verstanden und gehen gleichzeitig mit ethischen 

Komponenten einher. Die vierte Dimension bildet die Empirie („Was bewirkt mein beraterisches 

Handeln?“), welche in dem beraterischen Prozess Annahmen aus Forschungsresultaten einbezieht 

(Abplanalp et. al., 2020: 52). Auf Basis der vier o.g. Dimensionen werden sechs Arbeitsprinzipien 

 
24 „Mit dem von ihm in die sozialwissenschaftliche Sprache eingeführten Wort >Praxeologie< bezeichnet Bourdieu sowohl  
     die Vorgehensweise als auch den Inhalt seiner Soziologie. Bourdieu macht einen neuen Erkenntnisgegenstand für die  
     Sozialwissenschaften aus – die *Praxis. … Bourdieu prägt hierbei die Bezeichnung >Praxeologie< in expliziter Analogie  
     Zur >Phänomenologie<“ (Saalmann, 2014: 196). 
25 „Axiologie kommt vom griechischen Wort axia (αξια, Wert) und bedeutet im weitesten Sinne Wertlehre oder  
     Werttheorie. .… Mit Axiologie im engen Sinn bezeichnet man jedoch denjenigen Bereich der Philosophie, der die Werte  
     zum Forschungsgegenstand hat und damit die Werttheorie zu einer speziellen philosophischen Disziplin erhebt“ (Raynova,    
     2003, o. S.). 

Abbildung 4 - "Dimensionen von Arbeitsprinzipien"  

Quelle: Abplanalp et. al., 2020:50, farblich markiert durch Verfin 
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abgeleitet und in zwei Gruppen aufgeteilt. Zum einen die Prinzipien (theoretisch-axiologisch), welche 

die Arbeit im Sozialwesen typischerweise charakterisieren und entsprechend aus der jeweiligen 

Profession resultieren. Zum anderen werden Prinzipien gruppiert, welche theoretisch-empirisch 

abgeleitet werden und handlungsfeldübergreifend zu verstehen sind (Abplanalp et. al., 2020: 52f.). Die 

zentralen Aussagen beruhen überwiegend auf der Beratungs- und Therapieforschung aus den 

Bereichen Medizin und Psychologie (ebd.: 69). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbeitsprinzipien mit theoretisch-axiologischen Herleitungen 

Der Alltag im Rahmen professionellen Handelns erfordert normative und ethische 

Entscheidungskompetenzen. Das impliziert, dass beratende Personen alle klienten- und 

klientinnenbezogene Aspekte, inklusive der systemischen Korrelationen, abwägen müssen.  

Diese Entscheidungen müssen reflektiert und dürfen nicht auf Grundlage persönlicher Werte und 

Anschauungen getroffen werden (Abplanalp et. al., 2020: 56).26  

Der spezifizierte Blick auf Berufsphänomene und -gegenstände stellt somit ein maßgebliches Merkmal 

von professionsbezogener Beratung dar (Abplanalp et. al., 2020: 58). Dabei ist die Differenzierung von 

den Begriffen Ethik und Moral bedeutend. Moral wird als System normierter Handlungsanweisungen 

charakterisiert, wohingegen die Ethik die vorgeordnete Kategorie darstellt (ebd.: 60). Die ethische 

Ausrichtung verstetigt sich im jeweiligen professionsdifferenzierten und historisch gewachsenen 

Wertesystem, vollzieht sich unter der Hinzunahme allgemeiner und spezifischer Menschenrechte und 

erlaubt hierdurch eine allgemeine ethische Orientierung, was zur gelingenden Etablierung der 

Profession beiträgt. Jedoch gilt es, mögliche Grenzen von Menschenrechtsperspektiven im Kontext von 

Professionalisierung zu beachten, was die Notwendigkeit dialogischer Prozesse hervorrufen kann (ebd.: 

62). Die Kontextualisierung zeichnet sich durch ein mehrdimensionales Verständnis und einen Zugang 

über drei Ebenen aus: (a) philosophisch (engmaschige Verzahnung der Gegenstände mit ihrem 

jeweiligen Kontext), (b) handlungsmethodisch (Notwendigkeit der differenzierten Analyse der Kontexte 

von ratsuchenden Personen eingebettet in ihre Systeme) und (c) methodisch (kooperative Erarbeitung 

 
26 Hierzu „Drittes Mandat“/„Wertewissen“, Staub-Bernasconi, 2018: 111-123. 

Abbildung 5 - Zentrale Arbeitsprinzipien für den Beratungsprozess 

Quelle: Abplanalp et. al., 2020:53 
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einer Stabilisierung in den jeweiligen, als problematisch empfundenen, Situationen) (Abplanalp et. al., 

2020: 62ff.).  Die Prämisse der Mehrperspektivität meint in diesem Zusammenhang, dass die beratende 

Person im Sinne der Professionalität wissensintegrativ und kombinierend handelt, diverse 

Handlungsebenen identifizieren kann und eine holistische Gegenstandsbetrachtung anwendet. Dies 

schließt wiederum eine stetige reflexive Praxis ein. Dabei sind, gemäß der systemischen Betrachtung, 

Lebensstile und -lagen, Lebenswelten und die Gesellschaft in Korrelation mit dem Individuum selbst 

fortwährend zu berücksichtigen. Ratsuchende Personen sollen durch die Beratung neue Perspektiven 

auf ihre persönlichen Situationen erhalten, was zunächst als Prozess der Erhöhung der Komplexität 

bezeichnet wird. Im Laufe einer gelingenden Beratung und die dadurch geförderte Aneignung von 

Handlungsfähigkeit der ratsuchenden Personen wird eben diese Komplexität schließlich aufgelöst 

(ebd.: 65ff.).  

Arbeitsprinzipien mit theoretisch-empirischer Herleitung  

Für einen gelingenden Beratungsprozess wird als zentraler Aspekt die Beratungsbeziehung 

herausgestellt, denn sie gilt als genereller Wirkfaktor und bedarf den expliziten Einsatz spezifischer 

Techniken (Abplanalp et. al., 2020: 74). Das professionelle Handeln in Beziehungsgeschehen wird durch 

theoretische Bezüge wie beispielsweise das Dialogische Prinzip nach Buber (2009: 299ff.), beschrieben.  

Es wird auf ein Kontinuum zwischen der Orientierung an der Verständigung und der Zentrierung auf 

Erfolg unterschieden (Abplanalp et. al., 2020: 75). So ist der verstärkte Fokus auf die Verständigungs-

orientierung bedeutend wirksamer als die Fokussierung auf den strukturellen Erfolg.27 „Erst das 

Beziehungshandeln ermöglicht, in den Modus der Verständigung zu kommen und die gesteckten Ziele 

als Erfolg eines gemeinsam durchlaufenen Prozesses zu verstehen“ (Abplanalp et. al., 2020: 75). Eine 

professionelle Beratung hat zum Ziel, den ratsuchenden Personen Zugänglichkeit zu persönlichen und 

gesellschaftlichen sowie materiellen und immateriellen Ressourcen zu ermöglichen (Weber, Kunz, 

2016). Die Ressourcenorientierung schließt eine Ressourcenaktivierung, also das Erschließen und 

Aufzeigen vorhandener individueller Ressourcen, ein und verfolgt das Ziel, positive Selbstwert-

erfahrungen zu erleben und diese im Habitus der ratsuchenden Person verfestigen zu können 

(Abplanalp, 2019: 75f.). Daran schließt sich das (vage) Prinzip des Befähigungshandelns an, welches in 

einer engen Verzahnung mit dem Empowermentkonzept steht. Die beratende Person ist angehalten, 

Selbstbestimmungs-, Selbstständigkeits- und Mündigkeitsprozesse kooperativ herauszuarbeiten und 

die ratsuchenden Personen bei der Bewusstwerdung persönlicher Stärken, Ressourcen und 

Kompetenzen, unter Berücksichtigung der individuellen und systemischen Interdependenzen, zu 

unterstützten (Abplanalp et. al., 2020: 77). Letztlich beschreibt Abplanalp das Ziel der „Befreiung aus 

Abhängigkeitsprozessen“ und den Anspruch des Überflüssigwerdens von Beratung für die 

ratsuchenden Personen (ebd.: 78). 

 
27 Habermas´sche Verständigungsorientierung, hierzu Stimmer, 2020: 72ff. 
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4.3. Beratungsprozessstruktur 

Gelingende Beratungsprozesse zeichnen sich durch die Unabdingbarkeit von Zirkularität in allen 

Beratungsschritten aus und sind untergliedert in drei übergeordnete Phasen (Analyse, Intervention, 

Evaluation), welche jeweils weitere drei Teilschritte, nämlich Planung, Durchführung und Bewertung, 

innehaben (Zwilling, 2007 zit. n. Abplanalp et. al., 2020: 80ff.). In der Analysephase geht es 

grundsätzlich um die Auftragsklärung, die Erfassung des IST-Zustandes der ratsuchenden Person, den 

Aufbau eines Situationsverständnisses seitens der Beratenden und schließlich um die Festlegung auf 

geeignete Analyseinstrumente und die notwendigen Rahmungen (ebd.: 83). Es folgt die Phase der 

Intervention, in welcher es zur Klärung der Veränderungswünsche und -richtungen sowie das 

kooperative Wirken auf die Veränderung unter dem Einsatz adäquater und im ersten Prozessschritt 

ausgewählten Instrumente und Methoden kommt. Dabei sollte der gesamte Prozess unter stetiger 

Metareflexion stehen, um situativ und angemessene methodische Adaptionen vornehmen zu können 

(Abplanalp et. al., 2020: 84). In der Schlussphase eines Beratungsprozesses kommt es idealtypisch zur 

gemeinsamen Evaluation des Beratungsgeschehens und zur Entscheidung, ob dieser als abgeschlossen 

bewertet wird oder ob es einer Fortführung bedarf (ebd.: 84). Nach Dietrich (1991: 92) steht ein 

erhöhter Beratungserfolg im klaren Zusammenhang mit einer gelingenden Interaktion zwischen 

Beratenden und Ratsuchenden und spiegelt sich in den unterstützenden Prozessen der 

„Widerstandsauflösung durch emotionale Sicherung und Beziehungsgestaltung“, in der Unterstützung 

bei (Selbst-)Reflexionsprozessen und in der Anregung von optimierten Handlungskompetenzen wider.  

Es wird gefolgert, dass „[d]er Erfolg umso ausgeprägter [ist, Anm. d. Verfin], je mehr es gelingt, die 

Prozesse für die PbP [Problem bearbeitende Person, Anm. d. Verfin] erfahrbar, auswertbar und in ihrer 

Lebenswelt praktizierbar zu gestalten“ (Mischke, 2021: 22).  

Dietrich definiert drei aktive Grundprozesse, die eine ratsuchende Person mit der Unterstützung der 

beratenden Person vollziehen sollte. Neben der, durch eine Auflösung des Widerstands, gesteigerten 

Modifizierbarkeit sollte die ratsuchende Person in den Prozess der Auseinandersetzung und eine 

Positionsbeziehung kommen, was schließlich auch eine gesteigerte Handlungskompetenz mit sich 

bringt (Dietrich 1991: 92; Mischke, 2021: 22f.). Im Fokus des Prozesses der Veränderung sollte die 

persönliche Auseinandersetzung mit der Person selbst sowie der sie umgebenden Umwelt und 

situativen Problemlagen stehen. Diese Aspekte werden als grundlegend für die Möglichkeit einer 

Erarbeitung von neuen Positionen erachtet.  

Dabei spielt vor allem das Modalbewusstsein eine entscheidende Rolle und ist erheblich für die Selbst- 

und Weltkonzeption des Individuums verantwortlich. Die Herausarbeitung dieser Aspekte geschieht 

unter den adäquat und professionell eingesetzten Methoden und Techniken der Beratenden, welche 

sich an den entsprechenden Konzepten von Lernprozessen orientieren: rational-kognitiv sowie 

emotionales und aktionales Lernen (Mischke, 2021: 23). Zusammenfassend zu den Ausführungen zu 
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Haltungs- und Professionsaspekten von beratenden Personen im pädagogischen Bereich stellt Dietrich 

folgende Übersicht mit grundlegenden Prinzipien eines Beratungsgespräches dar:  

- Prinzip der engagierten Haltung der beratenden Person  

- Prinzip des einfühlenden Verstehens  

- Prinzip der unbedingten Wertschätzung  

- Prinzip der Vermeidung von Routine und Fassadenhaftigkeit 

- Prinzip der Aktivierung der Ratsuchenden 

- Prinzip der nichtdirektiven Haltung 

- Prinzip der Aufschließung des Klienten für Hoffnung und Mut 

- Prinzip der größtmöglichen Konkretheit des sprachlichen Ausdrucks 

- Prinzip der Strukturierung des Gesprächs 

- Prinzip der ständigen Bemühung um Objektivität und Kontrolle 

            (Dietrich, 1991: 102; Mischke, 2021: 24) 

Grundsätzlich spielt sich Beratung zwischen einer Abfolgenstruktur und situativer sowie kreativer 

Adaptionen während des Prozesses ab. Es ist beraterische Aufgabe, dieses Spannungsverhältnis in 

Balance zu halten und die inhaltlichen sowie strukturellen Bedingungen bewusst zu erkennen und 

adäquate Handlungsschritte zu vollziehen (Schubert, Rohr, Zwicker-Pelzer, 2019: 143). Basis ist der zu 

befördernde Veränderungsprozess bei der ratsuchenden Person, wofür die Beratenden neben dem 

Störungs- auch über ein Ressourcen- und breitgefächertes Veränderungswissen verfügen sollten 

(Schubert, Rohr, Zwicker-Pelzer, 2019: 152). Die Autorenschaft bezieht sich in diesem Zusammenhang 

auf McLeod (2004), welcher auf drei Veränderungsmodelle verweist: das siebenstufige 

Veränderungsmodell von Rogers (2000), das Assimilationsmodell von Stiles et. al. (1990, 1992) und das 

Transtheoretische Modell (TTM) von Prochaska und DiClemente (1982, 2005). Am gebräuchlichsten 

und gegenwärtig weitverbreitet, so Schubert et. al., ist das Transtheoretische Modell. Es gliedert sich 

in unterschiedliche Stadien, welche es der beratenden Person ermöglicht festzustellen, in welchem 

Bereich der Bereitschaft zur Veränderung sich die ratsuchende Person befindet. Im Stadium der 

Sorglosigkeit und Absichtslosigkeit besteht bei den ratsuchenden Personen zunächst keine Absicht, die 

als schwierig erlebte Situation innerhalb von sechs Monaten verändern zu wollen. Das Bewusstsein 

über die etwaige Problemlage ist nicht immanent gegeben und die Inanspruchnahme einer 

professionellen Unterstützung erfolgt zumeist durch Druckerhöhung durch das individuelle Umfeld. 

Erfolgte diese, so schließt sich das Stadium der Bewusstwerdung, des Nachdenkens und der 

Absichtsbildung an, welche häufig durch ambivalente Bewusstseinsbildung geprägt sind. Es soll dazu 

führen, dass die ratsuchende Person eine Veränderung des Problemverhaltens innerhalb der folgenden 

sechs Monate anstrebt. Bei der in dieser Phase ablaufenden Abwägung von positiven und negativen 

Handlungskonsequenzen ist nicht ausgeschlossen, dass die Personen zum Verharren kommen 
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(Schubert et. al., 2019: 153f.). Im Beratungsgeschehen kommt es typischerweise zu einem Prozess, 

welcher als spiralförmig beschrieben wird: „In jedem Stadium kann Veränderung durch entsprechende 

Interventionsstrategien unterstützt und gefördert werden. Bei Rückfällen geht die betroffene Person 

auf ein früheres Stadium zurück, jedoch kaum auf das Ausgangsstadium“ (Schubert et. al., 2019: 154). 

 

4.4. Prozessualität und Qualitätskriterien von Beratungssettings 

Beratungen finden unter unterschiedlichen Rahmenbedingungen statt, die bspw. Orte, Fokusgruppen 

und Arten von Beratungssettings definieren. Schubert et. al. (2019: 199) beschreiben diesbezüglich 

verschiedene Kategorien wie Organisationen/Einrichtungen (öffentliche/private Trägerschaft, frei-

berufliche Beratung), Zielgruppen (Zuordnung und Zusammenfassung der Zielgruppen erfolgt nach 

Gemeinsamkeiten/Ähnlichkeitsaspekten bzgl. der Belastungserfahrungen), Problemlagen (bezogen auf 

die jeweilige Lebenssituation und Themenbereiche) und krisenhafte Übergänge in der Lebensspanne 

(biopsychosoziale Entwicklungsphasen gekoppelt an tlw. vorhersehbare Krisenwahrscheinlichkeiten). 

Notwendig ist, dass die Beratungssettings in diesen Kategorien sich immer an den Basisanliegen 

orientieren (Empowerment der ratsuchenden Personen in ihrer eigenen Lebensführung, Erhöhung/ 

Erhalt von Lebensqualität und Gesundheit in den jeweiligen Kontexten, in die die Personen eingebettet 

sind) und in eine multiperspektivische Struktur implementiert werden (Schubert et. al., 2019: 199f). 

Das multiaxiale Modell nach Zwicker-Pelzer (2018) setzt die multifaktoriellen Aspekte von 

Beratungssettings in einen Zusammenhang (Abbildung 6). 

Zwicker-Pelzer skizziert vier Achsen: die 

Zeitachse verweist auf die unterschiedliche 

Dauer von Beratungsgesprächen, welche von 

beratender und ratsuchender Person 

individuell festzulegen sind. Auf der Achse der 

Zugänge werden zwei Strukturen 

unterschieden. Unter der Kommstruktur sind 

Beratungssettings zu verstehen, die, im 

Gegensatz zur Gehstruktur, als „nicht 

aufsuchend“ zu definieren sind. Unmittelbar 

damit korreliert die Beziehungsachse, denn je 

nach Zugangsstruktur gestaltet sich die Beziehung zwischen beratender und ratsuchender Person in 

der jeweiligen Intensität und Herstellungsmodalität von Nähe und Distanz. Die Achse der 

Handlungsgrundlage definiert die Wissensbestände und -bezüge sowie die damit verbundenen 

Zugangsmöglichkeiten von beratenden Personen zur Lebenswirklichkeit und Problemkonstruktion der 

Ratsuchenden (Schubert et. al., 2019: 202). Beratungssettings können in ihren Strukturen, 

beispielsweise hinsichtlich der Arbeitsorganisation und Spezifikation der Aufgaben, sehr 

Abbildung 6 - Das multiaxiale Modell von Beratung 
Quelle: Zwicker-Pelzer 2018: 28 
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unterschiedlich gestaltet sein. Mischke betont, dass die Transparenz über das entsprechende Setting 

unbedingt notwendig ist, damit die ratsuchenden Personen wirklichkeitsnahe Erwartungen 

konstruieren und das Bewusstwerden über die jeweiligen Rollenzuschreibungen im Gesamtprozess 

geklärt werden kann (Mischke, 2021: 113). Zudem beschreibt er die beraterische Aufgabe der 

eindeutigen und kooperativen Verabredung der Prozessschritte und Phasen. Zu diesen Schritten 

gehören u. a. die Klärung der gegenwärtigen Situation und Beziehung zu den beteiligten Personen, eine 

Analyse der Ausgangssituation inklusive der individuell verfügbaren Ressourcen, die Klärung von 

Aufgaben und Zielen sowie verfügbarer Mittel und Wege, aber auch expliziter und impliziter Motive. 

Unter dem Einsatz des Reframings sollen alternative Perspektiven entdeckt und etwaige 

Problemlösungen gefunden werden. Schließlich kommt es zur Entscheidung für einen möglichen 

Lösungsweg, der dazugehörigen Handlungsplanung sowie zur Erprobung von Mitteln und Wegen zur 

Erreichung des festgelegten Ziels (Mischke, 2021: 116; Greving, Schäper, 2013: 86ff.). All die 

ablaufenden Prozesse unterliegen nach Sickendiek, Engel und Nestmann spezifischen 

Qualitätskriterien, die die vielfältigen Grundbedingungen, Handlungsmöglichkeiten, Rahmen-

bedingungen, methodischen Aspekte und theoretischen Grundlagen zusammenfassen. Die 

Autorenschaft hält zunächst fest, dass pädagogische Beratung vor allem interdisziplinär verstanden 

werden muss, indem die theoretischen und methodischen Bezüge aus den unterschiedlichen 

Disziplinen wie Erziehungswissenschaft, Psychologie, Soziologie und Philosophie abgeleitet werden 

(Sickendiek et. al., 2008: 221). Darauf baut die Notwendigkeit der Alltags- und Lebensweltorientierung, 

sozialökologische Kontextualität und die Ressourcenorientierung auf, was impliziert, dass die 

vorliegende Expertise auf die individuellen Lebenswirklichkeiten adaptiert werden muss (ebd.: 222). In 

diesem Zusammenhang steht das Ziel der Prävention und des Empowerments, das Beratungsprozesse 

verfolgen sollen. Die Autorenschaft verweist auf die Notwendigkeit der Bewusstwerdung, der zumeist 

kurativen Beratungsinanspruchnahme und der Wichtigkeit einer „präventiv orientierte[n] Profession“ 

(Sickendiek et. al., 2008: 222, Anm. d. Verfin) zur Erhöhung der Möglichkeit, dass Ratsuchende zukünftig 

bereits vor der Entstehung von Problemlagen etwaige Handlungs- und Präventionsmöglichkeiten 

einsetzen können (ebd.: 222). Bestenfalls finden Beratungssettings in offenen Settings mit vielfältigen 

Konstellationen und methodenintegrativ nah an der Lebenswelt der ratsuchenden Personen statt und 

bauen auf einer vertrauensvollen Beziehung zwischen beratenden und ratsuchenden Personen auf 

(Sickendiek et.al., 2008.: 223). Beratung sollte sich zudem als Teil einer vielfältigen Unterstützungs-

struktur verstehen, in der vor allem professionelle mit informellen Hilfestellungen korrelieren.  Die 

Bewusstwerdung und das Nutzbarmachen dieser Strukturen innerhalb eines Beratungssettings kann 

zur Eröffnung mannigfaltiger Handlungsperspektiven für den Beratungsprozess mit sich führen (ebd.: 

224). Neben der Anerkennung der Freiwilligkeit bei der Inanspruchnahme von Beratung gilt es auch, 

dass beratende Personen in Kooperation mit ratsuchenden Menschen realistische Ziele erarbeiten, um 

dadurch zum einen die Möglichkeiten und Grenzen von Beratungsprozessen zu verstehen und 
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anzuerkennen sowie entbehrlichen Enttäuschungen vorbeugen zu können (Sickendiek, et. al. 2008: 

224). Dabei bettet sich der Prozess der Beratung immer in die Kontexte sozialer Ungleichheit ein. 

„Lebenswelten, sozialökologische Kontexte und Ressourcen sind abhängig von sozialen Lebenslagen 

von Klientinnen, die sehr weite oder sehr enge Bewertungs-, Handlungs- und Erfahrungsspielräume 

mit sich bringen“ (ebd.: 225). Die systemische Betrachtungsweise und daraus folgende individuelle 

Beratungsausgestaltung sind diesbezüglich unabdingbar.  

In Conclusio kann festgestellt werden, dass die Basis der Beratung eine gelingende Kommunikation und 

Interaktion zwischen allen beteiligten Personen ist. Dabei ist es vor allem notwendig, einerseits den 

individuellen Habitus der ratsuchenden Personen, deren Problemlagen resp. als schwierig empfundene 

Situationen und deren sozioökologische Faktoren herauszuarbeiten, um auf Grundlage dessen 

geeignete Beratungssettings zu konzipieren. Andererseits ist eine bedarfsangepasste Transferierung 

der Informationen, die durch die beratende an die ratsuchende Person weitergetragen wird, 

notwendig. Diese Transferierung findet zu unterschiedlichen Zeitpunkten eines Beratungssettings statt 

und beansprucht eine stetige Reflexion sowie bei Bedarf einer adäquaten Korrektur. Mischke (2021) 

skizziert eine modulare Struktur von Beratungsprozessen (Abbildung 7), durch welche vor allem die 

Achsen der Informationstransferierung und reziproken Informationsverarbeitungsnotwendigkeiten 

deutlich gemacht werden. Demzufolge bedarf es neben der Kommunikations- und Interaktionsfähigkeit 

auch der Gedächtnisleistung in Bezug auf das episodische (Erinnerungsvermögen) und das semantische 

(Wissensspeicherung) Gedächtnis. Damit stehen vor allem Zielsetzungen/Planungen, das 

Operationalisieren sowie die Informationsverarbeitung im Beratungsgeschehen im Zusammenhang. 
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Abbildung 7 - Modulare Struktur des  Beratungsgesprächs 
Quelle: In Anlehnung an Mischke, 2021:164, modifiziert 
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Aus diesen Ausführungen und der Übersicht über die (kommunikativen und kognitiven) Prozesse in 

Abbildung 7 leitet sich die Wichtigkeit der Auseinandersetzung mit bedarfsangepasster Kommunikation 

und Interaktion in Beratungssettings ab. Kommunikationswissenschaftliche Theorien bieten 

diesbezüglich einen fundierten Rahmen, um die verschiedenen Parameter menschlicher 

Kommunikation zu verstehen und zu analysieren. Dabei sind vor allem die Erkenntnisse über 

nonverbale und verbale Kommunikation und Interaktionsmuster von großer Bedeutung, wenn es 

darum geht, Bedürfnisse und Bedarfe ratsuchender Personen zu erkennen und zu berücksichtigen. 

Diese Erkenntnisse dienen als Grundlage bei der Entwicklung von Methoden und Strategien, die es 

beraterisch tätigen Personen ermöglichen, effektiv mit den ratsuchenden Personen zu kommunizieren 

und Interaktionen so anzupassen, dass diese den jeweils individuellen Fähigkeiten entsprechen. Im 

folgende Kapitel werden kommunikationswissenschaftliche Theorien herangezogen, um die 

Möglichkeiten und Limitationen bei der Adaption der Kommunikation und Interaktion in 

Beratungssettings für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen zu untersuchen. Um einen 

umfassenderen Einblick in die Bedeutung und Umsetzung einer inklusiv ausgerichteten 

Beratungspraxis zu gewährleisten, wird sowohl auf theoretische Konzepte als auch auf einen Theorie-

Praxis-Transfer Bezug genommen. 

 

5 Zur Notwendigkeit von bedarfsangepasster Kommunikation und Interaktion in 

pädagogischen Beratungskontexten mit Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung 

 

5.1. Theorien der Kommunikationswissenschaften 

Es existiert eine Vielzahl an Modellen zum Kommunikationsprozess, die sich bezüglich des 

wissenschaftlichen Bezugs, der Komplexität und der Inhaltsschwerpunkte unterscheiden. Es wird 

grundsätzlich zwischen den allgemeinen Kommunikationsmodellen aus den Sozialwissenschaften oder 

der Soziologie und den psychologischen Kommunikationsmodellen unterschieden (Röhner, Schütz, 

2020: 27). Dabei gehören vor allem die allgemeinen Modelle zu den sogenannten Metatheorien. Sie 

erklären Abläufe von Kommunikation unter der Berücksichtigung sozialer und gesellschaftlicher 

Konstellationen.  

Zu diesem Modell zählen vor allem der Symbolische Interaktionismus (Blumer, 1973), die Theorie des 

kommunikativen Handelns (Habermas, 1981), die Theorie selbstreferentieller Systeme (Luhmann, 

1981) und der soziale Konstruktivismus (Gergen, 1985/2002) (Frindte, Geschke, 2019: 97). 

Psychologische Kommunikationsmodelle beschreiben hingegen, wie Kommunikation vollzogen 

und übertragen wird, aber auch, welche Einflussfaktoren zu Missverständnissen und Fehlern führen 

können. Sie bieten Erklärungsansätze zur Verbesserung von Kommunikation und wie kommunikative 

Prozesse zur Zielerreichung beitragen können. „Um kommunizieren zu können, müssen wir über 

Zeichen verfügen, die zwar für individuelle Vorstellungen stehen können, aber gleichzeitig hinreichend 
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allgemeingültig sind“ (Friedrich, Schweppenhäuser, 2010: 26). Damit beschreiben die Autoren die 

Lehre der Zeichen (Semiotik). Diese wird als Teil der Erkenntnistheorie (im Rahmen der allgemeinen 

Sprachtheorie) in Syntaktik (sprachliche Zeichen und deren Korrelation), Semantik (Beziehungen 

zwischen sprachlichen Zeichen, deren Bedeutung), Pragmatik (Beziehungen zwischen Zeichen und den 

Kommunikatoren und Kommunikatorinnen) und Sigmatik (Relationen zwischen Zeichen und Relation) 

gegliedert (Rieger, 2002).  

Modelle, wie Encoder-/Decoder-Modelle28, Intentionsorientierte Modelle29, Perspektivübernahme-

Modelle30 sowie Dialogmodelle31 werden den psychologischen Kommunikationstheorien zugeordnet 

(Röhner, Schütz, 2020: 28). Beck (2020: 15f.) gibt einen Überblick über die Merkmale von 

Kommunikation nach Merten (1999: 15) und ergänzt diese um zwei weitere Merkmale. Demnach ist 

Kommunikation gekennzeichnet von: 

- Profanität - Kommunikation kann grundsätzlich zu jeder Zeit von jeder Person unter 

geringstem Aufwand initiiert werden; Kommunikation wird in der Regel problemlos erlernt 

und ist offenbar fraglos gegeben, was die Gefahr birgt, dass Kommunikation an sich nicht 

ausreichend reflektiert und entsprechend definiert wird. 

- Universalität - Kommunikationsprozesse finden in allen Bereichen des menschlichen Daseins 

statt, der wissenschaftliche Gegenstand „Kommunikation“ scheint unerschöpflich und ist aus 

diesem Grund kaum fassbar. 

- Flüchtigkeit - Kommunikationsdynamiken werden als gegeben anerkannt. 

- Relationalität - Kommunikationsprozesse bestehen aus mehreren Elementen, deren 

Bedeutungen und Funktionen im Prozess veränderbar sind; Kommunikation findet zwischen 

diesen Elementen statt. 

- Heterogenität32 - Kommunikationsprozesse werden im Rahmen der Alltags- aber auch 

Fachsprache vollzogen, sie verläuft zwischen Menschen, zwischen Menschen und technischen 

Geräten und zwischen Tieren und Organen. 

- Selbstbezüglichkeit33 - Bezeichnung der Metaebene der Kommunikation; Kommunikations-

wissenschaft beschäftigt sich nicht mit einem objektiven Gegenstand, sondern bezieht sich auf 

das, was sie selbst kommunikativ produziert. 

 

Folglich beschäftigen sich alle kommunikationspsychologischen Theorien mit sozialen Konstruktionen 

über psychische Strukturen und Prozesse, welche eine Bedeutsamkeit für das Kommunizieren 

 
28 Sender-Empfänger Modell nach Shannon/Weaver (1949), Kommunikationsquadrat nach Schulz v. Thun (2000). 
29 Konversationsmaxime nach dem Kommunikationsmodell von Grice (1975). 
30 „Regeln gelingender Kommunikation“ nach Rogers (1991). 
31 Kommunikationsaxiome nach Watzlawick (1969). 
32 Nach Beck, 2020. 
33 Nach Beck, 2020. 
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zwischen Personen, eingebettet in ihren unterschiedlichen sozialen Systemen, haben (Frindte, 

Geschke, 2019: 91). Demzufolge kann in Bezug auf sozialpsychologische Theorien bezüglich der 

Aussagenlogik zwischen singulären Aussagen, Existenzialaussagen oder Universalaussagen 

unterschieden werden. Singuläre Aussagen beschreiben etwas Einzelnes in der Wirklichkeit, 

Existentialaussagen behaupten, dass Dinge, Personen, Strukturen oder Prozesse in der Wirklichkeit 

existieren und jeweils eine spezifische Eigenschaft oder Beziehung inne haben und Universal- bzw. 

Allaussagen sagen aus, dass spezifische Klassen von Dingen, Personen, Strukturen oder Prozessen in 

der Wirklichkeit bestimmte Eigenschaften oder Beziehungen inne haben (Klaus, 1972 zit. n. Frindte, 

Geschke, 2019:91f.).  

 

 Frindte und Geschke (2019: 92) stellen hierzu folgende Systematik auf:  

Eine kommunikationspsychologische Theorie (T) in ihrer speziellen Theorieform (TS) formuliert 

Aussagen zur Erklärung von kommunikationspsychologischen Strukturen oder Prozessen (Ψ) in ihrer 

einzelnen, speziellen Erscheinung (Ψ1). 

Kommunikationspsychologische Theorie (T) in ihrer besonderen oder entfalteten Theorieform (TE) 

formuliert Aussagen zur Erklärung von kommunikationspsychologischen Strukturen oder Prozessen (Ψ) 

in ihrer besonderen, vielgestaltigen, nicht auf einzelne Situationen bezogenen Beschaffenheit (Ψ1, Ψ2, 

Ψ3, Ψn). Z. B.: Eine Erklärung, warum und mit welchen sprachlichen Mitteln sich Menschen, um ihre 

soziale Identität zu wahren, von anderen Menschen abzugrenzen versuchen. Kommunikations-

psychologische Theorie (T) in ihrer allgemeinen Theorieform (TA) formuliert Aussagen zur Erklärung von 

kommunikationspsychologischen Strukturen oder Prozessen (Ψ) in ihrer allgemeinen und universellen 

Beschaffenheit (ΨA). 

 

Verkürzt lässt sich aussagen, dass sich eine kommunikationspsychologische Theorie auf drei Ebenen 

vollzieht. In ihrer speziellen Form erklärt sie das Auftreten bestimmter Kommunikationsmuster in 

spezifischen Situationen. In ihrer erweiterten Form fokussiert diese Theorie die Heterogenität von 

Kommunikation und wie diese sich situationsspezifisch entfaltet. In ihrer allgemeinen Form betrachtet 

sie die Kommunikation auf einer grundlegenden Ebene und erklärt das universelle Auftreten 

bestimmter Muster. In der Kommunikationswissenschaft wird die Kommunikation an sich als soziales 

Verhalten verstanden. Ein soziales Verhalten wird wiederum als Umstand beschrieben, dass sich 

Lebewesen in Bezug auf andere Lebewesen verhalten und entsprechende Reaktionen auf das jeweilige 

Verhalten zum einen auslöst und zum anderen beeinflusst. Die soziale Komponente bilden die 

Verhaltensprozesse, im Rahmen derer die entsprechenden Lebewesen miteinander interagieren 

(Burkart, 2021: 23). Sind diese sozialen Verhaltensabläufe mit Bedeutungen versehen, so erhalten 

diese Verhaltensweisen einen kommunikativen Charakter (ebd.: 24).  
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Es wird gefolgert, dass grundsätzlich jedes Verhalten von Individuen ein kommunikatives Potential zur 

Vermittlung von Bedeutungen innehat, aber nicht jedes Verhalten grundsätzlich als Kommunikation zu 

verstehen ist. Damit verweist Burkart vor allem auf das erste Axiom Watzlawicks („Man kann nicht 

nicht kommunizieren.“), denn: „Menschliches Verhalten kann nämlich bewusst (Graumann 1966 zit. 

n. Burkart, 2021: 25) und zielgerichtet, d. h. intentional ablaufen. Der Mensch kann sich in seinem 

Verhalten ausdrücklich auf etwas beziehen, er kann sich also nicht bloß verhalten, er kann auch 

handeln“ (Burkart, 2021: 25). Insofern sei es dem Menschen möglich, Kommunikation willentlich 

aufzunehmen oder abzubrechen (ebd.: 25). Die menschliche Kommunikation als soziale Handlung zu 

verstehen, basiert auf der Annahme, dass das menschliche Tun mit einer Intentionalität einhergeht 

und einer Handlung eine spezifische Bedeutung beigemessen wird. Hierdurch sollen individuelle 

Vorstellungen von Zielen mit den notwendigen Aktivitäten zur Zielerreichung verknüpft werden.  

Daraus ergibt sich, dass menschliches Handeln nicht als Selbstzweck bewertet werden kann, sondern 

immer das Mittel zum Zweck darstellt. Demzufolge ist das Handeln von Menschen stets auf ein Ziel 

ausgerichtet. Kommt es außerdem dazu, dass das Handeln im Prozess an anderen Menschen orientiert 

ist, wird dies als soziales Handeln definiert (Burkart, 2021: 26).  

Burkart verschriftlicht, bezugnehmend auf die Intentionalität, folgende Differenzierungen für 

menschliches, kommunikatives Handeln (Abbildung 8):  

1. Die allgemeine Intention („Mitteilungs-Charakter“) 

a. Alle Personen, die kommunikativ handeln, verfolgen das Ziel der Verwirklichung der 

eigenen kommunikativen Handlung, das heißt eine kommunikativ handelnde Person 

möchte stets (mindestens) einer anderen Person etwas Spezifisches mitteilen und 

verfolgt dabei immer das Ziel der Verständigung zwischen sich selbst und anderen, an 

dem Prozess beteiligten Personen, mit dem Ziel, die jeweils gemeinten Bedeutungen 

wahrhaftig miteinander zu teilen (Burkart, 2021: 27). 

 

2. Die spezielle Intention („Interessen-Charakter“) 

a. Durch das kommunikative Handeln sollen bestimmte personen- und 

situationsspezifische Interessen realisiert werden. Sind die konkret erwarteten Folgen, 

welche sich aus dem spezifischen intentionalen Interesse ergeben haben, im Zuge der 

kommunikativen Handlung tatsächlich eingetreten, ist das jeweilige Ziel erreicht 

(Burkart, 2021: 28). 
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Burkart unterscheidet im kommunikativen Handeln ferner die Bezogenheit auf den Inhalt (dieser 

entsteht unmittelbar aus dem zu realisierenden Interesse und wird von diesem mehr oder weniger 

bestimmt) und die Situationsbezogenheit (Inhalt der kommunikativen Handlung wird nicht 

unmittelbar vom zu realisierenden Interesse bestimmt, sondern nur marginal von diesem tangiert) 

(Burkart, 2021: 29). Dabei ist kommunikatives Handeln noch nicht als vollständiger Kommunikations-

prozess zu verstehen, denn dieses ist zwar notwendig, aber noch keine hinreichende Bedingung für ein 

Zustandekommen eines Kommunikationsprozesses. Denn, so Luhmann: „Eine Kommunikation kommt 

nur zustande, wenn jemand sieht, hört, liest und so weit versteht, daß [sic] eine weitere 

Kommunikation anschließen könnte. Das Mitteilungshandeln allein ist also noch keine 

Kommunikation“ (Luhmann, 2017: 12). Kommunikation wird insofern als Prozess verstanden, der 

dynamisch zwischen mindestens zwei Personen und nicht als einseitig (höchstens als 

Initiierungsprozess von Kommunikation) ablaufen kann (Burkart, 2021: 31). Für diesen Prozess ist es 

notwendig, dass zwei Lebewesen zueinander in Beziehung treten und demzufolge miteinander 

interagieren. In diesem Zusammenhang wird Kommunikation als „spezifische Form der sozialen 

Interaktion“ (ebd.: 31) verstanden.  

Bei der Interaktion „… handelt es sich … um die funktionale Abhängigkeit einer Größe von der 

Wechselwirkung, zumindest aber den zusammen vorkommenden Veränderungen, von zwei oder mehr 

anderen Größen“ (Graumann, 1972: 1111). Vordergründig ist die reziproke Beeinflussung von 

Einstellungen, Erwartungen und Handlungen von Personen, die in einem kommunikativen Prozess 

miteinander stehen, und dass „dadurch zu Stande kommt, dass die Akteure ihr Handeln wechselseitig 

aneinander komplementären Erwartungen ausrichten“ (Klimke, Lautmann, Stähli, Weischer, Wienold, 

2020: 351). „Die soziale Interaktion hat nicht im Handlungssubjekt ihr Zentrum, sondern ist 

multizentrisch. Sie nimmt nicht vom einzelnen Akteur ihren Ausgang, sondern beruht auf dem ‚Inter‘ 

der Akteure, ist Resultat des ‚Wechselspiels‘ der Inter-Akteure“ (Vester, 2009: 48). Um Bedeutungen 

adäquat vermitteln zu können, bedarf es eines Mediums, welches als Ausdrucksmittel einer 

Abbildung 8 - Die Intentionalität kommunikativen Handelns 

Quelle: Burkart, 2021: 29 
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Kommunikationsaktivität sowohl die materielle Hülle für die immateriellen Inhalte ist als auch die 

Teilung von Bedeutungen mit anderen Kommunikationspartnern und -partnerinnen ermöglicht 

(Burkart, 2021: 35f.). Folglich benötigen kommunizierende Personen entsprechende Ausdrucksmittel 

und Kommunikationskanäle wie die Modalitäten zur Sinneswahrnehmung und Verarbeitung (Pürer, 

2014 zit. n. Burkart, 2021: 36). 

 

5.1.1. Theoriekonstrukte von Kommunikationsprozessen 

Die Betrachtung von theoretischen Konstrukten in Bezug auf die Kommunikation und Interaktion in 

Beratungssituationen ist von zentraler Bedeutung für das Verständnis und die Gestaltung adäquater 

Unterstützungsmaßnahmen. Theoretische Ansätze zum Symbolischen Interaktionismus, zum 

Kommunikativen Handeln, zur Kommunikation in selbstreferentiellen Systemen und auch zum Sozialen 

Konstruktivismus bieten die Möglichkeit die komplexen Aspekte zwischenmenschlicher 

Kommunikation und der Konstruktion von Wirklichkeit zu erklären und zu beschreiben. Durch die 

Integration der Theoriekonstrukte haben beraterisch tätige Personen die Möglichkeit, ein vertiefendes 

Verständnis für die Bedürfnisse ratsuchender Personen zu entwickeln und adäquate 

Beratungsleistungen, die den individuellen Kontexten und Erfahrungen gerecht werden, anzubieten. 

 

Symbolischer Interaktionismus 

Der Symbolische Interaktionismus ist ein Konzept, welches die Interaktion zwischen menschlichem 

Handeln mit der jeweiligen Umwelt beschreibt, und ist auf die Theorien von G. H. Mead zurückzuführen 

(Burkart, 2021:51). Es handelt sich um eine allgemeine soziologisch-sozialpsychologische Theorie von 

Kommunikation und wird als Metatheorie verstanden, welche auf drei Prämissen basiert (Blumer, 

2015:25ff. zit. n. Burkart, 2021:52; Frindte, Geschke, 2019: 98): 

1. Menschliches Handeln gegenüber Dingen erfolgt aufgrund der Bedeutungen, die eben diese 

Dinge für die handelnde Person besitzen. Menschliches Handeln basiert auf Grundlage der 

individuellen Definition, Interpretation und Deutung. 

2. Eben diese Definitionen, Interpretationen und Deutungen werden von Personen in sozialen 

Interaktionen ausgehandelt und abgeleitet. 

3. Die aus den sozialen Interaktionen erfolgten Bedeutungen von Dingen werden von 

Einzelpersonen anschließend nutzbar gemacht und abgeändert. 

Diese Prozesse innerhalb sozialer Verflechtungen menschlichen Handelns werden in und durch soziale 

Regeln, Netzwerke, Institutionen und Organisationen geschaffen (Frindte, Geschke, 2019: 98). „Die 

signifikanten Symbole sind kein subjektiver Ausdruck individueller Zustände, sondern soziale Symbole, 

die in vorangegangen Interaktionen ausgehandelt wurden und in der aktuellen Interaktion 

vergegenwärtigt, aber auch modifiziert werden können“ (Beck, 2020: 37).  
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Demgemäß, so Burkart (2021: 52), weisen die individuellen Symbole neben ihrer Gegenständlichkeit 

auch immer auf die jeweilige Beziehung zu einem Gegenstand hin. Dies impliziert, dass „… jeder 

Mensch über einen bestimmten (subjektiven) Vorrat an Symbolen [verfügt, Anm. d. Verfin] – genauer: 

Er verfügt über abrufbare … Bedeutungskonglomerate“ (Burkart, 2021: 52f., Hervorh. i. Orig.). Durch 

den wechselseitigen Kommunikationsprozess (symbolisch Vermitteltes in Beziehung zueinander 

treten) vollzieht sich gleichzeitig der Prozess, die bis dato verfügbaren Symbolvorräte erweitern und 

aktualisieren zu können, mit der Voraussetzung ähnlicher resp. gleicher Symbolbestände34 bei allen 

Kommunikationspartnern und -partnerinnen (ebd.: 53).  

 

Kommunikatives Handeln  

Diese Theorie, welche durch Habermas (1981) entwickelt wurde, umschreibt vier universale 

Ansprüche, die es benötigt, um als sprechende Person verstanden zu werden und selbst verstehen zu 

können (Frindte, Geschke, 2019: 100): 

1. Der Anspruch der Verständlichkeit 

· Es bedarf der Nutzung der in der jeweiligen Sprache grammatikalischen Regelsysteme, 

um von KommunikationspartnerInnen verstanden zu werden.  

2. Der Anspruch der Wahrheit 

· Die sprechende Person muss wissen, dass über etwas gesprochen werden muss, was 

auch von KommunikationspartnerInnen als existent bewertet wird. 

3. Der Anspruch der Wahrhaftigkeit 

· Die sprechende Person muss die tatsächlichen Absichten kommunizieren, so dass eine 

Täuschung der KommunikationspartnerInnen nicht geschieht. 

4. Der Anspruch der Richtigkeit 

· Die Äußerungen der sprechenden Person müssen im Rahmen anerkannter sozialer 

Werte und Normen vollzogen werden. 

Nach Habermas besteht der Sinn von sprachlicher Kommunikation darin, dass sich mindestens zwei 

Personen (sprechende und hörende [resp. kommunizierende]) über etwas reziprok verständigen mit 

dem Ziel des Konsenses zwischen den betreffenden Personen. Die einseitige Einflussnahme ist in der 

sogenannten verständigungsorientierten Kommunikation nicht vorgesehen. Im Gegensatz hierzu ist es 

Ziel der strategischen Kommunikation, auf die Einstellung der Kommunikationspartner und -

partnerinnen durch Druck- oder Machtausübung oder Täuschungen so Einfluss zu nehmen, dass die 

eigenen Ziele verfolgt werden können (Habermas, 1981, 413).  

 
34 Sogenannte „signifikante Symbole“: „… ein Zeichen, das eine dahinterstehende Idee … ausdrückt und diese Idee auch  
    im Bewusstsein des/der jeweiligen Kommunikationspartner wachruft“ (Mead, Morris, 1968 zit. n. Burkart, 2021: 53). 
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Die für eine Verständigung notwendige Fähigkeit unterscheiden zu können, wie die Wirkung auf eine 

andere Person erscheint, wann und wie diese sich mit anderen verständigen kann und wann eine 

fehlgeschlagene Verständigung vorliegt, nennt Habermas „kommunikative Kompetenz“ (Habermas, 

1981: 412) 

 

Kommunikation in selbstreferentiellen Systemen  

Kommunikative Beziehungen sind in einem hohen Maße unklar und unspezifisch. Es geht in der 

menschlichen Kommunikation nicht vordergründig um ein reziprokes Verstehen im Sinne synchroner 

(De-)Codierungen zwischen Kommunikationspartner und -partnerinnen, denn „sobald … 

Kommunikation unter Menschen stattfindet, entstehen soziale Systeme“ (Luhmann, 1975: 9 zit. n. 

Frindte, Geschke, 2019: 102). Kommunikationsprozesse versteht Luhmann als Elemente von sozialen 

Systemen und nicht innerhalb ihrer Reziprozität zwischen Personen. Kommunikation ist insofern 

vorrangig ein Prozess, durch den es zur Unterscheidung von sozialen und psychischen Systemen 

kommt. Dieser wird als „dreiseitige Einheit“ von Information, Mitteilung und Verstehen beschrieben 

(Luhmann, 1984: 197f. zit. n. Frindte, Geschke, 2019: 103). Dabei bedeutet der Aspekt des Verstehens 

eine selbstreferentielle Entscheidung inklusive eines Verhaltens der jeweiligen Kommunikations-

partner und -partnerinnen im Anschluss und mündet im Fortgang der Kommunikation (ebd.: 103). 

 

Social Constructionism/Sozialer Konstruktivismus 

Die Theorie des Social Constructionism geht davon aus, dass die Welt durch Begrifflichkeiten 

verstanden wird, die sich in dem und durch den sozialen Austausch mit anderen Personen konstruiert. 

Durch diesen sich selbst organisierenden Diskurs kommt es zur Produktion sozialer Konstrukte (Frindte, 

Geschke, 2019: 106). Aspekte einzelner Personen (Gedanken, Emotionen, Handlungen) sind somit das 

Ergebnis des sozialen Prozesses von Konstruktionen, welcher sich über die sprachliche Verständigung 

(verbal/non-verbal) in Konversationen, Diskursen oder Erzählungen realisiert (ebd.: 106). Subjektive 

Konstruktionen, Orientierungen und Vorstellungen über die Welt konstruieren sich ausschließlich über 

soziale Diskurse und werden anschließend auf ihre Passgenauigkeit geprüft: „In der Kommunikation 

mit anderen und nur in der Kommunikation finden die Menschen die Gründe für ihr Handeln“ (Frindte, 

Geschke, 2019: 107). In diesem Zusammenhang sind Diskurse als sich „selbstaufladende Prozesse“ 

(ebd.: 107) zu verstehen. Mit jedem Einzelschritt innerhalb eines Diskurses kommt es zur Erzeugung 

neuer sozialer Konstruktionen. Eine einfache Zurückführung auf vorherige Diskursschritte ist teilweise 

nicht möglich. Alle Äußerungen in einem Diskurs werden von mindestens zwei sprechenden Personen 

konstruiert und lassen sich ausschließlich in diesem Zusammenhang auf dessen Nützlichkeit prüfen, 

was zu einer doppelten Relativität führt: „Er [der Prozess, Anm. d. Verfin ] ist erstens kein Nachweis der 

wahrhaften, adäquaten Beziehungen zwischen den sozialen Konstruktionen und einer objektiven Welt, 

und er ist zweitens kein Nachweis dafür, dass bestimmte soziale Konstruktionen auf beliebige soziale 
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Situationen und Diskurse passen, also eine generelle Nützlichkeit besitzen (Frindte, Geschke, 2019: 108, 

Hervorh. i. Orig.).“ 

Wichtige Vertreter dieser Theorie wie Luhmann35, Berger und Luckmann36, Bourdieu37 und 

Beck38 befassten sich aus den unterschiedlichsten Perspektiven mit den Theorien rund um den 

Sozialkonstruktivismus, welcher als Metatheorie verstanden wird. „Soziale Tatbestände sind … nicht 

einfach ‚gegeben‘, sondern sie sind erzeugt. Alles soziologisch Interessante gilt als von Menschen 

hervorgebracht und weitergegeben …. Die Grundfrage zielt weniger auf ein Warum und mehr auf das 

Wie des Handelns, der Institutionen … usw.“ (Lautmann, 2020: 413). Der kommunikative 

Konstruktivismus, eine Weiterentwicklung des Ansatzes von Berger und Luckmann, besagt, dass 

Kommunikation nicht nur zur Übermittlung von Wissensbeständen „,sondern auch [von, Anm. d. 

Verfin] Identitäten, Wirklichkeiten und Ordnungen“ (ebd.: 413) dient und sich neben der Nutzung von 

Sprache zur Verständigung ebenso „körperliche[r] Praxen und unbelebte[r] Gegenstände …, mittels 

deren kommunikativ gehandelt wird“, bedient. (ebd.: 413, Anm. d. Verfin).39  

Kruse und Schmieder (2015: 145) formulieren drei Axiome, welche für alle theoretischen Annahmen 

im Rahmen des Sozialkonstruktivismus Gültigkeit erhalten: 

1. Axiom: „Wirklichkeit ist immer kontingent, da sie stets konstruiert ist.“ 

Dieses Axiom steht im Gegensatz zur Betrachtung aus naturwissenschaftlicher Sicht, welche 

versucht, objektivierbare Wahrheiten zu beschreiben. Das erste Axiom formuliert somit die 

Existenz verschiedener Versionen („Versionenhaftigkeit“) von Wirklichkeiten, die immer von 

sozialen Gegebenheiten abhängig ist („Konstruktivitätspostulat“). Somit hängt Wahrheit immer 

von den jeweils konstruierten Gegebenheiten ab und ist stets kontingent 

(„Kontingenzannahme“), was nicht implementiert, dass diese als willkürlich oder zufällig 

beschrieben werden kann, denn „sie vollzieht sich immer nach spezifischen Regeln und 

Relevanzen … die rekonstruiert werden können“ (Kruse, Schmieder, 2015: 146). 

 

2. Axiom: „Alles hat bzw. ergibt einen Sinn.“ 

Dieses Axiom beschreibt die stetige Sinnhaftigkeit in den individuellen Perspektiven der jeweils 

eigenen Wirklichkeitskonstruktion: „Der Unterstellung liegt … ein bestimmter Sinnbegriff 

zugrunde, der in seinem ersten Zugang zur Wirklichkeit nicht normativ bzw. moralisch-ethisch 

konzipiert ist, sondern rein existenziell bzw. ontologisch … .“ (Kruse, Schmieder, 2015: 146). Erst 

im Nachhinein wird der Gegenstand wertend reflektiert. Insofern kann daraus geschlussfolgert 

werden, dass aus der Perspektive der jeweiligen Person und der jeweiligen Wirklichkeits-

 
35  Pragmatismus und Systemtheorie (1984). 
36  „Gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit“ (1966). 
37  Dialektischer Prozess bei der Entstehung von sozialen Machtstrukturen durch Kommunikation (1976). 
38  „Macht des befreiten Individuums“ (1983). 
39  Hierzu Knoblauch (2017): Die kommunikative Konstruktion der Wirklichkeit. 
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konstruktion auch vorerst unverständliche Handlungs- und Verhaltensweisen zu betrachten und 

anschließend zu reflektieren und  zu verstehen sind.  

 

3. Axiom: „Nichts ist selbstverständlich.“ 

Dieses Axiom beschäftigt sich mit der Annahme der „vielen Wahrheiten“ (Kruse, Schmieder, 

2015: 146), da davon ausgegangen wird, dass jeder Wirklichkeit zunächst eine soziale 

Konstruktion zugrunde liegt und, eingebettet in die jeweiligen Bezugssysteme, nach Annahme 

dieser Tatsache zu verstehen und zu erklären ist. Dies führt zur Erkenntnis, dass folglich nichts 

selbstverständlich sein kann, sondern in den jeweils konstruierten Kontext einzuordnen ist. 

 

5.1.2.  Kommunikationsprozesse 

Ein Kommunikationsprozess verläuft nicht rein auf verbaler, sondern ebenso auf nonverbaler Ebene, 

eingebettet in eine paralinguale Form (Begleittöne des Sprechens). In diesem Prozess konstruieren, 

interpretieren und deuten Menschen die Welt und Nachrichten unter dem Einfluss bereits gemachter 

Erfahrungen, was zu individuellen Wirklichkeitskonstruktionen führt und die Basis für die 

zwischenmenschliche Kommunikation bildet (Frindte, Geschke, 2019: 114).  

Der sogenannte individuelle Hintergrund formiert die erste Ebene bei der theoretischen Betrachtung 

zwischenmenschlicher Kommunikation und beschreibt das Ausmaß an individuellen Konstruktionen 

wie Werte, Überzeugungen und Einstellungen und bildet den sogenannten individuellen Sinnesraum. 

Diese Aspekte stellen die individuellen Gründe dar, an Kommunikationsprozessen teilzunehmen 

(Gründe für den Beginn einer Kommunikation, individuelle Sinnbewertung des Verstehens und 

Verstehen-Werdens).  Kommunikationsprozesse werden ebenso zur Darstellung der eigenen Person 

genutzt, zum gemeinsamen Interpretieren von Problemlagen und Erfahrungen, aber bieten auch die 

Möglichkeit des Voneinander-Verstehen-Lernens, Mitteilungen über persönliche Erfahrungen, 

Emotionen, Wissen und Einstellungen.  

 

Die sogenannten interpersonalen Interaktionen bilden die zweite Ebene. Dieser Interaktionsraum 

bietet einer Person die Möglichkeit, die individuellen Wirklichkeitskonstruktionen zu testen, zu 

validieren, auf entsprechende Passgenauigkeit zu prüfen und diese unter Umständen neu zu 

konstruieren.  

 

Der Interaktionsraum umfasst all jene mikro-sozialen Formen, in denen wir mit anderen Menschen 

unmittelbar … oder auch in den Räumen des Internets zusammentreffen und mit ihnen 

kommunizieren. Im Interaktionsraum äußern sich die kommunizierenden Personen verbal, 

nonverbal und paralingual. Sie versuchen durch ihr kommunikatives Verhalten soziale Kontrolle 

über das Geschehen auszuüben, andere zu beeinflussen usw. .              (Frindte, Geschke, 2019: 116) 
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 Auf der dritten Ebene wird die Intergruppen-Kommunikation abgebildet, welche in sozialen 

Bedeutungsräumen mit gemeinsamen Konstruktionen von Wirklichkeit abläuft (Frindte, Geschke, 

2019: 117). Die letzte Ebene wird als soziale Möglichkeitsräume bezeichnet.  

Diese bildet den makrosozialen Rahmen, in dem die Personen ihre Wirklichkeit konstruieren (ebd.: 

117). „Der Möglichkeitsraum bietet gesamtgesellschaftlich verfügbare … Bedingungen dafür, wie sich 

wer mit wem in welcher Weise wann und zu welchem Zweck verständigen kann, sollte oder muss. 

Auch unsere alltäglichen Kommunikationen werden von diesen gesamtgesellschaftlichen 

Möglichkeiten bestimmt“ (Frindte, Geschke, 2019: 117). 

 

5.1.3.  Die Bedeutungsvermittlung 

Zur Bedeutungsvermittlung werden überwiegend Wörter verwendet, da die menschliche Sprache „aus 

einer begrenzten Anzahl von Lauten eine praktisch unbegrenzte Anzahl von Sätzen“ (Döhn, 1979: 206 

zit. n. Burkart, 2021: 65) hervorbringen kann und dies durch die Möglichkeit, „verschiedenartige 

Informationen [zu] übermitteln und miteinander [zu] verknüpfen“ (Döhn, 1979: 206 zit. n. Burkart, 

2021: 65, Anm. d. Verfin), zur Überlegenheit gegenüber allen anderen Kommunikationsmedien führt. 

Eine Studie, durchgeführt von Mehrabian im Jahr 1972, zeigte zudem auf, dass sich Kommunikation aus 

nachfolgenden Elementen in spezifischer Weise zusammensetzt. Demnach basiert Kommunikation zu 

55% auf nonverbalen, zu 38% auf paraverbalen und zu 7% auf verbalen Mitteilungen. Hinzu kommen 

noch die extraverbalen Aspekte wie Ort und Zeit (Becker et. al., 2018: 33f). Betrachtet man die 

Semiotik, also die Lehre von sprachlichen Zeichen, so verläuft Sprache laut Burkart (2021: 71) auf zwei 

Ebenen ab: 

 

Symbolische Dimension  

Sätze (Semantik, Syntax) Äußerungen (Pragmatik) 

Ebene der Gegenstände (nach Habermas) Intersubjektivität (nach Habermas) 

Aussagen/Inhalt Einsatz des Sprechaktes 

Inhaltsaspekt (nach Watzlawick) Beziehungsaspekt (nach Watzlawick) 

Tabelle 1 - Dimensionen sprachlicher Kommunikation 

 

Die Bedeutungsvermittlung kann im Bereich der verbalen Kommunikation über das gesprochene 

und/oder das geschriebene Wort, aber auch über Gebärdensprache als visuell wahrnehmbare Sprache 

geschehen. Menschen in beratenden Berufen benötigen für einen gelingenden Kommunikations-

verlauf verbale Kommunikationsfertigkeiten wie Frage-, Zuhör- und Gesprächs-techniken sowie 

Feedbackansätze. Vor allem die Zuhörtechniken, welche unter anderem das Paraphrasieren und das 

Feedbackgeben beinhalten, eröffnen die Möglichkeit, sich selbst und andere Menschen „realistischer 

Quelle: Burkart, 2021: 71, Eigene Darstellung 
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wahrzunehmen“ (Simon, 2004: 117), Rückmeldungen über die Wirkung des eigenen Verhaltens auf 

andere Personen und zusätzlich über die erbrachten Arbeitsleistungen zu erhalten (ebd.: 102f.). Im 

Bereich der nonverbalen Kommunikation (zudem paraverbal und extra-verbal) handelt es sich um 

körpersprachliche, aber auch räumliche sowie strukturelle Gegebenheiten, welche automatisch 

interpretiert und in einen Zusammenhang gesetzt werden (Becker, Ebert, Pastoors, 2018: 33f.).  

Röhner und Schütz (2020: 65) halten dabei fest, dass nonverbale Kommunikation grundsätzlich 

kontinuierlich abläuft und häufig Botschaften emotionaler Art enthält, was konträr zur 

Wechselseitigkeit und strukturellerem Ablauf der verbalen Kommunikation steht. 

 

Die Wirkungsweise der Körpersprache erklärt sich aus der Einheit von Körper und Geist. Diese 

stehen in permanenter Wechselwirkung miteinander, sodass ein emotionaler Impuls automatisch 

eine körperliche Reaktion hervorruft, zum Beispiel Schmerz oder Wohlbefinden. …. Die Erklärung 

hierfür fußt auf dem Prinzip der Muskelbewegung. Durch die Innervation (Versorgung mit 

elektrischen Impulsen) eines Muskels durch die Nervenzellen wird diese kontrahiert und streckt 

zugleich seinen Antagonisten … . Das Zusammenspielt fügt sich zu einem komplexen Bewegungs-

apparat zusammen.                                                                                                        (Simon, 2004: 125f.) 

 

Kommunikation im zwischenmenschlichen Bereich ist dementsprechend ein Prozess, eingebettet in 

Kontexte, und die Basis der gleichförmigen Bedeutungsvermittlung resp. des -empfangs. Durch 

unterschiedliche Grundvoraussetzungen besteht jedoch auch die Möglichkeit von Fehlern in 

kommunikativen Prozessen und Sprachbarrieren, welche allgemein und im Bereich der 

Beratungssettings mit Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen grundlegend und 

bedarfsorientiert fokussiert werden müssen.   

Nach Badura (1971) sind Sprachbarrieren sprachliche Gründe für nicht – oder ungenügende – 

Verständigung hinsichtlich der Kommunikationsprozesse, welche einerseits aus dem Nichtverstehen 

oder andererseits aus dem Missverstehen des Gegenübers besteht (Badura 1971 zit. n. Burkart, 2021: 

72).  
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In diesem Zusammenhang unterscheidet Burkart beide Aspekte folgendermaßen: 

Nichtverstehen Missverstehen 

Gegenständliche Ebene 

Kommunikationspartner und -partnerinnen verfügen 

über unterschiedliche sprachliche Zeichenvorräte  

 

Kommunikationspartner und -partnerinnen verfügen 

über gleiche Zeichenvorräte und Worterkennung, 

jedoch mit unterschiedlichen 

Bedeutungszuweisungen 

Intersubjektive Ebene 

Sprachliche Äußerungen werden aufgrund von 

physischen oder psychischen Beeinträchtigungen 

nicht als solche erkannt; Kommunikationspartner 

und -partnerinnen sind nicht in der Lage, sich 

entsprechend zu äußern oder sprachliche 

Offensichtlichkeit zu erkennen  

Unterschiedliche Interpretation des jeweiligen 

Sprechakte durch die Kommunikationspartner und -

partnerinnen; Differenzen in Bezug auf die 

pragmatische Zeichendimension der 

Kommunikationspartner und -partnerinnen 

Tabelle 2 - Sprachbarrieren nach Burkart. 

 

Lern- und Bildungsprozesse in pädagogischen Beratungskontexten 

Beratung stellt … – an den emanzipatorischen Beratungsbegriff Mollenhauers (1965) 

anknüpfenden Perspektive einen Ermöglichungsraum für (selbst-)reflexive Lern- und 

Bildungsprozesse im Kontext sich beständig und immer schneller wandelnder Lebenswelten dar, 

welcher der ‚Beobachtung, dass Lebenslanges Lernen in besonderer Weise auf Reflexion im Sinne 

einer metakognitiven Auseinandersetzung mit dem eigenen Leben angewiesen ist‘ (Häcker et. al. 

2001: 1) und (selbst-)reflexiven Lern- und Bildungsprozesse als Grundlage Lebenslanges Lernen 

dienen, zugrunde liegt.                                                                 (Benedetti, Lerch, Rosenberg, 2020: 2f.)

  

Beratungsprozesse können folglich ratsuchende Personen dazu befähigen, ihr bisheriges Denken und 

Handeln distanziert zu betrachten, etwaige Perspektivwechsel vorzunehmen, zu bewerten und 

veränderte beziehungsweise neue Bewertungen in zukünftige Handlungs- und Deutungsschemata zu 

implementieren (Benedetti et. al., 2020: 3). Diesbezüglich zeichnet sich Beratung als eine spezielle Art 

des reflexiven Lernens, vor allem durch die Erhöhung „innerer Freiheit“ der Ratsuchenden aus, was 

jedoch maßgeblich von der Anwendung spezifischer Beratungstechniken und professioneller Haltung 

sowie der Fähigkeit zum Beziehungsaufbau und -entwicklung der beratenden Personen abhängig ist 

(Bauer, Gröning, Hoffmann, Kunstmann, 2012: 10). Benedetti et. al. (2020: 3) stellen vier Bedingungen 

dar, welche entscheidend für gelingende Lern- und Bildungsprozesse im Rahmen von 

Beratungskontexten sind: 

 

Quelle: Burkart, 2021: 72; Eigene Darstellung 
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1. Das Maß der Professionalität der Beratenden hinsichtlich der Haltung, der Leitbilder 

Fähigkeiten, Kompetenzen und des Wissensbestandes. 

2. Die für den Beratungsprozess eingebrachten personenbezogenen Kontextfaktoren der 

Klienten und Klientinnen. 

3. Die Interaktions- und Kommunikationsqualität der Prozessbeteiligten. 

4. Die strukturellen Rahmenbedingungen auf organisationaler, gesellschaftlicher und 

politischer Ebene. 

 

„Aus pädagogischer Sicht ist keine Beratung gut, die nicht in Prozesse der Bildung, Selbstbildung und 

in Lernen mündet“ (Bauer et. al., 2012: 75). Ferner ist ein Beratungsprozess maßgeblich von der 

Informations- und Wissensvermittlung geprägt (ebd.: 143). Lernprozesse finden in allen Bereichen des 

menschlichen Lebens statt und verankern sich in individuell aufgebaute Verhaltenspotentiale, welche 

in ihrer überdauernden Veränderbarkeit als relativ zu bewerten und durch beobachtende Dritte nur 

unbestimmt rückschließbar sind, sofern die lernende Person das Ergebnis des Lernprozesses wahr-

haftig realisiert (Geiling, 2013: 224; Mielke, 2001: 12). Aus diesem Grund wird das Spektrum des 

Lernens durch Kognitionspsychologen und -psychologinnen weiter umfasst. 

Lernprozesse beziehen sich folglich nicht nur auf die Wissensaneignung an sich, „… sondern auf jede 

Komponente der Informationsverarbeitung – auf den graduellen Aufbau von Verhaltenssicherheit 

ebenso wie auf die Entwicklung von Angst, Interesse und Neigungen, die Befähigung zu planvollem 

Handeln und Problemlösen, auf den Erwerb sozialer und moralischer Kompetenz, auf die Entwicklung 

von Gewohnheiten und die Verfeinerung motorischer Fertigkeiten“ (Seel, 2003: 21). Weiterhin stellt 

Seel in diesem Zusammenhang das von Roth (1963 zit. n. Seel, 2003: 21) aufgestellte Lern-

Gesamtspektrum dar, in welchem insgesamt acht Lernziele herausgearbeitet wurden: 

1. Lernziel: Können (Fähigkeiten zu motorischen und geistigen Fertigkeiten) 

2. Lernziel: Problemlösen (Denken, Verstehen, Einsicht) 

3. Lernziel: Behalten und Präsenthalten von Wissen 

4. Lernziel: Lernen der Verfahren (Lernen lernen, Arbeiten lernen, Forschen lernen) 

5. Lernziel: Übertragungsfähigkeit (Steigerung von Fähigkeiten und Kräften) 

6. Lernziel: Aufbau von Gesinnung, Werthaltung, Einstellung 

7. Lernziel: Gewinnung eines vertieften Interesses an einem Gegenstand (Differenzierung 

der eigenen Bedürfnisse und Interessen) 

8. Lernziel: Verhaltensveränderung 

Um etwaige Lernziele überhaupt anvisieren und letztlich in einem gelingenden Prozess vollziehen zu 

können, bedarf es, wie aus den vorangegangenen Ausführungen zu entnehmen, einer bedarfs- und 

personenzentrierten Wissensaneignung und -bildung innerhalb von gelingenden Lernprozessen. Dabei 
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unterscheidet Seel zwischen einem Bedeutungserzeugenden Lernen (Die Fähigkeit zur Encodierung 

und Speicherung von Informationen und damit Wissen zu generieren), dem Begrifflichen Lernen (als 

Prozess der semantischen Bereichsbildung), dem Inferenziellen Lernen (Fähigkeit der Induktion und 

Deduktion) und dem Metakognitiven Lernen (Bewertung individueller Lernfähigkeiten und -grenzen, 

folglich der selbstregulierenden und selbstkontrollierenden Strategien des Wissensmanagements) und 

verweist auf die reziproke Bezogenheit der Lernarten (Seel, 2003: 32). 

Nachfolgend sollen diese theoretischen Verortungen, unter Bezugnahme fundierter Theorien des 

Lernens, auf Entwicklungs- und Lernmöglichkeiten von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung 

adaptiert und in den Zusammenhang mit Beratungsprozessen mit einem impliziten Bildungsauftrag 

gebracht werden. 

5.1.4.  Lernen zum Erwerb von Wissen 

„[Die, Anm. d. Verfin] Entwicklung des Menschen vollzieht sich nicht nur als biotisch angelegter 

Reifungsprozess (Maturation), sondern zugleich auch als Lernvorgang“ (Speck, 2018: 155). Der Prozess 

des Lernens ist mit einer hohen Komplexität verbunden und grundsätzlich abhängig von a) dem 

individuellen Entwicklungsstand und b) von den interaktional förderlichen Bedingungen (ebd.: 156).  

Insofern braucht es stetige Modifikation in Lern- und Bildungsprozessen, um die individuellen 

Ressourcen und Potentiale entfalten zu können. „Lernen ist eine durch Erfahrung hervorgerufene 

dauerhafte, aber modifizierbare Anpassung von psychischen Strukturen und Reaktionen 

(Wahrnehmung, Denken, Verhalten, …)“ (Maderthaner, 2021: 112). Daher, so Mienert und Pitcher 

(2011: 33), handelt es sich beim Lernen um eine individuelle Kombination von Änderungen von 

Verhaltensweisen und dem Erwerb von Wissen.40 

Durch eine Verhaltensänderung haben lernende Personen die Möglichkeit, sich situativ an 

neue Gegebenheiten anpassen und etwaige Problemlagen eigenständig lösen zu können (ebd.: 33). 

Neben den Formen des „Lernens als Verhaltensänderung“ steht das „Lernen als Wissenserwerb“, also 

der Prozess, bei welchem sich kognitive Strukturen bei einer lernenden Person verändern. Es wird 

zwischen dem verbalen (Sachwissen wird durch sprachliches Lernen erworben; Erwerb von Wissen 

über Fertigkeiten und Sachverhalte) und dem nonverbalen (Einsatz von bspw. optischer Informationen) 

Lernen unterschieden. Durch die Kombination unterschiedlicher Informationstransferierungsmittel 

und -methoden werden Wissensstrukturen dauerhafter resp. nachhaltiger vernetzt (ebd.: 36).  

„Das Erwachsenwerden ist pädagogisch als ein Prozess zu sehen, der im Wesentlichen durch Lernen, 

durch soziales Lernen, zustande kommt“ (Speck, 2018: 359, Hervorh. i. Org.). 

 

 
40 Auszug aus lerntheoretischen Verortungen: Connectivismus (Thorndike, 1898), Klassische Konditionierung (Pawlow,  
     1927), Kontiguitätstheorie (Guthrie, 1935), Operante Konditionierung (Skinner, 1938), Modelllernen (Bandura, 1986),  
     Zeichen-Lernen (Tolman, 1932), Orientierungsreaktion (Sokolov, 1963), (Dis-) Habituation (Thompson; Spencer, 1966).  
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Im Bereich der Erwachsenenbildung unterscheidet Speck (nach Buchka, 200341) die direkten und 

indirekten Bildungsangebote (Abbildung 9). Dabei 

handelt es sich im Bereich der direkten Bildungs-

angebote um Veranstaltungen mit dem mittelbaren 

Zweck, Wissen direkt zu vermitteln.  

Die indirekte Bildungshilfe betreffend liegt der Fokus 

auf der sogenannten bildenden Wirkung, die durch 

Interaktion, Kommunikation und Erfahrungswerte 

durch unterstützende Lebensbegleitung produziert 

werden, denn „[e]ntscheidend ist, dass der Einzelne 

die Chance erhält, aus dem Begegnenden selbstbestimmt das auszuwählen, zu internalisieren und in 

die Lebenswirklichkeit umzusetzen, was seinem Ansatz von Selbstbildung entspricht“ (Speck, 2018: 

360, Anm. d. Verfin).  

Speck (2018: 362) geht in seinen Ausführungen auf spezifische erwachsenenpädagogische Aufgaben-

stellungen ein. Im Bereich der Persönlichkeitsbildung von erwachsenen Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen stellt er unterschiedliche erwachsenenpädagogische übergreifende Aufgaben-

stellungen heraus. Diese erstrecken sich exemplarisch über die Vermittlung von Kenntnissen und 

Fertigkeiten für eine selbstständige Bewältigung des Alltags und die Unterstützungen bei der 

Überwindung von individuellen Problemlagen. Zudem gehören auch die Vermittlung von Inhalten und 

Werten zur Umsetzung einer selbstbestimmten Lebensführung und die Eröffnung von 

Handlungsspielräumen zum Einüben und Erproben von konkreten Handlungsabläufen, um eigene 

Entscheidungen erkennen und treffen zu können, zum Aufgabenspektrum (Speck, 2018: 362f.). 

Vor allem im Bereich der Beratung zum selbstbestimmten Wohnen von betreffenden Personen stellen 

die o.g. Aufgaben in der Pädagogik von erwachsenen Menschen die Grundlage gelingenden Handelns 

dar. Eine maßgebliche Rolle spielt hierbei die Transferierung der Informationen und des 

bereitgestellten Wissens, welches prinzipiell an den sprachlichen und kognitiven Habitus der zu 

beratenden Person zu adaptieren ist.  

Um etwaige Kommunikations- und Sprachbarrieren in pädagogischen Beratungskontexten frühzeitig 

erkennen und entsprechend abwenden zu können, existieren spezifische Instrumente, die nachfolgend 

dargestellt werden. 

 

 

 

 
41 Sozialagogik als Praxistheorie, „… die sich mit den Fragen nach den Bindungen und Möglichkeiten der Unterstützung  
    und Förderung des Lernens und der ganzheitlichen Selbstbildung …“ (Buchka, 2003: 44) beschäftigt. 

Abbildung 9 - Bildungshilfen im Erwachsenenalter 

Quelle: Speck, 2018: 360 

 



64 
 

5.1.5. Bedarfsorientierte Informationstransferierung in pädagogischen  

Beratungskontexten 

Wie in den Ausführungen zu den Kommunikationsprozessen im Allgemeinen abzuleiten ist, spielen 

Konstruktionen von Begriffen und Bedeutungen im Kontext des Lernens eine entscheidende Rolle. Dies 

impliziert die Notwendigkeit des Kommunizierens, welche Dewey folgenderweise beschreibt: „Wir 

wirken auf den Gegenstand ein und der Gegenstand wirkt auf uns zurück; darin eben liegt die 

besondere Verbindung der beiden Elemente. Je enger diese beiden Elemente der Erfahrung 

miteinander verflochten sind, umso größer ist ihr Wert … .“ (Dewey 2000 zit. n. Göhlich, Wulf, Zirfas, 

2007: 192).  

Im Rahmen von Beratung vollzieht sich folglich der Prozess der Informationstransferierung und -

aufnahme durch reziproke Kommunikation unter der Verwendung von Begriffs- und 

Kategorienkonstrukten. Dieser Prozess mündet somit in explizite und/oder implizite Lernprozesse. Die 

hierfür notwendigen kommunikativen Fähigkeiten bzw. Kompetenzen sind entscheidend dafür, 

inwiefern eine Person in der Lage ist, notwendige Informationen einzuholen, diese aufzunehmen und 

durch den Kommunikations- und Interaktionsprozess zu (er-)lernen (Baacke zit. n. Sammet, 2004: 108). 

Bei Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen könnten dies mögliche kommunikative 

Einschränkungen bspw. ein verminderter (produktiver und rezeptiver) Wortschatz und Schwierigkeiten 

in der Grammatik oder Pragmatik sein (Maaß, 2018: 227). Neben diesen genannten kommunikativen 

Einschränkungen können weitere hinzukommen, wie Beeinträchtigungen in den Bereichen Sehen, 

Hören oder Wahrnehmungsstörungen in sämtlichen Segmenten (Maaß, 2018: 228).  

 

In diesem Zusammenhang ist das Vorhandensein der Bewusstheit über die unterschiedlichen 

Kommunikationsniveaus und Lernfähigkeiten von ratsuchenden Personen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen seitens der beratenden Personen unumgänglich und sollte in einer 

situationssensiblen und bedarfsangepassten Anwendung kommunikativer Mittel und Methoden 

münden. Es wird ausgeführt, dass die kognitiven Fähigkeiten jedoch häufig unterschätzt werden, und 

dass diese Fehleinschätzungen in kommunikativen Prozessen häufig zu Unter- oder Überforderungen 

führen (Wilken, 2009: 120 zit. n. Maaß , Rink, 2018: 228).42 Zu den kommunikativen und sprachlichen 

Kompetenzen und Problemlagen bei erwachsenen Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen liegen 

bisher jedoch keine fundierten empirischen Studien in Deutschland vor (Maaß, Rink, 2018: 228).    

 

 

 

 

 
42 Hierzu Schuppener (2008: 98): Im Vergleich mit den sozialen und sprachlichen Kompetenzen werden speziell die  
     Denkniveaus von Menschen mit sogenannter geistiger Behinderung „fast regelmäßig unterschätzt“. 
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5.2. Instrumente zur bedarfsangepassten Informationstransferierung zur Vermeidung von 

Kommunikations- und Sprachbarrieren 

Im Zuge der Ratifizierung der UN-BRK und der damit einhergehenden Verpflichtung zur Bereitstellung 

von Informationen mit einem niederschwelligen Zugang besteht das Ziel der größtmöglichen Entfaltung 

individueller Potentiale zur selbstbestimmten Lebensführung von Menschen mit Beeinträchtigungen 

(Artikel 9 Nr. 1b und Artikel 24 UN-BRK).  

Zur Umsetzung dieser Ziele bedarf es Konzepte und Instrumente, die zur Herstellung von 

Barrierefreiheit dienen, Fremdbestimmungsaspekte abbauen und den betreffenden Personen 

ermöglichen, selbstständig und selbstbestimmt die für sie notwendigen und gewollten Informationen 

bedarfsangepasst transferiert zu bekommen. Zu identifizieren sind in diesem Zusammenhang sieben 

Kommunikationsbarrieren: die Sinnesbarriere, die Fachbarriere, die Fachsprachenbarriere, die 

Kulturbarriere, die Kognitionsbarriere, die Sprachbarriere und die Medienbarriere (Maaß, Rink, 2018: 

29). Im Folgenden werden entsprechende Barrieren, Konzepte sowie Instrumente vorgestellt und im 

Rahmen der Informationstransferierung in pädagogischen Beratungssettings mit Menschen mit 

kognitiven Beeinträchtigung diskutiert. 

 

5.2.1.  Kommunikationsbarrieren in der pädagogischen Beratung 

Kommunikationsbarrieren entstehen dann, wenn aufgrund von Hindernissen eine sprachliche resp. 

kommunikative Botschaft die adressierte Person nicht erreicht und den Fluss der Informationen 

hemmt. Sie können auf allen Ebenen eines Kommunikationsprozesses einwirken (Bierhoff, 2021).  

Maaß und Rink (2018: 31f.) definieren im Handbuch der Barrierefreien Kommunikation 

unterschiedliche Bereiche, in welchen Kommunikationsbarrieren ausfindig gemacht werden können:  

 

Sinnesbarrieren 

- Sie liegen immer dann vor, wenn eine Person, die ihr zur Verfügung stehenden Information 

nicht wahrnehmen resp. verarbeiten kann, weil die zur Informationsaufnahme und  

-wahrnehmung notwendigen „Wahrnehmungskanäle“ nicht oder nicht ausreichend zur 

Verfügung stehen. 

Fachbarrieren/Fachsprachebarrieren (tlw. korrelierend) 

- Sie liegen dann vor, wenn eine Person, die ihr zu Verfügung stehenden Informationen nicht 

verarbeiten kann, weil die zum Inhaltsverstehen a) notwendigen fachlichen Wissensbestände 

und/oder b) der notwendige fachsprachliche Wortschatz nicht oder nicht ausreichend zur 

Verfügung stehen. 

Kulturbarrieren 

- Sie liegen dann vor, wenn eine Person, die ihr zur Verfügung stehenden Informationen nicht 

verarbeiten kann, weil die zum Inhaltsverstehen notwendigen Kenntnisse über aktuelle 
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Diskurse und Textarten in ihren entsprechenden sprachlichen, medialen und konzeptuellen 

Gestaltungsformen nicht oder nicht ausreichend vorhanden sind. 

Kognitionsbarrieren 

- Sie liegen dann vor, wenn eine Person, die ihr zur Verfügung stehenden Informationen nicht 

verstehen und verarbeiten kann, weil die zum Inhaltsverstehen notwendigen kognitiven 

Verarbeitungskapazitäten mit Informationskomplexität (sprachliche oder inhaltliche) 

inkongruent sind. 

Sprachbarrieren 

- Sie liegen dann vor, wenn eine Person, die ihr zur Verfügung stehenden Informationen nicht 

verstehen und verarbeiten kann, weil die zum Inhaltsverstehen notwendigen 

Decodierungsmechanismen im sprachlichen Bereich nicht oder nicht ausreichend zur 

Verfügung stehen. 

Medienbarrieren 

- Sie liegen dann vor, wenn eine Person, die ihr zur Verfügung stehenden Informationen nicht 

verstehen oder verarbeiten kann, weil a) die „Codalität“43, b) die „Modalität“44 oder c) das 

Medium nicht an die etwaigen Bedarfslagen angepasst oder nicht zugänglich sind. 

 

In Bezug auf die unterschiedlichen Beeinträchtigungsformen und der 

damit einhergehenden heterogenen Barrierenstruktur haben Maaß 

und Rink (2018: 47) einen sogenannten Barriereindex erstellt. Die 

jeweils dargestellten Ausprägungen im Bereich der sieben oben 

beschriebenen Kommunikationsbarrieren korrelieren in diesem 

Zusammenhang mit den jeweiligen aktuellen Wissensbeständen um 

das Barriereempfinden der entsprechenden zu adressierenden 

Personengruppe. Es ist allerdings zu erwähnen, dass diese Aus-

arbeitung nicht vollständig empirisch erhoben wurde und sich auf 

bisherige und generalisierende Aspekte gestützt wurde.  

Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung wird diesbezüglich 

Barriereindex von 4,5 zugewiesen.  

 

Die Autorenschaft schlussfolgert: „Je mehr Barrieretypen den Zugang zu Informationen restringieren, 

desto umfassender müssen die Strategien zur Kompensation sein, die bezogen auf eine barrierefreie 

und personengerechte Kommunikation Anwendung finden“ (ebd.: 58). In diesem Zusammenhang soll 

 
43 Als „Code“ beschreiben Maß und Rink (2018: 32) ein heterogenes Zeichen- und Symbolrepertoiere durch das sprachliche     
     Informationen vermittelt werden. 
44 Als „Mode“ beschreiben Maß und Rink (2018: 30) die Art der Aufnahme von Informationen mittels der  verschiedenen  
    Sinnesorgane als Wahrnehmungskanäle. 

Quelle: Maaß, Rink, 2018: 47; farbl. 
Markierung. durch Verfin 

 

Abbildung 10 - Barriereindex 
(Auszug) 
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auf die Gefahr einer pauschalisierenden Sichtweise auf betreffende Personen verwiesen werden. Die 

in diesem Zusammenhang aktuell vorliegende Matrix von „Barrieretypen“ in Bezug auf 

„Einschränkungsarten“ (Maß, Rink, 2018: 48) lässt nur wenig Raum zur individuellen und 

kontextbezogenen Anpassung. Jedoch kann es in gewissem Maße die Möglichkeit bieten, etwaige 

Barrieren zunächst verstehbar zu machen, um anschließend effektive Maßnahmen zur Vermeidung 

von Kommunikationsbarrieren einsetzen zu können. 

Durch die Existenz verschiedenartiger Instrumente ist es möglich, viele vorhandene Sprach- und 

Kommunikationsbarrieren zu reduzieren und aufzulösen resp. diese präventiv zu umgehen. 

Nachfolgend wird sich zum einen mit der Unterstützten Kommunikation in ihrer grundlegenden 

Funktion zur Überwindung von Kommunikationsbarrieren und zum anderen mit dem Konstrukt der 

Leichten/Einfachen Sprache in ihrer Funktion der komplexitätsreduzierten Wissens- und 

Informationstransferierung auseinandergesetzt. 

 

5.2.2.  Unterstützte Kommunikation (UK) 

„Kommunikation ist ein menschliches Grundbedürfnis und subjektiv für Lebensqualität von 

entscheidender Bedeutung. Sie ist eine wesentliche Bedingung für soziale Partizipation und 

Selbstbestimmung … .“ (Wilken, 2018: 8). Bei unzureichender oder fehlender Lautsprachefähigkeit gibt 

es Möglichkeiten zur Verbesserung dieser und zur Erhöhung der Partizipation (resp. soziale und 

politische Teilhabe) betreffender Menschen (Boenisch, Sachse, 2020: 20; Hedderich, Biewer, 

Hollenweger, Markowetz, 2022: 298). Nach Von Kardorff (2014) ist Partizipation auf mehreren Ebenen 

zu betrachten, nämlich die Teilnahme (Möglichkeit der aktiven Einbringung seiner Selbst in die 

Gemeinschaft und Gesellschaft), die Teilhabe (Realisierung von diversen Zugangsmöglichkeiten), das 

Teil-Sein (Anerkennung von Diversitäten in Gemeinschaft und Gesellschaft) und die Teilgabe (aktive 

Einbringung persönlicher Kompetenzen) (Kardorff, 2014: 10 zit. n. Lamers, Molnár-Gebert 2018: 22), 

was mit sich bringt, dass der Faktor der Interaktion und folglich die Notwendigkeit der 

zwischenmenschlichen Kommunikation für die volle Partizipationsmöglichkeit unabdingbar ist 

(Boenisch, Sachse, 2020: 33).  

In diesem Zusammenhang spielen vor allem eine gesellschaftliche Bewusstseinsbildung, die 

organisationale Realisierung zur Nutzung von Unterstützter Kommunikation (UK) und die interaktionale 

Reflexion auf und von UK-nutzenden Personen eine wichtige Rolle (ebd.: 37f.). Zu eben dieser 

Realisierung bedarf es neben der Sensibilisierung und der Schaffung von Zugangsmöglichkeiten für 

betreffende Personen entsprechende (Hilfs-)Mittel und Maßnahmen. Alle diese Maßnahmen werden 

im deutschen Raum als „Unterstützte Kommunikation“ (UK) bezeichnet und wurden durch die ISAAC-

Sektion eingeführt (Boenisch, Sachse, 2020: 20). Die nutzenden Personen von Unterstützter 

Kommunikation werden nach Tetzchner und Martinsen (2000: 78 ff.) in drei Gruppen unterteilt. Zur 

ersten Gruppe werden Personen zugeordnet, welche über ein gutes Verständnis von Sprache verfügen 
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und UK als reines Ausdrucksmittel nutzen. Gruppe zwei definiert Personen, bei denen die 

Wahrscheinlichkeit des Erwerbs der Lautsprache besteht und diejenigen, bei denen eine 

Lautspracheverständigung gelingt. UK wird in diesem Zusammenhang als Unterstützung zum 

Lautspracheerwerb sowie für die Möglichkeit der Nutzung von Lautspracheresten angewandt. 

Personen in Gruppe drei benötigen UK als Ersatzfunktion der eigenen Sprache, wobei UK rezeptive und 

expressive Funktionen übernimmt (Boenisch, Sachse, 2020: 21).  

In den Ausführungen von Weid-Goldschmidt (2013: 11 f.) liegt der Fokus vorrangig auf der Orientierung 

an möglichen Kompetenzen der UK-nutzenden Personen. Hierbei kommt es zur Unterteilung in vier 

Gruppen: (1) Präintentionale Kommunikation, (2) Präsymbolische Kommunikation, (3) Symbolische 

Kommunikation, die als nicht altersadäquat beschrieben wird und (4) Symbolische Kommunikation, die 

als altersadäquat beschrieben wird (Boenisch, Sachse, 2020: 21f.). Im Rahmen der Unterstützten 

Kommunikation werden verschiedenen Kommunikationsformen, nämlich körpereigene (nicht-

hilfsmittelgestützt/nicht-intentional und intentionale Formen), nichtelektronische und elektronische 

Kommunikationsmittel unterschieden, welche unterschiedliche Vor- und Nachteile hinsichtlich der 

Verfügbar- und Nutzbarkeit, der (Mit-)Nutzung durch Dritte, der möglichen Komplexität und des 

Kostenfaktors mit sich bringen (ebd.: 25; Aßmann, 2014: 73f.). Heidtmann unterscheidet die 

Kommunikationsformen bzw. -hilfen in „körpereigene Kommunikationsformen“, „elektronische“ und 

„nicht-elektronische Kommunikationshilfen“. Zu den körpereigenen Kommunikationsformen gehören 

unter anderem Mimik, Augen- und Zeigebewegungen, Gebärden, Fingeralphabet und Vokalisationen. 

Talker, Taster und schriftbasierte Hilfen, die durch Augensteuerung, Codierung, Schalter oder Tracker 

angesteuert werden, gehören zu den elektronischen Kommunikationshilfen. Tafeln, Bücher, Kästen 

oder Poster, welche mit Symbolen, Buchstaben, Fotos, Zeichnungen oder realen (Miniatur-) 

Gegenständen versehen sind, werden den nicht-elektronischen Kommunikationshilfen zugeordnet 

(Heidtmann, 2010: 347). „UK hat nur dann eine Chance, die Lebensqualität von Menschen, ohne 

ausreichende lautsprachliche Möglichkeiten zu verändern, wenn sie institutionell fest verankert wird, 

also fachlich gut ausgebildetes Personal mit ausreichender Zeit und guten finanziellen Ressourcen 

kontinuierlich dafür sorgen kann, UK-Maßnahmen zu etablieren, zu erhalten und auszubauen“ (Lage, 

Steiner, 2018 zit. n. Boenisch, Sachse, 2020:28). Entsprechend der UN-BRK und der damit verbundenen 

Forderung der Erweiterung von Zugangs- und Teilhabemöglichkeiten kommt es mittlerweile zur 

Adaption des Ziels eines „maßgeschneiderte[n] individuelle[n] multimodale[n] Kommunikations-

system[s]“ hin zu einer „multimodale[n] Kommunikationskultur“ (Hedderich et. al., 2022: 385, Anm. d. 

Verfin, Hervorh. i. Orig.). Auf die zukünftig notwendigen Prozesse bezogen, wird noch einmal die hohe 

Bedeutsamkeit des Zusammenhangs zwischen Kommunikation als Basis für Bildung dargestellt und die 

damit verbundene Notwendigkeit des barrierefreien Zugangs zu allen Formen der Kommunikation und 

des barrierefreien Lernens und des Kommunizierens (Hedderich et. al., 2022: 388). Insofern läuft 

Unterstützte Kommunikation nicht einseitig, also einzig auf Seiten der UK-nutzenden Person, sondern 
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bezieht sich auch immer auf die Kommunikationspartner und -partnerinnen (Scholz, Stegkemper 2022: 

37). Mall betont im Rahmen der Auseinandersetzung mit der „basalen Kommunikation“, dass eine 

gescheiterte Kommunikation mit dem Einsatz unpassender, also nicht bedarfs- und 

personenorientierter Kommunikationskanäle, zusammenhängt, weshalb eine Sinnhaftigkeit im Nutzen 

von „voraussetzungsärmeren Kanälen“ (Mall 1984/2003 zit. n. Scholz, Stegkemper, 2022) gesehen wird. 

Es besteht, so Scholz und Stegkemper (2020: 41), ein grundsätzliches Abhängigkeitsverhältnis, wenn 

Menschen mit Sprachbarrieren auf die Herstellung adäquater kommunikativer Rahmenbedingungen 

durch Dritte angewiesen sind. Dies impliziert im Rahmen dieser wissenschaftlichen 

Auseinandersetzung den Aspekt des Bewusstsein und/oder Bewusstwerdens aber auch den der 

Sensibilisierung seitens der beratenden Person über die jeweiligen kommunikativen Kompetenzen der 

ratsuchenden Personen und die a) damit einhergehende adäquate Bereitstellung von 

Informationstransferkanälen und/oder b) die unbedingte Nutzung kommunikativer Hilfsmittel 

entsprechend den individuellen Bedarfen der Klienten und Klientinnen. 

Ein wichtiges Instrument zur angepassten Transferierung von Informationen und Wissen stellt die 

Übersetzung aller relevanter Aspekte in komplexitätsreduzierter Form wie beispielsweise Leichte oder 

einfache Sprache dar. 

 

5.2.3.  Leichte Sprache/Einfache Sprache 

Grundsätzlich kann zunächst zwischen „Leichte Sprache“, welche regelbasiert und „leichte Sprache“, 

welche nicht regelbasiert verwendet wird, unterschieden werden (Jacobi, 2020: 63). Neben diesen 

mittlerweile geläufigen Begrifflichkeiten finden sich zudem Termini wie einfache/Einfache Sprache, 

klare Sprache, faire Sprache sowie bürgerfreundliche bzw. bürgernahe (Verwaltungs-)Sprache (ebd.: 

63). Alle haben eines gemeinsam: Sie zeigen an, dass ein Text mit einem solchen Verweis einen 

barrierereduzierten oder gar barrierefreien Zugang zu Informationen ermöglicht, je nach individueller 

Bedarfslage. Die Entwicklungsgründe der unterschiedlichen barrierereduzierten sprachlichen Mittel 

hängen dabei maßgeblich mit der nutzenden Personengruppe zusammen: „Während die Leichte 

Sprache mit und für Menschen mit sog. geistiger Behinderung entwickelt wurde, richtet sich die 

Sprachvariante Einfache Sprache an Menschen mit niedrigem deutschen Sprach- und Leseniveau …“ 

(Jacobi, 2020: 64).  

Maaß und Rink (2018: 235) führen an, dass Leichte Sprache vorrangig auf der Ebene der 

Verschriftlichung ansetzt und somit die Erschließung von Informationen, die in dieser Form transferiert 

werden, Menschen zugänglich wird, die Kompetenzen im Bereich des Lesens und Verstehens 

aufweisen. Mittlerweile haben sich marginal Dolmetschende im deutschsprachigen Raum etabliert, die 

im Bereich der verbalen Simultanübersetzung ansetzen. Baumert (2016: 103) unternimmt einen 

Versuch der Bestimmung etwaiger Zielgruppen von Leichter resp. Einfacher Sprache. Hierzu gehören 

demnach Personen mit Demenzerkrankungen, mit Schädigungen in Folge von Unfall, Verletzungen, 
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Vergiftungen oder nach Schlaganfällen, Menschen, bei denen vor, während oder nach einer Geburt 

Komplikationen auftraten, Personen mit genetischen Schädigungen, Schädigungen der Lesefähigkeiten 

durch Alkohol- oder Drogenmissbrauch, Personen mit Lernbeeinträchtigungen und allgemeinen 

Entwicklungsstörungen im Bereich der Sprache.  Ebenso nutzen, so Baumert, auch Personen, welche 

die deutsche Sprache erlernen, Personen mit funktionalem Analphabetismus und Gehörlosigkeit die in 

Leichte/einfache Sprache verfassten Texte (Baumert, 2016: 103)45. Etwa 10% der Gesamtbevölkerung 

in Deutschland kann der primären Zielgruppe von Leichte Sprache zugeordnet werden, wovon die 

meisten Personen von funktionalem Analphabetismus betroffen sind, Deutsch als Zweitsprache 

sprechen oder eine geistige Behinderung aufweisen (Bredel, Maaß, 2016: 31). Für diese Personen soll 

Leichte Sprache alle kommunizierten Inhalte so aufbereiten, dass sie leicht aufzunehmen und 

verständlich sind, denn es geht um Komplexitätsreduzierung, Kürze und die Herausarbeitung zentraler 

Bedeutungen (ebd.: 8). Es wird betont, dass es einer hochwertigen und standardisierten Leichten 

Sprache bedarf, um vor allem Geringschätzung und Stigmatisierungen gegenüber den Personen, die 

Leichte Sprache benötigen, entgegenwirken zu können (ebd.: 8). Bei der Ausgestaltung einer 

Standardisierung von Leichte Sprache sind unbedingt die drei Hauptfunktionen zu berücksichtigen, 

nämlich (1) die Partizipationsfunktion (Erhöhung der Teilhabemöglichkeiten durch die Aufbereitung 

von allgemein- und fachsprachlichen Texten, welche u.U. zu viele Wissensbestände und 

Lesekompetenzen voraussetzen), (2) Lernfunktion (Schaffung von Zugangsmöglichkeiten zu Wissen 

durch die Verwendung von Leichte Sprache und gleichzeitige Eröffnung der Möglichkeit des Anlegens 

neuer Wissensbestände) und (3) Brückenfunktion (Leichte Sprache ist als Ergänzung zu allgemein- und 

fachsprachlichen Texten zu verstehen) (ebd.: 10). In den Ausführungen Baumerts (2018: 2) wird betont, 

dass die Existenz der einfachen Sprache unmöglich sei, weil zu viele, zum Teil sehr individuelle 

Voraussetzungen einer lesenden Person, bei der Erstellung von bedarfsangepassten Texten 

berücksichtigt werden müssten und den lesenden Personen letztlich „… immer in unterschiedlicher 

Gestalt begegnen [wird]“ (ebd.: 2, Anm. d. Verfin), denn „Einfache Sprache ist … kein Einheitsbrei, mit 

dem alle abgespeist werden. Sie ist ein flexibles Instrument, das dem einen Ziel dient: Jeder legitime 

Leser hat eine Chance, den für ihn bestimmten Text zu verstehen“ (Baumert, 2018: 2).  Damit eine 

Person einen verschriftlichen Text wahrhaftig verstehen kann, bedarf es des Ablaufes einer spezifischen 

Systematik (psychisch/physisch).  

Insofern braucht es zunächst der uneingeschränkten Funktionalität der Augen zur Wahrnehmung des 

Geschriebenen. Die so wahrgenommenen Informationen werden anschließend verarbeitet bzw. 

„verstanden“ und schließlich gespeichert („behalten“) (Bredel, Maaß, 2016: 43). „Die höchste 

Verstehensstufe ist das Behalten: Einen Text verstehen wir nicht als Folge einzelner Wörter, sondern als 

Folge im Gedächtnis zwischengespeicherter und dann miteinander verknüpfter Aussagen“ (ebd.: 43).46 

 
45 Hierzu auch: Maaß, 2018:32ff. 
46 Hierzu auch „Kommunikation in selbstreferentiellen Systemen“ nach Luhmann (1984: 197f.  n. Frindte, Geschke 2019: 102). 
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In diesem Zusammenhang verweist Baumert auf bislang identifizierte Mängel in der Nutzung von 

Leichte Sprache wie die Nichtbeachtung der Ursachen kognitiver Beeinträchtigung und der damit 

einhergehenden unterschiedlichen Ausgangspunkte der lesenden Personen, die Vorspiegelung, dass 

das Verstehen von Inhalten primär von der Gestaltung eines Textes abhängig sei, nicht aber von den 

vorhandenen Wissensbeständen, welche er als dynamisch beschreibt. Zudem verweist er auf die zu 

wenig reflektierte Qualitätssicherung im Sinne der Verständlichkeits- und Verstehensprüfungen und 

auf die fehlende wissenschaftliche Begleitung. Schließlich betont er, dass die UN-Behinderten-

rechtskonvention, entgegengesetzt der meisten Behauptungen, keine Leichte Sprache, sondern nach  

einer sogenannten „plain language“ verlange, also einer einfachen Sprache (Baumert, 2018: 3). Es geht 

letztlich darum, Informationen und Wissen so zu transferieren, dass die adressierten Personen die 

Möglichkeit erhalten, sich dieses Wissen adäquat anzueignen, Sinnzusammenhänge herzustellen und 

sich diese Informationen situativ nutzbar machen zu können. Bezugnehmend auf die unter Kapitel 5.1.1 

dargestellten universalen Ansprüche kommunikativen Handelns von Habermas ist zu betonen, dass vor 

allem der „Anspruch der Verständlichkeit“ reflexiv in die Konstruktion von komplexitätsreduzierter 

Sprache einfließen muss.  

 

Die Implementierung bedarfsangepasster Kommunikation in Beratungssettings für Menschen mit 

kognitiven Beeinträchtigungen ist elementar für eine effektive Unterstützung und Teilhabe. 

Diesbezüglich wird deutlich, dass die Anpassung der Kommunikation an die individuellen Bedürfnisse 

und Fähigkeiten entscheidend ist, um eine erfolgreiche Interaktion zu gewährleisten. Die Unterstützung 

endet jedoch nicht bei der Kommunikation an sich, sondern erstreckt sich auch auf andere Sektoren, 

insbesondere auf das Wohnen. Die Transition von bedarfsangepasster Kommunikation zur 

Notwendigkeit einer adäquaten Wohnberatung für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen 

erfolgt fließend, da das Wohnen einen zentralen Bereich der Lebensführung darstellt und einen 

direkten Einfluss auf die Selbstbestimmung und Unabhängigkeit aufweist. Vor allem in den Phasen der 

Ablösung und Verselbstständigung spielen Entscheidungsprozesse in Bezug auf das Wohnen eine 

entscheidende Rolle. Wohnberatung für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen erfordert ein 

spezifiziertes Kompetenzprofil der beratenden Personen. Neben einem fundierten Verständnis für die 

individuellen Bedürfnisse sind Einfühlungsvermögen, Geduld und die Fähigkeit zur klaren, 

verständlichen Kommunikation unerlässlich. Aus diesem Grund schließen sich theoretische 

Überlegungen von Korrelationslinien der bisher diskutierten Theoriekonzepte der Kommunikation in 

den Prozess einer Wohnberatung von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung an. Ausgehend von 

der Betrachtung notwendiger Ablösungs- und Verselbstständigungstendenzen, eingebettet in 

Entscheidungsprozesse, soll ein spezifiziertes Kompetenzprofil von beratenden Personen der 

Wohnberatung identifiziert werden. 
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6 (Assistierende) Wohnberatung für Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung 

Die Notwendigkeit alternativer resp. inklusiver Wohnkonzepte und einer dafür entsprechenden 

Beratungskultur zeigt sich in den aktuellen Diskurslinien in Bezug auf die Umsetzung der UN-BRK, des 

Bundesteilhabegesetzes und der Landesrahmenverträge (nach §131 Abs. 1 SGB IX). 

Eine Neuausrichtung der Leistungslandschaft und damit einhergehender Wohnkonzepte mit einem 

hohen selbstbestimmten Charakter werden auch im Thüringer Freistaat fortwährend erörtert. Hier 

leben nach Aussage des Thüringer Landesverwaltungsamts47 aktuell 5675 Personen mit 

Beeinträchtigungen in besonderen Wohnformen bzw. den dazugehörigen Außenwohngruppen. Im 

März 2022 gibt es im Freistaat insgesamt 239 besondere Wohnformen mit einer Platzkapazität (inkl. 

der Außenwohngruppen) von 5967 Plätzen. Somit kann festgestellt werden, dass 95,1% der Plätze 

belegt sind. Im Oktober 2022 beschreibt das Referat 630 des Landesverwaltungsamts auf der 

Internetpräsenz die Lage folgendermaßen: Nach §2 ThürWTG existieren 521 stationäre Einrichtungen 

(zuzüglich 82 Außenwohngruppen) und nach §3 ThürWTG insgesamt 260 ambulant betreute 

Wohnformen. Von den 521 stationären Wohnformen werden 183 als „besondere Wohnformen für 

Menschen mit Behinderung“ (gemäß §2 ThürWTG) beschrieben, wovon 169 Einrichtungen der 

Behindertenhilfe sowie 14 Einrichtungen der Suchthilfe zugeordnet werden. Im Jahr 2024 hat sich die 

Anzahl wie folgt geändert: 529 stationäre Wohnformen, davon 180 „besondere Wohnformen“ (um drei 

im Vergleich zu 2022 gesunken). Die Reduktion um drei Wohnangebote bezieht sich auf die 

Einrichtungen der Behindertenhilfe (von 169 [2022] auf 166 [2024]. Es kann eine Korrelation mit dem 

Umstrukturierungsprozess gemäß des Thüringer Landesrahmenvertrages angenommen werden.48 

Laut dem Thüringer Landesamt für Statistik (TLS) lebten 2019 insgesamt 274 000 Menschen mit einer 

amtlich anerkannten Behinderung in Thüringen (ca. 13% der Gesamtbevölkerung des Freistaats), 

wovon etwa 71% als schwerbehindert gelten (TLS Pressemitteilung 095/2021, 2021: 1).49 Von diesen 

Personen werden ca. 19% der Personen zur Gruppe „Querschnittlähmung, zerebrale Störungen, geistig-

seelische Behinderungen, Suchtkrankheiten“ zugeordnet (Stand: 31. Dezember 202150), wobei keine 

differenziertere Einteilung der unterschiedlichen Behinderung- resp. Beeinträchtigungsformen dieser 

Gruppe zum aktuellen Zeitpunkt gegeben ist. In der Betrachtung der Aufteilung in Bezug auf das Alter 

zeigt sich, dass etwa 21% der Menschen mit einer anerkannten Schwerbehinderung zwischen 18 und 

60 Jahre alt und etwa 52% 60 Jahre und älter sind. Ebenso geht aus dieser Pressemitteilung hervor, 

dass etwa 65% der Personen mit einer anerkannten Schwerbehinderung zwischen 25 und 70 Jahren in 

einem Privathaushalt leben. Von diesen Personen lebt etwa die Hälfte allein in einem Haushalt, folglich 

 
47 Referat 630 - Heimaufsicht, Frau Singer, persönliche Korrespondenz via E-Mail vom 08. März 2022. 
48 Heimaufsicht Landesverwaltungsamt, https://landesverwaltungsamt.thueringen.de/soziales/heimaufsicht,  
    Stand: 17.10.2022 und 19.02.2023. 
49 Diesbezüglich ist darauf zu verweisen, dass ein Grad der Behinderung nicht unmittelbar mit dem Eingliederungshilfebedarf     
    linear verläuft (hierzu u. a.: Maetzel, et. a., 2021a: 37). 
50 Hierzu: https://statistik.thueringen.de/datenbank/Portrait-Zeitreihe.asp?tabelle=ZR001540, Stand: 19.02.2024. 

https://landesverwaltungsamt.thueringen.de/soziales/heimaufsicht
https://statistik.thueringen.de/datenbank/Portrait-Zeitreihe.asp?tabelle=ZR001540
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ohne Partner/Partnerin, Kinder oder andere Familienangehörige oder Bekannte (TLS Pressemitteilung 

095/2021, 2021: 1). 

Aufgrund der undifferenzierten statistischen Daten kann aktuell keine konkretisierte Aussage über die 

Wohnsituation von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen im Freistaat Thüringen getroffen 

werden. Deutlich zu erkennen ist, dass gegenwärtig vor allem wenig inklusive, sozialräumlich 

ausgerichtete Wohnangebote in Thüringen dominieren.  

 

6.1. Prämissen und Akzentuierung (assistierender) Wohnberatung 

Das Ziel einer (assistierenden) Wohnberatung für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen ist die 

Ermöglichung einer selbstbestimmten und autonomen Lebensführung durch das Identifizieren 

individueller Wohnwünsche, notwendiger Unterstützungsleistungen und -maßnahmen sowie diverser 

Wohnalternativen (Greving, Ondracek, 2009: 54). Zudem sollte eine Beratung zum Thema Wohnen 

Möglichkeiten der Finanzierung, jeweilige Vor- und Nachteile verschiedener Wohnsettings und 

potenzielle Netzwerkpartner und -partnerinnen aufzeigen. Es geht konkret um die Vorbereitung auf 

ein selbstständiges Wohnen und Leben außerhalb der Herkunftsfamilie (ebd.: 54). Zur Umsetzung von 

pädagogischer Beratung bei Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen beschreiben Wüllenweber 

et. al. (2006: 431f.) vier Prämissen: 

 

1. Variierung des Beratungssettings: Es wird als unbedingt notwendig erachtet, dass sich 

Beratung im Bereich der „Eingliederungshilfe“ flexibel und dynamisch gestaltet, wie z. B. 

das Integrieren von Beratung in Alltagssituationen oder individuell angepasste 

Arrangements. 

2. Bedeutsamkeit von Beziehung: Das Setting wird grundlegend von Vertrauen, 

Vertraulichkeit, Vermeidung von Schuldgefühlen, absoluter Neutralität in Konflikt-

situationen und Zuverlässigkeit der beratenden Person bestimmt; stetig begleitet von 

Empathie und Perspektivübernahmemöglichkeiten sowie die Orientierung an den 

Wünschen und Bedarfen der ratsuchenden Personen. 

3. Überlagerungsaspekt durch Einrichtungsbezogenheit: Beratungsthemen vor dem 

Hintergrund des Wohnens in einer Einrichtung der „Eingliederungshilfe“ führen dazu, dass 

Problemlagen meist erst bei einer Perspektiveinnahme seitens der ratsuchenden Person 

verstehbar werden. 

4. Familiärer Kontext: Die beratende Person muss den familiären Hintergrund und das jeweilig 

vorhandene Netzwerk anerkennen und berücksichtigen. Vor allem bei zu überwältigenden 

Ablöseprozessen ist dies ein wichtiger Faktor. 
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Zur Akzentuierung von pädagogischer Beratung führen Wüllenweber et. al. (2006) aus, dass zunächst 

der Aspekt der Information eine wesentliche Rolle im Prozess spielt. Hierbei geht es um die 

Transferierung von Informationen rund um Regeln, Strukturen und Abläufen im Beratungssetting. 

Daran schließt sich die Notwendigkeit der Klärung von Zuständigkeiten und koordinative Tätigkeiten 

hinsichtlich der Unterstützungsleistungen an. Folglich klärt die beratende Person initiatorisch etwaige 

Problemlagen und koordiniert bei Bedarf die Unterstützungsleistungen. Daneben wird auch die 

Aufgabe der Aktivierung der ratsuchenden Person zur Lösungsfindung beschrieben, welche vor allem 

dann bedeutsam wird, wenn sich Problemlagen der ratsuchenden Personen kumulieren. Je nach 

Problemlage und dafür notwendiger Einleitung diverser Maßnahmen muss die Dauer des 

Beratungsprozesses flexibilisiert werden. So unterscheiden Wüllenweber et. al. zwischen punktueller 

(ein- bis zwei Gespräche), mittelfristiger (mehrere Wochen) und langfristiger (ggf. zeitlich unbegrenzt, 

es besteht grundsätzlicher Beratungsbedarf und bedarf ggf. einer Prozessbegleitung) Beratung. Bei all 

diesen Aspekten ist eine Begleitung bei der eigenen Exploration der ratsuchenden Person grundlegend. 

Hierbei handelt es sich darum, die ratsuchende Person bei der Klärung von Gefühlen und Mustern in 

Kommunikation und Interaktion so zu unterstützen, dass die Selbstwahrnehmung gefördert wird 

(Wüllenweber et. al., 2006: 432). Zur Durchführung von (assistierender) Wohnberatung bedarf es 

keiner generellen oder formalen Qualifikation beziehungsweise Zulassung. Jedoch, so Wüllenweber et. 

al. (2006: 433), sollten die beratenden Personen über methodische Kenntnisse in der 

Gesprächsführung sowie grundlegenden Feldkompetenzen in der Arbeit mit den ratsuchenden 

Personen verfügen. Von einer eher pädagogisch geprägten Wohnberatung ist die Beratung zur 

Wohnraumanpassung zu differenzieren. Die Wohnraumanpassungsberatung setzt vor allem in Bezug 

auf strukturelle Gegebenheiten und Adaptionsnotwendigkeiten an. Es handelt sich um Prävention zur 

Vermeidung von Unfällen sowie bauliche Veränderungsmöglichkeiten. Inhalte dieser Beratungsform 

können aber auch Erörterungen zur Effizienzsteigerung pflegerischer/begleitender Aspekte durch die 

Beschaffung adäquater Hilfsmittel und der dafür notwendigen Finanzierungsmöglichkeiten sein. 51 

 

Insofern ist eine (assistierende) Wohnberatung von einem ganzheitlichen Vorgehen geprägt, welches 

grundlegend alle Kontextfaktoren der ratsuchenden Person berücksichtigt und adäquate Strategien zur 

Ermöglichung von Empowerment, Partizipation und Selbstbestimmung personenzentriert 

implementiert. Grundlegend für eine gelingende Unterstützungsleistung ist die Fähigkeit individuelle 

Transitionen zu erkennen und diese adäquat zu gestalten. Ablösungs- und Verselbstständigungs-

tendenzen müssen durch die beratenden Personen erkannt und in den (assistierenden) 

Wohnberatungsprozess implementiert werden. 

 

 
51 Hierzu: https://www.wohnungsanpassung-bag.de/, Stand: 11.04.2024. 

https://www.wohnungsanpassung-bag.de/
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6.2. Von der Ablösung zum selbstbestimmten Wohnen – Transitionen gestalten 

Ablösung von der Familie ist die Verselbstständigung eines Kindes von der Herkunftsfamilie, die 

größtenteils im Jugendalter verortet wird, wobei je nach theoretischer Perspektive stärker die 

Gewinnung emot. Unabhängigkeit von den Eltern oder der indiv. Autonomie in den Vordergrund 

gestellt wird … . Entsprechend wird die Ablösung eher als Entwicklung des Individuums oder aber 

als familialer Prozess geschehen, an dem Eltern und Kind aktiv beteiligt sind. …. Als 

Verhaltensaspekt der Ablösung wird oft vom Auszug aus dem Elternhaus gesprochen, der jedoch 

als punktuelles Ereignis eine erfolgte Ablösung kaum angemessen anzeigen kann und von 

vielfältigen kult., ökonomischen und indiv. Bedingungen abhängt.                                                        (Noack, 

2020) 

 

Klauß (2015) beschreibt, dass der Prozess der Ablösung eine grundsätzliche Entwicklungsaufgabe ist 

und vor allem dazu beiträgt, die eigene Identität zu finden, Selbstständigkeit zu erlangen und 

Zukunftsaussichten zu entwickeln. Zudem ist die Ablösung von der Herkunftsfamilie eine unbedingte 

Voraussetzung für inklusive Prozesse und die damit verbundene Teilhabe in allen gesellschaftlichen 

Systemen. Dieser notwendige Prozess vollzieht sich im Regelfall in verschiedenen Entwicklungs-

schritten und reziproken „inneren und äußeren Prozessen“ (KiTa, Schule, Freizeitgestaltung mit Peers, 

Arbeitsleben und Wohnen) (Klauß, 2015: 2f.).  

 

Quenzel und Hurrelmann beschreiben vier Ebenen, in welchen sich Ablösung vollzieht: 

1. Psychologische Ebene: Die Ausrichtung der eigenen Orientierung von Gefühlen geschieht nicht 

mehr vorrangig an den Eltern bzw. der Herkunftsfamilie, sondern an anderen Bezugspersonen 

im eigenen Netzwerk. 

2. Kulturelle Ebene: Es kommt zur Entwicklung eines eigenen Lebensstils, welcher sich von denen 

der Herkunftsfamilie unterscheiden kann. 

3. Räumliche Ebene: Das Wohnen findet außerhalb der Herkunftsfamilie statt. 

4. Materielle Ebene: Es kommt zu einer Unabhängigkeit hinsichtlich finanzieller und wirtschaft-

licher Faktoren und beendet damit das Abhängigkeitsverhältnis mit der Herkunftsfamilie. 

                                             (Quenzel, Hurrelmann, 2016) 

Es wird betont, dass der Ablösungsprozess von der Herkunftsfamilie als grundlegende Entwicklungs-

aufgabe verstanden wird, die eine Person zu einer „erwachsenen, gereiften und allseitig gebildeten 

Persönlichkeit“ (Klauß, 2015: 7) entwickeln lässt, es jedoch bei Menschen mit einer kognitiven 

Beeinträchtigung innerhalb dieses Prozesses unter Umständen zu etwaigen Hindernissen kommen 

kann (ebd.: 7). Diese potenziellen Hindernisse können sich in der gesamten Lebensspanne vollziehen, 

beginnend mit der Bindungsqualität im Kindesalter, weshalb der Fokus dieser Betrachtung vor allem 

die Bindungsqualität von Kindern mit kognitiven Beeinträchtigungen zu ihren Eltern ist. Die Entwicklung 



76 
 

einer sicheren Bindung sei bei Kindern mit Behinderung erschwert.52 Als mögliche Faktoren für das 

Ausbleiben einer sicheren Bindung werden Überfürsorge und ständige Förderbemühungen der Eltern 

sowie fehlende Handlungsspielräume zum Erfahren von Selbstwirksamkeit und Eigeninitiative 

angeführt. Die Aspekte führen zur Schwächung von Selbstvertrauen und den Mut, sich explorativ zu 

verhalten (Klauß, 2015: 8). Die häufig vorliegenden unsicher-vermeidenden oder unsicher-

ambivalenten Bindungsmuster sind mit entsprechenden Arbeitsmodellen verknüpft, also 

Vorstellungen, wie sich in bestimmten Situationen zu verhalten ist und führt vor allem dazu, dass 

Veränderungssituationen wie beispielsweise eine Trennung von der Herkunftsfamilie aufgrund des 

Wohnstandortwechsels als belastend und negativ empfunden werden (ebd.: 8). Besondere 

Berücksichtigung sollten in diesen Situationen folglich die biografischen Aspekte der Personen finden, 

denn „… [w]iederholte Trennungssituationen [können, Anm. d. Verfin] Verunsicherung der Bindungs-

struktur und damit ihres Arbeitsmodells bewirken: die Kinder sind möglicherweise auffallend 

anhänglich, ängstlich oder abweisend“ (Klauß, 2015: 8, Anm. d. Verfin). Nach Klauß spiegeln sich 

hierdurch Ambivalenzen bei den Kindern wider, welche einerseits das Bestreben nach Autonomie, 

Selbstbestimmung und Eigenständigkeit zeigen, andererseits jedoch Sicherheitsverlustaspekte 

erkennen lassen. In seinen Ausführungen wird dies mit der unzureichenden Anbahnung von 

Testphasen bezüglich der Ablösungsprozesse erklärt, begründet in der hohen Fürsorgebereitschaft und 

dem Gefühl der andauernden Verantwortlichkeit (ebd.:  9f.).  

„Junge Erwachsene mit Behinderung werden vielfach weiterhin als ‚Kinder‘ betrachtet und 

entsprechend behandelt. Eltern sind weniger gezwungen, sich selbst zu verändern, wie es in anderen 

Familien erforderlich ist“ (Klauß, 2015: 10). Es wird gefolgert, dass der Prozess der Ablösung 

entsprechend angeregt, begleitet und allmählich erprobt werden muss, wobei „[e]s [darum geht, Anm. 

d. Verfin], dass Menschen mit geistiger Behinderung die üblichen Wege gehen und Schritte tun können, 

die zur Ablösung beitragen und zur individuellen Autonomie führen“ (ebd.: 13, Anm. d. Verfin). Es 

besteht folglich die Aufgabe, eine positive Bindungserfahrung herzustellen. Dabei, so Klauß, sind die 

Fachkräfte angehalten, den Eltern mit einem hohen Maß an Transparenz, Kompetenz- und 

Ressourcenorientierung und dem Verständnis der individuellen Situation entgegenzutreten, um Des- 

und Neuorientierung sowie etwaigen Identitätskrisen adäquat zu begegnen. Wobei es nicht darum 

geht, den Kontakt zwischen den Eltern und den Kindern einzuschränken oder gar abbrechen zu lassen. 

Das jeweilige Bindungsverhalten sollte, in Kooperation mit den Eltern, den Kindern und anderen am 

Prozess beteiligten Personen akzeptiert und schrittweise an neue Situationen angepasst werden (ebd.: 

14ff.).  

 
52 Hierzu auch Rauh, 2022. 
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Klauß (2015: 23) skizziert die Schwerpunkte der professionellen Begleitung von Ablösungsprozessen 

bei enormen biografischen Vorbelastungen, die eine Bindungsproblematik begründen, 

folgendermaßen: 

- Adäquate Interpretationen von Verhaltensweisen im Zusammenhang der Veränderungs-

situation 

- Empathisches Eingehen auf Bindungsbedürfnisse aller Beteiligten  

- Angebot einer intensiven und feinfühligen Zuwendung durch Bezugspersonen 

- Sicherstellung und Ermöglichung einer regelmäßigen und bedarfsorientierten Kontakt-

möglichkeit zur Herkunftsfamilie  

„Die Ablösungsphase in der Jugend ist dabei nicht nur eine Entwicklungsphase für den 

erwachsenwerdenden jungen Menschen, sondern fällt zusammen mit einer komplementären 

Entwicklungsphase der Eltern“ (ebd.: 26).  

Eckert (2007: 62) betont, dass der größere Anteil der Verantwortlichkeit in der Vorbereitung eines 

Auszugs aus der Herkunftsfamilie bei den Eltern liegt. Die Möglichkeit einer beständigen (Eltern-) 

Begleitung mit Hilfe von Beratungs- und Informationsgesprächen, Netzwerkarbeit und Erprobungs-

phasen kann in diesem Zusammenhang den Gesamtprozess erleichtern und gelingen lassen (ebd.: 63).  

Derartige Übergangssituationen sind wesentlicher Bestandteil von Lebensverläufen. Dabei geht es vor 

allem „… um die Vermittlung zwischen individuellem Erleben und Handeln des Einzelnen und 

gesellschaftlicher Struktur …“ (Muche, 2013: 158). Transitionsprozesse bei Menschen mit kognitiver 

Beeinträchtigung sind noch immer vorwiegend von Automatismen im Rahmen von Sonderwelten 

geprägt (ebd.: 170). So kann der Übergangsprozess aus einer besonderen Wohnform heraus in ein 

selbstbestimmtes Wohnen bislang noch immer als marginal und erschwert bewertet werden. Die 

Wahrscheinlichkeit biografischer Transitionen bei Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung 

reduzieren sich vor allem mit dem Eintritt in eine Sonderwelt (bspw. Förderschule → WfbM → 

besondere/ambulant betreute Wohnform) drastisch, da der weitere Werdegang mit der Etikettierung 

„Behinderung“ vermeintlich (strukturell/institutionell/sozialrechtlich) vorbestimmt zu sein scheint.  

„Der Auszug und selbstständiges Wohnen stellen wichtige Lern- und Bildungsprozesse in der 

biografischen Entwicklung der Einzelnen dar“ (Höblich, Meuth, 2013: 291), immer einhergehend mit 

spezifischen Bewältigungsanforderungen in der alltagspraktischen Gestaltung. In der Betrachtung der 

identitätsstiftenden und existenzsichernden Bedeutung von Wohnen53 und der Bewältigungs-

anforderungen bei wohnräumlichen Veränderungen verweisen Höblich und Meuth auf die 

Ausführungen von Filipp und Aymanns (2018), die sich mit „Kritischen Lebensereignissen und 

Lebenskrisen“ beschäftigten. Hierzu schreiben Höblich und Muth: 

 
53 Hierzu: Kapitel 3.  
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Der Wechsel eines Wohnortes kann … als kritisches Lebensereignis beschrieben werden, insoweit 

bisherige Routinen außer Kraft gesetzt werden und – je nachdem, ob es sich um einen selbst 

gewählten Umzug oder einen unfreiwilligen, ausgelöst durch z.B. erzwungene Berufs-/ 

Arbeitsplatzwechsel, Behinderung, Pflegebedürftigkeit handelt – eine aktive Auseinandersetzung 

der Subjekte mit den veränderten Umweltbedingungen erforderlich wird.  

                                                                                                                  (Höblich, Meuth, 2013: 293) 

 

6.2.1. Personenzentrierte Konzepte zur Ablösung aus der Herkunftsfamilie 

Die Personenzentrierung findet im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes Verankerung und verweist auf 

die Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels von der Instituts- zur Personenzentrierung hin. Eine 

individuelle und kooperativ ausgerichtete Bedarfserfassung ist diesbezüglich wesentlich.54 

In der Begleitung bei Transitionen im Sinne von Ablösungsprozessen von Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen aus der Primärfamilie kann die Anwendung entsprechender Konzepte und 

Instrumente im Prozess für alle Beteiligten Erleichterung und Vereinfachung verschaffen. Im Folgenden 

finden in Bezug auf die personenzentrierte Bedarfsermittlung und Unterstützung zum einen das 

Freiraumkonzept nach Emmelmann und Greving und zum anderen die Persönliche Zukunftsplanung 

nach Doose als zwei exemplarische Konzepte Betrachtung. 

 

6.2.1.1.  Das Freiraumkonzept nach Emmelmann/Greving 

Das Freiraumkonzept fokussiert in erster Linie Menschen mit Behinderungen im Prozess der Ablösung 

aus dem Elternhaus:  

 

Wir gehen davon aus, dass jeder erwachsene Mensch, unabhängig von seinem Hilfebedarf, das 

Recht auf eine eigene Wohn- und Lebensform hat. …. Die unterschiedlichen Wege, den eigenen 

Freiraum zu erobern und zu gestalten, führen zu Meinungsverschiedenheiten und 

unterschiedlichen Sichtweisen. Die daraus resultierenden Konflikte sind normal und notwendig.                                                                                                              

                                                                                                                     (Emmelmann, Greving, 2019: 11) 

 

Dieses Konzept, integriert in die Konzeptionen der jeweiligen Organisationen, bietet die Möglichkeit 

eines fünfphasigen, strukturierten Prozesses im Umgang mit den Phasen der Ablösung für Menschen 

mit Behinderungen, Mitarbeitende und Eltern. Der sogenannte „Heilpädagogische Dreisatz“ ([1] Jeder 

Mensch ist darauf angelegt, eigenständig aktiv zu werden. [2] Jeder Mensch möchte seine eigenen 

Entscheidungen treffen. [3] Jeder Mensch kann ein Leben lang lernen.)  bildet in diesem Zusammen-

hang die Verstehensbasis (ebd.: 38). Aus der Anwendung des Freiraumkonzeptes resultieren folgende 

Möglichkeiten (ebd.: 88): 

 
54 Hierzu: Kapitel 2.2.1. 



79 
 

- Konkretisierung der professionellen Haltung hinsichtlich der Eltern- und Angehörigenarbeit in 

der Einrichtung 

- Fokussierung auf die Menschen mit Behinderungen sowie Stärken- und Ressourcen-

orientierung 

- Orientierungsmöglichkeit für alle am Prozess beteiligten Personen 

- Ermöglichung präziserer Entscheidungsfindung durch Phasenmodell 

- Aufgabenklarheit seitens der Mitarbeitenden durch klare Phasen-Aufgaben-Bezüge 

- Erkennung und Benennung von Konflikten, wodurch sich ein konstruktiverer Umgang damit 

ergibt 

- Entstehung eines hohen Zufriedenheitsmaßes, was sich unmittelbar auf die Qualität der 

Organisationen/Dienstleistungen auswirkt                             

Als mögliche Herausforderung bei einer Implementierung des Freiraumkonzepts beschreiben die 

Autoren etwaige Ablehnungsprozesse durch die dienstleistungsnutzenden Personen, aber auch durch 

die Mitarbeitenden sowie einen (temporär) erhöhten, vor allem in einer Übergangsphase, 

konfliktbelastenden Prozess. Dabei sei es vor allem notwendig, dass sich die leitende Person der 

Organisation/Dienstleistung über die Chancen und Herausforderung bewusst ist und sich strategisch 

adaptierbare Ziele überlegt (ebd.: 89).  Insgesamt verläuft dieses Konzept über fünf Phasen. Jede Phase 

befasst sich mit den jeweiligen Perspektiven der am Prozess beteiligten Personen (Menschen mit 

Beeinträchtigungen, Eltern, Mitarbeitende).  

In der ersten Phase werden Wünsche, Erwartungen und Vorstellungen der betreffenden 

Menschen besprochen. Die Eltern treten begleitend und unterstützend in Erscheinung und bringen ihre 

eigenen Erfahrungen mit ein. Mitarbeitende lernen alle Beteiligten kennen, stehen als 

Ansprechpersonen zur Verfügung und begleiten bedeutsame Themen engmaschig. Nach spätestens 

einem Jahr sollte die erste Phase abgeschlossen sein.  

Phase zwei (Loslassen und Freiräume nutzen) fokussiert das Erleben des Menschen mit 

Beeinträchtigung als eigenständige Person. Eine Entscheidung bezüglich einer geeigneten Wohnform 

wurde getroffen und neue Bezugspersonen werden integriert. Eltern lernen sich bewusst 

zurückzunehmen und die Verantwortung beim Kind zu lassen. Zudem nehmen sie ihren eigenen 

Freiraum wahr und können sich diesen nutzbar machen. Die Mitarbeitenden sind maßgeblich dafür 

verantwortlich, Erfahrungsräume für die Person mit Beeinträchtigung zu schaffen, um so 

Selbstständigkeit und Selbstwirksamkeit zu ermöglichen.  

Phase drei (Annährung und Freiräume nutzen) hat das Ziel, dass die betreffenden Personen in 

der Lage sind selbst zu entscheiden, bei welcher Person aus dem jeweiligen Umfeld Unterstützung 

eingefordert wird. Es wird erlebt, dass alle Bezugspersonen verlässlich sind. Die Eltern nehmen das 

eigene Kind selbstständig und selbstverantwortlich wahr und ziehen sich aus einer engmaschigen 
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Begleitung zurück. Die Mitarbeitenden fungieren als sichere und zuverlässige Begleitpersonen. Im 

Prozess der Ablösung vollzieht sich gleichzeitig auch immer der Prozess des Alterns der Eltern, wodurch 

sich die Unterstützungsaufgaben umkehren.  

Aus diesem Grund fokussiert die vierte Phase (Verantwortung übernehmen und Freiräume 

einschränken) auf die Umkehr des Verantwortungsbewusstseins seitens der betreffenden Personen. 

Es ist das Ziel, dass diese die möglichen Einschränkungen bei den Eltern wahrnehmen und 

entsprechende Verantwortungsaufgaben übernehmen wollen im Bewusstsein, dass dies zu 

Einschränkungen der eigenen Freiräume führen kann. Die Eltern können, vor allem durch das 

Bewusstsein über eine sichere Begleitung und Unterstützung des eigenen Kindes seitens der 

Mitarbeitenden, die sich verändernden Rollen akzeptieren und erkennen die Übernahme der 

Verantwortung und Unterstützungsleistungen seitens des eigenen Kindes an. Die Mitarbeitenden 

suchen aufklärende Gespräche mit den betreffenden Personen bezüglich der Veränderungen bei den 

Eltern und begleiten diesen Prozess engmaschig.  

Es schließt sich letztlich die fünfte Phase (Die Zeit nach dem Tod eines Elternteils) an. Die Kinder 

nehmen Abschied und gestalten sich die Zeit nach dem Tod der Eltern durch die Unterstützung und 

Begleitung der Mitarbeitenden (Emmelmann, Greving, 2019: 100f.). 

Das Freiraumkonzept zeichnet sich durch seine Personen- und Kontextzentrierung sowie 

Bedarfsorientierung aus. Es verweist auf den unbedingt notwendigen kooperativen Gesamtprozess, 

welcher im Dreieck zwischen betreffender Person, deren Angehörige/Eltern sowie der Organisation 

verläuft. Für die adäquate Umsetzung bedarf es jedoch einer grundlegenden Offenheit aller beteiligten 

Personen und die Bereitschaft, sich engmaschig und langfristig auf diese Prozesse einzulassen. 

Anbietende sozialer Dienstleistungen sollten dieses Konzept entsprechend umfassend in die Abläufe 

implementieren und geschultes Personal zur adäquaten Begleitung zur Verfügung stellen können. 

Aufgrund der Langfristigkeit des Freiraumkonzeptes sollte eben dieses als „Hauptstrang“ in die 

Unterstützungsmaßnahmen integriert und verstetigt werden.  

 

Ein weiteres Konzept (und Instrument), welches in der Übergangssituation von Personen mit kognitiver 

Beeinträchtigung Anwendung finden kann, ist die Persönliche Zukunftsplanung nach Doose, welches 

nachfolgend betrachtet wird. 
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6.2.1.2.  Die Persönliche Zukunftsplanung nach Doose 

„Die persönliche Zukunftsplanung bietet sich immer dann besonders an, wenn sich die Lebenssituation 

verändert“ (Doose, 2011: 14). Folglich auch dann, wenn Transitionsprozesse, wie beispielsweise beim 

Auszug aus der Herkunftsfamilie, ablaufen. Das Konzept der Persönlichen Zukunftsplanung zeichnet 

sich vor allem durch eine „Orientierung an der individuellen Person“ (ebd.: 14) aus, fokussiert 

dementsprechend die individuellen Fähigkeiten, Wünsche, Interessen und Ressourcen, die mithilfe des 

Konzeptes nutzbar gemacht werden sollen. Dabei ist die Persönliche Zukunftsplanung stets auf die 

Erhöhung resp. Erweiterung von Lebensqualität durch Personenzentrierung, Ressourcen- und 

Sozialraumorientierung und die Anbahnung von Begegnungen etwaiger Akteure und Akteurinnen 

ausgerichtet (ebd.: 16) und fokussiert die Erarbeitung individueller Ziele, Wünsche und Träume.  

Als Kernelemente der Persönlichen Zukunftsplanung nennt Doose (2011: 28) folgende Aspekte: 

- Orientierung an den individuellen Gegebenheiten und Kontexten 

- Fokus auf Stärken und Fähigkeiten 

- Bestärkung zur Möglichkeit eigene Entscheidungen zu treffen 

- Zukunftsorientierung 

- Teilhabeorientierung 

- Sozialraumorientierung 

- Planungssteuerung durch betroffene Person 

- Anerkennung von Dynamiken im Planungsprozess (Fehlertoleranz, Um- und Neuorientierungs-

möglichkeiten, Unsicherheiten) 

- Fokus ist Auseinandersetzung mit „Wirklichkeit, Träumen und Humor“ 

- (Ver-)Stärkung durch Unterstützungskreis  

Mithilfe diverser methodischer Möglichkeiten wird der Planungs- und Problemlösungsprozess der 

Persönlichen Zukunftsplanung schrittweise umgesetzt. Durch den Einsatz des Konzepts und 

Instruments der Persönliche Zukunftsplanung wird auf die wichtigen „Folgewirkungen“ im Rahmen der 

Rolle der Professionellen und der Organisationen verwiesen. So sollte die professionell tätige Person 

ihre Rolle vorrangig als koordinierend und kooperierend verstehen und diese entsprechend auf Basis 

einer veränderten Haltung im Sinne der Personenzentrierung und Bedarfsorientierung ausrichten 

(Doose, 2011: 68). 

Konkret eingesetzt werden bei der Persönlichen Zukunftsplanung unter anderem Arbeitsmaterialien 

wie Themenblätter, Karten und Ordner sowie Unterstützungs-, Problemlösungs- und Moderations-

techniken (ebd.: 29). Dabei wird betont, dass eines der Grundprinzipien der Persönlichen 

Zukunftsplanung die Ermöglichung eines niedrigschwelligen Zugangs zur persönlichen Erschließung der 

Wahlmöglichkeiten und des Nachdenkens über die konkrete Gestaltung des eigenen Lebens ist (ebd.: 
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30). In diesem Zusammenhang stehen stets die Bedarfe und Wünsche der betreffenden Personen im 

Vordergrund, weshalb Doose auf eine Vielzahl an personenzentrierten Methoden verweist.  

„Persönliche Zukunftsplanung kann nur dann erfolgreich sein, wenn sich die beteiligten Organisationen 

als lernende Organisationen verstehen, die ihre Arbeit in Richtung einer stärkeren Personenzentrierung 

und der Unterstützung von Inklusion weiterentwickeln wollen“ (Doose, 2011: 68).  

Die Persönliche Zukunftsplanung bietet folglich auf allen Ebenen die Möglichkeit von Veränderungen. 

Doose hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass die Veränderung im „Eingliederungshilfesystem“, 

von einer Defizitorientierung und dem Festhalten an nicht zeitgemäßen Strukturen hin zu einer 

sozialräumlich, personenzentrierten und bedarfsorientierten Ausrichtung, die Basis lernender 

Organisationen als Innovatoren bildet. Es gilt, alternative Konzepte zu entwickeln und in der Praxis 

inter- und multidisziplinär zu etablieren.  

 

Demzufolge gilt auch hier das, in dieser vorliegenden Arbeit leitende, Paradigma:  

Erst die Möglichkeit des (bedarfsorientierten) Erhalts aller relevanten Informationen (über die Person 

selbst, die Umgebung, das Angebotsspektrum, Wahlmöglichkeiten etc.) befähigt eine Person zur 

(unterstützten) Entscheidungsfindung55 und einer autonomen, partizipativen und selbstbestimmten 

Lebensführung. 

 

6.3. (Unterstützte) Entscheidungsfindung als Bedingung eines autonomen  

Entscheidungsprozesses 

Im täglichen Leben spielt bei allen Menschen der Prozess der Entscheidungsfindung eine wichtige Rolle 

und beeinflusst maßgeblich die subjektive Empfindung der Lebensqualität. Bei Menschen mit 

kognitiver Beeinträchtigung kann es häufiger dazu kommen, dass stigmatisierende Zuschreibungen 

bezüglich des jeweiligen Willens (auch: Absicht des Handelns) seitens der unterstützenden/ 

assistierenden Menschen dazu führen, dass es den betreffenden Personen an genügend Raumgebung 

zur Willensäußerung mangelt, weil durch das soziale Umfeld die (un-)spezifischen Willensäußerungen 

nicht adäquat wahr- und ernstgenommen werden (Schanze, 2019: 55). „Stellvertretende 

Entscheidungen werden demnach häufig mit dem Argument der Fürsorgepflicht begründet“ (ebd.: 56). 

Schanze führt daraufhin weiter aus, dass aus dieser Argumentationskette heraus gefolgert werden 

müsste, dass dies eine „vollständige Stellvertretung“ erforderlich machen würde (ebd.: 56). Mit dem 

Verweis auf die emotionalen Entwicklungsphasen (nach Došen, Hennicke, Seidel, 2018: 60;62; Sappok, 

Zepperitz, Barrett, Došen, 2018) diskutiert Schanze den Zusammenhang von kognitiver und 

emotionaler Entwicklung bei Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung und hebt die Individualität der 

Entwicklung unmissverständlich hervor: „Menschen mit geistiger Behinderung durchleben prinzipiell 

 
55 Hierzu: Kapitel 6.3. 
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die gleichen emotionalen Entwicklungsstufen, doch kann dieser Prozess verzögert oder unvollständig 

sein“ (Schanze, 2019: 59). Ferner wird verdeutlicht, dass die Fähigkeiten der Kognition auch weiter 

entwickelt sein können als die der emotionalen Reife. Dies kann dazu führen, dass die betreffenden 

Personen häufig in den sogenannten sozioemotionalen Kompetenzen überschätzt würden, was 

unweigerlich zu einer nicht angemessenen Moralisierung und Zuweisungen von Schuld führen kann 

(ebd.: 59). Er verweist auf die einzelnen Abstufungen der Entwicklungsphasen und betont, dass für ein 

„intentionales Wollen“ die Phase drei erforderlich sei. Diese Phase wird von Došen (2018) und Sappok 

et. al. (2018) als „erste Individuationsphase“ betitelt, welche typischerweise im Verlauf zwischen dem 

19. Lebensmonat und dem dritten Lebensjahr abläuft. Sie beinhaltet eine Verringerung des 

Bedürfnisses nach körperlichem Kontakt zur Bindungsperson und den Wunsch nach eigener Aktivität 

sowie die Anbahnung von Autonomie (Selbst- und Fremdifferenzierung) und die Durchsetzung des 

eigenen Willens im eigenen sozialen Umfeld (Došen, 2018: 62; Schanze, 2019: 58). Für eine tatsächliche 

autonome Handlungsmöglichkeit, so Schanze, muss eine Person die fünfte Entwicklungsstufe erreicht 

haben: „Erst hier entwickelt sich durch selbstständige Erfahrungen und die Reflexion des 

eigenverantwortlichen Handelns Einsicht- und Kompromissfähigkeit. Erst dadurch entsteht ein 

moralisches Ich“ (Schanze, 2019: 59). Anschließend wird beschrieben, dass eine medizinische Diagnose 

der sogenannten Intelligenzminderung nicht zum Ausschluss der Möglichkeit führe, dass ein Wille 

(entsprechend der fünften Entwicklungsphase) trotz einer solchen Diagnose auch durch eine 

„vernunftgeleitete Einsichts- und Kompromissfähigkeit“ geprägt sein kann (Schanze, 2019: 61). Wichtig 

ist die grundlegende Akzeptanz des jeweiligen subjektiven und individuellen Willens einer Person.  

Vor allem dann, wenn dieser sich dauerhaft verstetigt und nicht nur spontan geäußert wird. 

„Zugewandtheit und Reziprozität ist die Basis für sein weiteres soziales und erfahrungsgeleitetes 

Lernen“, so Schanze (2019: 61) bezüglich der Notwendigkeit eines Umfeldes, welches die individuelle 

Entwicklung eines Menschen positiv konnotiert.  

Im Artikel 12 der UN-BRK erkennen alle Vertragsstaaten an, dass Menschen mit Behinderungen in allen 

Bereichen des Lebens gleichberechtigt mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen und 

verpflichten sich zudem, entsprechend geeignete Maßnahmen zu treffen, um die Ausübung dieser 

Rechts- und Handlungsfähigkeit zu gewährleisten. Dieser Artikel verweist eindeutig auf die 

Notwendigkeit der Anwendung unterstützter Entscheidungsfindungsmaßnahmen für betreffende 

Menschen56. „Unter einer Entscheidung verstehen wir jeden Prozeß [sic] und sein Ergebnis, der dazu 

führt, daß [sic] eine … Person sich darauf festleg[t], eine oder mehrere Optionen gegenüber anderen 

Optionen zu bevorzugen“ (Feger, 1978/2022, Anm. d. Verfin). 

Der dafür ablaufende Vorgang, der schließlich zu einer konkreten Festlegung führt, wird als 

Entscheidungsfindung definiert. Die sogenannte unterstützte Entscheidungsfindung ignoriert den 

 
56 Hierzu auch Prchal; Ortmann, 2020; Lachwitz, 2012. 
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Prozess im Rahmen der oben skizzierten Begriffsdefinition aus der Psychologie und beschreibt allein 

die „Festlegung als Entscheidung für oder gegen etwas“ (Tolle, Stoy, 2023: 18). Die Verortung des 

Prozesses, welcher zu einer bestimmten Festlegung führt, geschieht unter dem Terminus 

„Entscheidungsfindung“ (ebd.: 18). Eine Entscheidung per se geht immer mit einem spezifischen Motiv 

einher, welches eine nachfolgende, zur Zielerreichung notwendige, Tätigkeit leitet.  

Dies impliziert konkrete Fragestellungen, warum eine Person etwas Konkretes möchte und welche 

Emotionen eine gewisse Entscheidung geleiten (Tolle, Stoy, 2023: 19). Für Personen, die einen solchen 

Prozess unterstützend begleiten, bedeutet das, Verständnis über die leitenden Emotionen der 

entscheidungswilligen Person zu entwickeln und gleichzeitig die individuelle Zielstellung zu begreifen.  

Es wird in diesem Zusammenhang von einem Zielmotiv gesprochen, in welchem in der Umsetzung einer 

Entscheidung das jeweils individuelle Ziel und das Motiv in einer Gleichzeitigkeit dargestellt wird (ebd.: 

19). Der komplexe (kognitive) Ablauf von einem Bedürfnis zu einem Zielmotiv wird als 

Entscheidungsfindung bezeichnet und wird maßgeblich von den Parametern Bedürfnisse, Motive, 

Ziele, Handlungen und Tätigkeiten und dem jeweils individuellen Sinn geleitet: „Das angestrebte 

Ergebnis der Entscheidungsfindung ist, eine Entscheidung zu finden, die Sinn für einen Menschen 

ergibt“ (Tolle, Stoy, 2023: 19). 

 In der Definition des Prozesses der Unterstützten Entscheidungsfindung fungiert der Dialog im 

Ablauf von einem Bedürfnis hin zu einem Zielmotiv als „struktureller Schutz“. Fokussiert wird vor allem, 

wie ein solcher Dialog praktisch auszugestalten ist und eben dieser strukturelle Schutz inhaltlich 

ausformuliert wird (Tolle, Stoy, 2023: 20). Vorrangig geht es in Hinblick auf die praktische Umsetzung 

um die „Anerkennung in der Rollenausführung als Betreuungskraft“ auf eine bestimmte Weise. 

Demzufolge trägt jede Entscheidung, die ein anderer Mensch trifft, eine subjektive Bedeutung, welche 

eng mit einem individuellen Bedürfnis korreliert. Dieses Bedürfnis ist der Ursprungspunkt, von dem aus 

sich der Wunsch nach einer grundlegenden Erweiterung des Handlungsspielraumes ableitet. Sofern 

eine Entscheidung darauf abzielt, ein Bedürfnis zu erfüllen, führt dies zu einer Steigerung der 

persönlichen Lebensqualität. Eine Unterstützte Entscheidungsfindung setzt entsprechend voraus, dass 

ein gemeinsames Verständnis für die individuellen Bedürfnisse geschaffen wird, was das Ableiten von 

Motiven und Zielen (Zielmotiven) ermöglicht. Dementsprechend stellt die Unterstützte 

Entscheidungsfindung den Prozess dar, der den Weg von einem individuellen Bedürfnis hin zu einem 

individuellen Zielmotiv ebnet (Tolle, Stoy, 2023: 21). 

Sowohl in der Praxis des Betreuungsrechts als auch in der Praxis der Umsetzung der 

Eingliederungshilfe geht es darum, mit der Umsetzung der Unterstützten Entscheidungsfindung 

sowohl das Unterstützungs- bzw. das Assistenzprinzip als auch das jeweils verbriefte Schutzprinzip 

zu realisieren. Ziel ist dabei immer die Förderung der Selbstbestimmung, Autonomie und 

Partizipation.                                                                                                                   (Tolle, Stoy, 2023: 25) 
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In diesem Zusammenhang müssen unbedingt und stetig geeignete Schutzmaßnahmen greifen, die eine 

missbräuchliche Einflussnahme oder Manipulation seitens der unterstützenden/assistierenden 

Personen verhindern (Tolle, Stoy, 2023: 29). Tolle und Stoy skizzieren den Prozess der unterstützenden 

resp. ersetzenden Entscheidungsfindung (EF) wie folgt: 

 

Abbildung 11 - Bindungsgeflechte einer unterstützten und einer ersetzenden Entscheidungsfindung 

In dieser Gegenüberstellung (Abbildung 11) betrachtet die Autorenschaft zum einen inklusive Aspekte 

(linke Seite) und zum anderen exkludierende Aspekte (rechte Seite) im Rahmen der 

Entscheidungsfindung. Die auf Inklusion und Selbstbestimmung ausgelegten Parameter sind zur 

Konzeptformulierung bezüglich der Unterstützten Entscheidungsfindung maßgebend. 

Parameter, die unter der Kategorie der Fremdbestimmung und Exklusion gefasst werden, erhalten und 

stützen die ersetzende Entscheidungsfindung. „Mit dem Thema der Unterstützten Entscheidungs-

findung werden im übergeordneten Sinne Fragen nach Partizipation und Selbstbestimmung 

angesprochen“ (Tolle, Stoy, 2023: 31). So steht bei der ersetzenden Entscheidungsfindung zunächst das 

Wohl resp. das beste Interesse im Prozessvordergrund. Konkretisiert bedeutet dies, dass eine 

spezifische Entscheidung insofern gefördert wird, als das eine Person mutmaßlich die Perspektive einer 

anderen Person einnimmt.  

Ein dialogischer Prozess findet bei der ersetzenden Entscheidungsfindung nicht statt, stattdessen wird 

das sogenannte Ursache-Wirkungs-Prinzip und die Ergebniserreichung fokussiert. Durch das Fehlen der 

Anerkennung des Gegenübers (resp. der ratsuchenden Person) als „Meinesgleichen“ und die unter 

anderem daraus resultierende Verengung von Möglichkeitsräumen werden exkludierende Parameter  

gefördert. Die betreffenden Personen befinden sich dann vorrangig an einem Pol der Ohnmacht und 

unterliegen einer Fremdbestimmung, welche maßgeblich zum Erhalt beziehungsweise zur Schaffung 

isolierender Bedingungen beiträgt. Diese ersetzende Entscheidungsfindung kann durchaus im 

Quelle: Tolle, Stoy, 2023: 32-33, komprimierte Darstellung. 
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Widerspruch zum tatsächlichen Wunsch und Willen der betreffenden Person stehen und bedarf einer 

unbedingten Herausarbeitung dieser subjektiven Perspektive im dialogischen Prinzip (Tolle, Stoy, 2023: 

33), andernfalls würde sich daraus ein anti-partizipatorischer Prozess manifestieren. 

Im Gegensatz hierzu steht die Unterstützte Entscheidungsfindung, welche sich an den 

subjektiven Präferenzen und dem Willen einer betreffenden Person orientiert und grundsätzlich als 

ergebnisoffener Prozess zu verstehen ist (ebd.: 34). Ein derartiger Prozess „…definiert sich als 

Erweiterung der Möglichkeitsräume eines Menschen, indem der Dialog als zentrales Mittel der 

Verständigung … wird“ (ebd.: 64). Ein wichtiger Bestandteil der Unterstützten Entscheidungsfindung ist 

die Öffnung des Feldes der Macht57, um somit notwendige Möglichkeitsräume zu eröffnen resp. zu 

erweitern. In diesem Zusammenhang bedarf es eine Ausweitung des Gesamtprozesses vom Aufzeigen 

von Handlungsoptionen hin zum Erkennen von Teilhabemöglichkeiten „… außerhalb einfrierender 

Systeme“ (Tolle, Stoy, 2023: 64). Für beratende Fachkräfte heißt das in diesem Zusammenhang konkret 

in einem Entscheidungsprozess nicht grundlegend und ohne Dialog für andere Menschen zu 

entscheiden, sondern sich aktiv in den dialogischen und kooperativen Prozess zu begeben (ebd.:61/97).  

Das Konzept der Unterstützten Entscheidungsfindung fokussierte zunächst den Bereich der 

gesetzlichen Betreuung. Prchal und Ortmann (2020: 29) weisen darauf hin, dass eine vielfältigere 

Nutzung des Konzeptes möglich ist. So könnte dieses auch im Bereich der Pflege und 

„Eingliederungshilfe“ implementiert werden. Dafür bräuchte es in erster Linie eine adäquat 

professionelle Haltung sowie die Adaption notwendigen Wissens und Könnens an das Konzept.  

Hierzu beschreibt Roder (2016: 22) fünf Prozessschritte: 

 

1. Entscheidungsgrundlage schaffen 

In einem kooperativen Verfahren mit der betreffenden Person werden in diesem Schritt alle 

Parameter des Problems/des Handlungsauftrages erarbeitet und transparent besprochen. Es 

werden umfassende Hilfen in Bezug auf die Orientierung erarbeitet und alle notwendigen 

Rahmenbedingungen und Ressourcen erfasst und in der Form aufbereitet, dass die betreffende 

Person in die Lage kommt, die eigene Bedeutsamkeit für das Problem/Thema zu verstehen und 

die daraus folgenden Konsequenzen für sich selbst adäquat beurteilen zu können. 

2. Entscheidungsprozess und Unterstützungsplanung 

In diesem Schritt sollen Möglichkeiten erarbeitet werden, sodass die betreffende Person in die 

Lage kommt, eigene Entscheidungen für die adäquate Auflösung der IST-Situation zu treffen. 

Dafür sollen Erfahrungswerte der betreffenden Person bewusst eingebunden und Alternativ-

entscheidungen erarbeitet werden. 

 

 
57 Hierzu Jantzen, 2005. 
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3. Entscheidungen zu Handlungen 

Es kommt zur Unterstützung der betreffenden Person hinsichtlich der Stärkung dieser in ihrer 

entsprechenden Rolle, um dadurch u. a. die aktive Einflussnahme im Gesamtprozess zu 

ermöglichen. 

4. Steuerung und Aufrechterhaltung der Handlungen 

Betreffende Personen sollen in der eigenen Handlungssteuerung empowert werden. Es gilt in 

diesem Zusammenhang Handlungsabbrüche zu vermeiden. Der Umgang mit etwaigen 

Schwierigkeiten im Prozess sollte entsprechend durch schriftliche Vereinbarungen kooperativ 

erarbeitet worden sein und allgemeine Gültigkeit behalten. 

5. Auswertung von Entscheidungen und Handlungen 

Es erfolgt eine gemeinsame Auswertung der durchgeführten Handlungen. In der 

Auseinandersetzung mit Herausforderungen und möglichen Problemlagen im Rahmen der 

bedarfsorientierten Umsetzung sollten diese transparent benannt werden. Dies führt zu einer 

Erweiterung von Fähigkeiten in der eigenen Lebensführung der betreffenden Personen. 

 

Sowohl gesetzlich Betreuende als auch begleitende Personen aus dem Gesundheits- und Sozialwesen 

sind folglich dazu angehalten, das Recht auf Selbstbestimmung grundlegend zu stärken. Der Vollzug 

dieses Prozesses geht unweigerlich mit einer teilhabeorientierten Haltung einher, wenn es darum geht, 

entsprechende Maßnahmen einzuleiten und Methoden anzuwenden.  

Stumpf (2023: 28) verweist auf diverse Methoden, die bei der Unterstützten Entscheidungsfindung 

angewendet werden können: 

 

Ausfüllbare Broschüre zur Entscheidungsfindung (auch in Leichte Sprache) 58 

Die Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland (ISL) e.V. veröffentlichte 2021 eine 

bearbeitbare Broschüre mit dem Titel „Unterstützte Entscheidungsfindung – Leicht und gut gemacht. 

Eine ‚Entscheidungshilfe‘ für Menschen mit und ohne Behinderung und deren Unterstützende“.  

Neben Erklärungen zu rechtlichen Grundlagen und zur Unterstützten Entscheidungsfindung wurde ein 

Leitfaden zur persönlichen Entscheidungsfindung entwickelt. Außerdem wird auf Anlaufstellen in 

Bezug auf Beratung, auf Orientierungshilfen zur Findung von adäquaten Ansprech- und 

Unterstützungspersonen sowie Hinweise zur rechtlichen Betreuung verwiesen.  

 

Persönliche Zukunftsplanung nach Doose 

Eine ausführliche Betrachtung dieser Methode ist dem Kapitel 6.2.1.2 zu entnehmen. 

 

 
58 Borschüre: ISL e.V., https://isl-ev.de/wp-content/uploads/2023/10/UE_Leicht_und_gut_gemacht.pdf,  letzter Zugriff:  
     07.06.2024. 

https://isl-ev.de/wp-content/uploads/2023/10/UE_Leicht_und_gut_gemacht.pdf
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Die Teilhabekiste59 

Ein Instrument, welches entwickelt wurde, um Wünsche zur Teilhabe adäquat zu ermitteln. Das 

Teilhabeinstrument ermöglicht eine Zusammenfassung von Messergebnissen und bietet die 

Möglichkeit, Informationen über die Intensität der benötigten Unterstützung bei der Teilhabe durch die 

Organisation/Einrichtung abzuleiten. Stumpf verweist darauf, dass die Teilhabekiste die Ermittlung von 

Wünschen seitens der rechtlich Betreuenden nicht ersetzen, jedoch den Prozess der 

Entscheidungsfindung betreffender Personen maßgeblich unterstützen kann (2023: 30).  

 

Das interdisziplinäre-Teilhabe-Instrument60 

Dieses Instrument, herausgegeben von Fornefeld (2022), soll das Erfassen und Verstehen der 

Bedürfnisse von Menschen mit komplexer Behinderung ermöglichen. Diese Methode fokussiert die 

Kooperation von Fachkräften und Bezugspersonen, die beim Erkennen und Umsetzen von persönlichen 

Wünschen unterstützend wirken. „Die Zusammenarbeit der Bezugspersonen ist für die Zielgruppe ein 

Schlüssel zur Selbstbestimmung“ (Stumpf, 2023: 31). 

 

In der Betrachtung der vorangestellten Methoden in ihren Rahmenbedingungen fällt auf, dass der 

Erwerb der Instrumente, sofern möglich, häufig mit einem gewissen finanziellen Aufwand verbunden 

ist. Ratsuchende Personen sind in der Folge maßgeblich darauf angewiesen, dass Fachkräfte 

beziehungsweise beratende Personen über das Wissen, die Anwendung über sowie den Zugriff auf 

solche Methoden- und Instrumenten(-sammlungen) verfügen und diese auch adäquat in den Prozess 

implementieren. Eine Selbstanwendung erweist sich unter diesen Bedingungen als kaum umsetzbar.  

Insgesamt zeigt sich eine große Notwendigkeit, eine gelingende, partizipatorische Beziehungsarbeit 

seitens der beratenden Person mit den jeweils ratsuchenden Menschen zu initiieren. Dieser dialogische  

Prozess zeigt sich ebenso als Basis im Case Management, das nachfolgend als ein möglicher 

Gelingensfaktor im Rahmen einer assistierenden Wohnberatung vorgestellt werden soll. 

 

6.4. Case Management als potenzieller Gelingensfaktor für (assistierende) Wohnberatung 

Wendt beschreibt das Case Management (CM) als ein Unterstützungsverfahren und Steuerungsprozess 

von dem, was nebeneinander und nachfolgend in Prozessen erforderlich ist. Case Management stellt 

dabei nicht nur ein methodisches Vorgehen in Begleitprozessen dar, sondern beinhaltet auch 

koordinierende Aufgaben in Organisations- und Versorgungsstrukturen, welche sich in die Mikroebene 

(Methoden in der Steuerung des Einzelfalls), die Mesoebene (Organisation, in und mit der 

fallübergreifende und angemessene Versorgung umgesetzt wird) und schließlich die Makroebene 

 
59  Webseite: Personenzentrierte Hilfen, https://www.personenzentrierte-hilfen.de/, letzter Zugriff: 07.06.2024. 
60  Webseite: bvkm. e.V., https://verlag.bvkm.de/produkt/interdisziplinaeres-%c2%ac-teilhabe-%c2%ac-instrument/, letzter  
     Zugriff: 07.06.2024. 

https://www.personenzentrierte-hilfen.de/
https://verlag.bvkm.de/produkt/interdisziplinaeres-%c2%ac-teilhabe-%c2%ac-instrument/
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(politische und gesetzgebende Verordnungen, die den Einsatz von Case Management begründen) 

(Wendt, 2021: 114f.). Sobald Problemlagen als chronisch und komplex bewertet werden, kann der 

Einsatz eines Case Managements zielführend sein. Dabei setzt CM transprofessionell, folglich disziplin- 

und professionsübergreifend an und koordiniert dabei, durch eine kooperative, planvolle, 

kontrollierende, systemische, und organisierende Ausführung, alle Vorgänge, die von einem ent-

sprechenden Ausgangszustand zu dem vereinbarten Sollzustand führen sollen (ebd.: 116).  Fokus im 

Gesamtprozess ist stets die Ermöglichung der Selbstsorge in der Lebensführung der Klienten und 

Klientinnen mit der Basis der reziproken Adaption der Aspekte, die zur Problemlösung und 

Problembewältigung benötigt werden. Personen, die als Case Manager in diesen Prozessen fungieren, 

leisten folglich eine „fallbezogene Regie des Vorgehens“ (ebd.: 120) und übernehmen innerhalb dieser 

unterschiedliche Funktionen, wie die selektierende (‚gate-keeper‘, Herstellung von Zugängen und 

Unterstützungsleistungen), die vermittelnde (‚broker‘, Begleitungsprozesse innerhalb des 

Unterstützungssystems), die anwaltschaftliche (‚advocacy‘, Interessensvertretung der Klienten und 

Klientinnen, Sicherstellung einer bedarfsangemessenen Versorgung) oder unterstützende (‚supporter‘) 

Funktion (ebd.: 120).  

 

Zur Erreichung des angestrebten Sollzustandes erfolgt CM immer in spezifischen Dimensionen (Wendt, 

2021: 121ff.): 

- Zugang (Outreach) – Der Zugang zum Case Management muss erreichbar sein. Es bedarf eines 

Prüfprozesses (Screening), ob der jeweilige Fall über ein CM bearbeitet wird sowie ein 

Zuweisungsverfahren (Intake) durch einen Aufnahmeprozess innerhalb der Erstberatung. 

- Abklärung (Assessment) – Die Bedarfe, Ressourcen und Defizite sind ausführlich durch die 

Anwendung entsprechender Instrumente (Erhebungsbögen, Checklisten, Genogramme etc.) 

zu klären. Eine Phasenwiederholung (Reassessment) ist dabei nicht ausgeschlossen.  

- Zielvereinbarung und Planungsprozess (Planning) – Prozess-/Zielplanung erfolgt im „SMART“-

Verfahren (spezifisch, messbar, akzeptiert, realistisch, terminiert) und dient zur Erstellung von 

Plänen wie Gesamt-, Hilfe-, und Unterstützungsplänen.  

- Verknüpfung und kooperative Umsetzung (Linking and Coordination) – Notwendige Dienst- 

und Unterstützungsleistungen werden gefiltert, koordiniert und kooperativ in die 

Unterstützungsstruktur eingebunden.  

- Qualitätssicherung (Monitoring) – Die gesamten Prozesse werden hinsichtlich ihrer 

Wirksamkeit und bedarfsgerechten sowie personenzentrierten Ausführung hin überprüft. 

Gegebenenfalls besteht die Notwendigkeit eines Reassessments zur etwaigen Adaption der 

Unterstützungsmaßnahmen. Es sollte Feedbackmöglichkeiten sowie ein Beschwerde-

management angeboten werden.  



90 
 

- Bewertung/Prüfung (Evaluation) – Dieser Prozessschritt setzt sich aus der Prozessevaluation 

(Perspektive der Beteiligten) und einer Ergebnisevaluation (während oder am Ende des 

Gesamtprozesses) zusammen. 

- Rechenschaftslegung (Accountability) – Das Ende des Prozesses wird gemeinsam vereinbart. 

Anschließend erfolgt eine Berichterstattung in Bezug auf die Effektivität, Effizienz, Qualität und 

den Erfolg des Gesamtprozesses. 

 

Case Management kann wie in anderen Bereichen des Sozial- und Gesundheitswesens im 

Handlungsfeld der Rehabilitation von Menschen mit Behinderung eine gewichtige Rolle spielen, um 

mit ihnen den Weg zu mehr Teilhabe zu bereiten. Im andauernden Bemühen um Inklusion leitet 

das Verfahren person- und situationsbezogen zur Bewältigung oder Lösung von Problemen hin, die 

einer selbstbestimmten Lebensführung im Weg stehen und unter Inanspruchnahme von 

Sozialleistungen und anderen Hilfen in Angriff genommen werden können.  

                                                                                                                                             (Wendt, 2021: 127) 

 

Nach Neuffer zeichnet sich das Case Management in pädagogischen Disziplinen durch die hohe 

Notwendigkeit von Beziehungsarbeit, eine hohe Sensibilität bezüglich der heterogenen Bedarfslagen 

und Kontexte, in denen sich die Klienten und Klientinnen befinden, das Verständnis der systemischen 

Dynamik und institutionellen Kontexte, die Ressourcenorientierung sowie durch eine nachhaltige und 

wirksame Fallarbeit aus (Neuffer, 2013: 21). „Case Management in diesem Verständnis bietet also die 

Chance, einzelfallorientiertes Vorgehen mit personaler Netzwerkarbeit und Sozialraumorientierung 

ganzheitlich verbinden zu können“ (ebd.: 21). 

Neben der Schlüsselqualifikationen Kriseninterventionen, Mediationen und Netzwerkarbeit spielt vor 

allem die Beratung eine entscheidende Rolle im Case Management (Neuffer, 2013: 163).  

 

Case Management und Beratung   

Beratungsprozesse orientieren sich entweder an einem spezifisch ausgewiesenen Angebot der 

Problemlösung oder sind Bestandteil von Prozessen, die sich durch die Erbringung personenbezogener 

Unterstützungsleistungen ausweisen. In allen Fällen spielen gelingende Interaktion und 

Kommunikation eine wesentliche Rolle (Wendt, 2021: VII). Charakteristisch kann der Beratungsprozess, 

welcher in ein Case Management eingebunden ist, als multiplex, komplex, systematisch, planvoll, 

disziplinunabhängig und kontrolliert beschrieben werden. Dabei ist die Personenbezogenheit der 

zentrale Aspekt (ebd.: IX).   
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Wendt (2013: 10) verweist in diesem Zusammenhang auf drei Prinzipien der Beratungsprozesse im 

Case Management: 

1. Case Management erfolgt grundsätzlich mit personenbezogener Beratung. 

2. Innerhalb eines institutionell eingerichteten Case Managements folgt die individuelle 

Fallführung nach einer persönlichen Beratung. 

3. Im Prozess des individuellen Case Managements findet Beratung in jeder Phase statt. Beratung 

ist dabei nicht als kurzzeitige Intervention zu verstehen, sie ist Teil des ‚continuum of care‘ und 

verhält sich im Gesamtprozess dynamisch.  

Ein individuelles Case Management leitet häufig in eine sozialrechtliche Beratung, Schuldnerberatung 

oder Wohnberatung über und navigiert durch den Gesamtprozess („begleitende Beratung“) (Wendt, 

2012: 28/30). Die Deutsche Gesellschaft für Care und Case Management (DGCC) veröffentlichte im Jahr 

2017 ein Positionspapier zum „Case Management für Menschen mit Behinderung im Kontext der 

„Eingliederungshilfe“ und verschriftlicht:  

 

Die zentrale Aufgabe des Teilhabemanagements ist es, Selbstbestimmung zu ermöglichen, damit 

jeder ‚teilhaben‘ kann, wie gewünscht und benötigt. .… Zentral ist … die ‚Übersetzungsleistung‘ der 

Wünsche/des Willens (Bedarfsfeststellung) in der praktisch machbaren Gestalt (Zielvereinbarung) 

und deren Realisierung (Leistungsplanung). Das Management der Teilhabe von Menschen mit 

Behinderung ist eine allumfassende Aufgabe, die nicht nur die Bedarfsklärung, Planung und 

Koordination der Teilhabeleistungen und deren anschließende Bewertung mit einschließt, sondern 

darüber hinaus die gesamte Organisation und den umliegenden Sozialraum beeinflusst und 

gestaltet. Um diese Anforderungen fachlich zu erfüllen, bietet sich das Handlungskonzept Case 

Management der DGCC an.                                                                                           (Falta, Rieß, 2017: 4) 

 

Das Case Management wird in diesem Zusammenhang in zwei konzeptionelle Ebenen gegliedert. Zum 

einen „CM als Handlungskonzept“, welches die variable Unterstützung zur vereinbarten Zielerreichung, 

unter stetiger Berücksichtigung des Wunsches und des Willens der ratsuchenden Personen und einer 

konsequenten Bedarfsorientierung, beschreibt. „Die Einrichtung wird zur lernenden Organisation, die 

das Bestehende stetig hinterfragt und die eigenen Angebote flexibler und individueller gestaltet“ (ebd.: 

5).  Zum anderen „CM als Konzept für das Teilhabemanagement“ zur Sicherung einer hohen Qualität in 

der Aufbau- und Ablauforganisation von Unterstützungs- und Dienstleistungen sowie die Sicherung 

einer adäquaten Verteilung finanzieller Mittel und auch das Controlling der Wirksamkeit vereinbarter 

Leistungen. Dadurch bietet sich die Möglichkeit, Unterstützungsleistungen auf institutioneller Ebene 

flexibler und personenzentrierter zu gestalten (ebd.: 5). Entsprechend der DGCC gehören vor allem 

Menschen in Transitionsituationen und/oder mit bestimmten Behinderungserfahrungen zur 

Zielgruppe von CM in Institutionen der „Eingliederungshilfe“.  
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In diesem Zusammenhang, so die DGCC, ist es vor allem beim Initiierungsprozess von Case 

Management notwendig, diesen in Bezug auf die jeweils adressierte Person und komplexitätsreduziert 

(z. B. unter der Verwendung von Leichte/Einfache Sprache, Unterstütze Kommunikation etc.) zu 

beschreiben. Zudem bedarf es der Möglichkeit, dass die ratsuchenden Personen die Möglichkeit 

erhalten, die unterstützende Person im Case Management selbst auswählen zu können. 

 

Diese Aspekte werden als Grundlage für eine gelingende, personenzentrierte und bedarfsorientierte 

(assistierende) Wohnberatung verstanden. Diese soll nachfolgend, abgleitet aus den vorangestellten 

Konzepten und Methoden, differenziert in Bezug auf wesentliche Merkmale sowie das Kompetenzprofil 

beratender Personen betrachtet werden. 

 

6.5.  Kontextualisierte (assistierende) Wohnberatung 

6.5.1. Wesentliche Aspekte der Wohnberatung 

Ausgehend von einer assistierenden Wohnberatung beginnt diese mit der Auftragserteilung durch die 

jeweilige ratsuchende Person. Um dies zu gewährleisten, gilt es einen niederschwelligen und flexiblen 

(Informations-)Zugang zur Beratung zu ermöglichen.  

Aus den bisherigen Diskurslinien ergeben sich die wesentlichen Aspekte Informationstransfer, 

Bedarfserfassung und Kontextfaktoren, Transitionsprozesse sowie der Bildungsauftrag von Beratung. 

Der Prozess des Informationstransfers ist von wesentlicher Bedeutung und benötigt eine stets 

bedarfsorientierte Kommunikation zwischen den beratenden und den ratsuchenden Personen. Die 

Aufgabe der beratenden Person besteht darin, sämtliche relevante Informationen bedarfsorientiert 

aufzubereiten und (niedrigschwellig) zugänglich zu machen. In diesem Zusammenhang ist es von 

großer Wichtigkeit, dass diese Informationen nicht nur den Ablauf der Beratung betreffen, sondern vor 

allem inhaltliche Aspekte abdecken, die für die ratsuchende Person resp. zur Herstellung des Soll-

Zustandes von Bedeutung sind. Diese Herangehensweise stellt sicher, dass die ratsuchenden Personen  

die notwendigen Informationen erhalten, um fundierte, autonome Entscheidungsprozesse 

durchlaufen zu können. 

Nach der Klärung des Beratungsauftrages folgt die Bedarfserfassung, bei welcher die 

persönlichen Wünsche und individuellen Bedürfnisse unbedingt zu berücksichtigen sind. In diesem 

Zusammenhang werden auch die Rahmenbedingungen für die (assistierende) Wohnberatung 

festgelegt, einschließlich der strukturellen Aspekte wie Barrierefreiheit und örtliche Gegebenheiten. 

Hierbei ist es wichtig, dass die Bedarfe der ratsuchenden Personen grundlegend ganzheitlich betrachtet 

werden, um dadurch eine umfassende Unterstützung und Beratung sicherzustellen. 

 Die Betrachtung des Gesamtkontextes der ratsuchenden Personen ist unerlässlich. Er ist 

maßgebend für beispielsweise die Aufrechterhaltung gewünschter Netzwerke oder die 

Berücksichtigung der Erreichbarkeit von Arbeitsstellen. Hierdurch kann das persönliche Wohl-
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empfinden und die Lebensqualität gefördert werden. Den individuellen Kontextfaktoren ratsuchender 

Personen ist eine große Bedeutung beizumessen, weshalb diese kooperativ mit den beteiligten 

Personen betrachtet und bearbeitet werden müssen. Das bedingt eine einfühlsame und respektvolle 

Herangehensweise seitens der beratenden Personen, um den Aufbau einer Vertrauensbasis und eine 

effektive Zusammenarbeit gewährleisten zu können.  

Der Transitionsprozess ist als individuell und dynamisch zu verstehen. Es ist notwendig, den passenden 

Ausgangspunkt zu identifizieren und den Prozess entsprechend den individuellen Wünschen und Ziele 

zu gestalten. Dabei kann es erforderlich sein, den Fokus der Unterstützung zu variieren und flexibel auf 

die Bedürfnisse der ratsuchenden Personen einzugehen. Eine holistische Betrachtung sowie eine 

unterstützende Haltung sind unerlässlich, um die ratsuchenden Personen auf ihrem individuellen Weg 

bestmöglich zu begleiten und zu unterstützten. 

 Eine (assistierende) Wohnberatung geht stets mit einem Bildungsauftrag einher. Ziel ist es, den 

ratsuchenden Personen die Fähigkeit zur eigenständigen resp. unterstützenden Entscheidungsfindung 

zu vermitteln, indem komplexe Informationen angemessen aufbereitet und transferiert werden. 

Hierdurch sollen sie in die Lage versetzt werden, zukünftige Entscheidungsprozesse eigenständig und 

selbstbestimmt zu durchlaufen. Es ist von zentraler Bedeutung, dass die ratsuchenden Personen 

befähigt werden, ihre Lebenssituation aktiv zu gestalten und ihre Selbstbestimmung zu stärken. 

 

Zur gelingenden Umsetzung der wesentlichen Aspekte (assistierender) Wohnberatung bedarf es eines 

spezifischen Kompetenzprofils für beratende Personen, welche im nachfolgenden Kapitel 

herausgearbeitet werden. 

 

6.5.2.  Kompetenzprofil beratender Personen und Qualität von Beratungsprozessen 

Das Verbundprojekt „Offener Koordinierungsprozess Qualitätsentwicklung in der Beratung für Bildung, 

Beruf und Beschäftigung“ entwickelte im Projektverlauf (2009-2011) Merkmale für eine gute Beratung 

und damit verbunden ein Kompetenzprofil für Beratende. Grundlegender Aspekt für eine gute 

Beratung ist die Anerkennung, dass Beratung per se keinen isolierten Prozess zwischen zwei Personen 

darstellt, sondern immer eingebettet in die Kontextfaktoren auf Mikro-, Meso-, und Makroebene zu 

verstehen ist. Dabei sollten die beratenden Personen ein spezifisches Kompetenzprofil innehaben:  

 

Kompetenz ist die umfassende Fähigkeit einer Person in komplexen Situationen Anforderungen 

durch die Aktivierung von Fachwissen, Erfahrungen, Gefühlen, Werten, Interessen oder 

Motivationen zu erkennen und eigenständig, selbstorganisiert sowie angemessen (in Hinblick auf 

die Analyse der Situation) und zielgerichtet zu handeln. Kompetenz umfasst zudem die Fähigkeit 

einer Person, die eigenen Handlungen in Bezug auf die situativen Aspekte sowie die Resultate 

(selbst-)kritisch zu reflektieren und zu bewerten, um daraus Orientierung für zukünftiges Handeln 
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abzuleiten. Nicht zuletzt beinhaltet Kompetenz die Fähigkeit einer Person, bewusst Verantwortung 

für das eigene Handeln zu übernehmen. (Nationales Forum für Beratung in Bildung (nfb), Beruf und 

Beschäftigung, 2012, Kompetenzprofil für Beratende) 

 

Das Beratungskompetenzprofil (nfb, 2012) setzt sich aus insgesamt sechs Elementen zusammen: 

übergreifende Kompetenzen, Kompetenzen mit Bezug auf Ratsuchende, Kompetenzen für das 

Mitgestalten der Organisation, Kompetenzen für das Gestalten von Beratungsprozessen, Kompetenzen 

zur professionellen (Selbst-)Reflexion und gesellschaftsbezogene Kompetenzen.61 

 Übergreifende Kompetenzen sind insofern von wichtiger Bedeutung, als dass diese eine 

erfolgreiche Beratungspraxis, die den Bedürfnissen ratsuchender Personen gerecht wird, bedingen. Es 

gehören neben der Orientierung an den individuellen Bedürfnissen auch die Transparenz in der 

Beratungsgestaltung in Bezug auf das Angebot und den Prozess dazu. Hierdurch kann den 

ratsuchenden Personen größtmögliche Mitwirkung ermöglicht werden. Dabei ist es unbedingt 

notwendig, das Handeln immer an ethischen Prinzipien auszurichten, um so die Integrität und 

Vertrauenswürdigkeit der Beratung gewährleisten zu können. Überdies sollte stets die 

Qualitätsentwicklung fokussiert werden, welche ermöglicht, dass die Beratungsleistungen immer den 

aktuellen Standards entsprechend und den Bedarfslagen ratsuchender Personen weitestgehend 

gerecht werden. 

 Kompetenzen, die unmittelbar mit den ratsuchenden Personen in Verbindung stehen, 

erfordern ein tiefes Verständnis für deren persönliche Lebenssituation und individuelle Entwicklung. 

Dies bedingt einen sensiblen Umgang mit biografisch relevanten Parametern und den Einbezug von 

Wissen über Persönlichkeitsentwicklung. Dabei ist die Berücksichtigung von Kontextfaktoren in Bezug 

auf soziale Gegebenheiten oder kulturelle Hintergründe enorm wichtig. Hierdurch kann die Beratung 

adäquat an die Bedürfnisse der ratsuchenden Personen angepasst werden.  

 Außerdem bedarf es der Fähigkeit zur Mitgestaltung der Organisation. Hierzu gehört die 

Initiierung von Prozessen in Bezug auf Leitbild- und Strategieentwicklung und die aktive Gestaltung von 

formalen und organisationalen Abläufen. Eine kontinuierliche Weiterentwicklung der 

Organisationskultur sowie die effektive Ressourcennutzung tragen maßgeblich zur Verbesserung der 

Qualität und Effizienz der Beratungsangebote sowie zur gelingenden Adaption an die Bedürfnisse 

ratsuchender Personen. 

 Ein weiterer Bestandteil der Kompetenz beratender Person liegt in der Gestaltung der 

Beratungsprozesse selbst. Es bedarf der Fähigkeit, vertrauensvolle Beziehungen aufzubauen, einer 

klaren Definition von Beratungsaufträgen sowie der fundierten Durchführung von IST-Analysen.  

 
61 Hierzu: Kapitel 4.4. 



95 
 

Zur effektiven Zielverfolgung und zur Entfaltung individueller Potentiale bedarf es einer Identifikation 

und Mobilisierung von Ressourcen und einer kooperativen Erarbeitung von Lösungsperspektiven.  

Neben dem Erwerb fachlicher Kompetenzen bedarf es einer beständigen professionellen (Selbst-) 

Reflexion, welche nicht nur die Analyse über das eigenen Beratungshandeln beinhaltet, sondern auch 

gesellschaftliche und organisationale Rahmenbedingungen fokussiert. Es ist wesentlicher Bestandteil 

zur Erweiterung und Weiterentwicklung von Beratungskompetenzen, ein tieferes Verständnis für 

gesellschaftliche Zusammenhänge unter der Berücksichtigung gesellschaftlicher Ziele zu erhalten.  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass eine professionelle Beratungspraxis ein breites Spektrum 

an Kompetenzen erfordert. Dies betrifft zum einen den direkten Kontakt mit den ratsuchenden 

Personen und zum anderen das Mitgestalten organisatorischer Rahmenbedingungen. Einzig eine 

holistische und reflektierte Herangehensweise sichert eine qualitativ hochwertige Beratungsleistung, 

welche den Bedarfen der ratsuchenden Personen gerecht wird und einen positiven gesellschaftlichen 

Beitrag leistet. 

 

Im Rahmen dieser Dissertation bilden diese wesentlichen Beratungskompetenzen die Grundlage der 

durchgeführten Mixed-Method-Forschung. Betrachtet werden im Rahmen der Erhebungen die 

Kompetenzen beratender Personen hinsichtlich einer bedarfsangepassten und entsprechend 

barrierefreien, komplexitätsreduzierten Transferierung der notwendigen Informationen im 

Beratungsprozess. Fokussiert werden Beratungssettings der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen mit 

dem Beratungsschwerpunkt des Wohnens von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen.  

Eine differenzierte Darstellung der vorliegenden Forschungsdesigns, der Vorgehensweisen und der 

fokussierten Personengruppen findet sich nachfolgend.  
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7 Untersuchungen zur bedarfsorientierten Informationstransferierung in den  

Beratungssettings der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen  

Nach §14 SGB I hat jeder Mensch Anspruch auf Beratung über die eigenen Rechte und Pflichten. 

Beratungsstellen der Eingliederungshilfeträger, Rehabilitationsträger und der Ergänzenden 

unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB) haben das Ziel der Stärkung der Selbstbestimmung von 

Menschen mit (drohenden) Behinderungen und gliedern sich wie folgt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Eine selbstbestimmte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen kann nur gewährleistet werden, 

wenn diese durch umfassende Beratung, Begleitung und Unterstützung in die Lage versetzt werden, 

eigenständige Entscheidungen zu treffen“ (Holtkamp, 2019: 53, Hervorh. d. Verfin). 

 

7.1. Leistungslandschaft der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen 

In der Leistungslandschaft der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen kann zwischen der Leistungser-

bringerschaft, der Kostenträgerschaft und den Vereinen/Verbänden aus der Selbstvertretung 

unterschieden werden. Im Bereich der Leistungserbringung haben sich die Arbeiterwohlfahrt 

Landesverband Thüringen e.V., der Caritasverband für das Bistum Erfurt e.V., der Caritasverband für die 

Diözese Fulda e.V., der Caritasverband für das Bistum Dresden-Meißen e.V., der Paritätische 

Landesverband Thüringen e.V., der Landesverband Deutsches Rotes Kreuz Thüringen e.V., das 

Diakonische Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e.V., die Diakonie Hessen – Diakonisches 

Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e.V. und die Jüdische Landesgemeinde Thüringen 

(K.d.ö.R.) zur Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. zusammengeschlossen. Diese bildet 

die gemeinsame Interessengemeinschaft in Thüringen. Im Bereich der Interessen- und 

Selbstvertretung von Menschen mit Beeinträchtigung hat sich im Jahr 2018 die LIGA Selbstvertretung 

Thüringen e.V. gegründet. Sie ist der Dachverband der Selbst- und Betroffenenverbände in Thüringen 

und ist Teil politischer Gremien zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und des Landes-

rahmenvertrags. Im Gegensatz zur Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. besitzt die LIGA 

Selbstvertretung Thüringen e.V. jedoch kein Stimmrecht in den entsprechenden politischen 

Abbildung 12 - Übersicht Beratung für Menschen mit (drohender) Behinderung  

Quelle: Holtkamp, 2019: 52 
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Ausschüssen und Gremien. Neben der „klassischen“ Leistungserbringung wurden 2018 Ergänzende 

unabhängige Teilhabeberatungsstellen implementiert. Seit dem 01. Januar 2023, nach Abschluss der 

zweiten Zuwendungsphase, gestaltet sich die EUTB-Landschaft wie folgt: In Thüringen wurden 

insgesamt 38 Beratungsstellen, die durch neun Träger in den unterschiedlichen Regionen verwaltet 

werden, bewilligt (siehe Anhang 1.2, S. II). Bezüglich der Kostenträgerschaft in der „Eingliederungshilfe“ 

in Thüringen besteht das Prinzip der Kommunalisierung, sodass die jeweiligen Sozialämter der Kreise 

bzw. kreisfreien Städte als Kostenträger der „Eingliederungshilfe“ fungieren. Insgesamt gibt es in 

Thüringen 17 Kreise und fünf kreisfreie Städte. Als Modellregionen nach Art. 25 Abs. 3 BTHG waren von 

2018 bis 2021 das Landratsamt Sonneberg, der Landkreis Nordhausen, der Landkreis Hildburghausen 

und der Landkreis Saalfeld-Rudolstadt bestimmt. Es wurden u.a. folgende, durch das BTHG 

vorgesehene, Regelungsbereiche erprobt: Assistenzleistungen in der sozialen Teilhabe, Einkommens- 

und Vermögensanrechnung, Umsetzung des Rangverhältnisses zwischen Leistungen der 

„Eingliederungshilfe“ und Leistungen der Pflege, Bezüge zu anderen Leistungen der sozialen Sicherung, 

gemeinschaftliche Leistungserbringung und Abgrenzung der neuen Leistungen der „Eingliederungs-

hilfe“.  

Im Zuge der Entwicklung des Thüringer Landesrahmenvertrages gemäß §131 Abs. 1 SGB IX wurde in 

Teil VI, §34 die Einrichtung einer sogenannten Teilhabekommission beschlossen. Ihr gehören die 

Verbände der Liga der Freien Wohlfahrtspflege e.V. (6 Stimmen), kommunale Leistungserbringer (eine 

Stimme), freie oder private Leistungserbringer (eine Stimme), der Thüringische Landkreistag (zwei 

Stimmen), der Gemeinde und Städtebund Thüringen (zwei Stimmen), das für Soziales zuständige 

Ministerium (drei Stimmen) und das Landesverwaltungsamt (eine Stimme) an. Eine beratende Funktion 

mit insgesamt zwei Sitzen erhielt die LIGA Selbstvertretung Thüringen e.V. .  

Die Teilhabekommission ist zuständig für alle diesen Landesrahmenvertrag ausgestaltenden 

Entscheidungen. Dies sind insbesondere: 

 

- Weiterentwicklung aller Leistungsformen der „Eingliederungshilfe“, insbesondere der 

 personenzentrierten Komplexleistungen (nach Teil II), 

- Begleitung des Übergangs von anderen Leistungsarten (nach Teil II) zur Leistungsform der 

 personenzentrierten Komplexleistung, 

- Beschlüsse zu Kalkulationsvorgaben, 

- Beschlüsse zur Kriterien und Pauschalen und deren Kalkulation, 

- Beschlüsse zu grundsätzlichen Angelegenheiten des Vertrages und weiteren Anlagen, die 

 verändert oder noch entwickelt werden müssen, 

- Beschlüsse zur Personalbemessung und zu materiellen Rahmenbedingungen.62  

 
62 Hierzu: https://www.tmasgff.de/fileadmin/user_upload/Soziales/Dateien/Menschen_mit_Behinderungen/  
Landesrahmenvertrag_BTHG_2019.pdf, letzter Zugriff: 07.06.2024. 

https://www.tmasgff.de/fileadmin/user_upload/Soziales/Dateien/Menschen_mit_Behinderungen/%09Landesrahmenvertrag_BTHG_2019.pdf
https://www.tmasgff.de/fileadmin/user_upload/Soziales/Dateien/Menschen_mit_Behinderungen/%09Landesrahmenvertrag_BTHG_2019.pdf
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7.1.1. Nicht-staatliche, ergänzende und unabhängige Beratungsstrukturen (EUTB) 

 

Zur Stärkung der Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen und von Behinderung 

bedrohter Menschen fördert das Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine von 

Leistungsträgern und Leistungserbringern unabhängige ergänzende Beratung als niedrig-

schwelliges Angebot, das bereits im Vorfeld der Beantragung konkreter Leistungen zur Verfügung 

steht. …. (2) Das ergänzende Angebot erstreckt sich auf die Information und Beratung über 

Rehabilitations- und Teilhabeleistungen … . Die Rehabilitationsträger informieren im Rahmen der 

vorhandenen Beratungsstrukturen und ihrer Beratungspflicht über dieses ergänzende Angebot.                                                                                                                       

                                                                                                                                             (§32 SGB IX, Abs. 1) 

 

Im Abschlussbericht über die Tätigkeit der Arbeitsgruppe „Bundesteilhabegesetz“ des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) wurde festgestellt, dass im Rahmen der 

Erbringung personenzentrierter Leistungen, aufgrund einer Neuausrichtung der 

„Eingliederungshilfe“, ein erhöhter Bedarf bezüglich Beratung und einer Entwicklung 

entsprechender Qualitätsstandards für Beratungsstellen besteht (BMAS, 2015: 19).  

Ergänzende unabhängige Beratungsstellen sollen bei der kooperativen Bedarfsfeststellung 

betroffene Menschen dabei unterstützen „… gut informierte Entscheidungen bei der Wahl der 

Leistungsanbieter zu treffen und dabei von ihrem Wunsch- und Wahlrecht Gebrauch zu machen“ 

(Maetzel et.al., 2021b: 7). Dabei bezieht sich die „Ergänzung“ im Beratungssetting auf (1) die 

Möglichkeit, vor und während laufender Teilhabeverfahren die Leistungen der EUTB in Anspruch 

zu nehmen, (2) die Niedrigschwelligkeit hinsichtlich inhaltlicher, sozialer, räumlicher und zeitlicher 

Aspekte, (3) das kostenfreie und finanziell unabhängige Angebot, (4) die Möglichkeit der Peer-

Beratung und (5) eine qualifizierte, neutrale und verpflichtende Beratung (ebd.: 7f.). Ein Angebot 

einer EUTB  kennzeichnet sich durch eine Orientierungsfunktion in der „Eingliederungs-

hilfelandschaft“, sie unterstützt in Planungsverfahren und bietet zudem Entscheidungs-

unterstützung für ratsuchende Personen. Die Beratung ist zudem als ganzheitlich zu bewerten, 

denn es wird zu allen Rechten und Pflichten aller Akteure und Akteurinnen, zu etwaigen 

Leistungen zur Teilhabe sowie zu entsprechenden Zuständigkeiten und Prozessabläufen beraten. 

Ausgeschlossen wird Beratung und Begleitung in Widerspruchs- und Klageverfahren sowie Rechts-

beratungen (ebd.: 8). Zur Qualitätssicherung sowie -optimierung und der Entwicklung 

entsprechender Qualitätsstandards wurde durch das BMAS in Kooperation mit der Gesellschaft 

für soziale Unternehmensberatung mbH (gsub) 2017 eine Fachstelle Teilhabeberatung (FTB) 

implementiert. Aufgabe dieser Fachstelle ist zudem die Unterstützung, Vernetzung und Förderung 

regionaler und überregionaler Beratungsangebote (Maetzel et. al., 2021b: 9).  
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Zu den Auftragnehmenden der gsub gehören die Gesellschaft der Interessenvertretung 

Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V. (ISL) sowie Prof. Dr. Rathmann der Humboldt-Universität  

zu Berlin, Abteilung „Deaf Studies und Gebärdensprachdolmetschen“ am Institut für 

Rehabilitationswissenschaften (BMAS, o.D./Maetzel et. al., 2021b: 84ff.).  

 

Organisationsstrukturen, Beratungsthemen und -ziele der EUTB 

Aktuell gibt es in Deutschland insgesamt 807 Ergänzende unabhängige Beratungsstellen (Stand: 

202463). Der im April 2023 veröffentlichte Abschlussbericht im Auftrag des Bundesministeriums 

für Arbeit und Soziales von Heimer, et. al. zeigt, dass 60% der EUTB (N=505) durch eingetragene 

Vereine organisiert werden, 15% werden durch Einrichtung der freien Wohlfahrtspflege, 4% durch 

Stiftungs- und 2% durch Selbsthilfeorganisation organisiert (Heimer et al., 2023: 34). Des Weiteren 

wurden die häufigsten Beratungsthemen dargestellt. Diese werden zwischen EUTB-geförderte 

Beratungsangebote und Nicht-EUTB-geförderte Beratungsangebote ohne Reha-Trägerschaft 

unterschieden. Der Freistaat Thüringen führte im Zeitraum von Januar 2018 bis September 2022 

insgesamt 19.516 Beratungen durch, was einen Anteil von 2,8% aller in Deutschland durch-

geführten Beratungen im Rahmen der EUTB ausmacht (Heimer et al., 2023: 92).  

In den Erhebungen von Heimer et. al. ist zu erkennen, dass der Themenbereich 

„Wohnen/barrierefreies Wohnen“ eines der zehn häufigsten Themen in den Beratungsstellen der 

EUTB® ist (Abbildung 13). Hinzu kommen Themenbereiche, welche durchaus mit dem des 

„Wohnens“ in Verbindung gebracht werden können wie der Umgang mit Behörden und 

Antragsstellung, den Erhalt von Heil- und Hilfsmitteln bzw. technische Hilfen, die Mobilität im 

Alltag und Assistenz. 

 

 

 

 
63 Hierzu: https://www.teilhabeberatung.de/beratung/beratungsangebote-der-eutb, letzter Zugriff: 07.06.2024. 

Abbildung 13 - Häufige Beratungsthemen EUTB® 

Quelle: Heimer et. al., 2023: 35, farbl. Markierung durch Verfin 

https://www.teilhabeberatung.de/beratung/beratungsangebote-der-eutb
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Beratungsziele der EUTB 

In Abbildung 14 ist zu erkennen, dass zu den wichtigsten Beratungszielen im Rahmen der EUTB® 

(N= 386) die Stärkung des Selbstvertrauens, das Vermitteln von Informationen sowie die Stärkung 

und Mobilisierung der Handlungskompetenzen ratsuchender Personen gehören. Im Vergleich 

dazu nennen Nicht-EUTB®-geförderte Beratungsangebote (N=281) relativ betrachtet deutlich 

häufiger das Beratungsziel der Unterstützung in kritischen Lebenssituationen sowie das 

Informieren über bestimmte Leistungsangebote. Heimer et. al. fassen zusammen, dass die 

Aufgabe der „Orientierungs- und Vorfeldberatung“ der EUTB® „… grundsätzlich komplementär zu 

den Beratungsangeboten der Reha-Träger“ (2023: 38) verläuft. Es wird auf die Notwendigkeit der 

eigenen Profilschärfe der EUTB® verwiesen, um tatsächlich eine zusätzliche und ergänzende 

Beratung anbieten zu können (Heimer, et. al., 2023: 37f.). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Räumliche Barrierefreiheit der EUTB 

Damit entsprechende Beratungsangebote durch die ratsuchenden Personen niederschwellig 

genutzt werden können, bedarf es der Herstellung einer weitestgehenden Barrierefreiheit. In der 

Evaluation der Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatungsstellen wurde die Barrierefreiheit 

dieser hinsichtlich der räumlichen Bedingungen erhoben. Erkennbar ist, dass sich die 

Barrierefreiheit der EUTB-geförderten Beratungsangebote vorrangig auf Menschen mit 

körperlichen Einschränkungen bezieht (Erdgeschosslage/barrierefreier Aufzug [93%], stufenlose 

Eingänge/Rampen [92%], rollstuhlgerechte Toiletten [77%], Geländer und Handgriffe [47%], 

automatische Türen [32%]). Barrierefreiheit im Sinne der Orientierung und der Informations-

transferierung zeigen sich in reduzierter Form (Hinweisschilder, Zeichen, Symbole [46%], 

Blindenleitsysteme, Beschilderung in Braille-/Profilschrift [12%], Licht- oder Tonsignale [20%]). 

„Die Ergebnisse der … Befragung deuten nicht darauf hin, dass durch die EUTB® höhere Standards 

in Sachen räumlicher Barrierefreiheit gesetzt werden als in der übrigen Beratungslandschaft“ 

(Maetzel et. al., 2021: 59; Heimer, et. al. 2023: 56). 

 

Quelle: Heimer et. al., 2023: 37, farbl. Markierung durch Verfin 

Abbildung 14 - Beratungsziele EUTB® 
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Struktur der ratsuchenden Personen der EUTB 

Zwischen 2018 und 2020 wurden 364 854 Beratungsereignisse über die Beratungsdokumentation 

in Deutschland erfasst. Davon waren etwa 65% der Ratsuchenden, Personen mit (drohender) 

Behinderung und 35% Angehörige, Partner und Partnerinnen oder Vertraute. Es wird betont, dass 

in diesem Fall nicht das tatsächliche Beratungsaufkommen dokumentiert werden kann, da die 

Dokumentation zu Beginn nicht verpflichtend bestand und davon ausgegangen wird, dass zu der 

Zeit, als sich die EUTB organisierten, gegebenenfalls die Dokumentationen nicht vollumfänglich 

genutzt wurden (Maetzel et. al., 2021b: 94). Soziodemografisch wurden folgende Merkmale zu 

den ratsuchenden Personen (N=2.729), die eine EUTB-geförderte Beratungsstelle aufsuchen, 

evaluiert: 

- Weibliche Ratsuchende (62%), Männliche Ratsuchende (36,3%), Anderes (0,6%) 

- Bis 30 Jahre (12,9%), 31-65 Jahre (71%), älter als 66 Jahre (14,2%) 

- Erwerbstätig (39,7%), nicht erwerbstätig (59,2%), Ausbildung/Umschulung (1,1%) 

- Schwerbehindertenausweis vorhanden (46,8%), Schwerbehindertenausweis nicht 

vorhanden (53,2%) 

- Wohnform privat (Miete, Eigentum, Herkunftsfamilie) (83,2%), Wohnheim, betreutes 

Wohnen, Gast-/Pflegefamilie (7,6%), Sonstiges (6,8%) 

Beratungsdauer und -häufigkeiten der EUTB 

In den vorliegenden Evaluationsberichten wird ersichtlich, dass sich Beratungsgespräche zumeist 

zwischen 20 und 60 Minuten (ausgenommen von Gruppenberatungen) bewegen (Maetzel et. al., 

2021b: 115; Heimer, et. al. 2023: 96). In der Häufigkeit zeigt sich, dass die Hälfte der erfassten 

Beratungen als Erstgespräch ohne Folgeberatung dokumentiert wurden. Dies betraf alle Gruppen 

(Betroffene, Angehörige, Gruppen, Sonstige) und waren in Summe ca. 692 067 Beratungen (Heimer, et. 

al., 2023: 89f.). Bis zu drei Beratungsgespräche nahmen ca. ¼ der Befragten in Anspruch und in 15% der 

Beratungsereignisse wurden sieben oder mehr Beratungsgespräche in Anspruch genommen, worunter 

auch Themen zu Transitionsprozessen fielen (Maetzel et.al., 2021b: 116; Heimer, et. al. 2023: 97f.).  

 

Zur Art der Informationstransferierung durch die EUTB liegen zum aktuellen Zeitpunkt keine Daten 

vor. Ein einheitliches Konzept für einen Beratungsverlauf existiere nicht,  

[S]tattdessen erfolgt die konkrete Ausgestaltung der Gespräche nach den individuellen Kenntnissen 

und Vorerfahrungen der Beraterinnen und Berater. Einige Beratungskräfte nannten … diverse 

methodische Ansätze, nach denen sie verfahren, beispielsweise die systemische Beratung oder die 

klientenzentrierte Gesprächsführung nach Rogers. Allen Schilderungen ist gemein, dass sich das 

Beratungsgespräch in jedem Fall an den Bedürfnissen der ratsuchenden Person ausrichten müsse.                                                                                                

                                                                                                      (Heimer, et. al., 2023: 107, Anm. d. Verfin)  
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Kritische Perspektive: EUTB 

Im Rahmen einer kritischen Auseinandersetzung mit diesen Beratungsstrukturen ist es erforderlich, die 

Perspektiven Unabhängigkeit, Qualifikationsprofile, Leistungsangebote sowie Zugänglichkeit resp. 

Erreichbarkeit zu betrachten. Hinsichtlich der tatsächlichen Unabhängigkeit stellt sich die wesentliche 

Frage der Finanzierung. Aufgrund der staatlichen Finanzierung besteht die Möglichkeit der 

Einschränkung dieser unabhängigen Struktur aufgrund von Berücksichtigung etwaiger spezifischer 

Interessenslagen oder Vorgaben. In der Betrachtung der notwendigen Qualifikationsprofile ist zu 

diskutieren, inwiefern beratende Personen ausreichend qualifiziert sind, um eine gelingende Beratung 

im Sinne der Bedürfnisse, Anliegen und Bedarfslagen der ratsuchenden Personen gerecht werden zu 

können. Die Komplexität der Themen im Rahmen von inklusiven Prozessen und Teilhabe benötigt ein 

breites Fachwissen und spezifische Kompetenzbereiche, um angemessene Unterstützungsleistungen 

anbieten zu können. Durch die Fachstelle werden beratende Personen zwar im Rahmen einer 

Qualifikationswoche rudimentär geschult, allerdings kann das Gesamtspektrum damit nicht erfasst 

werden.64 In der Betrachtung der angebotenen Leistungen ist zu diskutieren, inwiefern tatsächlich eine 

ergänzende Funktion besteht, folglich, welche Art von Informationen transferiert werden und ob diese 

tatsächlich nicht durch andere Organisationen bereits vermittelt werden. Letztlich ist ebenso kritisch 

zu betrachten, inwiefern ein uneingeschränkter Zugang für alle Menschen ermöglicht werden kann, um 

die Nutzungsmöglichkeit dieser Beratungsstrukturen flächendeckend für alle Personen zu gewähr-

leisten. 

 

7.1.2.  Beratungsstrukturen der Anbieter sozialer Dienstleistungen 

Die Leistungserbringerlandschaft in Thüringen wird über das Thüringer Landesverwaltungsamt mit 

verschiedenen Parametern im Rahmen eines bundesweiten Benchmarkings der überörtlichen Träger 

der „Eingliederungshilfe“ erfasst und differenziert sowie in einem sogenannten „Kennzahlenset“ 

verschriftlicht. Neben der Erfassung der Altersstruktur, des Geschlechtes und des Wohnortes kommt 

es auch zu einer Filterung nach Behinderungsart, Pflegegrad und Art der Unterstützung/Assistenz. 

Durch die Umstellung im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes vollzieht sich gegenwärtig ein 

Umstrukturierungsprozess im Rahmen der Datenerfassung, sodass einige Datensätze noch nicht 

vollumfänglich abgerufen werden können. Dies betrifft vorrangig die Aufteilung der Pflegegrade und 

die der kompensatorischen resp. qualifizierten Assistenzleistungen.65 

Zum Stichtag am 31. Dezember 2021 lagen folgende statistische Daten zur aktuellen Leistungs-

erbringerlandschaft in Thüringen, gefiltert entsprechend der Fokusgruppe „geistig/mehrfach 

behinderte Menschen“ (Bezeichnung lt. Thüringer Landesverwaltungsamt), vor:  

 
64 Zu den Formaten der Schulung/Qualifizierung: Heimer, et. al., 2023: 73ff. 
65 Persönliche Korrespondenz, Frau Holland-Moritz, Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 730 vom 06.12.2022. 
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Im 

Im Bereich des ambulant betreuten Wohnens liegen keine Angaben zu den Leistungserbringern 

bezogen auf den Personenkreis „geistig/mehrfach behinderte Menschen“ vor, lediglich die Zahlen für 

alle Behinderungsarten, weswegen in Abbildung 15 diesbezüglich keine Datensätze erfasst werden 

konnten. Die Leistungserbringer im Rahmen der Förderbereiche und der WfbM wurden aufgeführt, da 

davon auszugehen ist, dass entsprechend dort verankerte Soziale Dienste ebenso Beratungs- und 

Informationsgespräche zum Thema Wohnen und Leben durchführen.  

Zu den Leistungsanbietenden der im Landesrahmenvertrag nach §131 Abs.1 festgehaltenen Angebote 

der Personenzentrierten Komplexleistungen (PKL) konnten bisher keine statistischen Daten erfasst 

werden. Die Abgeordnete Meißner (CDU) erfragte in einer Kleinen Anfrage66  an den Thüringer Landtag 

den gegenwärtigen Umsetzungsstand in Bezug auf die Personenzentrierten Komplexleistungen: 

1. Insgesamt wurden neun Personenzentrierte Komplexleistungsangebote seit Abschluss des 

Thüringer Landesrahmenvertrages verhandelt und vereinbart. 

2. Von diesen neun PKL-Angeboten sind insgesamt sechs neu entstanden. 

3. Zwei der PKL-Angebote sind durch Umwandlung einer bestehenden Leistungsform 

entstanden. Ein Angebot bestand schon vor Abschluss des Landesrahmenvertrages und 

wurde an die neuen Regelungen angepasst. 

Die aktuellen PKL-Angebote befinden sich in folgenden Kreisen du kreisfreien Städten: Stadt Erfurt (1), 

Stadt Jena (1), Landkreis Gotha (3), Landkreis Sömmerda (1), Landkreis Hildburghausen (1), Landkreis 

Weimarer Land (1) und Landkreis Sonneberg (1). Bis zuletzt laufen weitere Verhandlungen und 

Abstimmungen für insgesamt weitere 17 PKL-Angebote (Stand: 2023).  

 
66 Kleine Anfrage Nr. 7/4032 vom 24.11.2022 mit der Antwort Nr. 7/7065 vom 03.01.2023. 
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Abbildung 15 - Leistungen für "geistig/mehrfach behinderte Menschen in Thüringen" 

Quelle: Thüringer Landesverwaltungsamt, Stand: 31.12.2021, Eigene Darstellung 
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Kritische Perspektive: Anbietende sozialer Dienstleistungen 

In der kritischen Betrachtung von Anbietenden sozialer Dienstleistungen im Rahmen der 

„Eingliederungshilfe“ sollten vor allem Aspekte in Bezug auf Unabhängigkeit, Zugänglichkeit, 

Qualifikationsprofile, Kontinuität und Koordinationsleistungen sowie Evaluation und Qualitäts-

management betrachtet werden. Hinsichtlich der Unabhängigkeit ist festzuhalten, dass Anbieter 

sozialer Dienstleistungen von etwaigen Interessenskonflikten betroffen sein könnten, vor allem, wenn 

Leistungserbringende parallel Beratungsleistungen anbieten. Eine mangelnde Objektivität und ein 

fehlender Fokus auf die individuellen Bedarfe und Interessen ratsuchender Personen kann 

möglicherweise eine Folge sein. In Bezug auf die Zugänglichkeit ist zu berücksichtigen, dass eventuell 

keine umfassende niederschwellige Zugangsmöglichkeit für alle Menschen mit Beeinträchtigungen 

gegeben sind. Neben baulichen und strukturellen Barrierefreiheitsaspekten ist ebenso die 

Umfänglichkeit von vorhandenem Wissen und Informationen, eine Komplexitätsreduzierung in der 

Kommunikation und eine kulturelle Sensibilität Grundvoraussetzung zur Sicherstellung von 

angemessenen sowie inklusiv ausgerichteten Beratungs- und Informationssettings. Im Segment des 

Qualifikationsprofils ist es notwendig, dass das spezifische Wissen über die Bedarfslagen von 

Menschen mit Beeinträchtigung sowie den strukturellen Voraussetzungen in der „Eingliederungshilfe“ 

bei den beratenden Personen vorhanden ist. Eine mangelnde Qualifikation der beratenden Personen 

kann zu einer unzulänglichen Beratung und zur Einschränkung bei der Ermöglichung von 

Selbstbestimmungsprozessen führen. Ferner ist es notwendig, kontinuierlich und koordinativ zu 

handeln. In der „Eingliederungshilfe“ ist davon auszugehen, dass nicht nur eine leistungserbringende 

Organisation bei der Unterstützung von Menschen mit Beeinträchtigung beteiligt ist. Insofern ist es 

unbedingt notwendig, dass es zu einer effektiven Koordination und Netzwerkarbeit zwischen den 

unterschiedlichen beteiligten Akteuren und Akteurinnen kommt. Das Fehlen dieser Prozesse oder eine 

nicht gelingende Umsetzung kann zu einem fragmentierten resp. selektierenden Beratungsprozess 

führen, bei welchem notwendige Informationen nur teilweise oder nicht transferiert werden, was die 

Wirksamkeit und Qualität der Unterstützungsleistung erheblich beeinträchtigen kann. Nicht zuletzt 

benötigt ein gelingender Prozess ebenso eine wirksame und regelmäßige Prozessevaluation und 

Qualitätssicherung, um potenzielle Defizitstrukturen einerseits zu identifizieren und andererseits 

optimieren zu können.   
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7.1.3.  Staatliche Beratungsstrukturen der Behörden/Ämter 

In §106 SGB IX ist die Verpflichtung zur Beratung und Unterstützung durch die Träger der 

„Eingliederungshilfe“ festgeschrieben. Dabei soll sich Beratung durch den Träger nicht rein auf 

Leistungen der „Eingliederungshilfe“, sondern ebenso auf Leistungen anderer Träger beziehen. Konkret 

ist in §106 Abs. 2 SGB IX ein Aufgabenkatalog mit folgenden Beratungsleistungen verdinglicht:  

 

- Beratung erfasst die persönliche Situation und die Bedarfe der leistungsberechtigten Person. 

- Beratung umfasst die Leistungen der „Eingliederungshilfe“ inklusive der 

 Zugangsermöglichung zum Leistungssystem. 

- Beratung erfolgt ebenso zu den Leistungen anderer Leistungsträger und entsprechender 

 Verwaltungsabläufe. 

- Beratung gibt Hinweise auf Leistungsanbieter und andere sozialräumliche Unterstützungs- 

 möglichkeiten. 

- Die Beratung weist auf andere sozialräumliche Beratungsangebote hin und 

 transferiert Informationen zu Budgetmöglichkeiten.                  

                                                                                                                                                (Holtkamp, 2019: 53) 

Im Rahmen der Unterstützungsleistungen der Eingliederungshilfeträger werden folgende Kennzeichen 

angeführt: 

1 Unterstützungsleistungen bei der Antragsstellung 

2 Hilfe bei Klärung anderer resp. weiterer zuständiger Leistungsträger 

3 Veranlassung zeitnaher Entscheidungen  

4 Unterstützungsleistung bei der Erfüllung der Mitwirkungspflichten der betroffenen 

 Personen 

5 Unterstützung bei der Inanspruchnahme von Leistungen 

6 Vorbereitung der Ermöglichung von Teilhabeleistungen bzgl. der Teilhabe am Leben in der 

 Gemeinschaft 

7 Vorbereitung und Netzwerkarbeit mit Leistungserbringern und anderen Unterstützungs- 

 möglichkeiten 

8 Entscheidungsunterstützung bezüglich der Leistungserbringer und bei Aushandlungs- 

 prozessen resp. dem Abschluss von Verträgen 

9 Unterstützung bei der Verpflichtungserfüllung hinsichtlich der Zielvereinbarungen und 

 Bewilligungsbescheiden                                                                                                        (ebd.: 54) 

 

In Thüringen bleiben gemäß §1 ThürAGSGB IX die Landkreise und kreisfreien Städte die örtlichen 

„Eingliederungshilfeträger“ und sie sind zuständig für die Leistungen nach Teil 2 SGB IX (§3 ThürAGSGB 

IX).  
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Darüber hinaus behält das Land als überörtlicher Träger der Eingliederungshilfe (§2 ThürAGSGB IX) 

die Zuständigkeit für bestimmte Aufgaben zur Beratung und Unterstützung der Träger der 

Eingliederungshilfe sowie zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe. Zu diesen Aufgaben 

gehören: 

- Die Standort- und Bedarfsplanung im Rahmen seiner Steuerungs- und Planungs-

kompetenzen, 

- Der Abschluss von Rahmenverträgen gemeinsam mit den örtlichen Trägern der 

 Eingliederungshilfe und den Vereinigungen der Leistungserbringer nach §131 SGB IX, 

- Der Abschluss der Vereinbarungen nach Teil 2, Kapitel 8 des Neunten Buches 

 Sozialgesetzbuch, 

- Die Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung nach §128 SGB IX, soweit diese nicht vom 

 örtlichen Träger der Eingliederungshilfe wahrgenommen wird, 

- Die Beratung und Unterstützung der örtliche Träger der Eingliederungshilfe mit dem Ziel: 

- der Förderung des Erfahrungsaustausches zwischen den Trägern, 

- der Entwicklung und Durchführung von Instrumenten zur zielgerichteten Erbringung 

und Überprüfung von Leistungen und 

- der Qualitätssicherung einschließlich der Wirksamkeit der Leistungen … .     

                                                                                                                        (Holtkamp, 2019: 61f.) 

 

In diesem Zusammenhang besteht nach §106 Abs. 1 Satz 2 SGB IX die Notwendigkeit, dass Beratung 

durch die Anwendung von Leichte Sprache, Gebärdensprache, Brailleschrift und anderen 

adaptierenden Kommunikationsformen in einer „wahrnehmbaren Form“ erfolgen muss (ebd.: 54). 

Zudem sind die „Eingliederungshilfeträger“ dazu verpflichtet, auf die Beratungs- und 

Unterstützungsangebote der EUTB® und den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege hinzuweisen 

(ebd.: 54).  

 

Kritische Perspektive: Staatliche Beratungsstrukturen der Behörden/Ämter  

Im Diskurs über die Beratungsstrukturen von Behörden und Ämtern müssen vor allem die Aspekte der 

personellen Ressourcen, der Spezialisierungstendenzen, der Ganzheitlichkeit sowie der 

Unterstützungsmöglichkeiten von partizipativen und autonomen Tendenzen Betrachtung finden. 

Sozialämter sind häufig mit begrenzten personellen Ressourcen versehen, was zu einer hohen 

Arbeitsbelastung führen kann, welche wiederrum sowohl quantitative als auch qualitative Aspekte der 

Beratungswirksamkeit tangieren. Eine unzulängliche Ausstattung mit qualifiziertem Beratungspersonal 

kann zu einer inadäquaten Bedarfsabdeckung und damit zur Minderung der Wirksamkeit und 

Beratungsqualität führen. In diesem Zusammenhang ist die notwendige Spezialisierung der beratenden 

Personen zu betrachten.  
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Die „Eingliederungshilfe“ umfasst ein breites Spektrum an Themen, Bedarfslagen und Lebens-

entwürfen. Beratende Personen müssen häufig eine große Anzahl von (An-)Fragen bearbeiten, die 

einer qualifizierten und fachlich exakten Beantwortung in kürzester Zeit bedürfen, was unweigerlich 

einen erhöhten Bedarf an Ressourcen in Bezug auf Zeit und Personal zur Folge hat. Zudem ist die 

Beantragung von Unterstützungsleistungen ein Prozess, welcher sehr komplex und hochgradig 

bürokratisch abläuft. Menschen mit Beeinträchtigungen könnten enorme Schwierigkeiten haben, alle 

notwendigen Unterlagen und erforderliche Informationen an die beratende Person zu transferieren, 

was die Gefahr birgt, dass diese sich nicht angemessen unterstützt fühlen, in diesen Strukturen 

kapitulieren und ihnen infolgedessen nicht alle Möglichkeiten zum selbstbestimmten Wohnen zur 

Verfügung stehen.  Ferner könnten eben diese hoch bürokratischen Abläufe zu einem Mangel an 

partizipativen Möglichkeiten hinsichtlich des Einbezugs ratsuchender Personen in alle Prozessschritte 

führen. Insofern besteht die Gefahr, dass etwaige Entscheidungen über die Finanzierung von 

Wohnformen und entsprechenden assistierenden Leistungen von den beratenden Personen 

abschließend getroffen werden, ohne ausreichende Berücksichtigung der Wünsche und Bedürfnisse 

ratsuchender Personen. Daraus würde eine Machtungleichheit resultieren und nachhaltig zu einer 

Einschränkung der Selbstbestimmungsprozesse der Menschen mit Beeinträchtigungen führen. 

 

Aktuelle Beratungssettings im Freistaat Thüringen im Rahmen der Leistungserbringung, 

Kostenträgerschaft und EUTB® – Eine Bestandsaufnahme 

Im Folgenden wird eine Mixed-Method-Studie vorgestellt, welche sich über einen Zeitraum von 2020 

bis 2022 erstreckte und die Beratungssituation in der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen zum 

Themenbereich „Selbstbestimmtes Wohnen“ untersuchte. Im ersten Forschungsteil wurden 

Mitarbeitende aus der „Eingliederungshilfe“ quantitativ zur persönlichen Einschätzung der 

vorliegenden Barrierefreiheit in ihren Beratungssettings befragt. In der zweiten Erhebung wurden 

qualitative Interviews mit beratenden und ratsuchenden Personen geführt. In einer sich daran 

anschließenden quantitativen Erhebung wurden explizit ratsuchende Personen zu ihren Erfahrungen 

mit Beratungs- und Informationsgesprächen befragt. Die Resultate aller Erhebungen wurden 

anschließend miteinander verknüpft und bildeten die Grundlage für differenzierte Ableitungen im 

Rahmen eines Beratungsleitfadens für (assistierende) Wohnberatung für Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen. 
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7.2. Hinführung zum Forschungsdesign 

7.2.1. Forschungsgegenstand und Forschungsfragen 

Mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland im Jahr 2009 ist ein klarer 

Perspektivwechsel in Forschung und Wissenschaft bezüglich der Selbstbestimmungsprozesse und des 

Empowerments von Menschen mit kognitiven Einschränkungen zu erkennen. Diverse Studien und 

Abhandlungen zu Themen wie Empowerment, Selbstbestimmung und Unabhängigkeit von Menschen 

mit kognitiven Beeinträchtigungen sind veröffentlicht und zeigen Umsetzungsmöglichkeiten sowie  

-notwendigkeiten für die Praxis an.67 Seifert (2010) zeigt mit ihrem Abschlussbericht zur Kundenstudie 

„Bedarf an Dienstleistungen zur Unterstützung des Wohnens von Menschen mit Behinderung“ auf, 

dass es sich vor allem um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe handelt. Es wird betont, dass die Basis 

des Gelingens die Verzahnung und Beachtung des transdisziplinären Wissens und der persönlichen 

Erfahrungswerte ist. Ebenso wurde im Abschlussbericht „Wohnberatung in der ‚Eingliederungshilfe‘ für 

Menschen mit einer sogenannten geistigen Behinderung“, herausgegeben durch den 

Landschaftsverband Rheinland im Jahr 2015, die Notwendigkeit der Weiterentwicklung vorhandener 

Beratungsstrukturen in der Angebotslandschaft verdeutlicht (Knöß, Weber, Lavorano, 2015: 78f.).  

Jedoch verankert sich dieser Wechsel nicht nur in der Theorie, auch in der praktischen Umsetzung der 

„Eingliederungshilfe“ sind erste Tendenzen einer Veränderung dieser zu verzeichnen (bspw. durch die 

Entwicklung alternativer, inklusiver Wohnformen). Vor allem die Wissenschaft zeigt in diesem 

Zusammenhang auf, dass eine personenzentrierte Haltung sowie transdisziplinäre Kooperationen zur 

Realisierung von Selbstbestimmung beim Wohnen und Leben in der Praxis unumgänglich sind. Nur auf 

diese Weise können die individuellen Bedürfnisse und Bedarfe erkannt, Barrieren entsprechend 

verringert und abgebaut sowie autonome Entscheidungen der betreffenden Personen möglich 

gemacht werden.  

Die Diskurse im Zusammenhang mit der Selbstbestimmung beim Wohnen und Leben von 

Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen zeigen auf, dass die betreffende Person aktiv in eben 

diese Prozesse eingebunden und Beratungsprozesse grundsätzlich personenzentriert durchgeführt 

werden müssen (Knöß, et. al., 2015: 72). Innerhalb dieser wissenschaftlichen Betrachtungen werden 

jedoch die Möglichkeiten zur gelingenden und tatsächlichen Umsetzung in Kommunikation und 

Interaktion nicht differenziert betrachtet.  Daraus wird abgeleitet, dass für die Prozesse hinsichtlich 

Autonomie und (Self-)Empowerment im Bereich des selbstbestimmten Wohnens und Lebens die 

Auseinandersetzungen mit Methoden in der Kommunikation, Theorien des Lernens und des 

Wissensmanagements unumgänglich sind. 

Auch Trescher zeigt in seiner Studie zur Barrierefreiheit bei Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen auf, dass vor allem der Informationszugang und die aktuell zu marginal vorhandene   

 
67 Hierzu u. a. Albrecht et. al., 2015; Dieckmann, 2017; Greving; Emmelmann, 2019; Knöß; Weber; Lavorano,  
      2015; Schablon, 2010; Theunissen, 2009. 
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Komplexitätsreduzierung bei der Transferierung von Informationen zum Thema Selbstbestimmung 

beim Wohnen für die Befragten als eine unüberwindbare Hürde empfunden wird (Trescher, 2018: 124/ 

143). Diese Tatsachen sind Ausgangspunkt für die Notwendigkeit der Generierung und 

Implementierung neuer teilhabe- und bedarfsorientierter Prozesse und Handlungsleitlinien in 

Beratungsprozessen der „Eingliederungshilfe“. Dies soll natürlich aktuelle Bestrebungen zur 

gelingenden Wissensaufbereitung nicht ignorieren (z. B. die Verwendung von Leichte/Einfache 

Sprache, Piktogrammen und Unterstützter Kommunikation). 

Im folgenden Teil dieser Dissertation soll der tatsächliche Zugang zu notwendigem Wissen kritisch 

reflektiert und ergebnisorientiert diskutiert werden. Aus bisherigen Diskursen und Abhandlungen zur 

vorliegenden Thematik kann festgestellt werden, dass die Selbstbestimmung beim Wohnen und Leben 

von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen teilweise Berücksichtigung findet, aber: 

- Bisher fehlt es an einer ausreichend differenzierten Betrachtung von nicht gelingenden 

Kommunikations- und Aufklärungsprozessen und daraus resultierenden Konsequenzen 

bezüglich der Autonomie, Partizipation und Empowerment in der Theorie und Praxis. 

- Die Bedarfe und Bedürfnisse von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen wurden in 

diesem Zusammenhang nur marginal erfragt und nur selten in diese Prozesse eingebettet. 

- Aktuelle Begleit- und Unterstützungsstrukturen bezüglich selbstbestimmter Wohn-

möglichkeiten bewegen sich (noch) nicht vollumfänglich im Rahmen der Personen-

zentrierung.68 

Aus diesen Vorüberlegungen ergeben sich folgende, für die vorliegende Dissertation relevante Frage-

stellungen: 

1. Welche Möglichkeiten und Grenzen existieren aktuell in den Beratungsstrukturen der 

„Eingliederungshilfe“ in Thüringen bei der Vermittlung notwendiger Informationen zum Thema 

des selbstbestimmten Wohnens und Lebens? 

2. Wie wird der Zugang zu Informationen zum selbstbestimmten Wohnen und Leben, die Qualität 

sowie die Barrierefreiheit durch die ratsuchenden Personen bewertet? 

3. Wie wird der Zugang zu Informationen zum selbstbestimmten Wohnen und Leben, die Qualität 

sowie die Barrierefreiheit durch die beratenden Personen bewertet? 

4. Welche alternativen Möglichkeiten haben ratsuchende Personen zur Informations- und 

Wissensgewinnung allgemein? 

Zur gelingenden Verknüpfung aller hierfür relevanten Gegenstandsbereiche wird es als obligatorisch 

erachtet, alle Aspekte transformativ zu betrachten. So sollen vorhandene Erkenntnisse in Bezug auf 

Beratungsprozesse in der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen als Ressourcen verstanden werden,   

 
68 Hierzu BMAS, Dritter Teilhabebericht, 2021: 334 ff. 
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welche kritisch reflektiert, unter Umständen modifiziert und innerhalb von Weiterentwicklungs-

prozessen adäquat integriert werden sollen. Autonome Entscheidungsprozesse hinsichtlich des 

selbstbestimmten Wohnens und Lebens können nur dann erfolgen, wenn das hierfür notwendige 

Wissen gelingend aufbereitet wird und durch die ratsuchenden Personen nachhaltig nutzbar gemacht 

werden kann. So soll diese Dissertation etwaige Lücken in der Theorie und Praxis der Wissens-

aufbereitung und -transferierung beleuchten und durch transformative theoretische Her- und 

Ableitungen und der damit verbundenen möglichen Erarbeitung neuer resp. aktualisierter 

Handlungsleitlinien ansatzweise schließen. Dabei wird stetig davon ausgegangen, dass die 

ratsuchenden Personen aufgrund ihrer vorhandenen Ressourcen und Potentiale in der Lage sind, 

selbstbestimmte Entscheidungen zu treffen, sofern diese einen barrierefreien und bedarfsorientierten 

Zugang zu den notwendigen Informationen erhalten. Diese ressourcen- und kompetenzorientierte 

Perspektive bedingt eine Implikation partizipativer Anteile, welche sich sowohl im Forschungsteil der 

qualitativen (QUAL) als auch im Teil der quantitativen Befragung (quan2) widerspiegeln, gemäß dem 

Leitsatz: „Nothing about us without us“.  

 

7.2.2. Forschungsrelevante Hypothesen und Forschungsmethodik 

Aus den vorangegangenen theoretischen Herleitungen und Diskussionen ergibt sich folgende, für die 

Gesamtforschung relevante Forschungsfrage:  

„Welche Möglichkeiten und Grenzen bieten aktuelle Beratungsprozesse in der ‚Eingliederungshilfe‘ 

in Thüringen hinsichtlich der Informationsaufbereitung, des Informationstransfers und der 

allgemeinen Informationsqualität für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen bezüglich einer 

autonomen und selbstbestimmten Wohn- und Lebenssituation?“ 

 

Grundlage der vorangestellten Forschungsfrage bieten die aus Theorie und Praxis hergeleiteten 

Arbeitshypothesen (H): 

- H1: Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen erhalten bisher keinen flächendeckend 

niederschwelligen und unabhängigen Zugang zur Beratung zum selbstbestimmten Wohnen. 

- H2: Die Informationsaufbereitung innerhalb dieser Beratungskontexte ist nicht ausreichend 

personen- und bedarfsorientiert, woraus eine als unzureichend empfundene Informations-

qualität resultiert.69 

- H3: Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen erhalten durch die unzureichende 

Informationsqualität nur geringfügigen Zugang zu nutzbarem Wissen, was die Möglichkeit des 

(Self-)Empowerments deutlich reduziert.  

 
69 Hierzu Trescher, 2018: 143. 
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- H4: Die Vermittlung von Informationen mit Hilfe komplexitätsreduzierter, an den individuellen 

Bedarf angepasster Kommunikation wirkt sich positiv auf den Gesamtprozess (Dauer, 

Häufigkeit und Effizienz von Beratungsterminen) aus. 

- H5: Wirkungsorientierte und an den Bedarf angepasste Beratungssettings bieten die Chance 

der Vermeidung redundanter Zusammenkünfte und somit eine Ressourcenschonung (zeitlich, 

finanziell, personell) sowie eine Potenzierung der Möglichkeit einer erhöhten Prozess- und 

Ergebniszufriedenheit aller beteiligten Personen. 

Im Rahmen der Dissertation wurde eine methodenplurale Forschung im explanativen Design (nach 

Kuckartz, 2014) angewandt. So soll die Möglichkeit eröffnet werden, ein potenzielles Abbild des 

gegenwärtigen IST-Zustandes darzustellen sowie ein dynamisches Konstrukt eines möglichen SOLL-

Prozesses zu entwickeln. Ferner dient dieses Forschungsdesign dazu, die unterschiedlichen Akteure 

und Akteurinnen der Fokusgruppen gezielter zu erreichen und wirksamer partizipieren zu lassen.  

 

7.3. Mixed-Method-Forschung im Diskurs 

Die Mixed-Method-Forschung ist eine Methode, die qualitative und quantitative Methoden 

kombiniert. In den letzten Jahren hat diese Methode immer mehr an Bedeutung gewonnen, da sie es 

den Forschenden ermöglicht, die Vorteile beider Methoden zu nutzen, um so Forschungsfragen 

effektiver zu beantworten. Die Verwendung von qualitativen Methoden (z. B. Interviews), eröffnet 

einen tieferen Einblick in die Erfahrungen, Meinungen und Wahrnehmungen der Probanden und 

Probandinnen. Sie erlauben, offene Fragen zu stellen und zusätzliche Informationen zu erhalten. Die 

Verwendung quantitativer Methoden (z. B. Befragungen) ermöglicht es, Daten zu sammeln, welche 

einfacher zu quantifizieren und zu analysieren sind (Kuckartz, 2014: 30ff; Baur, Kelle, Kuckartz, 2017). 

Eine Kombination von qualitativen und quantitativen Methoden kann dazu beitragen, die 

Einschränkungen beider zu überwinden. Beispielsweise kann die Verwendung einer qualitativen 

Methode die Limitationen von einer rein quantitativen Datenerhebung, die sich auf Zahlen und Daten 

beschränkt, ausgleichen. Parallel kann die Verwendung von quantitativen Methoden die Limitationen 

von rein qualitativen Erhebungen, die sich auf subjektive Erfahrungen konzentrieren und keine 

allgemeinen Schlüsse zulassen, ausgleichen. In diesem Zusammenhang werden beide 

Forschungsmethoden jeweils vollständig im Rahmen der standardisierten Durchführungs- und 

Auswertungsprozesse vollzogen. Ziel ist die Integration der jeweiligen Forschungsresultate, um das 

Gesamtbild des Forschungsgegenstandes zu komplementieren (Lüdemann, Otto, 2019: 103).  

„Auf diese Weise suchen Mixed Methods das Schisma einer dichotomen Gegenüberstellung von 

‚Forschungsparadigmen‘ zu überwinden und der steigenden Komplexität von Fragestellungen und 

Untersuchungsgegenständen mit multimethodischen Zugängen zu begegnen“ (Lüdemann, Otto, 2019: 

104). 
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Obwohl die Mixed-Method-Forschung viele Vorteile hat, ist sie auch mit Herausforderungen 

verbunden, die bei der Konzeption und Durchführung Berücksichtigung finden müssen. Es muss 

demzufolge sichergestellt werden, dass die Methoden logisch aufeinander abgestimmt sind und, dass 

die Ergebnisse der quantitativen Analyse mit denen der qualitativen verbunden werden können. 

Insgesamt bietet die Mixed-Method-Forschung den Forschenden eine effektive Möglichkeit, 

Forschungsfragen zu beantworten, indem sie die Stärken beider Methoden miteinander kombiniert. Es 

besteht dabei die unbedingte Notwendigkeit einer sorgfältigen Planung und Ausführung, um 

sicherstellen zu können, dass die Ergebnisse jeweils aussagekräftig und zuverlässig sind (Kuckartz, 2014: 

34f.). Dabei ist vor allem auf die Gefahr der Reaktivität der Methoden hinzuweisen, welche dazu führen 

kann, dass der jeweilige Gegenstand auf verschiedene Weisen komplementär konstituiert werden 

könnte (Lüdemann, Otto, 2019: 110). Angelehnt an die Überlegungen von Kelle (2017: 57f.) wurde die 

Mixed-Method-Forschung im Rahmen dieser Dissertationen an die Rahmenbedingungen des zu 

erforschenden Gegenstandes ausgerichtet: 

 

In Untersuchungsfeldern, in denen das Handeln der Akteure durch zeitlich überdauernde, stabile 

Strukturen bestimmt werden, über die die Forschenden genügend Wissen besitzen, um 

entsprechende Untersuchungsinstrumente zu konstruieren, ist die Anwendung quantitativer 

Methoden sinnvoll, in Bereichen, in denen Akteure große Handlungsspielräume haben und sich 

rascher sozialer Wandel ereigne[n] [kann], somit die Modifikation bestehender und Entstehung 

neuer Regeln, Strukturen und Wissensbestände zu erwarten ist, sind qualitative Methoden 

unverzichtbar.                                                                                                (Kelle, 2017: 58, Anm. d. Verfin)   

 

Entschieden wurde sich schließlich für ein sogenanntes Drei-Phasen-Design (Kuckartz, 2014: 90f.) 

welches nachfolgend detaillierter beschrieben und anhand eines Workflow grafisch dargestellt wird. 

 

7.3.1. Das Drei-Phasen-Design in der Mixed-Method-Forschung 

Im Rahmen der durchgeführten Drei-Phasen-Forschung spricht Kuckartz (2014: 90f.) von einer 

sogenannten „komplexen Designform“. Diese Drei-Phasen-Forschung kommt dann zustande, wenn 

zwei Zwei-Phasen-Designs miteinander verkettet werden. Im nachfolgenden Fall liegt der Fokus auf 

dem qualitativen Forschungsteil, welcher in zwei quantitative Forschungsdesigns eingebettet ist, die 

grundsätzlich sequenziell verlaufen. Ein sequenzielles Mixed-Method Studiendesign ist eine Methode, 

bei der die quantitativen und qualitativen Methoden nacheinander, in einer bestimmten Reihenfolge, 

durchgeführt werden.  

In der Regel umfasst ein solches Design drei Phasen. Für die nachfolgende Forschung wird sich für die 

Reihenfolge quantitativ1 → qualitativ → quantitativ2 entschieden, wobei der qualitative Teil mit einer 

höheren Priorität (Notation: quan1-QUAL-quan2) versehen ist. 
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In der ersten Forschungsphase (quan1) werden somit quantitative Daten aus einer Befragung von 

Mitarbeitenden in Einrichtungen/Organisation der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen als Basis zur 

Entwicklung eines Interviewleitfadens für die zweite Phase der Forschung genutzt, da es sich beim 

Forschungsgegenstand um einen bisher nur marginal erforschten Bereich handelt. Auf Grundlage eines 

standardisierten Befragungsbogens werden zunächst quantitative Daten erhoben, die anschließend 

statistisch ausgewertet werden. Neben der Zusammenfassung dieser Daten innerhalb eines separaten 

Forschungsberichtes kommt es zur Integration dieser Erkenntnisse in Phase zwei (QUAL). Innerhalb 

dieser Phase werden Interviews mit zwei verschiedenen Personengruppen durchgeführt, transkribiert 

und anschließend analysiert. Sequenziell schließt sich daran die dritte Forschungsphase (quan2) an, bei 

welcher ein Fragebogen, der ausschließlich die Fokusgruppe der „ratsuchenden Personen mit 

kognitiver Beeinträchtigung“ betrifft, konzipiert wird. Dieser Fragebogen wird in hybrider Form 

veröffentlicht, das heißt, dass der Zugang zu diesem sowohl online als auch analog erfolgen kann. 

Dadurch soll ein niedrigschwelliger Zugang und die Teilhabemöglichkeit erhöht werden. 

Ziel ist die Überprüfung der Erkenntnisse aus der Phase QUAL und die damit verbundene 

Möglichkeit einer exakteren Schlussfolgerung zur Ableitung von Handlungsleitlinien einer gelingenden 

(assistierenden) Wohnberatung. Dieser Prozess erfordert eine größere Anzahl von Ressourcen als eine 

alleinige Verwendung einer Forschungsmethode. Die Verknüpfung von verschiedenen Datenquellen 

benötigt einen größeren Arbeitsaufwand zur Integration und Analyse im Einzelnen und in der 

Kombination der verschiedenen Forschungsergebnisse. Die Entscheidung zur Durchführung einer 

Mixed-Method-Forschung basiert maßgeblich auf dem Vorteil des Stärken-Schwächen-Ausgleiches. 

Quantitative Methoden sind vor allem durch die Möglichkeit der Generalisierung, unter Verwendung 

statistischer Verfahren, gekennzeichnet. Dadurch wird ermöglicht, numerische Daten zu sammeln, die 

es gestatten, eine Vielzahl von Variablen zu untersuchen und in einen Zusammenhang zu stellen. Die 

Erfassung von subjektiven Erfahrungen und des Abbildens sozialer Interaktionen ist in quantitativen 

Verfahren mit standardisierten Erhebungsinstrumenten nicht in der Art möglich wie dies bei 

qualitativen Forschungsmethoden der Fall ist. Der Einsatz dieser erlaubt demzufolge tiefergehende 

Untersuchungen von Phänomenen, um dadurch subjektive Perspektiven, Meinungen und Emotionen 

der befragten Personen abzubilden. Im Gegensatz zur quantitativen Datenerhebung ist es jedoch 

schwieriger, verallgemeinernde Aussagen abzuleiten. In der vorliegenden Forschungsarbeit werden die 

Ergebnisse aus dem quantitativen Forschungsteil (quan1) als Basis für die Entwicklung einer geeigneten 

Erhebungsmethode für den nachrangigen qualitativen Teil (QUAL) nutzbar gemacht, um in einer 

erneuten Rückkopplung die Ergebnisse aus dem ersten Forschungsteil zu überprüfen und ein 

vertiefenderes Verständnis des untersuchten Phänomens zu erhalten.  
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Bei einem derartigen Forschungsprozess ist es bedeutsam, entsprechende Gütekriterien wie die 

Reliabilität und Validität, aber auch eine etwaige Reaktivität im Blick zu behalten. Aus diesem Grund 

wird es als obligatorisch erachtet, alle Verfahrensweisen und Analysen konkret zu dokumentieren und 

eine systematische Vorgehensweise zu fokussieren (Kuckartz, 2014: 65/77).  

Aus diesen Vorüberlegungen ist das Forschungsdesign (Abbildung 16) entstanden, welches den 

genauen Ablauf der Forschung prozessual darstellt und die entsprechenden Implementierungspunkte 

(quan1 – QUAL –  [quan1+QUAL] – quan2 – [quan1QUAL + quan2]) verdeutlicht.  

Die farblichen Markierungen stellen diese Überlappungen in Form von Farbverläufen und Rahmungen 

grafisch dar.  

In einem ersten Forschungsschritt wird ein Fragebogen für beratende Personen in den jeweiligen 

Organisationsstrukturen (EUTB, Behörde/Amt, Anbietende sozialer Dienstleistungen) konzipiert. 

Es werden hierfür entsprechende aus der Theorie abgeleitete Kategorien gebildet (Tabelle 3, S. 121), 

die zur IST-Stand-Analyse maßgeblich beitragen. Die Resultate von quan1 werden entsprechend 

analysiert, bewertet und interpretiert, was dazu führt, dass notwendige Vertiefungsaspekte für die 

anschließende qualitative Studie identifiziert werden können. Es schließt sich die Entwicklung von zwei 

Interviewleitfäden, basierend auf den zuvor zu identifizierenden forschungsrelevanten Aspekten, für 

beide Fokusgruppen (beratende und ratsuchende Personen) an, welche im qualitativen Forschungsteil 

Anwendung finden. Auch diese Ergebnisse werden analysiert, bewertet und interpretiert. Bevor es zur 

Meta-Inferenz1, also zu einer Schlussfolgerung beider Forschungsstränge [quan1+QUAL] kommt, wird 

mit beiden Anteilen der sogenannte „Dreischritt“ (Datenreduktion, Datendarstellung und 

Schlussfolgerungen) vollzogen. Auf Grundlage dieser Erkenntnisse aus quan1 und QUAL kommt es zur 

erneuten Ableitung notwendiger zu untersuchender Faktoren auf Seiten der Fokusgruppe der 

ratsuchenden Personen und zur Konzeption eines weiteren Fragebogens im quantitativen Design 

(quan2). Der Zyklus wiederholt sich und endet in der Meta-Inferenz2, also der integrativen 

Schlussfolgerung aller Forschungsteile [quan1QUAL + quan2]. 
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7.3.2. Workflow der durchgeführten Forschung 
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Abbildung 16 - Workflow des Drei-Phasen-Designs 

Quelle: In Anlehnung an Kuckartz, 2014: 79/90, modifiziert 
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7.4. Ziel der Gesamtforschung 

Ziel der Gesamtforschung ist die umfängliche Darstellung der (Wohn-)Beratungsprozesse in Thüringen. 

Um dies zu gewährleisten, wurde sich dazu entschieden, diesen Forschungsprozess dreigliedrig zu 

vollziehen. So soll durch eine quantitative Datenerhebung (quan1) ein bis dato vorherrschender IST-

Stand erfasst werden. Diese Daten werden anschließend für eine qualitative Interviewdurchführung 

(QUAL) als Grundlage zur Entwicklung eines Interviewleitfadens nutzbar gemacht, um eine gezielte und 

forschungseffektive Datengenerierung zu gewährleisten. Ein möglicher Stärken-Schwächen-Ausgleich 

der Methodiken70 soll dazu führen, möglichst differenzierte Antworten auf die Forschungsfragen zu 

erhalten. Die qualitativen Daten sollen nach entsprechender Aufbereitung wiederrum für einen 

zweiten quantitativ ausgerichteten Forschungsteil (quan2) nutzbar gemacht werden, um relevante und 

fokussierte Informationen aus der Gruppe der Personen zu erhalten, die maßgeblich (Wohn-) 

Beratungssettings in Anspruch nehmen. Aus diesem Konvolut aus Forschungsdaten, welche 

grundlegend aufeinander aufbauend verstanden werden, sollen wirkungs- und bedarfsorientierte 

Handlungsableitungen für die praktische Anwendung gezogen werden.  

Die jeweiligen Zielsetzungen der einzelnen Forschungsteile werden jeweils zu Beginn der Kapitel 

differenzierter dargestellt. 

 

7.5. Forschungsteil I (quan1) 

7.5.1. Ziel der quantitativen Datenerhebung 

Ziel der Generierung quantitativer Daten in dem ersten Erhebungsprozess ist es, Informationen 

hinsichtlich der (sprachlich/kommunikativen) Barrierefreiheit sowie des allgemeinen Beratungs-

ablaufes und die Qualifizierung der beratenden Personen in Beratungssettings der „Eingliederungs-

hilfe“ in Thüringen zu erhalten. Auf Grundlage der primären und umfänglichen Forschungsfrage 

„Welche Möglichkeiten und Grenzen bieten aktuelle Beratungsprozesse in der ‚Eingliederungshilfe‘ in 

Thüringen hinsichtlich der Informationsaufbereitung, des Informationstransfers und der allgemeinen 

Informationsqualität für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen bezüglich einer autonomen und 

selbstbestimmten Wohn- und Lebenssituation?“ wurde ein adäquates quantitatives Forschungsdesign 

entwickelt, welches nachfolgend differenziert beschrieben wird. 

 

 

 

 

 

 

 
70 Hierzu Kapitel 7.3 (S. 111). 
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7.5.2.  Forschungsdesign 

Es liegt das Konzept einer deskriptiven Querschnittstudie vor, die im Rahmen einer einmaligen 

Erhebung über den Zeitraum vom 15. Februar 2022 bis zum 15. März 2022 durchgeführt wurde.  

Der Befragungszugang in Form eines Hyperlinks wurde an insgesamt 162 Personen resp. 

Organisationen via E-Mail zugesandt. Dieser Zugang wurde ebenso für eine Erinnerung zur 

Forschungsteilnahme am 03. März 2022 genutzt. 

 

7.5.2.1.  Beschreibung des Samplings 

Für die vorliegende Forschung wurde eine Teilerhebung im Freistaat Thüringen durchgeführt. Es 

handelt sich insofern um eine Teilerhebung, da davon auszugehen ist, dass nicht alle hierfür möglichen 

relevanten Organisationen erreicht werden konnten. Die Bestimmung von Grundgesamtheiten muss in 

diesem Zusammenhang an die Organisationsformen gekoppelt werden. Als Grundlage zur Befragung 

wurde sich dazu entschieden, drei verschiedene Arten von potenziell beratungsanbietenden 

Organisationen zu fokussieren, um die grundlegende Leistungslandschaft vom Freistaat Thüringen 

abbilden zu können.71 Dazu gehören nicht-staatliche, ergänzende und unabhängige Organisationen 

(EUTB), Organisationen in Trägerschaft sozialer Dienstleister und Sozialämter. Die Bestimmung einer 

Grundgesamtheit war in dieser Form lediglich für die EUTB und die Sozialämter möglich, da hierzu 

absolute Zahlen vorliegen. Allerdings ist in Bezug auf die Teilhabeberatungsstellen zu vermerken, dass 

einige Träger mehrere Landkreise in Thüringen abdecken.  

 

1. Zur EUTB (siehe Kapitel 7.1.1, S. 98) 

a. Zum Zeitpunkt der Datenerhebung wurden 30 Teilhabeberatungsstellen über die Seite 

der Fachstelle ausgewiesen. Davon wurde an 16 Organisationen eine Einladung zur 

Forschungsteilnahme versendet. 

 

2. Zu den Anbietenden sozialer Dienstleistungen (siehe Kapitel 7.1.2, S. 102) 

a.  In dieser Kategorie wurden alle Organisationen und Einrichtungen in Trägerschaft, die 

soziale Dienstleistungen im Rahmen der „Eingliederungshilfe“ bei Menschen mit 

kognitiven Beeinträchtigungen im Erwachsenenalter erbringen und mutmaßlich 

Beratungen und Informationsgespräche zum Thema Wohnen leisten, 

zusammengefasst.72 Eine Internetrecherche führte zu einer Anzahl von 129 

Einrichtungen und Organisationen.  

 

 
71 Hierzu Kapitel 7.1 (S. 96). 
72 In diesem Rahmen wurden auch die Sozialdienste der WfbM eingeladen. Häufig wurde diesbezüglich zurückgemeldet, dass   
    keine Beratungsgespräche zum Wohnen durchgeführt werden. 
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3. Zu den Sozialämtern (siehe Kapitel 7.1.3, S. 105) 

a. Insgesamt gibt es in Thüringen 17 Kreise und fünf kreisfreie Städte, was bedingt, dass 

es gleich viele Sozialämter gibt. Alle Ansprechpersonen wurden entsprechend 

recherchiert und jeweils kontaktiert.  

Dementsprechend wurden insgesamt 162 Einladungsmails versendet, in der die Personen 

angesprochen wurden, die mutmaßlich Beratungs- oder Informationsgespräche zum Themenbereich 

Wohnen in der Einrichtung führen. Die Schwierigkeit bestand darin, dass in vielen Fällen keine direkte 

Ansprechperson identifiziert werden konnte, wodurch die Einladung an eine allgemeine73 E-Mail-

adresse der jeweiligen Organisation mit der Bitte um Weiterleitung versendet wurde. Das hat zur Folge, 

dass nicht nachvollziehbar ist, wie viele dieser Einladungen auch tatsächlich an entsprechende 

Personen weitergeleitet wurden. Der Datenschutz wurde in diesem Zusammenhang insofern gewahrt, 

als dass alle für die Forschung genutzten E-Mailadressen über öffentlich zugängliche Internetseiten 

(direkt über die Organisationsseite) zu finden waren (Braunecker, 2023: 69). 

 

7.5.2.2.  Das Messmodell 

Zur Filterung notwendiger Kategorien für eine quantitative Forschung zur Forschungsfrage wurde ein 

Modell entwickelt, welches die notwendigen Termini erfasst und die Bildung von Rubriken erlaubt. Ziel 

war eine Aufschlüsselung aller relevanter Aspekte zur Herstellung notwendiger Messbarkeit durch die 

Übersetzung in spezifische Skalen und der damit verbundenen Möglichkeit der Operationalisierung. So 

wurden unter der Arbeitsüberschrift „Kommunikative Barrierefreiheitsaspekte in Beratungsprozessen 

der ‚EGH‘ in Thüringen zum Themenbereich Wohnen“ drei Ebenen fokussiert: (1) Beratungs-

durchführung, (2) Beratungssettings und (3) Barrierefreiheit in Beratungssettings. Diese wurden 

schließlich auf weiteren Unterebenen ausdifferenziert. Neben allgemeinen Abfragen wie die Art der 

Qualifizierung der beratenden Personen sowie Dauer und Anzahl von Beratungsgesprächen, sollten 

ferner Beratungssettings, die ratsuchenden Personen und die häufigsten Themenbereiche in 

Beratungsgesprächen beschrieben werden. Hinsichtlich der Barrierefreiheit wurde der aktuelle Stand 

der räumlichen und kommunikativen Barrierefreiheit erfragt sowie eine Einschätzung von Bedarfen, 

Zufriedenheit und Wünschen bei beratenden, aber auch ratsuchenden Personen (Schätzungen aus 

Sicht beratender Personen) erfasst. In der Erarbeitung dieses Messmodells wurden in erster Linie die 

relevanten Aspekte zur Herstellung von Barrierefreiheit bei der Informationstransferierung zugrunde 

gelegt. Die Frage nach möglichen Kommunikationsbarrieren und der Verwendung von Unterstützter 

Kommunikation sowie Leichte Sprache/Einfache Sprache in den jeweiligen Beratungsprozessen werden 

als grundlegend in Bezug auf eine kommunikative Barrierefreiheit in Beratungsprozessen verstanden.74   

 
73 Meint: mit „info@“ versehene E-Mailadressen. 
74 Hierzu: Kapitel 5.2 (S.65). 
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Abbildung 17 - Messmodel der quan1- Datenerhebung 
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7.5.2.3.  Erhebungsinstrument 

Die Untersuchung wurde als online-Befragung konzipiert und konnte über einen Zugangslink (ohne 

weitere Zugangsvoraussetzungen) erreicht werden. Die Forschungsteilnehmer und -teilnehmerinnen 

wurden auf die Seite von Sosci-Survey (https://www.soscisurvey.de) weitergeleitet und konnten die 

Befragung auf einem Computer oder auf mobilen Endgeräten durchführen. Zu Beginn des Fragebogens 

bekamen die teilnehmenden Personen eine kurze thematische Einführung, eine Verortung der 

Forschung in deren Rahmenbedingungen sowie die Aufklärung hinsichtlich des Datenschutzes 

(entsprechend der Datenschutzgrundverordnung). Die Befragung konnte begonnen werden, nachdem 

die teilnehmenden Personen aktiv ihre Einwilligung durch Klicken eines Buttons bestätigten 

(Braunecker, 2023: 54). Zum Abschluss des Fragebogens wurden die teilnehmenden Personen zum 

zweiten Forschungsteil aufgeklärt und nach ihrer Einwilligung befragt. Es bestand die Möglichkeit, eine 

E-Mailadresse anzugeben, welche von allen vorher eingegebenen Daten getrennt erhoben wurde.  

Eine Befragung im online-Setting bietet die Möglichkeit einer effizienten Durchführbarkeit, die 

hinsichtlich Raum und Zeit unabhängig ist. Die Entwicklung des Fragebogens wird durch die Plattform 

vereinfacht und bietet diverse technische Möglichkeiten, spezifische Formen von Items und 

Antwortmöglichkeiten adäquat zu den Fragen zu nutzen. Eine derartige Befragung bietet zudem den 

Vorteil, dass in Bezug auf die Abwesenheit einer forschenden Person Antworten nicht verfälscht 

werden. Allerdings können dadurch etwaige Fragen, die während des Ausfüllens der Befragung 

entstehen, nicht kurzfristig beantwortet werden und es kann unter Umständen dazu kommen, dass 

Fragen falsch interpretiert werden, was wiederrum zur Antwortverzerrungen oder auch zum Abbruch 

der Befragung führen kann. 

Die Befragung umfasste insgesamt 29 Frage-Items auf 14 Seiten. Aufgeteilt wurden diese Items auf 

sechs Rubriken: 

Rubrik 

Nr. 

Rubriken Fragesubkategorien 

1 Allgemeine Fragen zur 

Organisation (Splittung 

einleitend/ausleitend) 

 

a) Art der Organisation 

b) Handlungsfeld der Organisation 

c) Wirkkreis der Organisation 

d) Hauptsächliches Lebensumfeld der Klienten und Klientinnen der 

Organisation 

e) Personenkreis und Altersverteilung, der Angebote der 

Organisation maßgeblich nutzt (Filterfrage) 

2 Allgemeine Fragen zu 

Beratungssettings 

a) Allgemeine Abfrage, ob Beratung in Organisation zum Thema 

Wohnen durchgeführt wird (Filterfrage) 

3 Spezifische Fragen zu 

Beratungssettings 

 

a) Durchschnittliche Anzahl und Dauer von Beratungen 

b) Ausbildungs- und Qualifizierungsaspekte der beratenden 

Personen 
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c) Subjektive Bewertung von Beratungsgesprächen hinsichtlich der 

Aspekte Zeit, Ort und Inhalt 

d) Häufigkeitsabfrage der Personen, die Beratung aufsuchen 

e) Häufigkeitsabfrage der Themenfelder im Sektor „Wohnen“, zu 

denen beraten wird 

4 Spezifische Fragen zur 

räumlichen 

Barrierefreiheit in den 

Beratungssettings 

a) Art und Struktur der Beratungsräumlichkeiten 

b) Bauliche und strukturelle Barrierefreiheit in den 

Beratungsräumlichkeiten 

5 Spezifische Fragen zur 

kommunikativen 

Barrierefreiheit in den 

Beratungssettings 

 

c) Einschätzung der Bedarfe der ratsuchenden Personen 

d) Nutzungsmöglichkeiten und Arten von barrierefreier 

Kommunikation  

e) Bedarfe der beratenden Personen 

f) Wünsche zur barrierefreien Kommunikationsmöglichkeit durch 

beratende Personen 

g) Einschätzung der Wünsche zur barrierefreien 

Kommunikationsmöglichkeit der ratsuchenden Personen 

6 Zufriedenheit bezüglich 

der allgemeinen 

Barrierefreiheit im 

Beratungssetting 

a) Beratende Personen 

b) Einschätzung bzgl. der Zufriedenheit von Ratsuchenden durch 

beratende Personen 

 

Tabelle 3 - Items und Rubriken des quantitativen Erhebungsinstruments 

 

Begonnen wurde mit einer Einleitung, in welcher die teilnehmenden Person Informationen zur Art, 

Ziel, Ablauf und Zweck der Befragung erhielten. Zudem wurden datenschutzrelevante Aspekte genannt 

und eine Ansprechperson ausgewiesen. Mit einer Auswahloption hinsichtlich der Einwilligungs-

erklärung begann bei Zustimmung der Fragebogen.   

Quelle: Eigene Darstellung 
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7.5.3. Durchführung 

Vor dem Beginn der Befragung wurde eine Pretest-Phase initiiert. Insgesamt wurden sieben Pretests 

durch Personen mit unterschiedlichen Bezugspunkten zur Thematik (Fachpersonal aus den 

unterschiedlichen Strukturen der „Eingliederungshilfe“ und fachfremde Personen) durchgeführt. Die 

generierten Rückmeldungen bezogen sich dabei ausschließlich auf vereinzelte Wortnutzungen, 

weswegen keine inhaltlichen Veränderungen des Fragebogens vorgenommen wurden.  

Am 15. Februar 2022 wurde die Befragung freigegeben und die Einladungen via E-Mail 

versendet. Unter den Anbietenden sozialer Dienstleistungen befanden sich u. a. die Lebenshilfe e.V., 

das Deutsche Rote Kreuz e.V., die Diakonie e.V. (auch Diakoniewert, Diako), die Caritas und die 

Arbeiterwohlfahrt e.V., der Arbeiter-Samariter-Bund e.V., das Trägerwerk Soziale Dienste e.V., 

Miteinander e.V., der Paritätische Landesverband Thüringen e.V., CJD e.V., der Verband der Behinderten 

(VdB) e.V. und weitere Vereine/Verbände (Anhang 2.1.1., S. VI). In der Recherche potenziell zu 

befragende Träger sozialer Dienstleistungen fiel auf, dass nur in seltenen Fällen konkrete Hinweise auf 

Beratungsangebote auf den jeweiligen Internetpräsenzen zu finden sind. Aus diesem Grund wurden 

auch Träger angeschrieben, bei welchen mutmaßlich davon auszugehen ist, dass etwaige 

Beratungsstrukturen vorgehalten werden. 

Nach Start der Befragung konnten binnen zwei Tagen 80 Aufrufe verzeichnet werden, wovon 23 

Fragebögen abgeschlossen wurden (Beendigung nach Filterfragen inkludiert).  Nach der Hälfte des 

Befragungszeitraums konnten insgesamt 29 beendete Fragebögen (inklusive vorzeitiger Beendigung) 

verzeichnet werden. Aus diesem Grund wurde ein Erinnerungsschreiben an alle Organisationen 

versendet. Dies erhöhte die Zahl der abgeschlossenen Fragebögen auf 57. Insgesamt wurden 145 

Aufrufe generiert, wobei auch Mehrfachaufrufe durch jeweils eine Person nicht ausgeschlossen 

werden können. Gemessen an den abgeschlossenen Datensätzen und den versendeten Einladungs-

schreiben kann eine Responsequote von 35,2% angegeben werden. Allerdings ist in diesem 

Zusammenhang zu berücksichtigen, dass es auch zu Weiterleitungen an mehr als eine Person 

gekommen sein kann, was zu einer nicht eindeutigen Identifizierung der Rücklaufquote führt. In der 

Analyse etwaiger Fehlkonstruktionen im quantitativen Forschungsprozess wurde festgestellt, dass 

unter Umständen eine zu starke Fokussierung auf die Terminologie „Beratung“ sowohl im 

Einladungsschreiben als auch im Anschreiben innerhalb des Fragebogens möglicherweise zu einer 

frühzeitigen Beendigung der Befragung führte, da sich die teilnehmenden Personen in dieser 

Beschreibung nicht wiederfinden konnten. Hierzu folgten einige Antwortschreiben der Organisationen 

mit dem Verweis, dass diese keine derartigen Beratungssettings anbieten. Insgesamt sind aus den 

Rückmeldungen via E-Mail fünf Weiterleitungen, drei Hinweise auf fehlende Beratungssettings in der 

Organisation und 17 Abwesenheitsnachrichten zu verzeichnen. Diese Abwesenheitsnachrichten sind 

vor allem auf die Winterferienzeit im Jahr 2022 in Thüringen (12.02. - 19.02.2022) zurückzuführen.  
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Retrospektiv wäre in Bezug darauf ein in den März 2022 verschobener Start der Befragung folgerichtig 

gewesen. Nach der Auswertung der in den automatisch generierten E-Mails der Mitarbeitenden der 

Organisationen bezüglich der Wiederaufnahme der Tätigkeit nach Abwesenheit, kam es zur 

terminlichen Anpassung des Reminders (festgelegt auf den 03. März 2022). So sollte die Erreichbarkeit 

der Personen sichergestellt werden. Diese angenommene Reaktion darauf, nämlich ein erhöhter Aufruf 

der Befragung, ist in der Rücklaufstatistik (Anhang 2.3., S. XXV) deutlich zu erkennen.   

      Um eine Möglichkeit für die Teilnehmenden zu eröffnen, auch am zweiten Erhebungsprozess zu 

partizipieren, war es ihnen möglich, nach Beendigung des Hauptfragebogens und mit einer kurzen 

Beschreibung des weiteren Vorhabens Kontaktdaten zu hinterlegen. Diese Daten wurden getrennt vom 

Fragebogen erfasst, weshalb in keinem Fall Rückschlüsse zu den erhobenen Antworten gegeben waren. 

Insgesamt machten elf Personen davon Gebrauch, wobei tatsächlich nur zwei Personen anschließend 

dafür erreicht werden konnten. 

 

7.5.4.  Datenanalyse 

7.5.4.1.  Deskriptive Analyse (quan1)  

1 – Allgemeines zur Organisation 

Insgesamt werden 79 gültige Fälle von 145 Aufrufe verzeichnet. Davon gaben 54 Personen an, in 

welcher Art Organisation sie tätig sind. Entsprechend dieser Angaben ordneten sich 13 Personen 

(24,1%) einer staatlichen Organisation (Amt, Behörde) zu. 68,5% der befragten Personen gaben an, 

einer privaten Organisation (Verein, Verband) zugehörig zu sein. Von diesen Organisationen bieten 

21,6% ausschließlich beratende Dienstleistungen an. Wohingegen 70,4% weitere Angebote vorhalten 

und 8% machten hierzu keine Angabe. Zwei Personen wählten „Sonstiges“ (Angaben: „Stiftung“, 

„EUTB“) und ordneten sich weder einer staatlichen noch einer privaten Organisation zu. Die Verteilung 

in Bezug auf die Handlungsfelder, in denen die Teilnehmenden tätig sind (Mehrfachauswahl) sind der 

Abbildung 18 zu entnehmen. Der Bereich „Beratungs- und Informationsstelle“ wurde insgesamt 26 Mal 

angegeben, gefolgt von 22 Nennungen im Bereich „besondere Wohnformen“ und 18 Angaben zu 

„Ambulant betreutes Wohnen“. Mit jeweils 19 Nennungen wurden „Tagesstrukturmaßnahmen“ und 

„Freizeitbereich“ angegeben. Insgesamt konnte ein breites Spektrum an Handlungsfeldern durch die 

teilnehmenden Personen im Rahmen dieser Befragung (vor Filterung) abgedeckt werden.  
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Im Segment Sonstiges wurden je einmal „interdisziplinäre Frühförderung“, „Personenzentrierte 

Komplexleistungen“, „Persönliches Budget/Persönliche Assistenz“, „Ambulante Pflege“ und zweimal 

„Selbsthilfe“ angegeben. 

 

Nachfolgend kam es zu einer Filterfrage, bei welcher die angebotsnutzenden Personenkreise abgefragt 

wurde. Insofern Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen im beruflichen Kontext der beratenden 

Personen keine Berücksichtigung finden, wurde die Befragung beendet. Aufgrund dieses Filters kam es 

zur Beendigung von 12 Befragungen.  

Zudem wurde der Wirkkreis/Tätigkeitskreis der Organisation abgefragt (Abbildung 19) Insgesamt sind 

14 von 23 Kreisen/kreisfreien Städten in dieser Übersicht abgebildet. Unter Sonstiges wurde „ganz 

Thüringen“ durch eine teilnehmende Person angegeben. 

 

Abbildung 19 - Frage-Item AO_02, Landkreise 

Quelle: Eigene Darstellung 

Abbildung 18 - Frage-Item OI10, Handlungsfelder 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Ein weiteres Item, was zur allgemeinen Abfrage diente, erfragte die Gesamtanzahl der Klienten und 

Klientinnen der Organisation. Dabei gaben 9 Teilnehmende an, mehr als 60 regelmäßig angebots-

nutzende Personen zu verzeichnen. Von diesen gaben wiederrum neun Personen an, dass das Thema 

Wohnen bei jeweils mehr als 60 Personen in ihrer Organisation vordergründig ist (Abbildung 20). 

 

Abbildung 20 - Frage-Item AO_04, Gesamtzahl nutzender Personen/Wohnthematik 

 

2 – Allgemeine Fragen zu Beratungssettings 

Eine weitere Filterfrage bezog sich auf die Beratungsdurchführung im Handlungsfeld. Insgesamt gaben 

31 Personen an, Beratungen durchzuführen. Dies bedeutet, dass 69% der befragten Personen, die in 

einer staatlichen Organisation und 51% derer, die in einer privaten Organisation tätig sind, 

Beratungsleistungen erbringen. Im Bereich „Sonstiges“ wurde angegeben, dass ebenso die Person aus  

der „Stiftung“ und die Person aus der „EUTB“ im Beratungsbereich tätig sind. Eine Person hat diese 

Frage nicht beantwortet.  

Die Altersstruktur der Klienten und Klientinnen (nach Filterung der Personengruppe und der 

Beratungstätigkeit) zeigt sich wie folgt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

               

               

               

               

               

               

                    

GESAMTZAHL KLIENTINNEN / WOHNTHEMATIK (N=24) 

Quelle: Eigene Darstellung 

Abbildung 21 - Frage-Item OI08, Altersstruktur Klientel 
Quelle: Eigene Darstellung 
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In Bezug auf das Frage-Item zur aktuellen Wohn- und Lebenssituation der Klienten und Klientinnen der 

Organisationen zeigt sich, dass eine Vielzahl dieser in Kontexten der betreuten Wohnformen lebt. 

Insgesamt gab es 36 Nennungen zum „Ambulant betreuten Wohnen“ und „besonderen Wohnformen“. 

27 Angaben wurden zu „im eigenen Wohnraum“ und „in einer Wohngemeinschaft (meint nicht: 

Außenwohngruppen)“ getätigt. 17 Angaben können zur Antwortkategorie „im Elternhaus“ gezählt 

werden und eine „Sonstige“ Angabe, welche durch „Klinik“ ergänzt wurde.  

 

3 – Spezifische Fragen zu Beratungssettings  

Das Item BA04 erfragte, welche Personen mit welcher Qualifikation in der Regel in der Organisation 

Beratungs- und Informationsgespräche durchführen. 

 

Abbildung 22 - Frage-Item BA04, Qualifikationsprofil  beratender Personen 

Die meisten Personen, die Beratungs- und Informationsgespräche durchführen, haben eine Ausbildung 

resp. Qualifikationen im pädagogischen Bereich. Zu den 20 eindeutigen Nennungen können noch drei 

weitere hinzugezählt werden, die aus den Angaben „Sonstiges“ hervorgehen. Mit insgesamt elf 

Nennungen wurden Personen angegeben, die als sogenannte Peers fungieren, also Personen, die eine 

eigene Betroffenheit (persönlich, als Angehörige etc.) haben. Diese Angaben sind ausschließlich den 

Trägern sozialer Dienstleistungen und der EUTB zuzuordnen. Die Auswahl von „Peers“ erfolgte nicht 

durch Personen, die in einer Behörde/in einem Amt tätig sind.  

Ein weiteres Frage-Item zur Art der Qualifikation bzw. zur speziellen Aus-/Fortbildung im Bereich der 

Beratung von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigung führt zu dem Ergebnis, dass ca. 32% der 

befragten Personen eine spezielle Qualifizierung durchlaufen haben. Von diesen sind insgesamt 60% 

aus dem Bereich der staatlichen Organisation. Bei der Angabe zur Art der Qualifizierung/Weiterbildung 

gab es lediglich eine konkretisierte Aussage: „Systemische Therapie“.  
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Die anderen Angaben wurden sehr allgemein gehalten („WB in diesem Gebiet von verschiedenen 

Anbietern“, „Alle sind Sozialpädagog*innen mit laufender Fort- und Weiterbildung“, „Durch vorgesetzte 

Organe“), wenn nicht sogar als „unbekannt“ beschrieben.  

In zwei nachfolgenden Items wurden die durchschnittliche Anzahl und Dauer von Beratungs- 

und Informationsgesprächen innerhalb eines Monats abgefragt. In Abbildung 23 ist eine 

Aufschlüsselung dieser innerhalb der unterschiedlichen Organisationen abgebildet. Dabei zeigt sich, 

dass durchschnittlich zwischen zwei und zehn Beratungsgespräche stattfinden, welche eine Zeitspanne 

von 20 bis 60 Minuten aufzeigen. Eine Person machte in diesem Zusammenhang keine Angabe. 

 

Abbildung 23 - Frage-Item BA_06, Anzahl Beratungsgespräche 

 

 

Abbildung 24 - Frage-Item BA_07, Dauer Beratungsgespräche 

In der Analyse der Daten ergibt sich, dass die Beratungsanzahl vor allem im Bereich von zwei bis fünf 

Beratungen liegt und durchschnittlich ca. 45 Minuten andauern. Die Range in Bezug auf private 

Organisationen zeigt sich im Bereich von einer bis zu zehn Beratungen mit eher langfristigeren 
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Terminen mit bis zu 60 Minuten. Nur zwei beratende Personen (privater Träger/Sonstiges) gaben an, 

durchschnittlich weniger als eine Beratung pro Monat durchzuführen. In der Gesamtschau ist zu 

erkennen, dass vor allem im Bereich der privaten Organisationen in der Regel mehr Beratungstermine 

mit längerer Dauer stattfinden. 

 

Mit dem Item BA03_02 wurde folgende Frage gestellt: „Wie würden Sie die Beratungs- und 

Informationsgespräche in Ihrer Organisation am ehesten beschreiben?“ Die Teilnehmenden konnten 

per Schieberegler eine Zuordnung treffen, wie sie Ihr Beratungssetting einschätzen. Die Wortpaare zu 

den jeweiligen Beratungsaspekten 

wurden in einer zufälligen Sortierung 

angeordnet, um eine spontane 

Tendenz der teilnehmenden 

Personen zu erwirken. Die 

Auswertung erfolgte grafisch mit 

Angaben zur Standardabweichung 

und zum Mittelwert (Abbildungen 

26-31). 

 

Beratungsaspekt 1: Persönlichkeit (Item BA03_02, N=30) 

Es ist eine deutliche Tendenz zu Beratungskontexten mit persönlichem Bezug zu erkennen.  In diesem 

Zusammenhang haben sich die Personen, die in staatlichen Organisationen tätig sind, mit 88,9% der 

Angaben zwischen den Punkten eins bis drei zugeordnet. Personen aus dem Bereich der Träger sozialer 
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Abbildung 26 - Frage-Item BA03_02, Beratungsaspekt Persönlichkeit 

Quelle: Screenshot von https://soscisurvey.de  

Quelle: Eigene Darstellung 

Abbildung 25 - Frage-Item BA03_02 – Beratungsaspekte 
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Dienstleistungen verorteten sich dort mit etwa 58%. Ein Großteil der teilnehmenden Personen 

bewerten ihre Beratungs- und Informationssettings als persönlich bis eher persönlich. 

 

Beratungsaspekt 2: Beratungsumfeld (Item BA03_01, N=28) 

Die befragten beratenden Personen verorteten sich hinsichtlich der Örtlichkeiten, in denen 

entsprechende Beratungs- und Informationsgespräche stattfinden, eher im Bereich der sogenannten 

aufsuchenden Beratung im jeweiligen persönlichen Wohnumfeld mit einer leichten Tendenz zu einem 

Beratungssetting innerhalb von Organisationen.  

 

Beratungsaspekt 3: Terminierungen (Item BA03_03, N=30) 

Bezüglich der Vereinbarungen von Beratungs- bzw. Informationsgesprächen ist zu erkennen, dass diese 

vorrangig vereinbart resp. geplant werden und in selteneren Fällen spontan stattfinden wie 

beispielsweise durch ein Angebot einer offenen Sprechstunde. Die hohe Tendenz in Bezug auf 

vereinbarte Beratungssettings korreliert maßgeblich mit der Explizitheit von Beratungssettings 

(Abbildung 29).  
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Beratungsaspekt 4: Explizitheit (Item BA03_04, N=28)  

 

In der Abfrage, ob die Beratungs- und Informationsgespräche sich eher implizit oder explizit ergeben, 

kann keine eindeutige Tendenz abgeleitet werden. Entsprechend des Items BA03_03 ist jedoch von 

einer Explizitheit auszugehen, wenn diese Gespräche vorrangig vereinbart stattfinden.  

 

Beratungsaspekt 5: Regelmäßigkeit (Item BA03_05, N=27) 

Dieser Abbildung ist zu entnehmen, dass es sich bei den durchgeführten Beratungs- und Informations-

gesprächen eher um regelmäßig stattfindende Termine handelt. Einmalige Beratungs- und 

Informationsgespräche können als Ausnahme definiert werden. Dies steht in eindeutiger Korrelation 

mit der Beratungsanzahl und -dauer (Abbildung 23 und Abbildung 24).  
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 Abbildung 29 - Frage-Item BA03_04, Beratungsaspekt Explizitheit 

Abbildung 30 - Frage-Item BA03_05, Beratungsaspekt Regelmäßigkeit 
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Beratungsaspekt 6: Einbezug von Personen (Item BA03_06, N=28) 

 

Bei der Abfrage der Anzahl der Personen, die an Beratungs- bzw. Informationsgesprächen teilnehmen, 

zeigt sich, dass eher mehrere Personen anwesend sind. 

 

Das nachfolgend grafisch dargestellte Item BW02 (Abbildung 32) erfragte die Themenverteilung in 

Beratungs- und Informationsgesprächen der beratenden Personen. Es zeigt sich, dass am meisten nach 

Informationen in Bezug auf Unterstützungsangebote im Kontext des Wohnens ersucht werden. 

Veränderungswünsche und allgemeine Anfragen zu Wohnmöglichkeiten werden ebenso mit „häufig“ 

bewertet. Der Auszug aus dem Elternhaus und der Wunsch nach gemeinschaftlichem Wohnen wird mit 

je zwölf Markierungen mit „manchmal“ bewertet.  Unter „Sonstiges“ konnten folgende Angaben (je 

eine Nennung) verzeichnet werden: „Antragstellungen zur Sicherung des Wohnens (Wohngeld, 

Grundsicherung, …)“, „Finanzierung über die unterschiedlichen rechtsbereiche [sic] (SGB IX, SGB XI)“, 

„Wohnen mit Tagesstruktur, Wohnen mit Kind“.  
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Abbildung 32 - Item BW02_Anliegen der ratsuchenden Personen im Beratungsgespräch 

In einem weiteren Item (Abbildung 33) wurde erfragt, welche Personen in welcher Häufigkeit ein 

Beratungs-/Informationsgespräch ersuchen. In diesem Zusammenhang zeigt sich, dass am häufigsten 

Eltern und Angehörige ein solches Setting aufsuchen (22 Nennungen), gefolgt von 14 Nennungen 

„Personen mit Beeinträchtigungen“. In einigen Fällen sind ebenso unterstützende/assistierende 

Personen Teil eines Beratungs- und Informationsgespräches zum Thema Wohnen. Unter Sonstiges 

wurden folgende Angaben getätigt (zusammenfassende Darstellung, da Mehrfachnennung): 

„Gerichtlich bestellter Betreuer/gesetzliche Betreuung“ (4) und „koordinierende Bezugspersonen, 

Bevollmächtigte“.  
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Abbildung 33 – Item BW03_Personengruppen, die Beratung aufsuchen  

 

4 – Spezifische Fragen zur räumlichen Barrierefreiheit in den Beratungssettings 

In Bezug auf das Item BS01 (N=29) („Gibt es in Ihrer Organisation spezielle Räumlichkeiten, in welchen 

Beratungs- und Informationsgespräche stattfinden?“) gaben nahezu 80% an, dass spezielle 

Beratungsräumlichkeiten in der Organisation vorhanden sind.  

 

Zur Zufriedenheit mit der Barrierefreiheit in der Organisation (Item BB_01, N=29) zeigt sich eine sehr 

hohe Zufriedenheit im Bereich der zeitlichen Kapazitäten (14 Zustimmungen „sehr zufrieden“), der 

räumlichen Kapazitäten (11 Zustimmungen „sehr zufrieden“) sowie mit 12 Zustimmungen („eher 

zufrieden“) im Bereich der personalen Ausstattung.  Insgesamt zeigt sich eine hohe Zufriedenheit 

hinsichtlich der organisationalen Ressourcen zur Umsetzung barrierefreier Beratungs- und 

Informationsgespräche seitens der beratenden Personen.  

In der Einschätzung der beratenden Personen, inwiefern ratsuchende Personen diese Einschätzung 

vornehmen würden (BR_01 bis BR01_05), ist erkennbar, dass dies mit einer sehr hohen Zufriedenheit 

eingeschätzt wird.  
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5 – Spezifische Fragen zur kommunikativen Barrierefreiheit in den Beratungssettings 

Das Item BS_03 (N=30) erfragte, ob die beratenden Personen grundsätzlich die Möglichkeit zur 

barrierefreien Kommunikation in ihren Beratungs- und Informationsgesprächen nutzen. 67% 

beantworteten diese Frage mit „Ja“, 27% verneinten dies und 6% machten hierzu keine Angabe. Zudem 

sagten 15 Personen aus, dass ratsuchende Personen einen Bedarf zur barrierefreien Kommunikation 

innerhalb von Beratungs- und Informationsgesprächen anzeigen, 12 Personen verneinten dies und drei 

Personen äußerten sich nicht.  

Das nachfolgende Item (BR_03_01, N=14) erfragte die Möglichkeit des Feedback-Gebens, 

welches 19 Personen bejahten und 9 Personen verneinten. Zur Art des Feedbacks äußerten sich 14 

Personen. 50% gaben an, dass ein Feedback mündlich, im Rahmen eines Gespräches möglich sei.  35% 

gaben an, dass die ratsuchenden Personen ein Feedback schriftlich, etwa in Form eines 

Feedbackbogens, abgeben können und zwei Personen gaben an, eine Beschwerdestelle/Assessment 

anzubieten. 

Das Item (BB_02, N=4) bot die Möglichkeit einer Freitextantwort in Bezug auf die Wünsche zur 

Barrierefreiheit. Vier Personen äußerten sich hierzu wie folgt: 

- „Mehr Personal [sic] um gezielter bei der Durchsetzung von Leistungsansprüchen unterstützen 

zu können.“ 

- „Etablierung leichte Sprache“ 

- „Peers“ 

- „barrierefreies Infomaterial je nach Bedarf der zu Beratenden“ 

- „Anerkennung der Leistungen durch den Kostenträger (Fachdienste können, müssen aber nicht 

installiert werden und werden demensprechend selten/nie refinanziert)“ 

- „Angebot von Beratungsräumen“ 

- „technische Hilfsmittel“  

 

6 – Zufriedenheit bezüglich der allgemeinen Barrierefreiheit im Beratungssetting 

Nachfolgend hatten diese Personen in Item (BR_02) die Möglichkeit, eine Einschätzung abzugeben, was 

ihrer Meinung nach die Wünsche der ratsuchenden Personen an die Beratungssettings sind. Diese 

Angaben erfolgten: 

- „Mehr Klarheit zu beratenden Stellen (werden oft von A nach B geschickt mit der Begründung 

die jeweilige Stelle ist nicht zuständig)“ 

- „Menschen im ambulanten Wohnen können unsere Angebote nicht nutzen, aber es gibt keine 

Alternative für sie“ 

- „mehr Fläche“ 

-  „Spezielle Beratung zu Partnerschaft, Sexualität und Partnervermittlung“  
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- „weniger Bürokratie und quantitativ mehr Leistungen (Leistungsempfänger warten zum Teil 

mehrere Jahre auf Platz in besonderer Wohnform oder werden durch ganz Deutschland 

vermittelt; betrifft insbesondere Kinder und Jugendliche mit Behinderung + Menschen mit 

hohen Bedarfen → wäre auch eine Doktorarbeit wert das mal zu untersuchen ;-)“ 

 

7.5.4.2.  Vorläufige interpretative Analyse (quan1) 

Die vorliegenden Ergebnisse der quan1 Studie zeigen auf, dass das Thema des Wohnens bei einer 

Großzahl der Klienten und Klientinnen in der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen eine Rolle spielt. 

Beratende Personen gaben an, dass diese zum Großteil über eine pädagogische Ausbildung verfügen. 

In den Freitext-Nennungen verweisen diese Angaben vorrangig auf den Bereich der Sozialen 

Arbeit/Sozialpädagogik. Die hier nachfolgend eingebetteten Qualitätskriterien in Bezug auf die Soziale 

Arbeit sind sowohl auf den Bereich der allgemeinen Pädagogik/Erziehungswissenschaft als auch auf 

die Profession der Heilpädagogik ableitbar zu verstehen. Auf Basis des Qualifikationsrahmens der 

Sozialen Arbeit (QR SozArb, Version 6.0), welcher durch den Fachbereichstag Soziale Arbeit (FBTS) im 

Juni 2016 verabschiedet wurde, und der Positionierung der Deutschen Gesellschaft für Soziale Arbeit 

(DGSA) zum Kerncurriculum der Sozialen Arbeit (2016) kann davon ausgegangen werden, dass die 

beratenden Personen im Rahmen dieser Qualifizierung mit den Themen der Gesprächsführung und 

beratende Settings zumindest in Kontakt kamen und entsprechendes Vorwissen besitzen. Demzufolge 

umfasst die praktische Soziale Arbeit neben der Gemeinwesenarbeit und Gruppenarbeit auch 

„verschiedene Formen der Therapie und Beratung“ (Schäfer, Bartosch, 2016: 13).  

In der stichprobenartigen Durchsicht verschiedener Modulhandbücher im Bereich der Sozialen Arbeit 

ist deutlich erkennbar, dass in Teilen sogar vollständige Module zum Thema Beratung und 

Gesprächsführung in den Studiengang implementiert sind.75 Mit dem Verweis auf das Kapitel 4.2, ist 

davon auszugehen, dass den hier befragten beratenden Personen die grundlegenden Arbeitsprinzipien 

(Abplanalp et. al. 2020: 50) des beraterischen Handelns im pädagogischen Setting bekannt sein sollten. 

Die getätigten Aussagen und Angaben der befragten ratsuchenden Personen im Rahmen der 

Selbsteinschätzung ihrer beraterischen Tätigkeiten verweisen darauf, dass diese Arbeitsprinzipien 

teilweise Umsetzung erfahren. Inwiefern diese Prinzipien differenziert im praktischen Geschehen den 

beratenden Personen bewusst sind, bleibt im Rahmen dieser Erhebung ungeklärt. Auffällig ist, dass 

insgesamt zehn Personen angaben, eine Aus- oder Fortbildung im Bereich der Beratung von Menschen 

mit kognitiver Beeinträchtigung zu haben, jedoch keine spezifischeren Angaben hierzu getätigt wurden.   

 
75 Stichprobe der Modulhandbücher im Bachelorstudiengang Soziale Arbeit auf Grundlage einer unsystematischen digitalen    
    Recherche: Universität Kassel, TH Köln, KatHo NRW, Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, Hochschule  
    Coburg, Hochschule Magdeburg-Stendal, Fachhochschule Erfurt, Hochschule Nordhausen, Hochschule Hannover,  
    Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin. 
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Etwa 60% dieser Personen machten zudem keine differenziertere Aussage, weshalb die Spezifikation 

unbekannt bleibt.  

In der Betrachtung von Beratungsanzahl und -dauer zeigt sich ein erhöhter Beratungsbedarf, denn 

diese werden zumeist mit durchschnittlich mehr als zwei bis fünf Beratungen pro Monat und mit mehr 

als 30-60 Minuten pro Gespräch angegeben. Häufig finden diese Gespräche eher persönlich, sowohl in 

dem jeweiligen Wohnumfeld als auch in Büroräumlichkeiten, explizit vereinbart, regelmäßig mit häufig 

mehr als einer ratsuchenden Person statt. Der Themenbereich Wohnen wird in diesem Zusammenhang 

sowohl implizit als auch explizit herausgearbeitet. Beratungsanliegen beziehen sich vorrangig auf 

mögliche Unterstützungsangebote, Veränderungswünsche und Wohnveränderungsanfragen, welche 

primär durch Eltern/Angehörige an die beratenden Personen herangetragen werden. Aber auch die 

betreffenden Personen selbst, so zeigt die Verteilung, suchen Beratungs- und Informationssettings auf. 

Dies müsste eine unbedingte Herstellung von umfassender Barrierefreiheit durch die Anbietenden von 

Beratungs- und Informationsgesprächen zur Folge haben. Bezüglich der räumlichen Barrierefreiheit 

gaben 80% der beratenden Personen an, über eine räumliche Barrierefreiheit in ihrer Organisation zu 

verfügen. Zudem seien sie insgesamt mit ihren zur gelingenden Umsetzung von Beratungs- und 

Informationsgesprächen zur Verfügung stehenden Ressourcen (Zeit, Raum, Personal) (sehr) zufrieden.  

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Fremdeinschätzung in Bezug auf die Wahrnehmung ratsuchender 

Personen.  

Bezugnehmend auf die Herstellung einer kommunikativen Barrierefreiheit gaben nur noch 67% der 

befragten Personen an, diese Möglichkeit in ihren Beratungs- und Informationssettings zu haben. 

Gleichzeitig wird dieser Bedarf nach barrierefreier Kommunikation durch die ratsuchenden Personen 

angezeigt. Um zu wissen, inwiefern diese Bedarfe bei den betreffenden Personen bestehen, wurde die 

Möglichkeit des Beratungsfeedbacks erfragt. Nur 19 Personen gaben an, eine Feedbackmöglichkeit 

anzubieten. So sei es den ratsuchenden Personen durch ein Gespräch, in mündlicher Form, schriftlich 

oder im Rahmen eines Beschwerdemanagements möglich. An dieser Stelle stellt sich die Frage danach, 

inwiefern diese Informationen an die ratsuchenden Personen transferiert und diese entsprechend 

genutzt werden, da es sich in den meisten Fällen nicht um eine anonymisierte Form der Feedback-

möglichkeit handelt.  

Grundsätzlich zeigt diese Studie auf, dass der Themenbereich Wohnen im Arbeitsalltag der beratend 

tätigen Personen in der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen vertreten ist.  

Die in der Praxis vollzogene Umsetzung dieser erscheint zunächst eher marginalisiert und ist in der 

anwendungsbezogenen Spezifika eher als unsystematischer, beiläufig ablaufender Prozess zu 

beschreiben.  
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7.5.5. Generierte Daten zur Entwicklung des Interviewleitfadens QUAL 

Die generierten Daten der quan1 Erhebung dienen als Grundlage zur Entwicklung eines 

Interviewleitfadens für die sich daran anschließende qualitative Erhebung. Dieser Leitfaden wurde 

zunächst mit einer faktenbasierten Abfrage zu allgemeinen Strukturen und personenbezogenen Daten 

begonnen und leitete ein problemzentriertes Gespräch ein. Die allgemeinen Fragen dienten zur 

Einordnung der Beratungs- und Informationssettings in organisationale und personale Voraus-

setzungen und zur Kategorisierung der zu untersuchenden Organisationsstrukturen sowie zur 

Vergleichbarkeit mit den Daten aus der Erhebung quan1. 

 

7.6. Forschungsteil II (QUAL) 

7.6.1. Ziel der qualitativen Datenerhebung 

Die Erhebung qualitativer Daten stellt ein wichtiges Element in der empirischen Sozialforschung dar 

und bietet die Grundlage in Bezug auf die Generierung und Interpretation von Informationen. In 

diesem Erhebungsprozess wird eine qualitative Datengenerierung fokussiert, welche die subjektiven 

Empfindungen und Perspektiven von ratsuchenden und beratenden Personen in Bezug auf die 

jeweiligen Beratungssettings konstatiert. Ziel ist eine differenziertere Bedarfserfassung 

durchzuführen, den gegenwärtigen IST-Stand in Anlehnung an die quan1-Erhebung zu konkretisieren 

und eine Grundlage für die Konzeption einer quantitativen Befragung ratsuchender Personen (quan2) 

in einer weiteren Erhebung zu schaffen. 

Differenzierte Bedarfserfassung: 

Das hier gewählte qualitative Verfahren soll dazu dienen, die Bedürfnisse und Bedarfe der an 

Beratungsprozessen beteiligten Personen zu konkretisieren und zu dokumentieren. Das hierfür 

gewählte problemzentrierte Interview ermöglicht eine tiefere Einsicht in die jeweils individuellen 

Meinungen und Erfahrungen der zu interviewenden Personen (Misoch, 2019: 71f.) zum spezifischen 

Thema der Durchführung von Wohnberatungsprozessen. Es dient zur Sammlung von differenzierten 

Informationen, welche die Bedarfslagen nuancieren und somit eine Möglichkeit bieten soll, Abläufe 

und Kontexte besser zu verstehen und Beratungsprozesse adäquater auf die jeweiligen Bedürfnisse 

abzustimmen, womit eine Steigerung der Qualität der Beratungsdienstleistung vermutet wird. 

IST-Stand Differenzierung: 

Die qualitative Erhebung baut maßgeblich auf den Resultaten der quan1-Studie auf, welche zunächst 

auf allgemeine Trends und Zusammenhänge verweist. Mit Hilfe der QUAL-Erhebung sollen etwaige 

Korrelationen resp. Wirkfaktoren der Resultate aus quan1 identifiziert und eruiert sowie ein tieferer 

Einblick in die Erfahrungswelten der Probanden und Probandinnen ermöglicht werden.   
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So sollen etwaige Widersprüchlichkeiten, Herausforderungen aber auch Potenziale, welche bisher nicht 

erfasst wurden, identifiziert werden. 

 

Datengenerierung zur Entwicklung von quan2: 

Die Ergebnisse der Erhebungen quan1 und QUAL sollen maßgeblich als Grundlage für die Entwicklung 

eines dritten Datengenerierungsprozesses (quan2) dienen. Hierbei handelt es sich grundsätzlich um 

eine Methodentriangulation, was bedeutet, dass alle angewandten Methoden an den gleichen 

Forschungsfragen (siehe Kapitel 7.2.1, S. 108) orientiert sind. Während die Ergebnisse aus quan1 

maßgeblich zur Exploration des Forschungsgegenstandes erhoben wurden und damit zur Generierung 

des Interviewleitfadens der QUAL-Studie dienen, sollen die Daten der QUAL-Studie einen vertiefenden 

Einblick in die Wahrnehmungsprozesse von sowohl beratenden als auch ratsuchenden Personen 

bieten. Diese Erkenntnisse sollen durch einen partizipativ orientierten Forschungsansatz (quan2) auf 

Möglichkeiten und Limitation, potenziell generalisierenden Ableitungen, hin überprüft werden. Die 

anschließende Datenauswertung soll zu einem Identifikationsprozess relevanter Themen führen, die 

vor allem die Bedarfslagen ratsuchenden Personen in Wohnberatungssettings betreffen. Die Ergebnisse 

aller drei Erhebungen werden anschließend verglichen und assoziiert, um aus diesen Erkenntnissen 

fundierte Handlungsableitungen zur Prozessoptimierung von Wohnberatungsprozessen generieren zu 

können. 

 

7.6.2.  Forschungsdesign 

Im Rahmen dieser Erhebung handelt es sich um teilstandardisierte, problemzentrierte Interviews, 

welche im Zeitraum von Dezember 2022 bis Mai 2023 durchgeführt wurden. Maßgeblich ist ein offen 

gestaltetes Konzept und eine Grobstrukturierung des Interviewleitfadens. Die Anwendung 

problemzentrierter Interviews (zurückzuführen auf die Methodenkombination von Witzel 1985/2000) 

ermöglicht es, tiefgehende Einblicke in soziale Phänomene zu erhalten, die mit einer hohen 

Komplexität versehen sind (Misoch, 2019: 82f.). Es handelt sich hierbei um eine systematische 

Untersuchung des Phänomens der (Wohn-)Beratungsprozesse in der „Eingliederungshilfe“ in 

Thüringen. Die Methodenwahl des problemzentrierten Interviews im Forschungsteil QUAL wurde 

maßgeblich durch die damit verbundene hohe Flexibilität und kontextabhängige Herangehensweise 

bestimmt. Die Anwendung dieser Methode ermöglicht es, den Gesprächsverlauf explizit auf das 

individuelle Forschungsinteresse auszurichten. Das bietet das Potenzial, die subjektiven 

Wahrnehmungen der zu interviewenden Personen in den Vordergrund zu stellen und die zu 

untersuchenden sozialen Aspekte aus deren Perspektive erforschen zu können (Pohlmann, 2022: 232). 

Ferner können damit verbundene soziale Dynamiken in (Wohn-)Beratungsprozessen, Motivations-

lagen, Einstellungen und individuelle Handlungsweisen in Bezug auf das spezifische soziale Problem 

analysiert werden.   
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In der Durchführung kam es zur teilweisen Aufhebung der gewünschten Zurückhaltung der 

forschenden Person, um dadurch an spezifischen Punkten auf das fokussierte Thema zurückzuführen 

(Pohlmann, 2022: 232; Buber, Holzmüller, 2007: 464).  

Entscheidend für die Wahl dieses Forschungsdesign ist ebenso der überwiegend überprüfende und 

vertiefende Charakter des Forschungsteils QUAL, welches sich grundlegend auf die zuvor diskutierten 

theoretischen Verortungen und die erste Erhebung (quan1) stützt. 

 

7.6.2.1. Beschreibung des Samplings 

Aufgrund des vorliegenden Mixed-Methods Forschungsdesigns schließt sich die qualitative Erhebung 

hinsichtlich der Stichprobe an quan1 an und wird um eine weitere Personengruppe erweitert. Somit 

wurden einerseits beratende Personen aus allen drei relevanten Strukturen (EUTB®, Organisationen in 

Trägerschaft sozialer Dienstleistender und Behörden/Ämter) und andererseits ratsuchende Personen 

mit Beratungserfahrung zum Themenbereich des Wohnens fokussiert. Insgesamt konnten im 

Erhebungszeitraum von sechs Monaten zehn Personen interviewt werden, welche sich wie folgt 

kategorisieren lassen: 

Art der 

Organisation 

Beratende 

Personen 

Ratsuchende 

Personen 

Anmerkungen 

EUTB® 2  2  

Organisation in 

Trägerschaft 

soz. 

Dienstleistender 

2 2  Darunter jeweils eine beratende/eine ratsuchende 

Person aus dem Bereich der Personenzentrierte 

Komplexleistungen (PKL) 

Behörde/Amt 2 (1) Eine ratsuchende Person aus dem Bereich EUTB® 

erzählte ebenso von Beratungserfahrungen mit 

einem Sozialamt 

Tabelle 4 - Verteilung der Fokusgruppen der durchgeführten Interviews 

Wichtig bei der Auswahl des Samplings war die Charakteristik der forschungsrelevanten 

Personengruppen. Insofern war es entsprechend der Beschreibung dieser notwendig, dass 

ratsuchende Person Beratungserfahrungen aufweisen sowie auf komplexitätsreduzierte Informations-

transferierung angewiesen sind. Beratende Personen mussten zur Herstellung von einer 

Vergleichbarkeit unbedingt einer der jeweils in Kapitel 7.1 (S. 96)  beschriebenen Organisationsformen 

zugehörig und maßgeblich für Beratungs- und Informationsgespräche innerhalb ihrer Organisation 

zuständig sein.76  

 
76 Alle relevanten Unterlagen finden sich hierzu im Anhang ab 3.1.1., S. XXVI. 

Quelle: eigene Darstellung 
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Beim vorliegenden Sampling kam es vor allem auf eine 

dreifache Passung aller relevanter Parameter an. Zum 

einen musste das entsprechend zu untersuchende 

Forschungsfeld vorliegen, in diesem Fall der Bereich der 

„Eingliederungshilfe“ mit dem Beratungsangebot zum 

Thema Wohnen. Zum anderen mussten reale Situationen 

bereits geschehen sein, um auf dritter Ebene 

entsprechende Erfahrungswerte sowohl auf Seite der 

beratenden als auch auf Seiten der ratsuchenden Person 

erwarten zu können.  

7.6.2.2. Erhebungsinstrument 

Für die durchgeführten Interviews wurden teilstandardisierte Interviewleitfäden (je einer für 

beratende und ratsuchende Personen) entwickelt, welche offene Fragestellungen beinhalteten und 

sowohl immanente als auch exmanente Nachfragen zuließen und auf eine Dauer von circa 20 bis 40 

Minuten angelegt waren. 

Jeder Interviewleitfaden beginnt mit der Erhebung quantitativer Daten im Rahmen eines 

Kurzfragebogens. Somit sollte eine Vergleichbarkeit zum ersten Forschungsteil hinsichtlich personen- 

und organisationsbezogener Daten sowie der entsprechenden Charakteristika der jeweiligen Personen-

gruppe hergestellt werden. Daran schließt sich ein Erzählimpuls an, welcher die zu interviewenden 

Personen dazu anregen soll, einen persönlich erlebten Beratungsprozess aus subjektiver Perspektive 

zu beschreiben. Insgesamt kann die dadurch entstehende Gesprächsart als kontrolliert, aber offen 

beschrieben werden, sodass zu Erzählungen und Beschreibungen durch die interviewten Personen 

angeregt werden konnte. Die Leitfäden, die auf Grundlage der Ergebnisse des ersten Forschungsteils 

entstanden, umfassen insgesamt sechs inhaltlichen Überkategorien, die sich zudem noch einmal 

themenbezogen untergliedern:  

Sampling 

Erfahrungs-

werte 

reale 

Beratungs-

situationen 

„EGH“ 

Thüringen 

Abbildung 34 - Dreifache Passung der Samplingauswahl 

Quelle: Eigene Darstellung 
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A Allgemeine Fragen zur Organisation und beratenden Person 

A1 Allgemeines zur Beratungsstelle a) Art der Organisation 

b) Wirkkreis der Organisation 

c) Aufsuchende KlientInnen pro Monat 

Handlungsfelder der Organisation 

A2 Allgemeines zur Ausbildung und Tätigkeit 

der beratenden Person 

a) Berufsausbildung 

b) Tätigkeitsbereiche 

c) Beratungserfahrung (Dauer) 

BA 1 Allgemeines zur Beratungssituation  

(1.1-1.2) Dauer und Anzahl von Beratungen a) Durchschnittliche Anzahl von Beratungsgesprächen 

pro Monat 

b) Durchschnittliche Dauer von Beratungsgesprächen 

BA 2 Allgemeine Prozesse in Beratungsgesprächen  

(2.1-2.2) Prozessbeschreibung 

(Erzählaufforderung als Einleitung in das 

Interviewgespräch) 

a) Prozessbeschreibung allgemein 

b) Mögliche Rückfragen: Übertragbarkeit von 

Beratungssettings, Unterschiede in Struktur und 

Rahmenbedingungen, Bezugnahme auf Einzelaspekte 

wie Teilnehmende, Ort, Zeit, Zustandekommen, Dauer 

und Anzahl 

BB  Barrierefreiheit Beratungssettings 

BB1 Barrierefreiheit in durchgeführten 

Beratungsgesprächen 

a) Persönliches Verständnis von Barrierefreiheit 

b) Möglichkeiten zur Herstellung von Barrierefreiheit 

c) Notwendige Ressourcen zur Herstellung von 

Barrierefreiheit  

BB2 Barrierefreie Informationstransferierung a) Vermittlung von Informationen in Beratungssettings 

b) Verwendung von Materialien 

c) Flexibilität in Nutzbarkeit 

d) Umgang mit Rück- und Nachfragen/Feedback 

BZ Beratungsziele 

(1.1-1.4) Zielerreichung a) Konkrete Zielverfolgung 

b) Zeitpunkt des Abschlusses einer Beratung 

c) Regelmäßige Erreichung von Zielen 

d) Förderliche/hinderliche Aspekte im Prozess 

ZW Zufriedenheit 

(1.1-1.3) Zufriedenheit und Wünsche a) Mögliche Änderungswünsche am Beratungsprozess, 

allgemein 

b) Mögliche Änderungswünsche am Beratungsprozess, 

Barrierefreiheit 

c) Sonstige Wünsche, Anmerkungen, Kritik 

S Sonstiges (offene Mitteilungsmöglichkeit, Feedback Befragung) 

Tabelle 5 - Kategorien Interviewleitfaden beratende Personen (Grobgliederung) 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Im allgemeinen Teil des Interviewleitfadens (A, BA1, BA2) wurden Fragen entwickelt, welche sich 

explizit auf diejenigen aus der ersten Erhebung beziehen. Dadurch soll eine grundsätzliche 

Vergleichbarkeit bezüglich der Rahmenbedingungen hergestellt werden. Die Rubriken BB bis ZW sind 

auf Grundlage der bisher generierten Daten entstanden und dienen zur Herstellung eines tieferen 

Verständnisses von Prozessen und Abläufen aus Sicht der beratenden Personen. 

Der Interviewleitfaden für ratsuchende Personen folgt der gleichen Grobgliederung, unterscheidet sich 

jedoch in der Fokussierung einzelner Fragen. Zudem liegt dieser Leitfaden in zwei Ausführungen 

(Einfache Sprache und Nicht-Einfache Sprache) vor. Gemäß der im Kapitel 5.2 (S. 65) diskutierten 

Notwendigkeit in Bezug auf eine bedarfsangepasste Informationstransferierung zur Vermeidung von 

Kommunikations- und Sprachbarrieren und der damit verbundenen Herstellung von Teilhabe-

möglichkeiten im Forschungsbereich wurde eine Übersetzung in Einfache Sprache als obligatorisch 

erachtet. Das sollte eine Interviewteilnahme von Menschen mit Sprachbarrieren gewährleisten 

(Fokusgruppe: Personen mit kognitiver Beeinträchtigung). Dieser Leitfaden ist mit Piktogrammen 

versehen und enthält Beschreibungen für Begrifflichkeiten, die unter Umständen expliziter erklärt 

werden müssen. 

Maaß und Rink (2018: 47, Kapitel 5.2.1, S. 65) verweisen auf einen sogenannten Barriereindex. Auf 

dieser Grundlage kann bei Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung ein Barriereindex von 4,5 

errechnet werden, da potenzielle Barrieren in den Bereichen des Fachs, der Fachsprache und in der 

Sprache allgemein identifizierbar sind. Grundsätzlich gilt, dass die Sprach- und Kommunikations-

kompetenzen von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen sehr unterschiedlich sind. Bisher fehlt 

es an empirischen Studien, welche Kompetenzen und Problemlagen im Sprachgebrauch von 

Abbildung 35 - Ausschnitt aus dem Interviewleitfaden in Einfacher Sprache 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Erwachsenen Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung differenziert beschreiben (Maaß, Rink, 2020: 

227f.). Aufgrund dessen, dass der Interviewleitfaden konzipiert wird, bevor die zu interviewenden 

Personen feststehen und der Tatsache der enormen Diversität im Bereich Sprache und Kommunikation 

sowie der größtmöglichen Vermeidung der unwillentlichen Konstruktion möglicher ableistischer 

Strukturen (Maaß, Rink, 2020: 241) bei einer pauschalisierten Anwendung von Leichte Sprache, wurde 

sich dazu entschieden, die sogenannte Einfache Sprache anzuwenden und den Sprachgebrauch im 

Interview an die zu interviewende Person jeweils individuell anzupassen. Ermöglicht wurde dies durch 

die Gewährleistung der stetigen Anwesenheit der interviewenden Person. Deshalb kann davon 

ausgegangen werden, dass etwaige schwierige Interviewpassagen in der Interaktion gelöst werden 

können. Eine konkrete Aufschlüsselung der Interviewkategorien und der jeweiligen Fragesubkategorien 

soll in nachfolgender Tabelle veranschaulicht werden: 

A Allgemeine Fragen zur ratsuchenden Person 

A1  

(1.1-1.7) 

Personenbezogene Daten a) Alter 

b) Wohnort/Landkreis 

c) Aktuelle Wohnform 

d) Aktuelle Unterstützungsleistungen 

e) Erlebte Barrieren im Alltag 

BA 1 Allgemeines zur Beratungssituation  

(1.1-1.2) Dauer und Anzahl von Beratungen a) Anzahl der bereits durchgeführten 

Beratungsgespräche (Schätzung) 

b) Durchschnittliche Dauer von Beratungsgesprächen 

BA 2 Allgemeine Prozesse in Beratungsgesprächen  

(2.1-2.4) Prozessbeschreibung 

(Erzählaufforderung als Einleitung in das 

Interviewgespräch) 

a) Prozessbeschreibung allgemein 

b) Mögliche Rückfragen: Bezugnahme auf Einzelaspekte 

wie Teilnehmende, Ort, Zeit, Zustandekommen, Dauer 

und Anzahl, Anliegen/Ziel 

BB  Barrierefreiheit Beratungssettings 

BB1 Barrierefreiheit in durchgeführten 

Beratungsgesprächen 

a) Persönliches Verständnis von Barrierefreiheit 

b) Erlebte Hindernisse/Barrieren im Beratungssetting  

BB2 Barrierefreie Informationstransferierung a) Erhaltene Informationen im Beratungsgespräch 

b) Verständlichkeit dieser Informationen 

c) Verständlichkeit etwaiger Materialien 

d) Möglichkeit der Nach- und Rückfragen/Feedback 

e) Erlebter Umgang mit Nach- und Rückfragen/Feedback 

BZ Beratungsziele 

(1.1-1.3) Zielerreichung a) Beratungsanliegen 

b) Zeitpunkt der Beendigung der Beratung 

c) Aufgaben beratende Person zur gelingenden Klärung 

des Beratungsanliegens 

d) Förderliche/hinderliche Aspekte im Prozess 

ZW Zufriedenheit 
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(1.1-1.2) Zufriedenheit und Wünsche a) Mögliche Änderungswünsche am Beratungsprozess, 

allgemein 

b) Mögliche Änderungswünsche am Beratungsprozess, 

Barrierefreiheit 

S Sonstiges (offene Mitteilungsmöglichkeit, Feedback Befragung) 

Tabelle 6 - Interviewleitfaden ratsuchende Person 

Beide Interviewleitfäden wurden auf etwa 20 bis 40 Minuten konzipiert. Durchschnittlich dauerte ein 

Interview etwa 43 Minuten, was als Hinweis auf eine korrekte Konzeption der Interviewleitfäden 

verstanden wird.77 

 

7.6.3.  Durchführung 

Nach Beendigung und Auswertung der ersten Erhebung begann im Juli 2022 die Suche nach Personen, 

die für das vorgesehene Interview infrage kommen. Zunächst wurden dafür die Personen kontaktiert, 

die sich im Rahmen der Befragung in dem Kontaktformular zur weiteren Forschungsteilnahme 

eingetragen haben. Es folgten daraufhin Rückmeldungen, die unter anderem beinhalteten, dass es zu 

Stellenwechsel kam und eben diese Personen nicht mehr in beraterischen Settings tätig sind. Mit 

anderen wurden erste Absprachen (telefonisch oder via E-Mail) zur möglichen Durchführung getroffen. 

Hierbei wurde geklärt, welche Voraussetzungen zur Realisierung gegeben sein müssen. Anschließend 

wurden noch einmal alle E-Mailadressen (162) aus dem ersten Forschungsteil genutzt, um allgemeine 

Interviewanfragen zu stellen.  

Zunächst sollten die Interviews direkt im Anschluss eines Wohnberatungsgespräches 

stattfinden (jeweils nacheinander mit der beratenden Person und der ratsuchenden Person), um dieses 

Wohnberatungsgespräch explizit zum Gegenstand des Interviews werden zu lassen. Erste 

Schwierigkeiten zeigten sich in diesem Zusammenhang, dass derartige Beratungsgespräche mit dieser 

konkreten Personengruppe eher selten bis gar nicht in dem vorgesehenen Zeitraum geplant waren. Die 

betreffenden beratenden Personen blieben teilweise in Kontakt und versuchten entsprechende 

Beratungssettings in Betracht zu ziehen. Nach einem etwa dreimonatigen Prozess der Absprache und 

Koordination zeigte sich deutlich, dass die Rahmenbedingungen der geplanten Erhebung grundlegende 

Änderungen erfahren müssen, um eine tatsächliche und zeitnahe Umsetzung gewährleisten zu können. 

Aus diesem Grund wurden die Formalien insoweit verändert, dass ein Interview nicht mehr zwingend 

an ein Beratungsgespräch anschließen muss und auch beratende sowie ratsuchende Personen zeitlich 

und räumlich unabhängig voneinander interviewt werden können. Diese Änderung führte dazu, dass 

im Dezember 2022 die ersten Interviews stattfanden. In der Akquirierungstätigkeit konnte beobachtet 

 
77 Die vollständigen Interviewleitfäden sind dem Anhang zu entnehmen: 
    Beratende Personen: Anhang 3.2.1., S. XXXVIII – XLI 
    Ratsuchende Personen: Anhang 3.2.2., S. XLII – XLVI. 

Quelle: Eigene Darstellung 
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werden, dass der Feldzugang zu den beiden Fokusgruppen mit großen Hürden verbunden war, vor 

allem in Bezug auf die Personengruppe der ratsuchenden Menschen. Faktoren, die diesbezüglich 

eruiert wurden, sind zum einen die geringe Beratungstätigkeit im Themenbereich Wohnen im 

Allgemeinen, eine zu hohe Auslastung des Personals und fehlende Rückmeldungen auf (mehrmalige) 

Interviewanfragen.  

Zum anderen erwies es sich als enorm schwierig, die ratsuchenden Personen mit dem Interviewgesuch, 

welches ebenso komplexitätsreduziert und sowohl analog als auch digital zur Verfügung stand, zu 

adressieren. Träger, verantwortliche Personen und Multiplikatoren und Multiplikatorinnen wurden 

direkt angesprochen, erhielten Aushänge, Handzettel und weiterführende Informationen mit der Bitte, 

diese an potenzielle Interviewpartner und -partnerinnen weiterzuleiten. Insgesamt konnten vier 

ratsuchende Personen für ein Interview gewonnen werden, wovon die Hälfte über eine beratende 

Person einer EUTB® vermittelt wurde. Diese Verteilung ist in Tabelle 4, S. 139 zu finden. 

In der zeitlichen Betrachtung ist zu erkennen, dass die Gewinnung entsprechender Personen für 

derartige Interviewsettings mit einem hohen zeitlichen Aufwand verbunden ist. Engmaschige 

Absprachen waren zu treffen und Rahmenbedingungen mussten sehr passgenau sein: 

 

 

 

 

 

 

Im Dezember 2022 erfolgten die ersten Interviews mit einem Anbieter sozialer Dienstleistungen, 

welcher diese als Personenzentrierte Komplexleistungen erbringt. Es wurden insgesamt drei Interviews 

mit ratsuchenden Personen und ein Interview mit einer beratenden Person geplant. Alle hierfür 

notwendigen Unterlagen (Erklärung zum Forschungsvorhaben, Durchführung, Datenschutz- und 

Einwilligungserklärung) lagen den verantwortlichen Personen frühzeitig, auch in komplexitäts-

reduzierter Sprache, vor. Auffällig war, dass den ratsuchenden Personen erklärt wurde, dass dieses 

Interview Teil einer Beratung zum Thema Wohnen sein werde. Dieses Missverständnis konnte zu 

Beginn geklärt werden. Vorerst führte dies jedoch zu einer kurzzeitigen Verwirrungssituation, da sich 

die ratsuchenden Personen mit spezifischen Fragen zum Wohnthema auf den Termin vorbereiteten. 

Dieser Klärungsbedarf kam in einigen Gesprächen zum Tragen, wurde jedoch nicht verwertet, da die 

betreffenden Personen nicht zur gesuchten Personengruppe gehörten. Die Interviews wurden in einem 

Konferenzraum durchgeführt. Dieser ist Durchgangsraum zu den Sanitäranlagen, weshalb es stetig zu 

Störungen der Interviews kam. Die Durchführung dieser Interviews wird retrospektiv als relativ 
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2023 
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1 beratende P. 
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Abbildung 36 - Zeitlicher Ablauf des zweiten Forschungsteils (QUAL) 
Quelle: Eigene Darstellung 
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komplikationsbehaftet bewertet. Dennoch war es möglich, alle Inhalte zu besprechen und einen für 

diese Umstände gelingenden Rahmen zu schaffen. Im Januar 2023 folgten drei weitere Interviews. Von 

diesen wurden zwei mit beratenden Personen eines Kostenträgers (Amt für Soziales) durchgeführt und 

ein weiteres mit einer beratenden Person eines Anbieters sozialer Dienstleistungen, dessen 

Angebotsportfolio sich von besonderen Wohnformen bis zum ambulant betreuten Wohnen erstreckt. 

Diese drei Interviews verliefen ohne erwähnenswerte Besonderheiten. Im Februar 2023 konnte ein 

weiteres Interview mit einer Person, welche im Rahmen der Ergänzenden unabhängigen Teilhabe-

beratung tätig ist, geführt werden.  

Aufgrund zeitlicher und örtlicher Gegebenheiten wurde dieses Interview online über das Programm 

„Zoom“ durchgeführt.  

Im selben Monat konnten nach längerer Akquise (Aushänge, welche an Dienstleistende mit 

Bitte um Bekanntmachung gesendet wurden, persönliche Anfragen) zwei weitere Gespräche mit 

ratsuchenden Personen geführt werden. Dieser Kontakt wurde über eine EUTB® hergestellt. Beide 

Teilnehmende bezogen sich in diesem Zusammenhang vorwiegend auf ihre Beratungserfahrungen mit 

eben dieser EUTB®. Ein Interview fand nach engmaschiger Absprache mit der betreffenden Person im 

persönlichen Wohnraum statt. Das zweite Interview konnte in den Beratungsräumlichkeiten der EUTB® 

durchgeführt werden. Für dieses Gespräch nahm die ratsuchende Person insgesamt eine Stunde 

Anfahrt auf sich. Nach einem erneuten Akquirierungsversuch von März bis Mai 2023 war es möglich, 

auf einer Veranstaltung im Rahmen des Aktionstags der Aktion Mensch am 05. Mai 2023 eine 

(ratsuchende) Person anzutreffen, welche sich bereit erklärte, ein Interview zu führen. Dieses fand als 

ad hoc Interview in einem Beratungsraum eines Vereins statt, bei welchem der Aktionstag durchgeführt 

wurde. Ein letztes Gespräch konnte am 24. Mai 2023 mit einer beratenden Person einer EUTB® 

realisiert werden. Trotz stetiger Versuche, weitere Personen zu finden, welche sich für ein Interview 

bereiterklären, blieb ein vertiefter Feldzugang aus. Vor allem im Prozess der Suche nach ratsuchenden 

Personen entstanden beim Versuch der Herstellung von direkten Kontakten stets Komplikationen. Als 

grundlegende Problematik wurde vor allem das Angewiesensein auf die Kontaktherstellung durch 

Dritte identifiziert. Es ist nicht nachvollziehbar, ob entsprechende Informationen zum Forschungs-

vorhaben (in Form von Aushängen) öffentlich sichtbar angebracht wurden. Es ist unklar, sofern Zugang 

zu den Informationen bestand, inwiefern gegebenenfalls die Hürde zu groß gewesen ist, sich bei der 

verantwortlichen Person zu melden. Demzufolge musste die Akquise weiterer zu interviewende 

Personen in Ermangelung zeitlicher Ressourcen zum 31. Mai 2023 eingestellt werden. 

Im Juni 2023 schloss sich die computergestützte inhaltsanalytische Auswertung an, nachdem das 

gesamte Material entsprechend den festgelegten Transkriptionsregeln verschriftlicht wurde. Die 

detaillierte Beschreibung des vorliegenden Prozesses des zugrunde liegenden Verfahrens werden 

differenziert in Kapitel 7.6.4.2 (S. 148) und Kapitel 7.6.4.3 (S. 149) dargestellt.  
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7.6.4. Datenanalyse 

7.6.4.1.  Auswertung Kurzfragebogen 

Vor der differenzierten inhaltlichen Analyse der durchgeführten Interviews sollen zunächst die 

erhobenen Daten aus dem Kurzfragebogen beschrieben werden. Diese Daten zeigen, dass die 

beratenden Personen zumeist durchschnittlich bis zu zehn Personen pro Monat zum Thema Wohnen 

beraten. Eine beratende Person gab im Interview an, bis zu 30 Personen pro Monat zu diesem 

Themenkomplex zu beraten. Hierbei handelt es sich um eine Person, welche im Rahmen der 

Personenzentrierten Komplexleistung tätig ist. Alle interviewten beratenden Personen gaben an, dass 

sie grundsätzlich im Bereich der Beratung tätig sind. Bei den beratenden Personen, welche 

Beratungsleistungen im Rahmen einer Kostenträgerschaft erbringen, erweitert sich der Prozess der 

Beratung um den sich anschließenden Prozess der Kostenbescheidung. Zwei teilnehmende Personen 

aus dem Bereich der Leistungserbringung gaben an, dass sie in allen Handlungsfeldern bis auf 

Kostenbescheidung, Therapie und Behandlung tätig sind. Die örtliche Streuung der teilnehmenden 

Personen erstreckt sich von Südthüringen über Mittelthüringen bis nach Ostthüringen. Fünf der sechs 

Personen gaben an, eine pädagogische Ausbildung resp. Studium als Qualifikation innezuhaben. Eine 

Person kommt grundständig aus dem Pflegemanagement. Spezifische Zusatzqualifikationen im 

beraterischen Bereich gaben zwei Personen (Systemischer Coach, Pflegeberatung) an. Alle beratenden 

Personen sagten aus, dass sie über Beratungserfahrungen zwischen fünf bis zehn Jahre verfügen. In der 

Betrachtung der durchschnittlichen Anzahl der ratsuchenden Personen, die monatlich die beratende 

Personen zum Themenbereich Wohnen aufsuchen, fällt eine homogene Aussagekraft auf. So gaben vier 

Personen an, etwa zwei bis fünf Ratsuchende pro Monat zu beraten, eine Person aus dem Bereich der 

Kostenträgerschaft sagte aus, dass es durchschnittlich bei einer ratsuchenden Person bliebe und eine 

weitere Person aus dem gleichen Organisationsbereich gab an, bis zu 10 Personen pro Monat zu 

beraten. Durchschnittlich dauern eben diese Beratungs- und Informationsgespräche zwischen 30 und 

60 Minuten, was als deckungsgleich mit den Angaben aus quan1 bewertet werden kann. 

In der Betrachtung der Aussagen der ratsuchenden Person kann grundsätzlich eine Parallele 

bezüglich Anzahl und Dauer von Beratungs- und Informationsgesprächen gezogen werden. Auch hier 

zeigt sich eine durchschnittliche Anzahl von 2-5 Beratungsterminen, welche jeweils zwischen 30 und 

60 Minuten andauern. Bis auf eine Person (besondere Wohnform) gaben alle interviewten 

Ratsuchenden an, im näheren Umfeld der Herkunftsfamilie (auch: eigene Wohneinheit im Elternhaus) 

zu leben und dies ändern zu wollen. Zudem erhalten alle ratsuchenden Personen bereits 

Unterstützungsleistungen, vor allem in den Bereichen Alltagsbegleitung, Tagesstruktur sowie Beratung 

und Information. In Bezug auf die empfundenen Barrieren im Alltag gaben alle Personen an, 

Schwierigkeiten im sprachlichen/kommunikativen Bereich zu haben. Weitere Bedarfe waren 

beispielsweise ein erhöhter Ruhebedarf durch Verringerung von äußeren Reizen, Schwierigkeiten in 

sozialen Interaktionen und mit baulichen Barrieren.   
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Vergleicht man die hier erhobenen Daten mit den Daten aus der ersten quantitativen Erhebung, so 

wird zudem ersichtlich, dass die Altersspanne, welche sich von 30 bis 70 Jahren ausdehnt, sich auch in 

den Interviews der ratsuchenden Personen widerspiegelt. So zeigen sich ähnliche Parallelen 

hinsichtlich der Frage nach Ausbildung und Qualifikation der beratenden Personen. Insgesamt gaben 

in der Befragung des ersten Forschungsteils 65% an, eine pädagogische Ausbildung zu haben.  

Insgesamt kann somit festgestellt werden, dass die Charakteristik der Samplings aus der ersten 

quantitativen Studie und dem hier vorliegenden qualitativen Forschungsteil in Bezug auf die 

Rahmenbedingungen relativ deckungsgleich sind.78  

 

7.6.4.2.  Der Prozess der computergestützten Inhaltsanalyse 

Der Prozess der computerunterstützten Inhaltsanalyse erfolgte in drei Schritten. Zunächst wurden die 

Interviews anhand festgelegter Transkriptionsregeln (Anhang 3.3.1., S. XLVII) mit der Software 

„audiotranskription f4“ verschriftlicht, welches der sogenannten QDA-Software zugehörig ist. Die 

Software f4 arbeitet nach dem Import von Audiodateien mit Zeitmarken im DOCX-, oder auch im RTF- 

Format. Sie erlaubt eine übersichtliche Organisation von Texten in Gruppen und Sets und unterstützt 

zudem die Auswertung der Inhalte mit drei grundlegenden Werkzeugen. Zum einen mit Hilfe eines 

farblich markierbaren Codesystems und zum anderen durch die Möglichkeit des Verfassens von 

Memos, also Notizen zu einzelnen Textstellen (direkt im Text) oder zu gesamten Kategorien. Schließlich 

verschafft sie einen Überblick über alle codierten Textstellen und ermöglicht das Erstellen von Themen 

und Fallzusammenfassungen. Insofern ist es mit der Software f4 möglich, zentrale Funktionen für 

qualitative Forschung zu nutzen. Es besteht die Möglichkeit, mit bis zu 100 Interviews resp. Texten und 

bis zu 1000 Codes zu arbeiten. Allerdings erlaubt die Software nicht, bestimmte codierte Textpassagen 

miteinander visuell korrelieren zu lassen, sondern lediglich eine Gegenüberstellung von Kategorien 

oder bestimmter Gruppen, in welche die Texte eingeordnet werden können.  

In einem zweiten Schritt wurden entsprechende Codes zur Analyse zugrunde gelegt. Grundlage 

für diese Codes bilden die Ergebnisse und der daraus resultierende Interviewleitfaden aus der 

quantitativen Erhebung der ersten Phase, sodass es hauptsächlich zur deduktiven Kategorienbildung 

kam, jedoch anhand des Interviewmaterials weiterhin induktive Subkategorien gebildet wurden. Es 

kam folglich zu einer strukturierten inhaltsanalytischen Vorgehensweise, wodurch zunächst eine 

Gesamtbetrachtung des vorliegenden Materials vorgenommen werden konnte (Mayring, 2022: 107).  

In diesem Schritt folgte die Einordnung des Interviewmaterials in die einzelnen Gruppen, welche 

entsprechend benannt wurden. Insgesamt wurden fünf verschiedene Einheiten gebildet. Zunächst 

wurden die beratenden Personen in die unterschiedlichen Organisationsformen unterteilt. Insofern 

folgten hieraus entsprechend der Fokusgruppeneinteilung drei Gruppen (Kostenträgerschaft,   

 
78 Die Auswertungsmatrix des Kurfragebogens sind dem Anhang 3.4.4., S. CCIII zu entnehmen. 
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Leistungserbringerschaft, EUTB®). Eine ebensolche Einteilung war für die ratsuchenden Personen 

vorgesehen, jedoch konnte keine Person interviewt werden, welche Beratungserfahrung mit der 

Kostenträgerschafft hatte, weshalb dies keine Berücksichtigung fand. 

Daran schloss sich der Prozess der Codierung an. 

 

7.6.4.3.  Strukturierung des Codesystems 

Die Herangehensweise an die Kategorienbildung hängt maßgeblich von der vorliegenden Forschungs-

frage, der Zielsetzung der Forschung und der Stärke der Theorieorientierung ab (Kuckartz, 2018: 63). 

Je umfangreicher Informationen vor der Erhebung generiert wurden, desto wahrscheinlicher ist die 

Möglichkeit einer Kategorienbildung vorab, weshalb sich „eine Polarität von theoretischer und 

empirischer Kategorienbildung“ (ebd.: 63) ergibt. Kuckartz beschreibt in diesem Zusammenhang eine 

sogenannte A-priori-Kategorienbildung (auch deduktive Kategorienbildung), bei welcher es zur Bildung 

spezifischer Kategorien auf Grundlage einer „inhaltlichen Systematisierung“ (ebd.: 64) kommt. 

Grundlage hierfür können theoretischen Verortungen, Hypothesen, Interviewleitfaden oder eine 

bereits vorliegende Systematisierung in Bezug auf eine inhaltliche Struktur sein. Ein Gegenpol bildet 

die Kategorienbildung direkt am empirischen Material (induktiv) (ebd.: 64). In der in dieser Dissertation 

vorliegenden zweiten Erhebung handelt es sich um eine deduktiv-induktive Kategorienbildung 

(Kuckartz, 2018: 95), bei welcher mit den Daten der quan1-Erhebung, im Sinne von A-priori-Kategorien, 

erste Kategorien gebildet und anschließend mit dem Material der QUAL-Erhebung differenziert wurden 

(ebd.: 95). Eine grundlegende primäre Kategorienbildung erfolgte durch die Leitfadenkonzeption, 

welche maßgeblich auf Theorie und den Erkenntnissen aus der quan1-Erhebung aufbaute.  Während 

der Analyse des vorliegenden Interviewmaterials war festzustellen, dass die gegebenen 

Hauptkategorien in sich nicht kleinschrittig genug sind, weshalb sich dazu entschieden wurde, weitere 

Subkategorien induktiv zu erstellen. Neben der Erfassung einzelner Aspekte der Interviews zum Thema 

Beratungsprozess wurden ebenso Barrierefreiheitsaspekte, die Beratungsziele, Zufriedenheit und 

Wünsche sowie sonstige Informationen zum selbstbestimmten Wohnen als Hauptkategorien erfasst. 

Ebenso wurden die Codes Prozessbeschreibung, Umgang mit Feedback und Rückmeldungen, 

vorhandene und fehlende Ressourcen sowie Sonstige Anmerkungen und Feedback deduktiv 

entwickelt. Induktiv entwickelte Codes waren unter anderem die Selbstreflexion beratender Personen, 

Informationsgehalt aus dem Beratungssetting sowie Umgang mit Auszugs- und Umzugswunsch. 

Entsprechend der Forschungsfrage liegt der Hauptfokus auf dem gesamten Beratungsprozess, also dem 

Zustandekommen, dem Entwicklungsverlauf, der Transferierung von Informationen und dem 

interagierenden Umgang im gesamten Prozess.  
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Aus diesem Grund kam es im Codesystem unter dem Code Prozessbeschreibung zu einer erhöhten 

Anzahl von zugewiesenen Textstellen, weshalb diese Tatsache zu einer kleinschrittigeren 

Untergliederung (induktiv) führte. Eine detailliertere Abbildung zum Codesystem ist dem Anhang 3.4.2, 

S. CXCVII-CCI zu entnehmen. 

 

Die Codierung der Label der befragten Personen unterliegt folgendem Schema: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Um eine anonymisierten Vergleichbarkeit herzustellen, wurde sich dazu entschieden, die 

durchgeführten Interviews mit einem entsprechenden Code zu versehen. Damit konnte zunächst eine 

Unterscheidung der fokussierten Personengruppen herbeigeführt werden. Innerhalb dieser beiden 

Gruppen wurde zudem eine fortlaufende Nummerierung gewählt sowie das gelesene Geschlecht 

hinzugefügt, um diese in der Analyse differenzierter zuordnen zu können. Ein weiteres wichtiges 

Merkmal, welches codiert wurde, ist die Zuordnung zu einer Organisationsform. Dies stellt das 

Hauptvergleichsmerkmal der vorliegenden Forschung dar. Den Abschluss eines jeweiligen Codes bildet 

das Datum, an welchem das jeweilige Interview durchgeführt wurde.  

Nach den Codierungsprozessen wurden zunächst alle Aussagen der Fälle zusammenfassend 

entsprechend der vorab erstellten Kategorien dargestellt und anschließend in sogenannten 

„thematischen Summarys [sic]“ (Kuckartz, 2018: 112) überführt. Daraus resultierten außerdem 

themenbasierte Gegenüberstellungen der Aussagen beratender und ratsuchender Personen sowie 

eine weitere zur Ermöglichung eines Vergleiches zwischen den drei untersuchten Organisationsformen. 

Die Notwendigkeit dieser vergleichenden Darstellung resultiert maßgeblich aus den vorliegenden 

Fragestellungen im Rahmen der Forschungsfrage (Kapitel 7.2.1, S. 108).  

 

Rats/Ber # m 01 LE[PKL]_13.12.2023  

Fokusgruppe 

• Rats -Ratsuchende P. 

• Ber - Beratende P.  

Geschlecht 

(gelesen; keine 

Abfrage) 

Nummer des 

Interviews 

(fokusgruppen-

intern) 
Organisationsart 

• KT – Kostenträger 

• LE – Leistungserbringer 

• EUTB® – ergänzende unab. 

Teilhabeberatungsstelle 

Datum des Interviews 

Abbildung 37 - Schema der Codierung der Label der befragten Personen (QUAL) 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Nachfolgend wird über die Ergebnisse zunächst in der Gesamtschau entsprechend den Kategorien des 

Codesystems (Anhang 3.4.2, S. CXCVII-CCI) berichtet. Es schließt sich daran ein differenzierter sowie 

spezifizierter Bericht an. 

7.6.4.4.  Ergebnisbericht in der Gesamtschau 

Beratungsprozess 

Insgesamt bildet das vorliegende Material ab, dass es sich bei Beratungsprozessen im Themenbereich 

des Wohnens um langfristige, vorwiegend kleinschrittige und personenzentrierte Abläufe handelt. 

Diese gehen unmittelbar damit einher, ratsuchende Personen und deren Angehörige (zumeist die 

Eltern) über Möglichkeiten und notwendige Prozessschritte aufzuklären. 

„Von daher ist es häufig ein längerer Prozess, den die Leute durchlaufen, um sich das überhaupt 

vorstellen zu können und dann für ihr Kind auch vorstellen zu können. Und auch, weil das Thema mit 

großer Verantwortung einhergeht. Von daher ist es typisch, dass es länger braucht und auch sich über 

einen längeren Zeitraum hinzieht. Wir haben teilweise Beratungsprozesse in dem Kontext, die gehen 

schon über ein Jahr, wo man praktisch sich so langsam vortastet. ….“     

                (Ber#m06 EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXX, Z. 153-158) 

 

Die Beratungsgespräche finden sowohl als aufsuchende Beratung in den persönlichen Wohnräumen 

oder direkt bei der zukünftigen Leistungserbringerschaft als auch in Beratungsstellen statt und dauern 

durchschnittlich 60 Minuten. Bestätigt wurde die These, dass sich die Dauer der Gespräche verkürzt, 

wenn quantitativ mehr Beratungsgespräche geplant werden, mehrfach durch die beratenden 

Personen. Dies korreliert vorrangig mit der sogenannten „Aufmerksamkeitsspanne“ der ratsuchenden 

Personen. 

„Ich bin auch mit der, was die Beratungslänge für so ein Gespräch betrifft, also eine Stunde ist so grob das, 

was halt an Aufmerksamkeitsspanne geht. Bei manchen ist es kürzer, dann machen wir halt mehrere 

Termine.“                                                              (Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.3., S. LXXVIII, Z. 221-223)  

 

„Also, wenn es mir jetzt, sagen wir mal, jetzt nicht so gut geht, dann ungefähr eine Stunde. ….  

Also, wenn es mir besser geht, dann auch länger.“ 

  (Rats#m04EUTB®_05.05.2023, Anhang 3.3.3.4., S. CLXXXVII, Z. 155/160) 

 

Korrelationen finden sich bezüglich der Dauer und Anzahl von Beratungsgesprächen auch in den 

bisherigen Erfahrungswerten und der damit einhergehenden „Vorstellungskraft“ bezüglich 

unterschiedlichster Möglichkeiten des Wohnens.  

 

„Für gewöhnlich ist es aber, wenn die so noch gar keine Vorstellung haben, dann gibt es natürlich immer 

erstmal einen Termin, der relativ lang ist, weil man erstmal über verschiedene Möglichkeiten aufklärt.“  

                                                                                     (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S.XCI, Z. 228-230)  
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In den geführten Interviews zeigt sich eine deutliche Tendenz dazu, dass die Kontaktanbahnung zumeist 

über Dritte erfolgt. Häufig sind das die Eltern oder gesetzlich betreuende Personen. Eben diese sind, 

laut Aussagen der beratenden Personen, hauptsächlich in den Beratungsprozessen mit anwesend und 

fungieren auskunftsgebend, was Bedarfe und Bedürfnisse der betreffenden Personen betrifft. 

„Also das ist relativ ähnlich. Es läuft jetzt nicht immer so ab. Manchmal haben die Leute auch keinen 

gesetzlichen Betreuer, kümmern sich selbst oder haben irgendjemanden bevollmächtigt aus der Familie, wo 

gegebenenfalls noch ein bisschen mehr Information einfach auch notwendig ist. Ja, aber ich sage mal in 75% 

der Fälle läuft das so ab, wie ich es gerade geschildert habe.“      

          (Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.3., S. LXXVI, Z. 120-123) 

 

„Das war jetzt eher die Ausnahme, dass es direkt vom Kunden ausging. In den meisten Fällen werden wir 

angefragt über die gesetzlichen Vertreter oder über Angehörige.“    

                (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XC, Z. 161-162) 

 

„Wir hatten auch Prozesse, wo Geschwister mitgekommen sind. Da ist es nochmal ein bisschen anders, weil 

die häufig nochmal eine andere Sichtweise haben als die Eltern und auch nicht so emotional verstrickt sind, 

finde ich. Aber ansonsten hatte ich das noch nicht erlebt, dass also Menschen von sich aus zu uns in die 

Beratung gekommen sind. (..)“                   (Ber#m06EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXI, Z. 229-233) 

 

Überdies wird deutlich, dass Dritte im Beratungsprozess als Informationstransmittende verstanden 

werden. Beratende Personen erkennen dies als eine Ressource zur gelingenden Weitergabe von 

Informationen und Wissen, die sie selbst nicht adäquat komplexitätsreduziert transferieren können. 

 

„(..) Also häufig kommen ja Menschen mit geistiger Beeinträchtigung auch nicht allein zu so einem Gespräch, 

sondern haben ja entweder eine Person, die sie aus dem vertrauten Umfeld begleitet oder eine gesetzliche 

Betreuung. Sodass (..), wenn (..), also, dann kann man dann nach dem Gespräch, kann ja dann das nochmal 

dann durch die Betreuerin oder den Betreuer quasi nochmal besprochen werden. (...)“   

                         (Ber#w02KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.2., S. LXVII, Z. 206-210) 

 

Eine aktive Angehörigenarbeit, im Sinne der Anbahnung von Ablösungs- und Verselbst-

ständigungsprozessen, wird grundsätzlich als Notwendigkeit bewertet, jedoch im Rahmen der 

jeweiligen Wohnberatungsprozesse nicht aktiv eingeleitet. Deutlich zu erkennen ist jedoch, dass dies 

eine wichtige Voraussetzung für einen, im Sinne der betreffenden Personen, gelingenden Prozess sein 

könnte.   
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So äußern ratsuchende Personen in den Interviews, dass sie sich mehr Anerkennung und Akzeptanz 

bezüglich des Verselbstständigungsprozesses seitens der Eltern wünschen, jedoch selbst nicht über 

Wissen bezüglich möglicher Vorgehensweisen und Anbahnungen verfügen. 

 

„Nein, das war dann bloß irgendwie, (unv.) aber durch das Unverständnis der Eltern nicht so richtig vorwärts 

gegangen ist. …. [U]nd dann hab ich auch durch die EUTB, wenn dann mal was gewesen ist, hab ich wie ein 

bisschen vor Verzweiflung und hab da angerufen und gefragt, ob das so normal ist oder, ob das zumindesten 

da irgendwie anders geht oder, ob sie mir irgendwie ein Rat geben können, wie ich das mit den Eltern 

irgendwie hinkriege oder, ob ich doch vielleicht irgendwie ausziehen müsste“                  

                              (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3, S. CLXXVI, Z. 448-449; S. CLXXVII, Z. 492-496) 

 

Die Profile der Eltern/Angehörigen, welche aus den getätigten Aussagen umschrieben werden können, 

zeigen vor allem Vergleichbarkeiten auf, was die Schwerfälligkeit im Loslösungsprozess betrifft.  

 

„Oftmals sind es wirklich Eltern, die Anfragen für die Kinder, wo die Kinder aber auch schon über 30 oder 40 

sind. Wo es den Eltern wirklich sehr schwer fällt, loszulassen […]. “   

                                                                                   (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCIV, Z. 339-341) 

 

Dies ist unmittelbar mit dem Gelingen des Prozesses der Verselbstständigung der betreffenden 

Personen verbunden und beinhaltet die Möglichkeit, dass sich betreffende Personen nicht vollständig 

autonom und losgelöst von anderen Bezügen für oder gegen eine entsprechende Wohnform 

entscheiden. 

 

„Sich die Autonomie zu nehmen selbstständig zu wohnen, geht praktisch, glaube ich, nur dann besonders 

gut, wenn die Eltern auch bereit sind die Autonomie zu geben. Und ich glaube, das ist so eine 

Wechselwirkung. Also, ich glaube nicht, dass jemand, ein Mensch aus dieser Zielgruppe, gegen den Willen 

der Eltern die Entscheidung zu einem selbstbestimmten Wohnen trifft.“ 

 (Ber#m06 EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S, CXXVI, Z. 459-463) 

 

In diesem Zusammenhang wird zu einem späteren Zeitpunkt des Interviews hinzugefügt, dass eine 

Entscheidung für eine selbstbestimmte Wohnform wahrscheinlicher sei, wenn „… die Eltern … 

blühende Befürworter von selbstbestimmt Wohnen [sind] …“  

 (Ber#m06 EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6. S. CXXVII, Z. 495-496) 

 

Bezüglich der Eltern- und Angehörigenarbeit zeigt das Material dahingehend Auffälligkeiten, als dass 

diese Thematik zwar rudimentär Betrachtung findet, aber nicht spezifischer durch die beratenden 

Personen, mit Ausnahme einer, welche im Rahmen einer EUTB® tätig ist, zur Sprache gebracht wird.  
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Was den Umgang mit den Auszugs- resp. Umzugswünschen der ratsuchenden Personen betrifft, so 

zeigt sich, dass alle beratenden Personen ihren Prozess als personen- und bedarfsorientiert 

beschreiben. Die ratsuchenden Personen berichten von einem langen Prozess, bei welchem es, von der 

Äußerung des Auszugs-/Umzugswunsches über das Ernstgenommen werden bis zur Umsetzung, häufig 

viel Zeit benötigt und mit einigen Hürden verbunden ist. So berichtet eine ratsuchende Person davon, 

dass der Leistungserbringer, bei welchem aktuell die Wohnung und Unterstützungsleistungen in 

Anspruch genommen werden, dem Auszugswunsch negativ gegenüberstehe.  

 

„Wir haben schon einiges versucht. Aber die versuchen zu halten. … Naja, die große Chefin. Die haben das 

gar nicht erstmal für voll genommen. Und da ist dann die Äußerung gekommen: ‚Na, wenn es dir nicht gefällt, 

kannst du ja ausziehen. Da kommt ein anderer rein.‘     

                        (Rats#m01LE(PKL)_07.12.2022, Anhang 3.3.3.1., S. CXLIII, Z. 418; 437-439) 

 

In diesem Zusammenhang berichtet eine beratende Person, dass es in dieser Beratungsstelle nur selten 

der Fall sei, dass ratsuchende Menschen die Beratung in Anspruch nehmen, welche aus institutionellen 

Kontexten ausziehen möchten. In einem dieser seltenen Fälle wurde ein Beratungsgespräch 

beispielsweise in einer Gaststätte geführt,  

 

„… weil die ratsuchende Person nicht wollte, dass sie mit einer fremden Person im Wohnheim gesehen 

wird.“         (Ber#m06EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXI, Z. 201-202) 

 

Die Person Rats#m01LE(PKL), welche davon berichtete, sich mit ihrem Auszugswunsch nicht 

ernstgenommen zu fühlen, lebt gegenwärtig in einer besonderen Wohnform. Drei von vier 

ratsuchenden Personen leben aktuell nicht in einem solchen Kontext, berichten jedoch zum Teil von 

ähnlichen Wahrnehmungen in Bezug auf das fehlende Verständnis über die jeweilige Situation.   

 

Umgang mit Feedback/Rückmeldungen 

Bezüglich des Umgangs mit Feedback zum gesamten Beratungsprozess berichten die beratenden 

Personen, dass es grundsätzlich immer die Möglichkeit gäbe, davon Gebrauch zu machen, jedoch 

würde dies nur in den wenigsten Fällen genutzt. Es ist hinzuzufügen, dass die ratsuchenden Personen, 

so der Bericht der beratenden Menschen, in den meisten Fällen auch nicht aktiv auf die Möglichkeit 

aufmerksam gemacht werden. 

„Also, wir bekommen eher selten direktes Feedback. Also, wenn dann direkt an das Beratungsgespräch dran. 

Vor kurzem war erst eine Familie da gewesen oder Angehörige, die sich beraten lassen haben, die direkt im 

Anschluss an das Gespräch nochmal Feedback gegeben haben. Ansonsten merkt man das dann eher, 

inwieweit der Kontakt dann auch erhalten bleibt.“                     

    (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCVI, Z. 429-432)  
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Den ratsuchenden Menschen steht es grundsätzlich frei, Feedback in verbaler, schriftlicher oder 

telefonischer Form zu äußern. Eine anonymisierte Form der Rückmeldung zum Beratungsprozess liegt 

gegenwärtig nur in der EUTB® vor. Jedoch werden diese standardisierten Feedbackbögen anonym an 

die Fachstelle der EUTB® weitergeleitet und es kommt nur zu einer Rückkopplung mit den beratenden 

Personen, sofern die ratsuchenden Personen dies ausdrücklich vermerken: 

 

„Und alle kriegen am Ende des Beratungsprozesses einen Feedbackbogen. Und in dem Feedbackbogen, der 

geht direkt an die Fachstelle, können die ankreuzen, ob sie wollen, dass wir als konkrete EUTB® praktisch 

eine Rückmeldung kriegen oder nicht.“   

(Ber#m06 EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXVII, Z. 512-514) 

 

Insgesamt ist zu erkennen, dass, sofern es zu Feedback seitens der ratsuchenden Personen kommt, 

diese Informationen aktiv bearbeitet werden. Zumeist werden diese Informationen im Rahmen von 

Team- oder Fallbesprechungen reflektiert und nachfolgend mit den ratsuchenden Personen 

besprochen. Dennoch setzt dieser Prozess die Eigeninitiierung der ratsuchenden Personen voraus. 

Ähnlich verhält es sich im Bereich der Nach- und Rückfragen zu einzelnen Gesprächsinhalten im 

Beratungsprozess. Die ratsuchenden Personen sprechen davon, dass sie Rückfragen schriftlich 

(digital/analog), telefonisch oder in einem nächsten Gespräch stellen können und diese weitestgehend 

beantwortet werden. Beratende Personen berichten diesbezüglich von einem stellenweise hohen 

Aufgebot an Nach- und Rückfragen im Nachgang von einzelnen Beratungsgesprächen. Diese Tatsache 

wird aber nicht konkret auf etwaige Beratungsstile oder das Fehlen einer komplexitätsreduzierten und 

bedarfsorientierten Beratungspraxis, sondern viel mehr auf die kognitiven Voraussetzungen der 

ratsuchenden Personen bezogen.  

 

„Also es gibt natürlich Ratsuchende, die das gut verarbeiten und es gibt aber auch (..) mehr kognitiv 

eingeschränkte Personen, die dann einfach am nächsten Tag wieder anrufen und die gleiche Frage stellen.“ 

              (Ber#w02KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.2., S. LXVIII, Z. 288-290) 

 

Gefragt nach einer Lösung der Informationsverarbeitungsthematik folgt die, aufgrund von Zeitmangel, 

zuvor beschriebene Transmitterfunktion der Angehörigen und/oder gesetzlich Betreuenden: 

 

„Bei manchen gibt es dann auch teilweise schon Hilfeerbringer, dann muss man dann auf die verweisen oder 

auf die gesetzliche Betreuung, weil das können wir dann natürlich nicht leisten. Das jeden Tag die gleiche 

Frage gestellt wird.“              (Ber#w02KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.2., S. LXVIII, Z. 296-299) 
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Diese Tatsache implementiert, dass den sogenannten Informationstransmitter korrekte und adäquate 

Informationen vorliegen oder diese in allen Beratungsgesprächen anwesend sein müssen. Nur so kann 

eine selektive Transferierung relevanter Informationen vermieden werden. 

Ratsuchende Personen berichten davon, dass auf aktives Nachfragen in Bezug auf Beratungsinhalte 

entsprechend eingegangen wird. Eine Person berichtet, dass sie gern ein ehrliches Feedback geben 

wolle, dieses Handeln jedoch mit der Angst, dass dies eine Drucksituation auslösen könnte, besetzt ist: 

 

„… im Grund genommen fühle ich mich da allein gelassen mit der Meinung … . Ich hab das so stehen lassen, 

wie es war. Und (...) man muss damit klarkommen und (..) ich bin ja schon froh, dass sie mich an [Name 

Organisation Gastfamilien] erstmal geschickt haben. … (7). Ich will ja manchmal auch nicht so rüberkommen, 

dass ich nichts versuche und probiere und, ob es klappt oder nicht. Ich will ja im Prinzip meinen guten Willen 

zeigen, überall. Obwohl ich manchmal weiß, dass es nicht funktionieren tut … . “   

                                             (Rats#m02EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.2., S. CLXI, Z. 418; S. CLXIV, Z. 531-535) 

 

Barrierefreiheitsaspekte  

Neben den strukturellen Barrierefreiheitsaspekten wie rollstuhlgerechte und niederschwellige Zugänge 

zu den Beratungsräumen, erwähnten die beratenden Personen häufig, dass vor allem das Angebot der 

aufsuchenden Beratung Hürden abbauen würde. Besonders betonten dies die beratenden Personen 

aus dem Kontext der Kostenträgerschaft: 

 

„Den Termin machen wir, wenn es gewünscht ist, gern auch außerhalb. Also ich lege keinen Wert drauf, dass 

wir die Termine hier im Amt machen. Das ist für viele Leute eine Hürde hierher zu kommen. Und bin also 

dazu auch bereit da ins Wohnheim oder die Werkstatt zu kommen.“      

              (Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.3., S. LXXV, Z. 85-88) 

 

Ratsuchende Personen betonten in ihren Aussagen, dass die bisherigen Beratungssettings für sie 

grundsätzlich strukturell barrierefrei gewesen sind. Bezüglich der Barrierefreiheit in Sprache und 

Information ist zu betonen, dass die Inhalte der Beratungsgespräche nicht gänzlich verstehbar 

transferiert wurden. Das führt unweigerlich zum Prozess des Nachfragens und bindet Ressourcen. 

Adäquat nützliche und themenbezogene Information in schriftlicher Form liegen nur einer interviewten 

ratsuchenden Person vor. 

Beratende Personen erwähnen in diesem Zusammenhang vor allem fehlende, barrierefreie 

Informationsmaterialien. 

„Wir haben aber auch sonst keine Piktogramme oder ähnliches hier bei uns. Aber auch generell in der Stadt 

eher wenig. (..) Da ist noch einiger Nachholbedarf. … Also wir kriegen die [Informationsmaterialien zum 

Thema Wohnen] von den Einrichtungen und die sind ja nicht wirklich barrierefrei.“    

               (Ber#w02KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.2., S. LXVI, Z.  170-172; LXVII, Z. 197-198)  
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Die Erstellung eigener komplexitätsreduzierter Informationsmaterialien wird mit einem fehlenden 

Aufwand-Nutzen-Faktor begründet: 

 

„Das wäre zu individuell. Das lohnt sich, glaube ich, nicht da irgendwas zusammen zu stellen, weil da jeder 

was anderes braucht, und im Prinzip sind die Informationen in der Regel auch als PDF irgendwo ganz einfach 

abrufbar und man kann es einfach ausdrucken. Es wäre jetzt, also meiner Meinung nach, nicht erforderlich, 

dass wir jetzt bestimmte Sachen extra nochmal vorhalten als das jetzt von unserer Kommune.“ 

             (Ber#m02KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.2., S. LXXX, Z. 317-321) 

 

Von dieser Kommune, von welcher die Person Ber#m02KT spricht, berichtet ebenso die Person 

Ber#w03KT in Bezug auf den „Nachholbedarf“ in Sachen komplexitätsreduzierte Informations-

materialien. 

Einer beratenden Person ist es möglich, Informationsmaterialien über ein organisationsinternes 

Übersetzungsbüro in Leichte Sprache transferieren zu lassen. Diese beziehen sich dabei hauptsächlich 

auf die allgemeinen Angebote dieser Organisation und weniger auf den etwaigen, allgemeinen 

(Verselbstständigungs-)Prozess. Die Informationen werden wiederum hauptsächlich abstrakt 

vermittelt:  

 

„Also wir versuchen das wirklich immer sehr, sehr bildlich auch zu veranschaulichen. Das heißt, wir fragen 

natürlich zum einen, ob sie selbst schon eine Vorstellung überhaupt entwickeln konnten vom Wohnen, wie 

sie wohnen möchten, ob es da schon konkrete Vorstellungen gibt. Ansonsten versuchen wir das gezielt 

abzufragen. Das heißt: ‚Möchten Sie (..) mit anderen Menschen zusammenwohnen? Mit wie vielen anderen 

Menschen möchten Sie zusammenwohnen? Möchten Sie lieber allein wohnen?‘. Um da auch schon ein Stück 

weit aufzuspalten: Ok, ambulant, ja. Eigene Wohnung oder vielleicht auch eine WG-Form oder ähnliches. 

Und fragen auch so nach den Wünschen beziehungsweise auch, was die Unterstützung betrifft. Das heißt: 

‚Brauchst du jemanden nur dann und dann oder wünschst du dir, dass rund um die Uhr jemand zur Verfügung 

steht?‘. Und versuchen da dann auch schon die einzelnen Bedarfe herauszukitzeln, das heißt: ‚Kannst du früh 

alleine aufstehen? Weißt du, wie du dir was zu essen machen kannst? Wo du was her bekommst?‘. Das sind 

so die grundlegenden Sachen, die erstmal geklärt werden müssen, um schon mal vorzusortieren, müssen wir 

gerade mehr Richtung stationäres Angebot denken oder können wir hier auch schon ambulant denken.“

                     (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCIII, Z. 312-325) 

 

Zudem wird durch eine andere beratend tätige Person betont, dass die vorhandenen 

Informationsmaterialien einer regelmäßigen Aktualisierung bedürfen. Sollte dieser Prozess nicht 

vollzogen werden, so sei das Material unbrauchbar:  
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„… Es werden Informationen vorgehalten, man kann auch schön Flyer und sowas bestellen, aber davon 

werden eben, was die Erfahrung sagt, auch viele sehr, sehr alt. Das heißt, dass das Papier in der Art gar nicht 

mehr abgefordert wird … .“                             (Ber#w05EUTB®_15.02.2023, Anhang 3.3.2.5., S. CIX, Z. 379-382) 

 

Die Frage der Verantwortlichkeit zur Herstellung und der notwendigen Aktualisierung geeigneter 

Informationsmaterialien besteht bei allen beratenden Personen. Vorhandene Informationsmaterialien 

zum Themenbereich Wohnen, welches regional unterschiedlich ist, wird als nicht ausreichend 

komplexitätsreduziert bewertet. 

Konkrete und allgemein zugängliche Quellen zum Beziehen von Informationen für beratend tätige 

Personen konnten im Rahmen dieser Erhebung nicht identifiziert werden. Insofern ist jede einzelne 

beratende Person zur Beschaffung und bedarfsorientierten Vermittlung von relevanten Informationen 

angehalten.  

 

Sprachliche/informationelle Barrierefreiheit 

Bezogen auf die komplexitätsreduzierte Informationstransferierung sprachen ratsuchende Personen 

davon, dass Informationen teilweise beim ersten Gespräch nicht verstanden wurden und/oder sich 

Fragen im Nachgang eines Gesprächs ergaben, weshalb sie aktiv Nach- und Rückfragen adressierten. 

Diese wurden, nach Aussagen der interviewten Personen, weitestgehend zufriedenstellend durch die 

beratenden Personen beantwortet. Schwierigkeiten zeigen sich in Bezug auf eine konkrete benannte 

Ansprechperson, an welche sich ratsuchende Personen für Nach- und Rückfragen wenden können.  

 

„Na, normale Sprache hilft mir schon, ja. Manchmal kommen solche Sätze, die man nicht versteht, da müsste 

eine leichte Sprache wieder her. … Und die Fragen kommen im Nachhinein, wenn ich dann allein bin und im 

Kopf dann nochmal alles nachgedacht habe. Da kommen eben die meisten Fragen noch, aber dann ist eben 

keiner mehr da.“                 (Ratsm#02EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.2., S. CLVIII, Z. 230-231; 242-244) 

 

„(…) (unv.) bisschen dran arbeiten, aber es waren auch viele Sachen, die ich da so ein bisschen noch wissen 

wollte, die mir bisher niemand so richtig sagen konnte. Wo ich auf alle Fälle noch so ein bisschen nachgefragt 

habe und da wurde dann, teilweise auch sehr allgemeine Fragen. Vielleicht hätte ich die auch jemand 

anderes stellen können, aber man hat irgendwo keinen richtigen Ansprechpartner.“  

                                                                   (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXIX, Z. 606-610) 

 

Unterstützung braucht es vor allem dann, wenn es um bürokratische und behördliche Angelegenheit 

geht, welche in der Komplexität zumeist nicht reduziert sind:  
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„Es sind dann bloß irgendwelche Briefe die dann, irgendwo von einem Arzt oder sowas, ausgestellt wird. Vom 

Amt oder zumindesten, was dann viele Verträge oder was sind. Das sind dann auch viele Sachen, die man 

irgendwo nicht ganz richtig versteht.“  

                 (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXVIII, Z. 537-540) 

 

Beratungsziele  

Beide Fokusgruppen wurden im Rahmen des Interviews nach den persönlichen Beratungszielen gefragt 

(Indikatoren). Beratende Personen gaben an, dass die Definition eines exakten Endpunktes im 

Beratungsprozesses als schwierig bewertet wird. Grund dafür ist der langfristige Verlauf, welcher mit 

einer bestimmten Dynamik, die Veränderungstendenzen der Wohnsituation betreffend, einhergeht. 

Grundsätzlich wird die Initiierung einer entsprechenden Unterstützungsleistung nach Umzug als ein 

möglicher Indikator festgelegt: 

 

„Also für mich, wenn feststeht, welche Hilfe initiiert wird. …. Dass ich zum einen herausfinde, was die 

Menschen wirklich möchten und benötigen. Und dann, tatsächlich auch eine Hilfe bekommen, die sie (..) ja, 

die sie auch unterstützt. Und die jetzt nicht irgendwie am Bedarf vorbei geht. …. Also es kann ja natürlich 

sein, dass sich im Laufe des Prozesses dann noch andere Bedarfe ergeben. Dann kommen die Leute natürlich 

wieder auf uns zu. Das kann ja auch sein, dass da noch eine zusätzliche Hilfe benötigt wird, was vorher 

vielleicht noch gar nicht klar war.“             

(Ber#w02KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.2., S. LXVII, Z. 241; S. LXIX, Z. 336-338; 347-349) 

 

Die beratende Person, welche im Bereich eines Leistungserbringers tätig ist, konkretisiert die 

Zielerreichung insofern, als dass dieser Beratungsprozess vorrangig darauf zielt, die Angebote der 

Organisation in Anspruch zu nehmen. Ein Beratungsprozess ist demzufolge abgeschlossen, wenn sich 

ratsuchende Personen für eines dieser Angebote entschieden haben. Jedoch verbleibe die beratende 

Person darüber hinaus so lange ansprechbar, bis die Leistungen wieder beendet wird. 

 

„Ja, vorrangig möchten wir natürlich schon, dass die Kunden sich für ein Angebot von uns entscheiden als 

Leistungserbringer. Aber auch, ja, ich sehe es auch immer ein Stück weit als Aufklärung und erster Weg zur 

Selbstbestimmung, um überhaupt erstmal eine Idee zu vermitteln, wie man überhaupt wohnen kann und 

was es für vielfältige Möglichkeiten geben kann und gerade bei älteren Angehörigen, ja, einfach auch das 

Thema ambulante Betreuung oder ambulantes Wohnen wirklich schmackhaft zu machen, weil man da die 

meisten Möglichkeiten hat, das wirklich personenzentriert und gut für den Kunden zu gestalten. .… Der 

Prozess ist dann abgeschlossen, wenn die Kunden das Angebot, ja, angenommen haben.“   

                 (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCVI, Z. 454-460; 466)  
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In der ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung versteht sich eine beratende Person als die 

Alternative zu den bestehenden klassischen Strukturen. Ziel sei die Ermöglichung einer Orientierung 

im gesamten Entscheidungsprozess (Ber#w05EUTB, Anhang 3.3.2.5., S. CIX-CX, Z. 513-519). 

Auch wird in diesem Interview davon gesprochen, dass dieser konkrete Beratungsprozess, aufgrund 

von stetigen Veränderungstendenzen und -möglichkeiten, als nicht vollständig abschließbar gesehen 

wird. Hierbei wird jedoch zwischen den Inhalten der beraterischen Tätigkeit nach erfolgreichen Aus- 

resp. Umzug unterschieden. So wandele sich der konkrete Wohnberatungsprozess in eine Beratung zu 

alltagspraktischen Aspekten beziehungsweise zur Sicherstellung von Unterstützungsleistungen um. 

 

„Also, grundsätzlich möchte ich, dass Leute in der Beratung erfahren, dass es zu den klassischen 

Hilfesystemen, die alle kennen, auch Alternativen gibt. Und, dass keiner in einem Heim wohnen muss, wenn 

er nicht sich explizit dafür entschieden hat. Das wäre mein Anspruch oder mein Ziel auch. … Ich glaube, der 

EUTB®-Prozess ist spezifischer. Der würde sich dann eher sozusagen auf die Sicherstellung der Assistenz 

beziehen nach dem Umzug.“                                           

 (Ber#m06EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6, S. CXXVIII, Z. 562-565; S. CXXIX, Z. 599-601) 

 

Ähnliche Tendenzen zeigen sich in den Aussagen der ratsuchenden Personen. Grundsätzlich ist die 

anvisierte Veränderung im Bereich des Wohnens ein fester Ankerpunkt. Jedoch werden auch die 

nachfolgend notwendigen Beratungsbedarfe angezeigt. Diese beziehen sich vorwiegend auf 

alltagspraktische Aspekte und (langfristige) Verselbstständigungsprozesse. 

 

„Der Zeitpunkt wäre, wenn wir die Wohnung haben. (4) Ja, und wenn ich jetzt, wenn wir so uns angeguckt 

haben und so und wenn dann der Umzug alles vorbei ist. Dann würde ich sagen (..) Gut, wir haben es 

geschafft.“     (Rats#m01LE(PKL)_07.12.2022, Anhang 3.3.3.1., S. CXLVI, Z. 686-688) 

 

„Ja, oder zumindesten wie vielleicht auch mit den Eltern, dass ich sie da ein bisschen hinkriege, dass sie mehr 

Verständnis dafür haben, dass ich zumindesten auch ein bisschen ein eigenes Leben habe oder zumindesten 

ein bisschen einen Kopf, aber zumindesten einen Wohnraum gern aber hätte.“   

                                                                     (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXIV, Z. 331-334) 

 

„Ich denke, da ich immer mal so ein bisschen Beratung brauche im Leben oder mal Tipps, wie ich was 

umsetzen kann. Das könnte doch noch ein bisschen dauern. “  

                                                                        (Rats#m04EUTB®_05.05.2023, Anhang 3.3.3.4., S. CXCII, Z. 383-384)  
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Zufriedenheit und Wünsche  

Insgesamt zeigt sich bei den beratenden Personen eine hohe Zufriedenheit in Bezug auf den eigenen 

Beratungsprozess. Unzufriedenheit wird vor allem hinsichtlich vorhandener Strukturen in der 

Leistungsanbieterlandschaft geäußert. Diese werden als nicht ausreichend heterogen und zeitgemäß 

bewertet. Zudem bräuchte es ein einheitlicheres Vorgehen aller involvierten Akteure und Akteurinnen 

im Gesamtprozess. Ein strategisches und einheitliches Verfahren bedarf es vor allem, um dem 

antizipierten erhöhten Wohnberatungsbedarf adäquat begegnen zu können. 

 

„… Das heißt, dahingehend erwarte ich auch einen Anstieg an Beratungsbedarf, der einfach über dieses 

Modell, wie es jetzt ausgelegt ist, weil wir ja fast gleich gefordert sind intensiv Netzwerkarbeit zu betreiben, 

dass das irgendwann kollidieren würde. Also, dass man sich dann entscheiden muss. Man kann dann nur 

noch das eine oder das andere gut machen. Und, es wird ein sehr hohes Arbeitsaufkommen, so ein Netzwerk 

lebendig zu halten, alle Informationen immer am Ball zu haben.“   

                                                                           (Ber#w05EUTB®_15.02.2023, Anhang 3.3.2.5., S. CXIII, Z. 596-602) 

 

Angesprochen werden wichtige Kontextfaktoren, ohne die ein selbstbestimmtes Wohnen und der 

entsprechende Wohnberatungsprozess wenig Erfolg erzielen würden: 

 

„Nein, ich finde, was hindernd ist, dass viele Menschen überhaupt keine Idee haben, wo es im ganzen Leben 

hingehen soll. Es ist häufig eine Frage der Wohnung an sich. Ich glaube, zu einer barrierefreien Wohnung für 

Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen gehört beispielsweise sowas wie eine intakte Nachbarschaft 

und so. Sowas zu finden ist halt nicht leicht. Und dann ist es häufig so, dass die Menschen sehr stark limitiert 

sind über das Einkommen, was sie zu Verfügung haben. Also, wenn es gelänge, dass sie ein gutes Einkommen 

haben, würde das auch gut funktionieren. Also sagen wir mal der Mindestlohn in der Werkstatt wäre auch 

ein Gelingensfaktor für gute Wohnsituationen. Aber das ist nicht gewollt. Also, der Gesetzgeber will das 

zumindest nicht.“                      (Ber#m06EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXX, Z. 631-639) 

 

Neben diesen Faktoren sprechen die beratenden Personen auch die unbedingt gelingende Elternarbeit 

sowie die nicht flächendeckende, heterogen ausgestattete Leistungserbringerlandschaft an. 

 

„Das heißt, da wo derjenige herkommt und wohnhaft ist, gibt es nicht immer das Angebot, was derjenige 

bräuchte oder haben wöllte, was zu ihm passt. Das heißt, entweder muss ein Dienstleister den Weg finden 

diese Lücke wahrzunehmen oder der Betroffene müsste bereit sein, sein Umfeld zu verändern, um vielleicht 

diese Brücke, die es woanders gibt, diese Unterstützung in Anspruch zu nehmen.“   

                                                                           (Ber#w05EUTB®_15.02.2023, Anhang 3.3.2.5., S. CXIII, Z. 574-578)  
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Zwei ratsuchende Personen sprachen im Rahmen der Zufriedenheit und Wünsche davon, dass sie Sorge 

davor haben, im Beratungsprozess in Drucksituationen respektive ungleiche Machtverhältnisse zu 

geraten: 

„(..) Das man nicht so unter Druck gerät, dass man jetzt von heute auf morgen alles selber hinkriegen muss. 

Gezwungenermaßen, was sowieso manchmal nicht geht.“      

                                     (Rats#m02EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.2., S. CLXII, Z. 432-434) 

 

Ferner kam es zu einer Unzufriedenheit, was die Transferierung von eingeforderten Informationen 

betrifft: 

„Ja, zumindesten hab ich öfters bei einigen Sachen festgestellt, wo ich gern nochmal ein bisschen was 

gewusst hätte. Da haben sie dann irgendwo gesagt: ‚Dafür sind wir aber nicht zuständig oder dafür werden 

wir nicht bezahlt, wir müssen es ja irgendwo dokumentieren‘.“    

                (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., CLXXVIII, Z. 558-560) 

 

Insgesamt fühlten sich die ratsuchenden Personen mit ihren Anliegen im Beratungsprozess gut 

verstanden und konkretisierten keinen weiteren Änderungsbedarf.  

 

Vorhandene und fehlende Ressourcen  

Die beraterisch tätigen Personen bewerteten im Bereich der vorhandenen Ressourcen, das 

Bedarfserhebungsinstrument in Thüringen79 zur Konkretisierung und Differenzierung der Bedarfe und 

Wünsche ratsuchender Personen, als positiv. Unstimmigkeiten zeigen sich in Hinsicht auf die Leistungs-

erbringerlandschaft, Infrastruktur und Netzwerke in den jeweiligen Städten und Kommunen. 

Argumentiert wird, dass vor allem größere Städte und Landkreise diesbezüglich gut ausgestattet seien. 

Dabei sind vor allem Kooperationen zur gelingenden Umsetzung von Wohnberatungsprozessen 

unbedingt notwendig. Diese erstrecken sich von der Zusammenarbeit der Kosten- mit der 

Leistungserbringerschaft sowie der EUTB® über die kommunalen Ebenen bis hin zur Netzwerkarbeit 

mit Wohnraumanbietenden. 

 

„… Zum Beispiel, fördern tut das jetzt, wo ich sag, diese Kooperation mit der Wohnungsbaugesellschaft, die 

wir jetzt versuchen. Und, dass wir jetzt endlich, nach langem, von der Stadt anders wahrgenommen werden. 

Unser Verein. Und als Fürsprecher für unsere Klienten. Und, dass wir in der Stadtentwicklung mit einbezogen 

werden. Und im Bereich Arbeitsgruppe Daseinsfürsorge. Also, dass das mehr nach außen getragen wird, um 

was es uns hier eigentlich geht.“                   (Ber#w01LE(PKL)_07.12.2022, Anhang 3.3.2.1., S. LIX, Z. 561-566)  

 
79 Integrierte Teilhabeplanung (ITP). 
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Bezugnehmend auf potenziell fehlende Ressourcen nannten die beratenden Personen fehlende oder 

bisher zu marginal ablaufende Sensibilisierungsprozesse und die teilweise noch fehlende Bereitschaft 

der Kooperation. Weiterhin fehle es an den Ressourcen Zeit, Finanzen, Wohnraum und die 

Verschlankung bürokratischer Angelegenheiten. Die in Thüringen vorliegende Kommunalisierung der 

Kostenträgerschaft führt zu einem uneinheitlichen Vorgehen der unterschiedlichen Standorte: 

 

„ … Bei einem Landratsamt gehts; der eine Landkreis macht mit und der andere nicht. Das halten wir auch 

von den Klienten fern. Wir wollen ja trotzdem, dass es ihnen gut geht. Das sind auch Barrieren. […] [D]as 

Schubladendenken der Behörden, der Wohnungsbaugesellschaften (..). Dass man Menschen nicht zutraut in 

einer eigenen Wohnung zu leben … .“            

          (Ber#w01LE(PKL)_07.12.2022, Anhang 3.3.2.1., S. LVI, Z. 421-423; LIX, Z. 551-552) 

 

Dem entgegen steht die Aussage einer beratenden Person eines Kostenträgers: 

 

„… [L]etztendendes handeln wir nach den gesetzlichen Vorgaben. … Man könnte es [die Bürokratie] sicherlich 

ein bisschen verschlanken, was an, ja, wenn es auch um Hilfen geht, die wirklich über einen längeren 

Zeitraum absehbar genutzt werden. Könnte ich mir gut vorstellen, dass man auch längere 

Bewilligungszeiträume nutzt, als es bei uns im Moment, sozusagen, gewünscht und gefordert ist. In der Regel 

so, das Maximum sind so zwei Jahre, die wir Leistungen gewähren. …“     

                       (Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.3., S. LXXXIV, Z. 474-479) 

 

In der Mikroperspektive führt die fehlende Zeitressource zu einem stark reduzierten Beratungsprozess: 

 

„Das aufgrund von (..) ja, hoher Arbeitslast und auch Einarbeitung von vielen neuen Kollegen, dass es jetzt 

nicht immer möglich ist, ganz adäquat alles zu erfragen und … für jede Problemstellung ein 

Beratungsgespräch anzubieten.“          (Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.3., S. LXXXV, Z. 539-542) 

 

Neben den genannten Themen, welche eher den übergeordneten Strukturen zugeordnet werden 

können, benannte eine beratende Person die Schwierigkeit des komplexitätsreduzierten Informations-

transfers und betonte die Wichtigkeit: 

 

„Und die Sprache. Und das ist, glaube ich, zentral. Und dann, was ich eben auch gut fände, wäre, wenn ich 

das Gefühl habe, dass ich die Menschen sozusagen kognitiv nicht erreiche, über Abstraktionen, über 

Vorstellungen. Dann wäre mein Beratungsansatz, ich müsste irgendwie erreichen, dass ich die Menschen ins 

Erleben bringe. Und das würde eben gut gehen, wenn man sozusagen auch mal eine Wohnung zeigen könnte 

oder wenn man mal Kontakt zu jemanden organisieren könnte, der mit der gleichen Behinderungsform selbst 

wohnt oder mit Assistenz wohnt. Ich glaube, das wäre auch ein guter Beitrag zur Barrierefreiheit, um einfach   
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so aus dem Reden in das Erleben zu kommen und, wo Menschen wirklich auch ihre, also auf Menschen 

treffen, die vor gleichen Problemen standen. Die vielleicht auch als Rollenvorbild oder so dienen könnten.“                                 

                 (Ber#m06 EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXIII, Z. 317-326) 

 

Ferner äußert diese Person Kritik am zuvor erwähnten als positiv empfundenen Einsatzes des Thüringer 

Bedarfsermittlungsinstrumentes: 

 

„… Wir haben ja in Thüringen ITPs und es gibt viele Menschen in der Zielgruppe, die gehen klassisch in der 

Werkstatt arbeiten und wohnen bei ihren Eltern. Und dann wird praktisch ein Gesamtplangespräch, ein ITP-

Gespräch gemacht und es wird immer nur der Bereich Arbeit angeguckt und es wird nie der Bereich Wohnen 

angeguckt. Und wenn man das machen würden, dann könnte man präventiv schon mehr Weichen stellen, 

um die Menschen an ein selbstbestimmtes Wohnen heranzuführen, auch wenn sie noch bei ihren Eltern 

wohnen. Und nicht immer dieses riskieren, dass praktisch dann unter extrem hohen zeitlichen Druck dann 

schnell Lösungen gefunden werden müssen, die wenig Vorbereitungszeit brauchen. Das ist nämlich in der 

Regel ein Wohnheim. (...) Das habe ich auch mit dem Sozialamt schon besprochen, aber das ist irgendwie 

auch ein dickes Brett.“                 (Ber#m06 EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXVIII, Z. 548-557) 

 

Darin zeigt sich die Notwendigkeit eines langfristigen, personenzentrierten und erprobenden 

Charakters eines Wohnberatungsprozesses bei Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen. 

 

Ratsuchende Personen erwähnen, dass konkrete Informationen vornehmlich in schriftlicher Form 

vorliegen sollten und sich mehr Klarheit in den Zuständigkeiten beziehungsweise Ansprechbarkeiten 

sowie in den Abläufen (z. B. durch Checklisten) gewünscht wird. Wichtig ist, dass sich die ratsuchenden 

Personen verstanden und in ihren Wünschen ernstgenommen fühlen. Eine Person äußerte, dass es für 

sie wichtig ist, dass eine vertraute, vom jeweiligen Leistungserbringer unabhängige Person in den 

Gesprächen mit der Wohnheimleitung im Sinne der Absicherung und des Verstehens 

(Informationstransferierung durch Dritte) anwesend ist: 

 

„Und die [Betreuerin] kümmert sich ja auch. Und die kann auch gut einschätzen, besser wie ich. Und da bist 

du dann bei solchen Gesprächen nicht alleine. Und, das haben wir schonmal probiert. Und so ein Gespräch, 

das versucht die Führung zu verhindern.“                      

                        (Rats#m01LE(PKL)_ 07.12.2022, Anhang 3.3.3.1., S. CL, Z. 752-754)  
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Meinungen zum selbstbestimmten Wohnen – Selbstbestimmungs-/Verselbstständigungsprozess 

In der Perspektive auf Selbstbestimmungs- und Verselbstständigungsprozesse ratsuchender Personen 

wird betont, dass der Beratungsverlauf von den jeweiligen individuellen Wünschen und Bedarfen der 

ratsuchenden Personen ausgehend gestaltet wird: 

 

„Da kam der Wunsch ‚Ich möchte hier raus‘. … und da haben wir uns mit einer gesetzlichen Betreuerin … 

zusammengesetzt und haben überlegt, wo sie überhaupt hinziehen möchte, wo auch für sie … die 

Infrastruktur passt, das Einkaufen passt, ein Arztbesuch passt, wo sie noch viel selbst erledigen kann.“   

                                                                              (Ber#w01LE(PKL)_07.12.2022, Anhang 3.3.2.1., S. LI, Z. 159-163) 

 

In diesem Fall kommt es auch zur situationsspezifischen Anwendung von Konzepten und Methoden: 

 

„Ablösekonzepte. Das ist in den WGs so. Ganz oft. Und Zukunftskonzepte auch. Vergangenheitsaufarbeitung, 

Loslösen und dann ‚Jetzt starte ich neu‘. Das war bei meiner Klientin so, die jetzt in [Ortsname] ist.“  

                   (Ber#w01LE(PKL)_07.12.2022, Anhang 3.3.2.1., S. LIX, Z. 534-536) 

 

Ähnliche Tendenzen der personenzentrierten Beratung zeigen sich auch in den Aussagen einer 

beratenden Person eines Kostenträgers: 

 

„Also, ich versuche es dann schon so gut wie möglich herauszubekommen, was genau der Mensch an 

Unterstützung möchte und braucht und, was er auch an Unterstützung zulassen möchte. Ich versuche dann 

auch immer zu erklären, was es bedeutet, wenn zum Beispiel jemand eine bestimmte Zeit am Tag einen 

Assistenten hat. Also, dann nochmal zu erklären, (..) ob das wirklich der Wunsch ist. Weiß ich nicht, 24 

Stunden am Tag eine andere Person in seinem persönlichen Umfeld zu haben. Jetzt als Beispiel. Das versuche 

ich dann schon ganz genau herauszufinden, also nicht nur zu sagen: ‚Ja, da machen wir jetzt ein ambulant 

betreutes Wohnen‘.“               (Ber#w02KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.2., S. LXVII, Z. 224-231) 

 

Die individuelle Vorstellung über Selbstbestimmungsprozesse beim Wohnen von betreffenden 

Menschen zeigt sich unterschiedlich. Dies betrifft vor allem die beraterische Limitierung auf bestimmte 

Angebote der Leistungserbringerschaft.  

 

„Ja, also die Möglichkeiten, das heißt: Wo ist der Unterschied zwischen einem vollstationären Wohnangebot. 

Heißt eine besondere Wohnform bis hin zum ambulanten Angebot und was gibt es vielleicht noch für 

Zwischenstufen dazwischen mit, ja früher hat man gesagt teilstationäre Angebote mit sogenannten 

Außenwohngruppen. Das heißt: Wo liegen die Unterschiede in den einzelnen Bereichen? Was gibt es da? 

Was kann man sich darunter vorstellen? Und natürlich auch: Was habe ich für Möglichkeiten noch andere 

Sachen mit zu nutzen?“                (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCII, Z. 237-242)  
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Die interviewten ratsuchenden Personen äußerten unmissverständlich, welche Art des Wohnens sie 

sich wünschen. Diese werden aber entsprechend der vorliegenden Rahmenbedingungen limitiert. So 

äußert sich eine Person, dass diese keine Veränderungen im Wohnen wünscht, jedoch aufgrund des 

Verkaufs des Wohnhauses die Notwendigkeit der Neuausrichtung besteht. Im Rahmen dessen äußert 

diese Person ihre persönliche Vorstellung und begründet diese Perspektive eindeutig: 

 

„Also, da würde ich schon gerne die Gastfamilie vorziehen. Denn im ambulant betreuten Wohnen, das hab 

ich immer gemerkt, wenn ich auf Besuch in die [Straßenname] zu meinem Bruder gefahren bin. Ein 

Wohnheim. … Da bin ich immer froh, wenn ich wieder in meinen eigenen vier Wänden war.  (...) Das wäre 

nichts für mich, nein. (..) Da hab ich mich dort so umgeguckt, ja, das ist alles so internatsmäßig und so einsam 

(...) Da ist man einsam für mich alleine gestellt …. . Wenn ich auf Besuch in irgendwo Heime fahre, da ist das 

so kalte Atmosphäre, für mich nicht so gemütlich. Da finde ich das in meiner eigenen Wohnung gemütlicher. 

Wohnlicher. (..) Und das ist so wie im Krankenhaus da, also wenn man dahin kommt in Pflegeheime, betreute 

Wohnen. Das ist so kalt und so krankenhausmäßig. (...) Irgendwie nicht wohnlich. (4) Wie internatsmäßig 

oder so.“     

                   (Rats#m04EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.2, S. CLIX, Z. 397-302; CLXV, Z- 561-566) 

 

Für eine andere Person ist der Abwägungsprozess mit vielen Kompromissen verbunden. Sie wünscht 

sich ein selbstbestimmtes und eigenständiges Wohnen, möchte aber die vorhandenen Sozialkontakte 

im Wohnort nicht verlieren. Eine Beratung in Bezug auf Umgang mit Loslösungsprozessen von den 

Eltern hat diese Person bisher nicht erhalten. 

 

„…. Das waren alles so die Sachen, … , die habe ich hier schöner. Da muss ich eben mit den Sachen, mit den 

Eltern, die man nervend empfindet, mal ein bisschen akzeptieren oder zumindest versuchen dann irgendwo 

mit den Eltern zu planen, dass man dann sich mal ein bisschen ändern könnte, müsste.“  

                                                                    (Rats#m05EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXXI, Z. 681-684) 

 

Eine weitere Person äußerte sich darüber, dass es ihr wichtig ist, beim selbstbestimmten Wohnen 

Sozialkontakte zu knüpfen und aufrechtzuerhalten. Dies sei in den präferierten Stadtteilen nicht 

möglich, was die Sorge in Bezug auf eine mögliche Einsamkeit mit sich bringt: 

 

„Man hat überhaupt nichts mehr Soziales, wo man mal rein gehen kann und wo man mal sagen kann, dass 

man sich wohlfühlt und wo eben alle hin können. “                     

 (Rats#m06EUTB®_05.05.2023, Anhang 3.3.3.4., S. CXCIV, Z. 487-489) 

 

An diese Gesamtschau schließt sich nachfolgend eine differenzierte und spezifischere Betrachtung der 

Ergebnisse sowie ein vergleichender Bericht der jeweiligen Organisationsformen an.  
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7.6.4.5.  Differenzierter und spezifischer Ergebnisbericht 

Beratende Personen  

In der Analyse des Interviewmaterials zeigen sich drei grundlegende, gesprächsübergreifende 

Thematiken, die alle beratende Personen gleichermaßen betreffen. 

1) Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten zur Herstellung von Barrierefreiheit allgemein 

und einer komplexitätsreduzierten Informationstransferierung 

2) Notwendigkeit des Einbezugs der individuellen Kontextbedingungen, vor allem Eltern- und 

Angehörigenarbeit 

3) Ressourcenknappheit hinsichtlich Zeit und Personal 

Dass die Wohnberatung ein personenzentrierter Prozess ist, wird von allen beratend tätigen Personen 

anerkannt. Jedoch ist in dieser Hinsicht zu prüfen, ob ebendieser auch in der praktischen Umsetzung 

tatsächlich erfolgt. Als problematisch kann die vorliegende Ressourcenknappheit bezüglich Zeit und 

Personal verstanden werden. Der Wunsch nach mehr Möglichkeiten zur Herstellung personen-

zentrierter und bedarfsorientierter Beratungssettings wird in den Interviews verdeutlicht. Maßgeblich 

werden in diesem Zusammenhang übergeordnete Strukturen benannt, die durch die beratenden 

Personen selbst nicht veränderbar sind.  

 

Hierzu können folgende Aspekte zusammengefasst werden: 

Kostenträgerschaft Anbietende sozialer Dienstleist. EUTB® 

- Weniger Fälle und mehr 

Zeit für Einzelfälle/hohe 

Arbeitslast 

- Fehlendes barrierefreies 

Informationsmaterial durch 

die Leistungserbringerschaft 

- Komplexe bürokratische 

Prozesse 

- Fehlender niedrigschwelliger 

Zugang zur Kontaktherstellung  

- Aufwendiger Prozess zur 

Herstellung von Barrierefreiheit  

- Wohnungsknappheit vor allem 

hinsichtlich Barrierefreiheit 

- Fehlende Übersicht über 

kommunale Angebotslandschaft 

- Fehlende Multiprofessionalität 

- Unzureichende Kooperationen 

mit Kommunen/Kostenträgern 

- Fehlende Umfeldsensibilisierung 

- Fehlender Leitfaden zur 

Wohnberatung 

- Schwierigkeiten in der Herstellung 

umfassender Barrierefreiheit  

- Fehlende Ressourcen zur 

gelingenden Netzwerkarbeit  

- Wunsch nach einem kommunalen 

Angebotsportfolio 

- Fehlende Betrachtung aller 

Lebensbereiche innerhalb der ITP 

- Notwendigkeit von 

Vorbereitungszeiten für 

Verselbstständigungsprozesse 

- Fehlende Sozialraumorientierung 

- Fehlende Handlungsleitlinien zur 

Wohnberatung 

Tabelle 7 - Übersicht Ressourcen für Beratungsprozess im Vergleich der Organisationsformen 

  

Quelle: Eigene Darstellung 
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Aus dieser Gegenüberstellung wird deutlich, dass es in der Zielsetzung sowie im Beratungsauftrag und 

den dafür notwendigen Ressourcen grundsätzlich wenige Unterschiede gibt. Im Rahmen der Beratung 

durch die Kostenträgerschaft offenbart sich das Ziel der grundlegenden Aufklärung über Möglichkeiten 

und der damit verbundenen Bearbeitung eines Kostenbescheides im Rahmen einer Gesamt-

plankonferenz. Die Wiederaufnahme der Beratungstätigkeit erfolgt bei notwendiger Weiter-

bewilligung oder Neuausrichtung der Bedarfe.  Änderungen in der persönlichen Ausrichtung seien 

demnach jederzeit möglich, allerdings müssen diese von den ratsuchenden Personen selbst 

herangetragen werden und bedürfen eines erneuten (hohen) bürokratischen Aufwandes. 

 

„[…] Im Prinzip ist es [die beraterische Begleitung] dauerhaft. Also, wenn jemand Leistungen von uns 

bekommt, kann er sich natürlich auch jederzeit an mich wenden und sagen: ‚Ich brauch jetzt davon mehr 

oder das gar nicht mehr.‘. Aber im Prinzip geht es erstmal so lang, wie der Bewilligungszeitraum ist, bis 

wir sowieso uns dann für ein neues Gespräch nochmal zusammenfinden müssen, um die Ziele praktisch 

auszuwerten und neue Ziele zu formulieren. Zwischendurch aber natürlich, wenn Veränderungen sind, 

müsste die ratsuchende Person dann an mich herantreten, ja.“       

                                       (Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.3., S. LXXXIV, Z. 501-506) 

 

Ähnlichkeiten zeigen sich hinsichtlich der Wiederaufnahme resp. der Verweildauer im 

Beratungsprozess der EUTB® und der Leistungserbringerschaft bezogen auf die Wiederbewilligungs-

notwendigkeiten der Leistungen: 

 

„Nein, Beratungsbedarf eher sozusagen immer, wenn die Budgets auslaufen und neu beantragt werden. 

Also, wir haben Klienten, die praktisch jährlich oder zweijährlich in die Beratung kommen, wenn ihr 

Budget ausläuft. Es ist häufig eher die Beantragung der Leistungen, weniger alltagspraktische Fragen 

oder Fragen zum Wohnen an sich. Es geht eher darum die Assistenz weiter bezahlt zu kriegen.“  

                                                               (Ber#m06EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXIX, Z. 580-584)  

 

„Der Prozess ist dann abgeschlossen, wenn die Kunden das Angebot, ja, angenommen haben. Wir das 

auch entsprechend mit dem Kostenträger besprochen haben, die Kostenzusage haben und meistens 

machen wir dann nochmal auch immer so eine dreimonatige Clearing-Phase, die wir immer nochmal 

mit begleiten.“                                   (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCVI-XCVII, Z. 466-469) 

 

Im Fokus der beraterischen Tätigkeiten steht zunächst die Erarbeitung der Möglichkeiten finanzieller 

Unterstützungen durch die Kostenträgerschaft. Der Prozess der Verselbstständigung und/oder 

Ablösung wird größtenteils weniger stark fokussiert. Die Eröffnung von Erfahrungsspielräumen durch 

beispielsweise Wohntrainings oder Probewohnen werden nur marginal kommuniziert.   
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Es kommt hauptsächlich zum Aufzeigen bestehender Wohnmöglichkeiten und den dazugehörigen 

Rahmenbedingungen. Auf die Gestaltung individueller Wohnmöglichkeiten wird im Rahmen dieser 

Erhebung ausschließlich durch beratende Personen der EUTB® hingewiesen. 

Es wird beispielsweise auf die Notwendigkeit verwiesen, lebenspraktische Handlungen bereits in der 

Schule zu erlernen, um die Verselbstständigungsprozesse zu unterstützen: 

 

„Ich finde, Schule sollten Probewohnungen haben oder Wohnungen haben. Wissen Sie, wenn sie in die 

Schule gehen, dann lernen sie kochen. Und dann sind sie in der Küche, wo sie für 15 Leute kochen an 

Geräten, die kein Mensch in der Wohnung stehen hat. Und dann frage ich mich sozusagen, was man da 

lernt. Und ich finde, das müsste einfach viel mehr auf die Lebenswelt bezogen auch gelernt und erprobt 

werden und ich finde auch Probewohnen wäre doch ein klassisches Unterrichtsfach. …“.   

                         (Ber#m06EUTB®_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXV, Z. 406-411) 

 

Eine andere Person verweist auf die unbedingte Notwendigkeit, die Theorie mit Praxiserfahrungen zu 

verknüpfen: 

 

„Ja, und, dass die Entscheidungsfindung sehr individuell ist. Also, dass derjenige klar eine Vorstellung 

hat, was er will und was er nicht will und, dass (..), dass so dieses ‚sich-auszuprobieren‘, also so die 

Wahrnehmung zwischen Theorie und Praxis. Also, anzuraten, erstmal so was wie ein Probewohnen oder 

sowas zu machen ganz elementar ist für den Erfolg. Weil häufig die Vorstellungen und die Realität ja 

erstmal abgeglichen werden müssen.“ 

       (Ber#w05EUTB®_15.02.2023, Anhang 3.3.2.5., S. CV, Z. 179-181) 

 

Aus den Interviews lassen sich unterschiedliche Prozesse in Bezug auf Kontinuität und Intensität der 

Beratungsprozesse ableiten. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Organisationsformen zeigen die 

vielfältigen Ansätze und Schwerpunkte in Wohnberatungsprozessen deutlich. Aus den Aussagen der 

beratenden Personen lassen sich die verschiedenen Herangehensweisen hinsichtlich der Dauer, des 

Eingehens auf die individuellen Bedarfslagen und die Bestimmung des Prozessabschlusses ableiten. 

Gemeinsam haben alle Aussagen, dass der Beratungsverlauf maßgeblich an den Prozess der 

Gewährleistung von Budgets beziehungsweise den benötigten finanziellen Mitteln geknüpft ist. So 

wird ersichtlich, dass der Beratungsabschluss in Verbindung mit der Kostenbescheidung und der damit 

verbundenen Annahme einer Dienstleistung in Bezug auf das Wohnen gebracht wird. Direkte 

Unterstützung in Bezug auf Ablösungs- und Verselbstständigungsprozesse resp. beim Erlernen 

alltagspraktischer Fähigkeiten wird durch die interviewten beraterisch tätigen Personen in den 

Beratungssettings nicht (vordergründig) erwähnt.   
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Die dargestellten Beratungsprozesse der Kostenträgerschaft zeigen deutlich, dass hierbei notwendig 

ist, dass die ratsuchenden Personen (teilweise auch durch Dritte stellvertretend) bereits mit einer 

relativ klaren Vorstellung in den Beratungsprozess einsteigen. Es kommt zur Auslotung von 

Möglichkeiten im jeweiligen Sozialraum, der Entwicklung eines ITP zur Durchführung einer Gesamt-

plankonferenz und schließlich zur Bescheidung des Antrages. Eine erneute Zusammenkunft besteht 

dann, wenn sich die Wünsche und Bedarfe ratsuchender Personen ändern oder es einen 

Weiterbewilligungsantrag (i.d.R. nach maximal zwei Jahren) bedarf. 

Der Prozess der Wohnberatung im Bereich der Leistungserbringerschaft beginnt mit dem 

Erstkontakt, in welchem ratsuchende Personen oder Angehörige Informationen zum Wohnen beim 

Anbietenden sozialer Dienstleistungen erfragen. Die beratende Person verweist auf das organisations-

interne Angebotsportfolio und erklärt mögliche Abläufe bei Annahme. Fokussiert wird in diesen 

Gesprächen auch die notwendige Ablösung aus der Herkunftsfamilie, jedoch wird auf keinen 

konkreten Unterstützungsprozess differenziert hingewiesen. Bei Annahme eines Angebots beim 

Leistungserbringenden kommt es, gemeinsam mit einer beratungsunabhängigen, aber 

organisationsangehörigen Person, zur Erarbeitung eines ITP und anschließend zum 

Abstimmungsprozess über die Leistungen zwischen Leistungserbringer- und Kostenträgerschaft. 

Nach erfolgter (positiver) Kostenbescheidung beginnt eine dreimonatige Clearing-Phase 

(Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCVII, Z. 468-469), bei welcher die beratende Person 

unterstützend und beraterisch im Prozess verbleibt. Nach Abschluss dieser Phase gilt der 

Wohnberatungsprozess grundsätzlich als abgeschlossen. Verbunden damit ist die Option, die Beratung 

jederzeit wiederaufzunehmen, solange die sogenannten Kunden und Kundinnen die Leistungen des 

Anbietenden nutzen. 

Die Beratungsprozesse im Rahmen der EUTB® gestalten sich unterschiedlich. Die Ergebnisse 

der Interviews zeigen, dass der Beratungsauftrag aus verschiedenen Standpunkten erteilt wird. Eine 

tragende Rolle spielen hierbei Lebensumbrüche, die eine Notwendigkeit zur Veränderungen im 

Wohnen hervorrufen (Ber#w05EUTB_16.02.2023). Konkretisierte Vorstellungen und Ideen zum 

persönlichen Wohnen werden häufig erst im Rahmen eines längeren (Erprobungs-)Prozesses 

gemeinsam erarbeitet.  

Außerdem entstehen klare Beratungsaufträge in Bezug auf die Aufrechterhaltung von 

Unterstützungsstrukturen beim Wohnen, welche eine finanzielle und personelle (bspw. Assistenz) 

Ressourcengenerierung resp. -aufrechterhaltung durch (Weiter-)Bewilligungsprozesse bedürfen 

(Ber#m06EUTB_24.05.2023). In diesem Zusammenhang werden Fragen zu alltagspraktischen 

Fähigkeiten, Ablösungs- und Verselbstständigungsprozessen nur rudimentär betrachtet. Abgeschlossen 

sind diese Beratungsprozesse mit dem Beginn beziehungsweise der Fortführung gewünschter 

Unterstützungsleistungen mit der fortwährenden Option, den Beratungsprozess jederzeit wieder 

aufnehmen zu können.   



171 
 

Ratsuchende Personen 

In den Erzählungen der ratsuchenden Personen ist eine auffällige Differenz zu den Aussagen der 

beratenden Personen, was die Teilnahme an Beratungsprozessen betrifft, erkennbar.  

In allen Interviews zeigt sich, dass die ratsuchenden Personen stets allein an den Beratungsterminen 

teilnehmen. Gesetzlich Betreuende, Eltern oder andere Angehörige waren in diesen Fällen nicht 

beteiligt. Eine ratsuchende Person (38 Jahre alt) betont in diesem Zusammenhang, dass das Ausbleiben 

der Teilnahme der Eltern eine wichtige Rolle in Bezug auf die Verselbstständigung spielt:  

 

„Ich hatte mal meine Mutti, war mal mit dabei gewesen, aber, nein, das ist besser, wenn ich das jetzt 

schon alleine mache. Ich mein, ich bin auch schon erwachsen (lacht.).“   

                                                          (Rats#m04EUTB®_05.05.2023, Anhang 3.3.3.4., S. CLXXXVII, Z. 178-179) 

 

Eine weitere Person (44 Jahre alt) sagte aus, dass die Teilnahme der Eltern grundsätzlich angedacht 

war, diese jedoch nicht erfolgte: 

 

„…. Die haben irgendwo mal gesagt: ‚Wir wollen gerne mal; wir würden da gern mitfahren oder müssten 

gerne mal mitfahren.‘, aber das haben sie irgendwie immer wieder dann, da mit anderen wichtigeren 

Sachen oder zumindestens da verschoben. Und da hab ich gesagt: ‚Da muss ich halt wieder alleine 

fahren.‘“                   (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXI, Z. 230-233) 

 

In diesem Zusammenhang wird stetig der Wille nach Ablösung betont, welche als nicht 

zufriedenstellend bewertet wird.  

 

„Hab ich dann auch öfter zumindesten und dann hab ich auch durch die EUTB®, wenn dann mal was 

gewesen ist, hab ich wie ein bisschen vor Verzweiflung und hab da angerufen und gefragt, ob das so 

normal ist oder, ob das zumindesten da irgendwie anders geht oder, ob sie mir irgendwie ein Rat geben 

können, wie ich das mit den Eltern irgendwie hinkriege oder, ob ich doch vielleicht irgendwie ausziehen 

müsste.“                    (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXVII, Z.491-496) 

 

Der Bedarf nach Unterstützung konnte in diesem Prozess durch die beratende Person der EUTB® nicht 

adäquat erfüllt werden: 

 

„‘Wir können Ihnen da nicht groß was raten, sondern Sie müssen zu Ihren Eltern gehen und das 

irgendwie klären.‘“                 (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXVII, Z. 500-501) 
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In Bezug auf das Interview mit Rats#m04®EUTB ist festzustellen, dass, trotz des Alleinlebens, aufgrund 

des Todes beider Elternteile, ein Verselbstständigungsprozess bisher nicht ausreichend stattgefunden 

hat, was zu Unsicherheiten bei der ratsuchenden Person führt.  

 

„Dass man sich bemühen soll. (..) Das fällt mir schwer, weil ich das noch nie gemacht habe so. (...) Das, 

wenn man jetzt allein ist, alles alleine machen muss. (...) Da hat man nur den Pflegedienst als Hilfe (...) 

andere Leute, wie UETB sagt, ich muss das alleine hinkriegen (..).“     

                                                                  (Rats#m02EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.2., S. CLXI, Z. 401-403) 

 

Dieser Umstand löste bei der ratsuchenden Person ein Druckgefühl aus: 

„.… Das man nicht so unter Druck gerät, dass man jetzt von heute auf morgen alles selber hinkriegen 

muss. Gezwungenermaßen, was sowieso manchmal nicht geht. Und sie [die Pflegeperson] weiß da über 

die Jahre lang Bescheid mit uns (...)“    

              (Rats#m02EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.2., S. CLXII, Z. 432-434) 

 

Dass der Wohnberatungsprozess unbedingt ohne Druck und Zwang, im jeweils individuellen Tempo der 

ratsuchenden Personen stattfinden sollte, verdeutlicht auch eine weitere befragte Person im Interview: 

  

„…. Wenn es hier nur so wäre: ‚Du machst jetzt das, du machst jetzt das!‘, so auf Kommando oder Befehl, 

damit würde ich nicht klarkommen.“    

                  (Rats#m04EUTB®_05.05.2023, Anhang 3.3.3.4., S. CXC, Z. 305-306) 

 

Allgemein lässt sich in den Aussagen der ratsuchenden Personen vor allem erkennen, dass ein aktives 

Handeln seitens der Ratsuchenden notwendig ist, um den Beratungsprozess allgemein zu initiieren und 

an den eigenen Themen arbeiten zu können. So bedarf es folglich einer (intrinsischen) 

Veränderungstendenz vor Beginn eines solchen Prozesses, um diesen aktiv aufnehmen zu können. In 

zwei Fällen wurden Beratungsprozesse durch bekannte Personen der Ratsuchenden initiiert, welche 

bereits Beratungserfahrungen im Rahmen der EUTB® hatten. Diese haben auf die Beratungs-

möglichkeit hingewiesen und den Kontakt hergestellt. Allen ratsuchenden Personen ist im 

Beratungsprozess gemein, dass sie in der Lage sein müssen, die sich entwickelnden (Nach-)Fragen, aktiv 

an die beratende Person über verschiedene Kanäle (analog/digital) stellen zu können.  

 

Eine ratsuchende Person berichtete davon, dass das aktive Handeln notwendig gewesen ist, um den 

Wohnberatungsprozess grundsätzlich weiterzuführen: 

„… .Ich hab hier so im Anfang März auf einmal eine Nachricht mal geschrieben, ob wir vielleicht doch 

nochmal an der Checkliste weiterarbeiten können irgendwie, wie es weiter gehen müsste oder sollte. 

Wo so die (unv.) Checkliste, die wir vorheriges Jahr mal aufgestellt haben im Frühjahr, abgearbeitet habe.  
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Wo ich dann meinte, dass es vielleicht irgendwie wichtig wäre. (unv.) Und dann habe ich noch angerufen 

zumindesten ein bisschen erzählt, wie weit ich bin und was ich versucht habe und da haben sie mich 

immer wieder aufgemuntert und haben gesagt, dass es schon so aber ein bisschen in Ordnung ist und 

haben auch gesagt, dass irgendwo vielleicht der falsche Weg ist, ob ich das nicht irgendwie vielleicht in 

die andere Richtung versuchen könnte. Und das habe ich dann meistens auch akzeptiert, weil ich es ja 

auch nie so richtig wusste, wie es richtig ist.     

               (Rats#m03EUTB®_22.03.2023, Anhang 3.3.3.3., S. CLXXX, Z. 624-633) 

 

In Betrachtung der fehlenden Ressourcen, welche die ratsuchenden Personen benannten, konnten 

folgende Aspekte zusammengetragen werden: 

- Notwendigkeit der Möglichkeit der Hinzunahme einer dritten Person als Absicherung bei 

Verstehens- und Verständnisschwierigkeiten 

- Notwendigkeit einer erhöhten Möglichkeit zur Perspektivübernahme und Entwicklung eines 

Verständnisses bezüglich der persönlichen und individuellen Situation der ratsuchenden 

Person 

- Bedarf an konkreteren schriftlichen Angaben und Verweise auf weitere Anlaufstellen und 

Ansprechpersonen sowie einer transparenten, kooperativen Vorgehensweise 

 

7.6.5.  Interpretative Ergebnisdiskussion  

In der interpretativen Auseinandersetzung mit den vorliegenden Ergebnissen der QUAL-Erhebung sind 

die in Kapitel 7.2.1 vorangestellten Fragestellungen leitend. Insofern werden diesbezüglich die 

bestehenden Möglichkeiten und Grenzen bei der Vermittlung von Informationen in den Beratungs-

strukturen der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen, die Bewertung der Zugangsmöglichkeiten zu 

Informationen durch die beteiligten Personen und die etwaig alternativen Möglichkeiten zur 

Informations- und Wissensgewinnung für ratsuchende Personen differenziert betrachtet und 

interpretiert.  

 

Möglichkeiten und Grenzen in der Vermittlung von Informationen 

Insgesamt kann der Wohnberatungsprozess als kleinschrittiger und langfristiger Beratungsprozess 

verstanden werden, welcher hinsichtlich Personal und Zeit eine starke Ressourcenbindung aufweist. 

Die Beratung wird durch die beratenden Personen selbst als grundsätzlich personenzentriert definiert. 

Aus dieser Einschätzung heraus ergibt sich die Notwendigkeit einer hohen Flexibilitätsbereitschaft 

seitens der beratenden Personen/Organisationen, was Ort, Zeit, Methodik, Inhalte und Material 

(gleichermaßen) tangieren kann. Aus den vorliegenden Daten geht allerdings nicht eindeutig hervor, 

welche Indikatoren maßgebend sind, um einen Beratungsprozess als spezifischen Wohnberatungs-

prozess zu definieren.  



174 
 

Es sind vor allem nur marginal definierte Ausgangs- und Endsituationen, welche als Marker für den 

Beginn und das Ende eines Wohnberatungsprozess verstanden werden können. Die Grenzen zwischen 

einer Wohnberatung und der Transition in eine alltagspraktische Begleitung erscheinen dabei als fluid 

und nicht trennscharf. Begründet wird dies mit der Tatsache, dass in Bezug auf Veränderungen beim 

Wohnen die Beratung unverzüglich wieder aufgenommen werden würde, was erneut auf eine 

personen- und bedarfsorientierte Grundhaltung hinweist. In der Betrachtung erforderlicher Barriere-

freiheit erscheint es in diesem Zusammenhang als notwendig, exakte Indikatoren im Vollzug von 

Transitionen zu setzen, sodass eine Nachvollziehbarkeit für die ratsuchenden Personen in Bezug auf 

Wechsel der Zuständigkeiten und Aufgabengebiete (z. B. von beratender Person zu assistierender 

Person) gegeben ist. Gleiches gilt für die Transparenz in Bezug auf Ansprechpersonen, deren 

Zuständigkeitsbereiche sowie den Gesamtprozess.80 Aus dem Material lässt sich zudem ableiten, dass 

Barrierefreiheitsbedarfe in Form von konkretisiertem An- und Nachfragen durch ratsuchende Personen 

zu bekunden sind. Für beratende Personen erscheint der Aufwand zur Herstellung grundlegender 

(kommunikativer) Barrierefreiheit in der Aufwand-Nutzen-Rechnung als zu hoch, weswegen es an einer 

flächendeckenden (kommunikativen) Barrierefreiheit bisher fehlt.81  

 

Zugangsmöglichkeiten zu Informationen 

Die (bisher) fehlende Barrierefreiheit limitiert die Zugangsmöglichkeit zu den notwendigen 

Informationen enorm. Die Bewusstheit über die Wichtigkeit ist zwar bei den beratenden Personen per 

se gegeben, jedoch sind die Verantwortlichkeiten als vage und unkonkret zu beschreiben. So sehen 

beispielsweise beratende Personen der Kostenträgerschaft die Verantwortung dafür bei den 

Anbietenden sozialer Dienstleistungen, da diese die Angebote, zu denen beraten werden, vorhalten. 

Folglich seien sie auch dafür verantwortlich, entsprechendes Informationsmaterial zur Verfügung zu 

stellen.   

Das Interviewmaterial belegt, dass keine (sprachlich) barrierefreien Informationsgrundlagen existieren, 

die für alle Beratungsstellen gleichermaßen Gültigkeit haben. Selbstverständlich ist eine regionale 

Unterschiedlichkeit bezüglich der Rahmenbedingungen eine grundlegende Charakteristik des 

Themenbereichs des (selbstbestimmten) Wohnens, da sich die Situation von bezahlbarem (und teils 

barrierefreien/rollstuhlgerechten) Wohnungen stark unterscheiden kann. Das vorliegende Material 

zeigt jedoch auf, dass ein Wohnberatungsprozess nicht ausschließlich aus der faktischen Suche nach 

adäquatem Wohnraum besteht. Vielmehr besteht sie aus der Korrelation von der Wunsch- und 

Bedarfsermittlung im pädagogischen Sinne, den möglichen Ablösungsprozessen (aus Herkunfts-

familien, bisherigen anderen Wohnformen etc.) sowie Verselbstständigungsprozessen. 

 
80 Hierzu Mischke, 2021: 113 sowie Kapitel 4.4 (S. 45) und 6.5.2 (S. 93). 
81 Hierzu Kapitel 7.6.4.4 (S. 151). 
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Aus diesem Grund kann davon ausgegangen werden, dass, durch adäquate Handlungsleitlinien, diese 

(pädagogischen) Wohnberatungsprozesse in ihrer Basis generalisierbar und in der individuellen 

Anwendung adaptierbar gestaltet werden können. Dies bietet die Möglichkeit der Herstellung eines 

(kommunikativen) barrierefreien Zugangs zu den notwendigen Informationen und Wissensbeständen. 

Gegenwärtig gestaltet sich diese Informationsvermittlung in den Beratungsprozessen zumeist über 

dritte Personen, die als Informationstransmitter fungieren. In diesem Zusammenhang ist infrage zu 

stellen, ob und in welcher Weise die exakten und relevanten Informationen anderen Personen zur 

Verfügung stehen resp. zur Verfügung gestellt werden. Ebenso ist fraglich, welchen Einfluss die 

Informationstransferierung durch Dritte auf die Entscheidungsfindung der ratsuchenden Personen 

haben. Eine neutrale Vermittlung von Informationen und Wissen ist in diesem Prozess von enormer 

Bedeutung, um die selbstständige und selbstbestimmte Entscheidungsfindung seitens der 

ratsuchenden Personen sicherstellen zu können.82 

Sollten diesbezüglich Rückmeldungsbedarfe seitens der ratsuchenden Personen bestehen, so 

ist dies grundsätzlich möglich, jedoch gibt es in den meisten Fällen keinen direkten Hinweis seitens der 

beratenden Personen darauf. Außerdem muss ermöglicht werden, dieses Feedback in anonymisierter 

Form zu offenbaren. In diesem Zusammenhang muss unbedingt berücksichtigt werden, dass 

Rückmeldungen aus Angst vor negativen Konsequenzen zurückgehalten werden. Eine Folge könnte 

möglicherweise sein, dass durch diese Zurückhaltung des Rückfragens die Aufnahme und Verarbeitung 

von Informationen fehlerbehaftet sind und eine tatsächlich autonome Entscheidungsfindung 

verhindert.  

Insgesamt zeigt sich der Zugang zu den Informationen in einem gewissen Abhängigkeits-

verhältnis zwischen ratsuchenden Personen (Informationssuchende) und den beratenden Personen 

(Informationsgenerierende) sowie Dritten. Dabei ist es den ratsuchenden Personen selbst in der Regel 

nicht möglich, die erhaltenen Informationen adäquat in Bezug auf Richtigkeit, Vollständigkeit und 

Neutralität zu überprüfen, sofern diese Zugänge nicht eröffnet werden.  

 

Alternative Möglichkeiten zum Erhalt von Informationen 

Aus dem Interviewmaterial geht grundsätzlich nicht hervor, inwiefern alternative Zugangs-

möglichkeiten zu Informationen existieren. Eine beratende Person der EUTB® sieht diese 

Beratungsstelle selbst als Alternative zu den bestehenden Beratungsangeboten (Ber#w05EUTB®_ 

15.02.2023, Anhang 3.3.2.5., S. CXII, Z. 512-518).  

Es wird zudem deutlich, dass die beratenden Personen zumeist auf bestehende Informationen aus dem 

Internet zurückgreifen. Dies wird durch die beratende Person mit höchster Informationsaktualität 

bewertet. Insofern besteht eine alternative Möglichkeit für ratsuchende Personen, selbstständig über  

 
82 Hierzu Kapitel 6.3 (S. 82). 
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das Internet an die gleichen Informationen zu gelangen, jedoch könnte in diesem Zusammenhang eine 

noch nicht flächendeckende Barrierefreiheit eine Hürde darstellen. 

 Zu berücksichtigen ist, dass es sich bei einem (assistierenden) Wohnberatungsprozess nicht um 

eine reine Informationsweitergabe vorhandener Angebote zum Themenbereich handelt. Beratende 

Personen treten vor allem assistierend/unterstützend auf und bereiten den Beratungsprozess 

pädagogisch so auf, dass die ratsuchenden Personen im Sinne des Self-Empowerments in die Lage 

versetzt werden, autonome Entscheidungen rund um das Themenfeld Wohnen treffen zu können. Im 

vorliegenden Material zeigt sich, dass es teilweise unterschiedliche Fokussierungen in den Beratungs-

settings hinsichtlich des Aufzeigens alternativer Möglichkeiten gibt. Während die beratende Person aus 

der Leistungserbringerschaft weniger auf Alternativmöglichkeiten verweist, weil sie ausschließlich das 

eigene Angebotsspektrum vertritt, beraten Personen aus dem Bereich der Kostenträgerschaft 

grundlegend zum gesamten Leistungsspektrum im jeweiligen Zuständigkeitsbereich. Personen, die für 

eine EUTB® beraterisch tätig sind, verweisen zudem auf die Notwendigkeit, innerhalb der Beratung zu 

allen alternativen Möglichkeiten im Bereich des Wohnens hinzuweisen. 

In keinem der Interviews zeigen sich konkretisierte Hinweise auf alternative Möglichkeiten zur 

Informationsbeschaffung. 

Zu betonen ist, dass Termini, wie „Selbstbestimmung“, „Empowerment“ und „Autonomie“ bei 

lediglich einer beratenden Person konkret benannt wurde (Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. 

XCVI, Z. 454-460). In den anderen Gesprächen schwingen diese Prozesse zwar indirekt mit, werden aber 

nie ausdrücklich und konkret erwähnt. Ratsuchende Personen verweisen indirekt auf den Bedarf, sich 

von der Herkunftsfamilie abzulösen und sich somit in Autonomie- und Selbstbestimmungsprozesse 

begeben zu wollen. Sie erhalten jedoch keine anwendbaren Strategien und Lösungsvorschläge, da der 

Fokus der beratenden Personen, so das Interviewmaterial, vorrangig auf der rein strukturellen und 

informativen Beratung zum Wohnen und nur in reduzierter Form auf den erforderlichen pädagogischen 

Begleitprozessen liegt. 

 

7.7. Meta-Inferenzen – Integration der Ergebnisse quan1 und QUAL 

In der Gesamtbetrachtung der Ergebnisse aus den ersten beiden Erhebungen zeigen sich hinsichtlich 

des Beratungsbedarfes und der notwendigen Intensität eindeutige Gemeinsamkeiten in den Aussagen 

der befragten Personen. Sowohl beratende als auch ratsuchende Personen gaben an, dass der 

Beratungsprozess zum Thema Wohnen ein eher langfristiger Prozess mit längeren und häufigen 

Beratungsterminen ist. Die thematischen Verortungen betreffend, bestätigen sich die Aussagen aus der 

Befragung (quan1) im Rahmen der geführten Interviews bei beiden Personengruppen. Anfragen nach 

Veränderungsmöglichkeiten und Unterstützungsangeboten im Bereich des Wohnens erfolgen häufig  

ebenso wie der Ablösungswunsch aus der Herkunftsfamilie. Deutlich wird jedoch, dass vor allem die 

Ablösungsthematik in den Beratungssettings nicht adäquat und ausreichend fokussiert wird. Dies liegt, 
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so die Aussagen der beratenden Personen, im Fehlen notwendiger Ressourcen (personell, zeitlich) 

begründet. Konkrete Konzepte und Ablaufmodelle sowie ein adäquater Einsatz von Methoden liegen 

zumeist nicht vor. Im Gegensatz zu den Ergebnissen aus der ersten Befragung, bei der die beratenden 

Personen aussagten, mit der zeitlichen und personellen Ausstattung (sehr) zufrieden zu sein83, zeigte 

sich in den Ergebnissen der Interviews, dass diese Ressourcen eher als unzureichend, aber notwendig 

bewertet werden. Beiden Erhebungen ist gemein, dass die bürokratischen Prozesse als sehr aufwendig 

beschrieben werden und der Abbau hoher bürokratischer Prozesse gewünscht ist.  

Die durch die ratsuchenden Personen thematisierten Schwerpunkte im Beratungsprozess sind vor 

allem die Ablösekonflikte mit der Herkunftsfamilie, die Schwierigkeiten im Gesamtprozess den 

Überblick zu behalten, Informationen adäquat verarbeiten zu können, eigene Wünsche angstfrei an die 

beratenden Personen zu transferieren und diesen Prozess ohne Druckgefühl zu erleben.  

Diese Erkenntnisse bestätigten die Entscheidung, ratsuchende Personen in einer dritten 

Erhebung noch einmal in quantitativer Form zu befragen, um die konkreten Wünsche an eine 

gelingende Wohnberatung zu generieren.  

 

Generierte Daten zur Fragebogenentwicklung quan2 

Die gewonnenen Erkenntnisse aus quan1 und QUAL fungieren als Grundlage für die Entwicklung einer 

dritten quantitativen Befragung, welche ausschließlich die ratsuchenden Personen fokussiert mit der 

Zielsetzung eines vertieften Verständnisses für die Abläufe von Beratungssettings zum Thema Wohnen 

aus Sicht der Personen, die diese Beratungen nutzen. 

 

7.8. Forschungsteil III (quan2) 

7.8.1.  Ziel der quantitativen Datenerhebung 

Ziel der zweiten quantitativen Befragung ist es, die Meinungen und Erfahrungen ratsuchender 

Personen adäquater und differenzierter abbilden und in einen Zusammenhang bestehender 

Erkenntnisse stellen zu können. Fokussiert wurde hierbei die Möglichkeit der Beteiligung ratsuchender 

Personen, um die jeweils persönlichen Erfahrungen und Bewertungen im Rahmen durchgeführter 

(Wohn-) Beratungssettings erfassen zu können. Die Erfassung beider Perspektiven (beratende Personen 

quan1 und QUAL sowie ratsuchende Personen QUAL und quan2) wird als essenziell erachtet, um 

wirksame und bedarfsorientierte Handlungsleitlinien schlussfolgern zu können.  

 
83 Hierzu Kapitel 7.5.4.1 (S. 123). 
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7.8.2.  Forschungsdesign 

Dieses Forschungsdesign basiert auf einer deskriptiven Querschnittsstudie, welche im Rahmen einer 

einmaligen Erhebung im Zeitraum von 22. Mai 2023 bis 12. August 2023 durchgeführt wurde. Die 

Befragung wurde als online-Befragung konzipiert, die aber zudem die Möglichkeit bot ebenso analoge 

Befragungssettings umsetzen zu können. Der Zugang zum Fragebogen erfolgte über die Plattform 

„LamaPoll“ via Hyperlink ohne weitere Zugangsbeschränkungen und wurde sowohl digital über die 

Sozialen Medien und bestehende Netzwerke als auch analog84 verbreitet.  

 

7.8.2.1.  Beschreibung des Samplings 

Fokussierte Personengruppe der Forschung (quan2) sind Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen. 

Die Identifizierung dieser Personengruppe erwies sich als erschwert, da eine Abfrage in Bezug auf 

Behinderungsformen als ableistisch und stigmatisierend bewertet wird. Dies sollte unbedingt 

vermieden werden. Aus diesem Grund wurde der Fragebogen grundsätzlich nur in einfacher Sprache 

angeboten, welcher möglichst weitläufig verbreitet wurde. Eine Filterung der gesuchten 

Personengruppe wurde mittels gezielter Fragestellungen ermöglicht.  

 

7.8.2.2.  Erhebungsinstrument 

Die Befragung war als online-Befragung mit der Option, diese auch in persönlichen Settings 

durchzuführen, zugänglich. Die teilnehmenden Personen wurden über einen Hyperlink auf die 

Plattform von Lamapoll (https://www.lamapoll.de) weitergeleitet und konnten die Befragung auf allen 

(mobilen) Endgeräten durchführen. Die Befragung begann mit einer Einleitung zur Forschungsperson 

und Informationen zum Thema, zur Dauer und zur Anonymität. Daran schloss sich eine Erklärung zum 

selbstbestimmten Wohnen in einfacher Sprache an. Es folgte ein Hinweis darauf, dass mit dem Klicken 

auf „Weiter“ die Befragung startet.85  

 

Die Befragung umfasste insgesamt 13 Items auf sieben Seiten und wurde so komplexitätsreduziert wie 

nur möglich gehalten: 

Rubrik Nr. Rubriken Fragesubkategorien 

1 Fragen zur Person a) Geschlecht 

b) Alter 

c) Wohnort in Thüringen (Filter) 

d) Behinderungserfahrung 

2 Allgemeines zur 

Beratungssituation 

a) Hat Beratung stattgefunden? (Filter) 

b) Beratungserbringer 

 
84 Der Informationsflyer ist dem Anhang 4.1., S. CCIV zu entnehmen. 
85 Der vollständige Fragebogen ist dem Anhang 4.2., S. CCV-CCXIII zu entnehmen. 
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c) Häufigkeit der Beratungen 

3 Spezielles zur 

Beratungssituation 

a) Thema der Beratung 

b) Qualitätsempfinden 

c) Spezielle Wünsche bzgl. Beratung (Barrierefreiheit) 

d) Allgemeine Wünsche bzgl. Beratung (Freitext) 

4 Sonstiges Möglichkeit zu Anmerkungen im Rahmen der Befragung (Freitext) 

Tabelle 8 - Frage-Items quan2-Erhebung 

 

7.8.3.  Durchführung 

Vor der Veröffentlichung des Fragebogens wurde dieser im Rahmen eines Pretests mit Personen aus 

der fokussierten Personengruppe getestet. Anmerkungen und Veränderungswünsche bestanden nicht.  

Am 22. Mai 2023 wurde der Fragebogen freigegeben und über die Sozialen Medien sowie die 

persönlichen Netzwerke verteilt. Nach Start der Befragung konnten binnen sieben Tagen insgesamt 139 

Aufrufe und zehn Teilnahmen verzeichnet werden. Von diesen zehn Personen beendeten die Hälfte den 

Fragebogen (teilweise auch durch Filterung). Einen Monat nach Start konnten 380 Aufrufe verzeichnet 

werden. Von diesen Personen nahmen jedoch nur 14 teil und neun Personen beendeten die Befragung. 

Die letzte nennenswerte Befragungsteilnahme erfolgte, trotz Erinnerungen und erneuten Aufrufen, am 

09. Juni 2023. Die Zahl der Aufrufe erhöhte sich bis zum 12. August 2023 auf insgesamt 458, aber der 

Teilnahmefluss stagnierte weiterhin. Es kam folglich zwar zu einer hohen Streuung, allerdings ist davon 

auszugehen, dass diese Personen nicht zur gesuchten Personengruppe gehörten.86 Der Zugang zur 

Personengruppe der ratsuchenden Personen mit einer kognitiven Beeinträchtigung erwies sich im 

gesamten Forschungsprojekt als enorm erschwert. Direkte Kontaktaufnahmen waren nicht möglich. 

Diese erfolgten grundsätzlich über Personen, die im Bereich der „Eingliederungshilfe“ tätig sind. 

Der dritte Forschungsteil zeigt deutlich, dass es zur adäquaten Umsetzung einer langen 

Vorbereitungszeit und vielfältigeren Zugangsmöglichkeiten zur Befragung bedarf.  

Am 05. Juni 2023 wurde eine E-Mail zugestellt, in welcher sich eine stellvertretend teilnehmende 

Person (Angehörige) meldete und darauf verwies, dass die Thematik als wichtig bewertet wird. Es 

wurde über die Erfahrung berichtet, viele Gespräche mit der Leistungserbringerschaft und den 

Ministerien zur Thematik Wohnen geführt zu haben, welche jedoch nicht oder nur unzulänglich 

beantwortet wurden.  

 

Es schließt sich die Datenanalyse von quan2 an, welche anschließend zur interpretativen Analyse des 

vorliegenden Datenmaterials überleitet.  

 
86 Die Rücklaufstatistik ist dem Anhang 4.3., S. CCXIII zu entnehmen. 

Quelle: Eigene Darstellung 
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7.8.4.  Datenanalyse  

7.8.4.1.  Deskriptive Analyse – Ergebnisse (quan2) 

1 – Fragen zur Person 

Insgesamt wurde diese Frage von allen 14 Teilnehmenden angesehen, jedoch nur von zehn Personen 

beantwortet. Die Teilnehmenden setzen sich demzufolge aus 30% weiblichen und 70% männlichen 

Personen zusammen, welche sich im Altersspektrum von 18 bis 59 Jahren befinden (70% sind von 40-

59 Jahre alt). Alle zehn teilnehmenden Personen gaben an, gegenwärtig in Thüringen zu leben.  

In einem nächsten Frage-Item konnten die Personen angeben, in welchen Bereichen sie persönlich 

Schwierigkeiten resp. Hindernisse erleben. Diese Verteilung kann wie folgt dargestellt werden: 

 

 

Abbildung 38 - Frage-Item 4, Schwierigkeiten und Hindernisse 

Über einen Regelschieber konnten die befragten Personen eine Einschätzung zu persönlich 

empfundenen Schwierigkeiten abgeben (ein Stern = keine Schwierigkeiten; fünf Sterne = sehr viele 

Schwierigkeiten). Die Tendenzen zeigen im Ergebnis kaum Abstufungen. In der oben gezeigten 

Abbildung wurden alle Angaben ab zwei Sterne miteinander addiert. 

 

2 – Allgemeines zur Beratungssituation 

Aufgrund dessen, dass nach Personen gesucht wurde, die bereits Erfahrungen mit Wohnberatung 

haben, wurde dieses Item mit einem Filter versehen. Personen, die angaben, noch keine Erfahrungen 

diesbezüglich zu haben, wurden zum Ende der Befragung geleitet. Dies reduzierte die Anzahl der 

gesuchten Personen von neun auf sieben.  

Anschließend sollten diese Personen angeben, durch welche Stelle diese Beratung(en) erfolgten. In 

diesem Fall war eine Mehrfachnennung möglich. Unter „Anderes“ wurde angegeben: „Thüringer 

Landtag“ und „WIR Erfurt, Wohn:Sinn“. Drei Personen gaben an, durch einen Leistungserbringer 

beraten worden zu sein. Zwei Personen befanden sich in einem Beratungssetting mit dem Sozialamt 

und eine Person wurde durch die EUTB® beraten (Abbildung 39).   
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Abbildung 39 - Frage-Item 6, Beratungserbringende Organisation 

Bezüglich der Häufigkeit der Beratungsgespräche gaben 4 Personen an, dass sie bisher zwei- bis fünfmal 

beraten wurden. Zwei Personen sagten aus, dass sie einmal in einem Beratungsgespräch waren und 

eine Person gab an, dass sie sechs- bis zehnmal beraten wurde. 

 

3 – Spezielles zur Beratungssituation 

Alle teilnehmenden Personen hätten sich mehr Beratungsgespräche gewünscht (Frage-Item 8, Anhang 

4.2., S. CCIX).  

Die thematische Verteilung der Beratungsgespräche (Mehrfachnennung) kann wie folgt dargestellt 

werden: 

 

Abbildung 40 -Frage-Item 9, Beratungsthemen 
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Im Feld Anderes konnte folgender Text verzeichnet werden: „Suchen seit Jahren neue Wohnung [sic] 

finden aber nix“. Das Frage-Item 10 (Anhang 4.2., S. CCX) befragte die Personen bezüglich der 

Zufriedenheit im Beratungssetting hinsichtlich der Beratungsperson, der Barrierefreiheit und der 

erhaltenen Informationen. Eine Auswahl mithilfe von Smilies erfolgte auf einer dreistufigen Skala von 

„gut gefallen“ zu „gar nicht gefallen“. In diesem Item wurde sich für eine grafische Darstellung der 

Antwortmöglichkeiten entschieden, um eine Unterstützung im Verstehen der Antwort-Skala des 

Fragebogens zu bieten. Die grafischen Elemente dienen zur Veranschaulichung der 

Antwortmöglichkeiten (Abbildung 41). 

 

Abbildung 41 - Erklärung zum Frage-Item 10 

Die Beratungsperson betreffend gaben vier befragte Personen an, diese „eher gut“ gefunden zu haben. 

Zwei Personen wählten „gar nicht“ und eine Person „gut“. Die Barrierefreiheit betreffend wählten drei 

Personen „gut“, zwei Personen „eher gut“ und weitere zwei Befragte gaben an, dass die Barrierefreiheit 

„gar nicht gefallen“ hat. Die Informationen, welche transferiert wurden, wurden durch die befragten 

Personen mit „eher gut“ (drei Angaben), „gut“ (zwei Personen) und „gar nicht gut“ (zwei Personen) 

bewertet. Insgesamt wurde das jeweilige Beratungssetting mit „eher gut“ (fünf Angaben) bewertet. Je 

eine Person wählte „gut“ und „gar nicht gut“.  

 

Das Frage-Item 11 (Anhang 4.2., S. CCXI) erfragte fehlende Aspekte in Beratungssettings aus Sicht der 

ratsuchenden Personen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 42 - Frage-Item 11, Fehlende Aspekte in Beratungssettings 
Quelle: Eigene Darstellung 

Quelle: https://lamapoll.de   
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Wie in Abbildung 42 zu erkennen ist, wünschten sich die ratsuchenden Personen mehr Leichte/Einfache 

Sprache (4), mehr Zeit mit der Beratungsperson (4) sowie einen Einsatz von Bildern und Zeichen (3) 

und die Möglichkeit einer Vertrauensperson in Beratungsgesprächen (3). 

Im Feld Anderes wurde nachfolgender Text verfasst: 

 

„Ich musste nie über das Wohnen nachdenken. Mama war immer da. Als sie starb, musste ich ins 

Wohnheim. Meine Schwester hat mich gefragt, ob ich woanders wohnen möchte, z.b. mit Tieren . Ich 

kann mir nicht vorstellen wie das ist. Die Lebenshilfe hat mit mir nicht gesprochen. Immer mit meiner 

Schwester. Probewohnen in einer Wohngruppen kann ich mir auch nicht vorstellen. Das Sozialamt hat 

mich beim ITP gefragt. Ich verstehe jedoch die Fragen nicht.“ 

 

Nachfolgend hatten die Befragten die Möglichkeit, Wünsche im Rahmen eines Freitextes zu 

formulieren. Fünf Personen haben dazu Angaben gemacht: 

1: „Ichmövjte mehr informazionen, wo icj hinziehen kann“  

2: „Kein Behördendeutsch, Barrierefreie Beratungsräume“  

3: „Ich will aus der Wohn Gruppe raus. Aber das ist nicht so einfache“  

4: „Man muss mit uns schon zeitig darüber sprechen. Wo kann man wohnen? Dann muss man die   

     Möglichkeit haben sich Wohnformen anzusehen und über das Wochenende mit einer vertrauten   

     Person ausprobieren. Es fehlen Wohnangebote auf dem Land, z.b. wohnen und arbeiten auf dem  

     Bauernhof. Die Lebenshilfe Jena baut Wohnmöglichkeiten in der Stadt. Dort habe ich keine Tiere und  

     keinen Garten, kann man Hobby nicht ausleben.“ 

5: „Wir hätten uns noch mehr Informationen von Gleichgesinnten gewünscht.“ 

 

4 – Sonstiges 

Auf einer letzten Seite hatten die befragten Personen unter dem Reiter „Möchten Sie noch etwas 

sagen?“ die Möglichkeit, weitere Anmerkungen zu machen. Eine Person schrieb: 

„Deutschland hat was das Thema Barrierefreiheit angeht noch sehr sehr viel aufzuholen im Vergleich 

zu manch anderen Ländern“  

 

7.8.4.2.  Interpretative Analyse – Ergebnisse (quan2) 

Die Resultate, die mit den Angaben der befragten Personen generiert werden konnten, zeigen auf, dass 

Beratungssettings zum Thema Wohnen sehr relevant für die Personengruppe sind. Jedoch zeigen sich 

Schwierigkeiten im Bereich der Informationsvermittlung, was – analog zu den Ergebnissen aus den 

ersten beiden Erhebungen – maßgeblich im Fehlen der Ressourcen Personal und Zeit begründet liegen 

mag. Zudem ist ein zu hoher bürokratischer Aufwand, sowohl die sprachlichen als auch 
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organisatorischen Gegebenheiten betreffend, eine weitere Hürde im Prozess einer Wohnberatung. 

Ferner besteht der Wunsch nach Austausch mit „Gleichgesinnten“. Das Konzept des Austausches mit 

erfahrenen Peers scheint in diesen Zusammenhängen allgegenwärtig. Ferner ist erkenntlich, dass dem 

Wunsch- und Wahlrecht noch nicht Rechnung getragen wird. Flächendeckende alternative und 

selbstbestimmte Wohnmöglichkeiten mit der Chance, eigene Handlungsspielräume ausschöpfen zu 

können, sind erwünscht. Weitere interpretative Zusammenhänge finden sich in der Meta-Inferenz aller 

drei Erhebungen in Kapitel 7.10 (S. 187).  

 

7.9. Reflexion forschungsrelevanter Besonderheiten der Fokusgruppen 

Der gesamte Forschungsprozess war geprägt von Besonderheiten in den einzelnen Forschungsphasen 

mit den jeweilig fokussierten Personengruppen. Es wurden quantitative Befragungen sowie qualitative 

Interviews mit beratenden und ratsuchenden Personen durchgeführt. Insofern konnten einige 

Unterschiede und besondere Merkmale festgestellt werden, welche nachfolgend Betrachtung finden 

sollen.  

 

Quantitative Befragungen - quan1 und quan2 

Beginnend mit der Reflexion beider quantitativer Erhebungen (quan1/quan2) zeigte sich in der 

Entwicklung eines entsprechenden Fragebogens die Notwendigkeit von Anpassungen im Aufbau und 

Sprachgebrauch. Eine besondere Herausforderung stellte sich in Bezug auf die Aufrechterhaltung der 

Vergleichbarkeit heraus, da keine 1:1 Übertragung der bestehenden Frage-Items und Antwort-

möglichkeiten aus der ersten Befragung (quan1) auf die zweite Befragung (quan2) durchgeführt werden 

konnte. Grundlage zur Fragebogenentwicklung von quan2 bildeten sowohl die generierten Ergebnisse 

aus quan1 als auch derer aus den qualitativen Interviews. Daraus resultierten Unterschiede zwischen 

quan1 und quan2 hinsichtlich der Anzahl der Items, der Komplexität der Fragen sowie vorgegebener 

Antwortmöglichkeiten und der Gesamtlänge des Fragebogens. Eine Gegenüberstellung beider 

Erhebungsinstrumente ist der nachfolgenden Tabelle 9 zu entnehmen. 

 quan1 (beratende Personen) quan2 (ratsuchende Personen) 

Sprachgebrauch - Fachsprache inkl. Erklärungen von 

Begrifflichkeiten, zur Sicherstellung eines 

einheitliches Verständnisses 

- komplexitätsreduzierter 

Sprachgebrauch 

- Erklärungen von komplexeren 

Vorgängen und Bedeutungen von 

Piktogrammen sowie Fachbegriffen 

Visualisierungen - Keine Verwendung von Piktogrammen - Verwendung von Piktogrammen 

Frage- und 

Antwortformate 

- Heterogene Verwendung von 

Antwortskalen 

- Vorwiegend geschlossene 

Fragestellungen mit einfachen 

Antwortmöglichkeiten 
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- Vorwiegend geschlossene Frage, 

Freitextmöglichkeiten gegeben 

- Items mit Mehrfachnennungen vorhanden 

/ vorwiegend Items mit Zuordnung 

- Perspektivübertragungen auf Bedarfe und 

Wünsche ratsuchender Personen 

- selten Mehrfachnennungen möglich 

/ Kenntlichmachung 

- Möglichkeit des Freitextes unter 

„Sonstiges“ als Antwortkategorie 

- Keine Perspektivübertragungen 

Pretest - Fachpersonen aus dem Bereich Soziale 

Arbeit/Heilpädagogik 

- Experten und Expertinnen im Sinne 

der eigenen Betroffenheit   

Länge - 29 Frage-Items / 14 Seiten (inkl. Einleitung, 

Erklärungen und Verabschiedung) 

- 13 Frage-Items / 10 Seiten (inkl. 

Einleitung, Erklärungen und 

Verabschiedung)  

Tabelle 9 - Darstellung der Unterschiede zwischen quan1 und quan2 

Die Erhebung quan1 wurde ausschließlich als online-Befragung angelegt, wohingegen quan2 zwar 

ebenso als online-Befragung konzipiert wurde, jedoch zu jeder Zeit die Möglichkeit bestand, diese 

Befragung auch in einem persönlichen Treffen durchzuführen. So sollte möglichen Zugangs-

schwierigkeiten entgegengewirkt werden. Dieses wurde in der Veröffentlichung der Befragung 

kommuniziert, jedoch nicht in Anspruch genommen.  

 

Qualitative Interviews - QUAL 

In der Interviewleitfadenkonzeption wurde darauf geachtet, dass der Leitfaden, der für die Interviews 

mit ratsuchenden Personen eingesetzt wird, in der Komplexität reduziert ist, jedoch inhaltlich keine 

großen Abweichungen entstehen. Für den Fall, dass es zu größeren Verständnisschwierigkeiten 

kommen könnte, wurden Piktogramme in den Leitfaden implementiert. 

In der Vorbereitung auf die Interviews wurde eine grundsätzliche Abfrage zu etwaigen spezifischen 

Bedarfen hinsichtlich der Interviewführung, unabhängig der fokussierten Personengruppe, gestellt. 

Keine interviewte Person äußerte in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit zur Berücksichtigung 

spezifischer Bedarfslagen. Auf die Interviewsituation per se konnte seitens der Forschung kein Einfluss 

genommen werden, da alle Interviews in den jeweiligen Räumlichkeiten der zu interviewten Personen 

stattfanden. In Vorabgesprächen wurde darauf hingewiesen, dass es wünschenswert ist, dass alle 

Gespräche in reizarmen, ruhigen und dem Wohlbefinden dienlichen Kontexten stattfinden. Dies konnte 

in den meisten Fällen umgesetzt werden. Lediglich zwei Interviews fanden in inadäquaten 

Räumlichkeiten statt. Die Folge waren mehrfache Unterbrechungen durch Dritte, was jedoch nicht als 

maßgeblicher Störfaktor bewertet werden konnte.  

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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In Bezug auf die unterschiedlichen kommunikativen Anforderungen ist festzuhalten, dass in den 

Interviews mit ratsuchenden Personen ein höheres Maß an Empathie und Flexibilität erforderlich war. 

In der Betrachtung der jeweiligen Lebenskontexte wurde teilweise ersichtlich, dass die Erfahrungs-

werte hinsichtlich eines Befragt-Werdens eher gering sind, was mitunter zu Unsicherheiten führte. Eine 

Person äußerte, dass sie „Prüfungsangst“ habe und aus diesem Grund besonders Sorge habe, etwas 

Falsches zu sagen. Diese Thematik konnte vor Beginn des Interviews gemeinsam besprochen werden 

und die Person entschied sich für eine Durchführung des Interviews. Eine abschließende gemeinsame 

Auswertung des emotionalen Zustandes nach dem Interview führte dazu, dass diese Person angab, 

dass diese Interviewsituation insgesamt positiv wahrgenommen wurde.  

Allen interviewten Personen stand es zu jederzeit frei, das Interview abzubrechen und die Einwilligung 

zu widerrufen. Informationen zur Durchführung, zum Datenschutz und zur Einwilligung erhielten alle 

Personen in schriftlicher Form weit im Voraus der Durchführung der Interviews. Für ratsuchende 

Personen wurden diese Informationen in unterschiedlicher sprachlicher Komplexität zur Verfügung 

gestellt und eben diese vor dem jeweiligen Interview noch einmal persönlich besprochen. Ebenso 

wurde kommuniziert, dass die Einwilligungserklärung erst zum Schluss des Gespräches unterschrieben 

werden kann, damit die befragten Personen diese Entscheidung entsprechend erst treffen müssen, 

wenn eine gelingendere Einschätzung des Interviews und des jeweils Gesagten getroffen werden 

konnte. Insofern gab es nach dem Interview erneut die Abfrage, ob das Einverständnis weiterhin 

besteht und erst anschließend die Bitte zur Unterschrift. Es wurde diesbezüglich darauf verwiesen, dass 

diese Einwilligung jederzeit ohne negative Konsequenzen widerrufen werden kann, was eine sofortige 

Löschung und Nichtverwendung der erhobenen Daten zur Folge hat. 

Eine Besonderheit zeigte sich in den ersten Interviews im Dezember 2022. Es benötigte vor 

Interviewbeginn eine Richtigstellung des Anlasses. Der zu interviewenden ratsuchenden Person wurde 

durch eine unterstützende Person kommuniziert, dass dieses Setting ein Beratungsgespräch zum 

Thema Wohnen ist, sodass die ratsuchende Person entsprechende Fragen zum Termin mitbrachte. 

Dieses Missverständnis konnte jedoch vor Beginn geklärt werden, und es kam zum Einverständnis zur 

Teilnahme am Interview.  

 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es durch eine adäquate Vorbereitung aller 

Interviewsettings mit den unterschiedlichen Personengruppen zu keinen nennenswerten 

Vorkommnissen kam und die qualitative Studie sachgerecht und formal korrekt durchgeführt werden 

konnte. 
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7.10. Meta-Inferenzen – Integration der Ergebnisse quan1, QUAL, quan2 

Vor dem Schritt einer Gesamtinterpretation des Datenmaterials aller drei Erhebungen sollen 

Schlussfolgerungen der einzelnen Erkenntnisse auf einer höheren Abstraktionsebene gezogen werden. 

Dabei wird eine Konnexion und Integration aller Forschungsergebnisse durchgeführt, was schließlich in 

eine Gesamtinterpretation mündet. Dieses Verfahren soll einerseits dazu dienen, die vorangestellten 

Forschungsfragen zu beantworten, und andererseits eine Ableitung entsprechend verallgemeinernden 

Handlungsleitlinien für die Optimierung von Beratungsprozessen ermöglichen.  

Angelehnt an die vorhandenen Forschungsfragen wird sich der Prozess der Meta-Inferenzen an eben 

diesen orientieren. Insofern wird die jeweilige Bewertung zu den Möglichkeiten und Grenzen der 

Informationstransferierung in den Beratungsstrukturen der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen sowie 

die etwaigen alternativen Möglichkeiten Betrachtung finden. Dafür werden alle Erhebungen zu den 

Bereichen Soziodemografische Daten, Beratungsanliegen/Themenschwerpunkte, Dauer und Anzahl, 

vorhandene/fehlende Ressourcen zur Herstellung eines barrierefreien Beratungssettings und 

Wünsche der beteiligten Personen zusammenfassend analysiert und gegenübergestellt. 

Dieses Kapitel wird mit der Überprüfung vorliegender Hypothesen im Rahmen der 

Methodentriangulation beendet. 

 

Es kann zusammengefasst werden, dass sich in allen drei Erhebungen ähnliche Tendenzen in den 

Rahmenbedingungen und Abläufen von Wohnberatungsprozessen zeigen. Auffällige Unterschiede 

können grundlegend nicht festgestellt werden, sodass es sich bei den einzelnen Forschungsteilen 

darum handelt, dass diese sich gegenseitig bestätigten. Eine signifikante Auffälligkeit zeigte sich im 

Unterschied zwischen der quan1-Erhebung und den Interviews mit beratenden Personen im Bereich 

der Bewertung der Umsetzung von Barrierefreiheit. Während in der quan1-Studie die meisten 

beratenden Personen (eher) zufrieden sind, was räumliche, personelle, zeitliche und finanzielle 

Möglichkeiten betrifft, konnte in den Interviews festgestellt werden, dass diese Aspekte als nicht 

zufriedenstellend und prozesshinderlich bewertet wurden. 

Nachfolgend werden die einzelnen Aspekte und Themen der untersuchten Beratungssettings im 

Rahmen eines Schaubildes dargestellt, um die Vergleichbarkeit zu verdeutlichen und die 

Hauptmerkmale hervorzuheben.   
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Abstraktionsebene der Gesamtforschung in der Konnexion 

Aus den vorliegenden Erhebungen lassen 

sich spezifische Aspekte zu Wohn-

beratungssettings in Bezug auf 

Allgemeines, Mängel und Ressourcen 

ableiten. In Abbildung 43 werden diese 

Ableitung in einem Schaubild, inklusive 

etwaiger Überlappungen, dargestellt.  

Grün markiert sind die vorhandenen 

Ressourcen wie räumliche Barriere-

freiheit, die Nutzung des 

Bedarfsermittlungsinstrumentes, das 

Vorhandensein eines Wunsch- und 

Wahlrechtes sowie personelle und 

zeitliche Ressourcen. 

Überschneidungen zeigen sich einerseits im Bereich des Wunsch- und Wahlrechtes, welches nicht als 

eine Ressource explizit genannt wurde, aber grundlegend vorliegt. Andererseits in Bezug auf Personal 

und Zeit. In den Erhebungen fanden sich hierbei unterschiedliche Angaben. In einigen Fällen liegen 

diese Aspekte als Ressource vor, in anderen Fällen wurde diesbezüglich auf einen Mangel hingewiesen. 

Aus diesem Grund stellt sich in der Abbildung ein Farbverlauf von grün zu blau dar. Blau markiert 

wurden die genannten Mangelzustände. Dies bezog sich auf die kommunikative Barrierefreiheit 

aufgrund fehlender barrierefreier Informationsmaterialien sowie auf das Fehlen des Austausches mit 

Peers. Fluide zeigt sich der Aspekt des Verselbstständigungsprozesses. Aus der Perspektive der 

ratsuchenden Personen stellt dies einen Mangel im Wohnberatungsprozess dar. Auf Seiten der 

beratenden Personen wurde dieser nicht besonders herausgestellt und schwingt im Wohn-

beratungsprozess mit, weshalb dieser in den Bereich Allgemeines übergeht. Insgesamt zeigt sich, dass 

ein Wohnberatungsprozess ganz allgemein mit der Suche nach Unterstützung und Information über 

einen längeren Zeitraum einhergeht. 

Die beratenden Personen haben eine überwiegend pädagogische Ausbildung, selten eine zusätzliche 

Beratungsqualifizierung. Die ratsuchenden Personen sind zwischen 25 und 40 Jahre alt und leben meist 

entweder in der Herkunftsfamilie oder in (ambulant) betreuten Wohnsettings. Zu den am häufigsten 

genannten Beratungsinhalten in Wohnberatungsgesprächen gehören Veränderungswünsche, Suche 

nach Unterstützungs- und Hilfeleistungen, Verselbstständigungsaspekte und Umgang mit Transitionen, 

vor allem in Bezug auf den Übergang von Schule zu Beruf 87 und einem damit verbundenen 

 
87 Hierzu auch Knöß et al., 2015: 71. 

Abbildung 43 - Schaubild Ergebniszusammenfassung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Veränderungsprozesses hinsichtlich des Wohnens. Bezüglich des Entstehens von Beratungskontexten 

zeigt sich eine deutliche Tendenz dazu, dass diese meist durch Dritte initiiert (Eltern, gesetzliche 

Betreuung) und maßgeblich von diesen Personen inhaltlich gefüllt werden. Dies wird in den meisten 

Fällen durch die beratenden Personen auf kommunikative Schwierigkeiten der ratsuchenden Personen 

zurückgeführt. In den Berichten von ratsuchenden Personen ist eine gegenteilige Neigung zu erkennen. 

In diesen Fällen zeigen sich die Ratsuchenden als aktiv eingebundene Personen im Beratungsprozess. 

Sie gaben in beiden Forschungsteilen (QUAL und quan2) an, dass sie sich grundsätzlich mehr Zeit für 

den gesamten Wohnberatungsprozess wünschen und möchten, dass ihrem Wunsch- und Wahlrecht 

insgesamt entsprochen wird. Als weniger gelingend bezeichnen diese Personen die Vermittlung von 

Informationen und zeigen auf, dass es einer Erhöhung von Barrierefreiheit hinsichtlich Kommunikation 

und Sprache bedarf. Auch beratende Personen betonten diese fehlenden Ressourcen und wünschen 

sich barrierefreie Informationsmaterialien, die an die ratsuchenden Personen ausgehändigt werden 

können. Dienlich wäre in diesem Zusammenhang, so die ratsuchenden Personen, auch der Austausch 

mit sogenannten Peers, also Menschen, die ähnliche Erfahrungswerte haben und diese Prozesse 

bereits gelingend durchlaufen sind. 

In Sachen Personen- und Bedarfsorientierung wurde seitens der beratenden Personen die 

Nützlichkeit des Thüringer Bedarfsermittlungsinstrumentes (ITP) hervorgehoben. Mit Hilfe dieses 

Instrumentes könnten die individuellen Bedarfe der betreffenden Personen differenzierter erfasst und 

entsprechende Unterstützungsleistungen zur Gewährleistung ermittelt werden. Dies benötigt jedoch 

vor allem Kapazitäten in Bezug auf Zeit und Personal, welches von den meisten der befragten Personen 

als mangelhaft empfunden wird, um einen gelingenden Beratungsprozess vollziehen zu können. 

 

Aus den Ergebnissen der Forschungsteile können typische Merkmale von ratsuchenden Personen 

herausgestellt werden. Diese Typisierung beruht maßgeblich auf den Aussagen in Bezug auf die 

Wohnberatungsprozesse der ratsuchenden und beratenden Personen. Aus dieser Betrachtung wurden 

die Parameter Personenzuschreibung, gegenwärtige Wohnform, Beratungsgrund, Informations-

transferierung und Kommunikationsfähigkeit abgeleitet, welche in Abbildung 47 gegenübergestellt 

werden.  
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Dieser Vergleich zeigt zunächst eine grundsätzlich signifikante Diskrepanz in den einzelnen 

Zuschreibungen. Sie zeigt aber ebenso auf, dass in diesen Zusammenhängen mit einer hohen Diversität 

zu rechnen ist und dementsprechende dynamische/flexible Konzeptionen zur Umsetzung von 

Beratungsprozessen unumgänglich sind. Während beratende Personen eher davon berichten, dass es 

sich bei den ratsuchenden Personen um zumeist junge Erwachsene handelt, die sich zum Zeitpunkt des 

Beratungsprozesses vor allem in der Transition von Schule zur Arbeitswelt bewegen und in der 

Herkunftsfamilie leben, zeigt sich in den Berichten der ratsuchenden Personen, dass es sich um 

Erwachsene mittleren Alters, die sowohl in der Herkunftsfamilie als auch in betreuten Wohnsettings 

leben. Die Initiierung eines Beratungsprozesses geht dabei häufig damit einher, dass eben diese 

ratsuchenden Personen den Wunsch nach Verselbstständigung haben und dementsprechend 

Informationen und Unterstützung bei beratenden Personen ersuchen. In diesen Prozessen 

kommunizieren die ratsuchenden Personen die eigenen Wünsche und Bedarfe deutlich. Dem 

gegenüber steht die Initiierung eines Beratungsprozesses durch Dritte mit dem Hintergrund, 

Informationen und Unterstützung bezüglich eines anstehenden Transitionsprozesses (bspw. Schule – 

Arbeit) zu erhalten. In diesem Fall verläuft die Kommunikation vorrangig über Dritte, welche unter 

Umständen auch als Informationstransmitter fungieren. Eine direkte Kommunikation mit der 

betreffenden Person verläuft vorwiegend rudimentär.  

Veränderungstendenz 
aufgrund anstehender 

Transitionsprozesse 

Eltern ersuchen 
Informationen/ 
Unterstützung 

Kommunikation 
erfolgt vorrangig über 

anwesende Dritte 

Erwachsene mittleren 
Alters 

 

Wohnen in 
Herkunftsfamilie/ 
betreute Wohnform 

 

Vorrangig Wunsch 
nach  
Verselbstständigung 

 

Ersuchen von  
Informationen/ 
Unterstützung 
 

Kommunikation von  
eigenen Wünschen/ 
Bedarfen  

 

Wohnen in 
Herkunftsfamilie 

Junge Erwachsene  
in der Transition 

Schule/Arbeit 

Figuren: ©Cadoo 

Quelle: Eigene Darstellung 
links: Selbstdarstellung durch Ratsuchende | rechts: Fremdbeschreibung durch Beratende  
Die Beschriftungsgrafiken wurden mit Ressourcen von Freepik.com erstellt. 

Abbildung 47 - Abgeleitete Typisierung ratsuchender Personen 
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Prinzipiell lassen sich aus dem vorliegenden Datenmaterial zwei Beratungsprozessstrukturen 

(Abbildung 48 und Abbildung 49) ableiten.  

  

Abbildung 48 - Wohnberatungsprozess »direkt« 

 

Charakteristisch für einen »direkten« Wohnberatungsprozess ist, dass sich eine ratsuchende Person 

mit dem Beratungsauftrag an eine beratende Person wendet und entsprechende Informationen zum 

Themenbereich anfordert. Gleichermaßen sollte ein Beratungsauftrag derart erfolgen, dass sich auf die 

Rahmenbedingungen (Dauer, Umfang, Zielerreichung etc.) dialogisch geeinigt und verbindliche 

Vereinbarungen kooperativ getroffen werden. Dieser Prozess findet bilateral zwischen diesen Personen 

statt, sofern keine anderen Modalitäten wie beispielsweise hinsichtlich assistierender Personen 

(Abbildung 48, rechts) vereinbart werden. Die beratende Person ist in diesem Fall dazu aufgerufen, 

entsprechend den Beratungsqualitätsmerkmalen zu agieren88, Informationen personen- und 

bedarfsorientiert aufzubereiten, zu transferieren und situative Adaptionen im Beratungsprozess im 

Sinne der Personenzentrierung vorzunehmen. 89 Zur Vermeidung von Informationsverlusten ist ein 

bedarfsangepasster Transfer von Informationen zu fokussieren. Gleichzeitig sollten Rückkopplungs-

schleifen ermöglicht werden, um sicherzustellen, dass alle Informationen adäquat aufgenommen, 

verarbeitet und nutzbar gemacht werden können.  

Eine mögliche assistierende Person ist in diesem Prozess unbedingt für die neutrale Vermittlung von 

Informationen zu verstehen und muss bei Inanspruchnahme entsprechend in den Prozess eingebettet 

werden. Diese Assistenz sollte im Sinne des Wunsch- und Wahlrechtes seitens der ratsuchenden Person 

frei gewählt werden dürfen. Eine ausschließlich bilaterale Kommunikation zwischen beratender und 

assistierender Person ist in diesem Fall auszuschließen und sollte grundsätzlich in einer ungefilterten, 

aber bedarfsangepassten Rückkopplungsschleife mit der ratsuchenden Person münden. Nur so kann 

sichergestellt werden, dass alle Informationen der ratsuchenden Person zur Verfügung stehen.  

 
88 Hierzu Kapitel 4.2 (S. 39) und Kapitel 4.4 (S. 45). 
89 Hierzu Kapitel 5.2 (S. 65). 

Beratende 
Person 

Ratsuchende 
Person 

Assistierende 
Person 

Informationssuche/ 
Beratungsauftrag (direkt)/ 
Rückkopplungsmöglichkeit 

direkter/adäquater 
Informationstransfer 

Rückkopplungsbedarf 

neutrale  
Informationstransmitter 

Quelle: Eigene Darstellung 



192 
 

 

Abbildung 49 - Wohnberatungsprozess »stellvertretend/ersetzend« 

 

In der Betrachtung einer Stellvertretung im Beratungsprozess (Abbildung 49) zeigt die vorliegende 

Forschung auf, dass bereits der Beratungsauftrag häufig über Dritte wie gesetzlich Betreuende oder 

Eltern/Angehörige vollzogen wird. Inwieweit dabei eine tatsächliche Stellvertretung vorliegt, ist von der 

beratenden Person entsprechend zu prüfen, indem die betreffende Person grundsätzlich als 

Hauptakteur/-akteurin im Gesamtprozess verstanden und einbezogen wird. Dadurch kann 

sichergestellt werden, dass partizipatorische Prozesse stattfinden und keine sogenannte Ersetzende 

Entscheidungsfindung seitens Dritter Personen vollzogen wird. 90 

Folglich bedarf es im Anschluss einer stellvertretenden Informationsvermittlung die Möglichkeit einer 

Rückkopplung seitens der betreffenden Person an die Informationstransmitter (gesetzliche Betreuung, 

Eltern/Angehörige). Ohne den Prozess der direkten Informationstransferierung an die ratsuchenden 

Personen könnten Informationsverluste oder -selektionen die Folge sein. In diesem Fall stünden der 

ratsuchenden Person die Informationen nicht vollständig zur Verfügung, was den Prozess einer 

autonomen Entscheidungsfindung negativ beeinflussen könnte. Die Gründe für eine 

Informationsselektion können sich vielfältig zeigen. Beispielsweise können Vorannahmen seitens 

beratender Personen in Bezug auf die Informationsaufnahme und -verarbeitungsmöglichkeiten 

aufgrund des Vorliegens einer kognitiven Beeinträchtigung die Durchführung des Prozesses maßgeblich 

beeinflussen. Herriger (2020: 68f.) beschreibt in Bezug auf die Rolle der professionell unterstützenden 

Personen, dass diese zur Gewährleistung einer routinemäßigen Bearbeitung der (komplexen) 

Problemlagen der Klientel auf ein berufsbezogenes Alltagswissen zurückgreifen. Dieser 

Sicherheitsmechanismus birgt jedoch die Gefahr von alltagstheoretischen Deutungsmustern, die 

 
90 Hierzu Kapitel 6.3 (S. 82). 
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Herriger (2020: 70) zum einen in die sogenannte „medizinische Deutungsfolie“ und die „sozialisations-

theoretische Deutungsfolie“ unterteilt. Klienten und Klientinnen werden häufig in Bezug auf ihre 

Schwächen und Schwierigkeiten betrachtet, welche vor allem eine Krankheit/Behinderung als Basis der 

Problemlagen definiert. Dieser Blickwinkel neigt dazu, soziale und kontextualisierte Ursachen von 

Problemlagen zu missachten und vorwiegend die individuellen Defizite zu betonen. Die kann zu einer 

individualistischen und pathologischen Herangehensweise an die Unterstützungsleistung führen. In 

Bezug auf die „sozialisationstheoretische Deutungsfolie“ bilden vor allem Brüche in wichtigen 

Sozialbeziehungen im Lebensverlauf von betreffenden Personen die Basis der Problemlage (einer 

Hilflosigkeit). Fokussiert wird diesbezüglich hauptsächlich die Rekonstruktion der biografischen 

Gegebenheiten, die diese Brüche bedingt haben und es der betreffenden Person erschweren, eine 

autonome Rolle einzunehmen. Herriger betont, dass beiden Perspektiven eine defizitäre 

Betrachtungsweise zugrunde liegt und die Fokussierung auf Stärken und Fähigkeiten der betreffenden 

Personen entsprechend verringert. Die Beziehung zwischen unterstützender Person und der Klientel ist 

grundlegend reziprok, bei welcher unterstützende Personen einerseits Verantwortung delegieren und 

andererseits die Klienten/Klientinnen ihre Bereitschaft zur Mitwirkung zeigen. Häufig führt dies zu 

einem Machtgefälle, bei welchem der unterstützenden Person oft Macht und der zu unterstützenden 

Passivität zugeschrieben wird. Diese Dynamik kann zur fortwährenden Verschlechterung der 

Gesamtsituation der betreffenden Person führen, indem diese ihre Selbstbestimmung und Ressourcen 

verlieren. Schließlich kann eine derartige Unterstützungsleistung zur Fortführung der empfundenen 

Hilflosigkeit führen, sofern das Wissen um die Stärken und Kompetenzen der betreffenden Personen 

sowie die Anerkennung von Autonomie- und Selbstbestimmungstendenzen missachtet werden 

(Herriger, 2020: 72f.). 

 

Insofern bedarf es stetiger (selbst-)reflexiver Prozesse seitens beratender Personen, um etwaige 

Vorannahmen, Deutungsfolien oder Einstellungen zu hinterfragen und Unterstützungskontexte wie die 

Wohnberatung auf der Basis professionellen Handelns gemäß den Qualitätskriterien umzusetzen.  
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Überprüfung vorliegender Hypothesen im Rahmen der Methodentriangulation 

In der Gesamtbetrachtung der vorliegenden Arbeit in Korrelation mit den forschungsrelevanten Frage-

stellungen sollen die Resultate in Bezug auf die aufgestellten Hypothesen überprüft und eingeordnet 

werden. 91  Grundlage hierfür bietet die vorliegenden Methodentriangulation, um ein umfassenderes 

Verständnis für den Forschungsgegenstand zu generieren. 

 

H1 – Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen erhalten keinen flächendeckend niederschwelligen 

und unabhängigen Zugang zu Beratung bezüglich des selbstbestimmten Wohnens. 

Mit der Bezeichnung eines „flächendeckend niederschwelligen und unabhängigen Zugangs“ 

findet das Angebotsspektrum von (assistierenden) Wohnberatungsleistungen Betrachtung, welche 

maßgeblich einen barrierefreien Zugang zur Beratung und den Inhalten für ratsuchenden Personen mit 

einer kognitiven Beeinträchtigung bietet. Im Rahmen der durchgeführten Forschung geschieht diese 

Betrachtung eingebettet in die Thüringer Landesgrenzen. Die Überprüfung erfolgt auf mehreren 

Ebenen. Zunächst wurden diesbezügliche Dienstleistungsangebote über das Internet recherchiert. In 

dieser Suche zeigt sich auffällig, dass der Terminus „Wohnberatung (Thüringen)“ vorrangig mit 

Wohnraumanpassungsmaßnahmen resp. der Herstellung von Barrierefreiheit (primär bei Senioren und 

Seniorinnen) einhergeht.  

Einschlägige Ergebnisse in Bezug auf Beratungsmöglichkeiten für Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen wurden nicht konkretisiert gefunden. Im Rahmen dieser Suche wurde unter 

anderem das „Stadtportal der Landeshauptstadt Thüringens“ angezeigt, welches eine Liste von 

Beratungs- und Betreuungsstellen für Menschen mit Behinderungen präsentiert. 92 Insgesamt sind 23 

Einträge vorzufinden, welche teilweise sehr spezifisch auf konkrete Behinderungsformen ausgelegt 

sind (bspw. Deutsche Gesellschaft für Muskelkranke e.V.). Eine differenzierte Beschreibung der 

einzelnen Angebote konnte auf dieser Seite nicht gefunden werden. Lediglich die Vereins- und 

Organisationsnamen sind mit einem Hyperlink zur jeweiligen Webseite versehen. Nach dem Öffnen 

eines solchen sind die Kontaktdaten wahrzunehmen und teilweise Informationen zum jeweiligen 

Angebot, die als sprachlich nicht barrierefrei bewertet werden. Mit einer Weiterleitung auf die 

Internetpräsenz des Vereins/der Organisation, welche nicht immer gegeben ist, folgt die Schwierigkeit, 

auf diesen zu navigieren, um ein konkretes Angebot finden zu können (in diesem Fall die 

Wohnberatung).  

Es entstehen Hürden wie beispielsweise eine zu abstrakte und zu allgemein gehaltene 

Beschreibung des jeweiligen Beratungsangebots und die sehr unterschiedlichen Zugänge hierzu. Dies 

reicht von der Notwendigkeit einer vorherigen telefonischen Vereinbarung von Terminen bis hin zu 

online-Beratungsangeboten, die mit aufwendigen Registrierungsschritten verbunden sind.   

 
91 Hierzu Kapitel 7.2.1 (S. 108) und 7.2.2 (S. 110). 
92 Hierzu: https://www.erfurt.de/ef/de/leben/fuer/menschen/beratung/index.html,  Stand: 11.04.2024. 

https://www.erfurt.de/ef/de/leben/fuer/menschen/beratung/index.html
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Eine Organisation offeriert ein Angebot von „Antworten auf wichtige Fragen in Leichte Sprache“. Diese 

Themen umfassen Alter, Arbeiten, Familie und Unterstützung, Geld erhalten und Lebens-Unterhalt, 

Freizeit, Gewalt und Missbrauch sowie Hilfsmittel und Assistenz. Das Thema Wohnen wird im 

„sprachlich barrierefreien Abschnitt (Leichte Sprache)“ dieser Webseite nicht fokussiert.  

Eine weitere Organisation verweist bereits auf der Startseite auf den Themenbereich „Wohnen 

& Pflege“ mit dem Untertitel „selbstbestimmt und individuell wohnen und leben mit bestmöglicher 

Unterstützung“. Darin untergliedern sich die Themen Tagesstruktur, Eltern-Kind-Wohnen, Wohnen mit 

Betreuung, Pflegedienst, Pflegeberatung sowie Unterstützung im Alltag. Unter dem Reiter „Wohnen 

mit Betreuung“ findet sich eine Kurzbeschreibung „Barrierefreier Wohnraum mit Betreuung und Pflege 

für Menschen mit geistiger Behinderung“. Es schließt sich eine Beschreibung des Angebotes in Leichte 

Sprache an, in welchen auf die vielen Wohnangebote für Menschen mit „geistiger“ Behinderung 

hingewiesen wird. Es wird von der Möglichkeit des selbstständigen Wohnens mit „Betreuung und 

Pflege“ berichtet. Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass „auch Freiraum für eigene Entscheidungen“ 

gelassen wird. Anschließend wird beschrieben, dass es sich hierbei um Wohngemeinschaften handelt, 

was bedeute: „Sie teilen die Wohnung mit anderen Menschen mit Behinderung. Dann entsteht auch 

eine neue Freundschaft“93. Es besteht die Möglichkeit, eine 11-seitige Übersicht über alle 

Wohnmöglichkeiten der Organisation herunterzuladen. Diese Beschreibungen sind sprachlich nicht 

barrierefrei gestaltet, obwohl es vertragliche Vereinbarungen enthält, in denen die nutzenden 

Personen (inklusive der Abforderung der Unterschrift der gesetzlichen Betreuung) bestätigen, dass 

über die Leistungsangebote im Rahmen dieses Dokuments entsprechend der gesetzlichen Vorgabe 

informiert wurde. Alle Informationen im Rahmen der Begleitung/Unterstützung beim Wohnen 

beziehen sich auf eine ambulante Betreuung, obwohl diesbezüglich „Selbstbestimmungsaspekte“ 

verschriftlicht worden. Ein Hinweis auf Assistenzleistungen im Rahmen des selbstbestimmten Wohnens 

in der eigenen Wohnung ist nicht zu finden, jedoch: „Wir bieten Ihnen passgenaue Angebote, um das 

Leben selbstbestimmt zu gestalten.“ Faktisch bewegen sich diese Angebote jedoch nicht im Spektrum 

der vollumfänglichen Selbstbestimmung. Eine vergleichbare Situation zeigt sich ebenfalls auf einer 

Webseite einer anderen Organisation. Es wird unter anderem von einem „weitgehend 

selbstständige[n] Wohnen“ gesprochen „[d]amit echte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft gelingt“ 

(Anm. d. Verfin). Allerdings wird anschließend auf die „Häuser für Menschen mit geistiger Behinderung“ 

verwiesen. Auch diese Informationen sind nicht sprachlich barrierefrei vorzufinden.  

Eine Organisation konnte gefunden werden, welche sehr spezifisch „Wohnberatung/ 

Umzugsmanagement“ anbietet. Diese Informationen sind ebenfalls nicht barrierefrei verfügbar. 

Angesprochen werden „ältere, hilfebdürftige [sic] sowie behinderte Bürger“, die in dieser Stadt 

beziehungsweise im Landkreis leben.   

 
93 Es erfolgt, aufgrund der Anonymisierung, kein Quellenverweis zu den Webseiten. Bei diesen Angeboten handelt es sich um   
    Anbietende sozialer Dienstleistungen in der „Eingliederungshilfe“. 
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Das Beratungsangebot umfasst vorrangig organisatorische Inhalte wie zum Beispiel das Beantragen von 

Wohnberechtigungsscheinen, die Organisation des Umzuges und die Beratung zu technischen 

Hilfsmitteln.  

Insgesamt wurden im Rahmen der quan1 Studie 162 Organisationen resp. diverse 

Regionalstellen kontaktiert, bei welchem gemäß der jeweiligen Internetpräsenz grundsätzlich 

Beratungsangebote gemacht werden, jedoch zumeist ein spezifischer Verweis auf Wohnberatung nicht 

gegeben ist. Es kann festgestellt werden, dass das Angebot (assistierender) Wohnberatung mit einem 

pädagogischen Schwerpunkt nur marginal vertreten ist. Auch die 22 Sozialämter, welche einer 

Beratungsverpflichtung gemäß §14 SGB I und §106 SGB IX unterliegen, zeigen im Rahmen der 

Forschungsergebnisse auf, dass eine Umsetzbarkeit einer solchen spezifizierten Beratungsform 

aufgrund fehlender Ressourcen nicht vollständig gegeben ist.  Thüringen hat gegenwärtig 38 EUTB®-

Stellen (Stand 24.02.2024), die „… in allen Fragen rund um Rehabilitations- und Teilhabeleistungen 

unterstützen“94. Der Zugang zu einem Beratungsangebot einer EUTB® unterliegt einem allgemeinen 

Leitbild95, in welchem feststeht, dass diese Beratungen barrierefrei, niederschwellig, ergänzend, 

kostenfrei und unabhängig angeboten werden. Jedoch zeigen die Studienergebnisse auf, dass die 

befragten EUTB®-Beratende eher marginal spezifische und assistierende Wohnberatungsprozesse 

durchführen. Ebenso zeigen sich Beweise für eine fehlende und vollumfängliche sprachliche 

Barrierefreiheit in diesen Beratungssettings, was eine umfassende Niederschwelligkeit negiert. 

Aus dieser Perspektive betrachtet, kann festgestellt werden, dass den betreffenden Menschen in 

Thüringen (noch) kein flächendeckend niederschwelliger und unabhängiger Zugang zu Beratung 

bezüglich des selbstbestimmten Wohnens zur Verfügung steht. 

 

H2: Die Informationsaufbereitung innerhalb dieser Beratungskontexte ist nicht ausreichend personen- 

und bedarfsorientiert, woraus eine als unzureichend empfundene Informationsqualität resultiert. 

Im Rahmend der quan1 Erhebung wurden verschiedene Beratungsaspekte erfragt, welche maßgeblich 

Hinweise der Bereitschaft zur Personenzentrierung seitens der beratenden Personen geben sollen. 

Unterschieden wurden in Persönlichkeit »persönlich - unpersönlich«, Beratungsumfeld »Büro – 

persönliches Wohnumfeld«, Terminierung »vereinbart - spontan«, Explizitheit »implizit - explizit«, 

Regelmäßigkeit »regelmäßig - einmalig« und Einbezug von Personen »mehrere Personen – eine 

Person«. 

Die Ergebnisse96 zeigen die Tendenz auf, dass die beratenden Personen grundsätzlich Wert auf eine 

Personenzentrierung in den Rahmenbedingungen des Beratungssettings legen.  

 
94 Angebote der EUTB®: https://www.teilhabeberatung.de/artikel/was-sind-die-eutb-angebote-und-was-machen-sie,   
    letzter Zugriff: 07.06.2024. 
95 Leitbild der EUTB® https://www.teilhabeberatung.de/artikel/ergaenzende-unabhaengige-teilhabeberatung-unser-leitbild,  
    letzter Zugriff: 07.06.2024. 
96 Hierzu Kapitel 7.5.4.1 (S. 123). 

https://www.teilhabeberatung.de/artikel/was-sind-die-eutb-angebote-und-was-machen-sie
https://www.teilhabeberatung.de/artikel/ergaenzende-unabhaengige-teilhabeberatung-unser-leitbild
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So geschieht Beratung vorwiegend auf persönlicher Ebene, im eigenen Wohnumfeld oder in einem 

Beratungsbüro, als vereinbarter Termin mit dem expliziten Themenbereich „Wohnen“, in regelmäßigen 

Abständen, mit mehr als einer Person. Zu den häufigsten Themen gehört die Frage nach 

Unterstützungsangeboten, Veränderungswünschen und das allgemeine Anfragen von Möglichkeiten 

beim Wohnen. Zur Besprechung resp. Beantwortung dieser Fragestellungen sollte eine (sprachliche) 

Barrierefreiheit vorgehalten werden, welche gemäß der quan1-Ergebnisse 67% der beratenden 

Personen gewährleisten können. Im Rahmen der QUAL Erhebung zeigen sich jedoch deutliche 

Diskrepanzen in der Herstellung und Nutzung sprachlicher Barrierefreiheit. Dies liegt vor allem daran, 

dass zur Verfügung gestellte Informationen keine entsprechende Aufbereitung erfahren. Eine eigens 

hergestellte sprachliche Barrierefreiheit von Informationsmaterial wird als zu individuell und der 

Aufwand-Nutzen-Faktor als zu gering eingeschätzt. 

Dies führt, so die Ergebnisse der QUAL Erhebung, vor allem dazu, dass einerseits ratsuchende Personen 

bei entstehenden Fragen in der Lage sein müssen, aktiv und reflexiv Rückfragen stellen zu dürfen und 

zu können und andererseits Dritte, wie Eltern/Angehörige oder die gesetzliche Betreuung (teils 

unbewusst) als Informationstransmitter im Beratungsprozess fungieren. 

Beratende Personen betonen, dass sie die Ressourcen Zeit und Personal als mangelhaft 

empfinden, welche jedoch grundlegend zur Abdeckung dieses Beratungsbedarfes notwendig sind. 

Ratsuchende Personen berichten im Rahmen der quan2 Erhebung, dass neben der Notwendigkeit von 

Leichte/Einfache Sprache sowie die Verwendung von Bildern/Zeichen vor allem mehr Zeit mit der 

Beratungsperson erwünscht ist. In den Antworten im zugehörigen Freitext-Antwortfeld ist erkennbar, 

dass notwendige und erwünschte Informationen zum Wohnen gegenwärtig nicht ausreichend 

vermittelt werden.97  

Insgesamt kann festgestellt werden, dass sich ratsuchende Personen nicht ausreichend und 

vollumfänglich zum Thema des selbstbestimmten Wohnens beraten und informiert fühlen. Dies betrifft 

maßgeblich auch den Themenbereich des gelingenden Ablösungsprozesses aus der Herkunftsfamilie. 

Beratende Personen bewerten ihr Angebot der (sprachlichen) Barrierefreiheit als eher positiv 

und zeigen sich insgesamt mit ihrem Beratungsprozess zufrieden. Durch das Fehlen einer 

vollumfänglichen bedarfsorientierten Barrierefreiheit und dem damit einhergehenden 

personenzentrierten Beratungsprozess resultiert eine durch die ratsuchenden Personen als 

unzureichend empfundene Informationsqualität.  

 
97 Hierzu Kapitel 7.8.4.1 (S. 180). 
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H3: Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen erhalten durch die unzureichende Informations-

qualität nur geringfügigen Zugang zu nutzbarem Wissen, was die Möglichkeit des (Self-) 

Empowerments deutlich reduziert. 

In der Bewertung und Einordnung der Hypothese H2 steht grundlegend der damit einhergehende 

Informationsverarbeitungsprozess seitens der ratsuchenden Personen im Zusammenhang.  

Vermittelte Informationen sollen entsprechend durch die ratsuchenden Personen aufgenommen, 

verarbeitet, bei Bedarf durch gezieltes Nachfragen korrigiert und anschließend nutzbar gemacht 

werden. Mit der zur Verfügungstellung und des Nutzbarmachens von relevanten Informationen sowie 

einer entsprechenden Grundhaltung im Gesamtprozess kann ein Prozess des Empowerns initiiert 

werden, welcher schließlich in Selbstbestimmung und Autonomie mündet. Um dies gelingend zu 

gestalten, muss den beratenden Personen diese Korrelation bewusst werden und die Basis für das 

beraterische Handeln bilden.  

In der sogenannten transitiven Betrachtung des Empowermentsbegriffs betont Herriger die 

Aufgabe unterstützender Personen im Rahmen der Hilfestellung bei der „Eroberung von neuen 

Territorien der Selbstbestimmung“, bei der Ermutigung nach eigenen Stärken zu suchen, diese zu 

erproben sowie notwendige Ressourcen bereitzustellen (Herriger, 2020: 17).   

In der Betrachtung des Wohnberatungsprozesses in Verbindung mit einem reflexiven und transitiven 

Verständnis von Empowerment sind beratende Personen folglich dazu aufgerufen, die ratsuchenden 

Menschen nicht in der Schraffierung einer fürsorgebedürftigen Person zu verstehen, sondern diese als 

Experten und Expertinnen des eigenen Lebens anzuerkennen.  

 In der reflexiven Annäherung an den Empowermentbegriff, welcher den aktiven und eigens 

gesteuerten Prozess aus der Fremdbestimmung heraus in die Selbstbestimmung hinein betrachtet, 

steht vor allem die betreffende Person im Fokus des Ablaufes. Weiß (1992) beschreibt den reflexiven 

Empowermentprozess wie folgt: 

„Empowerment kann nicht direkt von Fachleuten bewirkt, hergestellt oder gar verordnet werden. 

Es geht vielmehr um Prozesse der Selbst-Bemächtigung Betroffener, um das Auffinden eigener 

Ressourcen, um das Sich-Bewußtwerden [sic] und die Mobilisierung von Selbstgestaltungskräften 

und eigenem Vermögen, letztlich um die Wiedergewinnung von Kontrollbewußtsein [sic]  

(Weiß, 1992: 162 zit. n. Herriger 2020: 17).“ 

 

In der Gesamtschau aller Aussagen beratender Personen aus der QUAL Erhebung kann festgestellt 

werden, dass zwei beratende Person (EUTB®, Leistungserbringerschaft) den Prozess der Wohnberatung 

in einen sprachlich direkten Zusammenhang mit dem Prozess der Selbstbestimmung/des 

Empowerments setzten.98   

 
98 Hierzu   Ber#w05EUTB®_15.02.2023, Anhang 3.3.2.5., S. CX, Z. 432;  
                   Ber#w04LE_30.01.2023, Anhang 3.3.2.4., S. XCVI, Z. 456. 
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Eine beratende Person verweist darauf, dass häufig die Eltern eine maßgebliche Rolle in Bezug auf das 

Gelingen von Selbstbestimmungsprozessen spielen. Die Wahrscheinlichkeit, dass sich Personen mit 

kognitiver Beeinträchtigung für eine selbstbestimmte Wohnform entscheiden, obwohl die Eltern gegen 

diese Wohnform sind, sei eher unwahrscheinlich.99 

Dies deutet darauf hin, dass sich ratsuchende Personen in einem mehrdimensionalen 

Abhängigkeitsverhältnis mit Eltern/Angehörigen sowie gegebenenfalls Anbietenden sozialer 

Dienstleistungen und beratenden Personen befinden.  

Sofern es den ratsuchenden Personen (noch) nicht möglich ist, einen reflexiven Empowermentprozess 

zu vollziehen, besteht die Notwendigkeit, entsprechend dem transitiven Prozess dazu befähigt zu 

werden. Als Grundlage zur Initiierung dieser Prozessualität ist die (bedarfsangepasste) Weitergabe 

relevanter Informationen zu verstehen (Informationen zu entsprechenden Rechten, Möglichkeiten und 

Grenzen, Konsequenzen etc.). Mit diesen Informationen soll den ratsuchenden Personen ermöglicht 

werden, sich selbst zu positionieren und etwaige Autonomiebestrebungen zu vollziehen. Dafür 

benötigt es eine entsprechend beraterische Grundhaltung im Sinne des Empowerment-Verständnisses, 

bedarfsangepasstes beraterisches Handeln sowie Vermittlungskompetenzen zwischen ratsuchender 

Personen und den etwaig involvierten Dritten.  

In der Korrelation mit den vorliegenden Forschungsergebnissen zeigt sich, dass die häufig 

anwesenden Dritten als sogenannte Informationstransmitter fungieren, um Informationen zum 

Wohnen an die ratsuchenden Personen weiterzugeben. Dies liegt vor allem daran, dass ein 

bedarfsangepasster Informationstransfer seitens der Berater und Beraterinnen gegenwärtig nicht 

vollumfänglich gewährleistet werden kann. Inwieweit und auf welche Weise alle zur Verfügung 

stehenden Informationen aus dem Wohnberatungsprozess durch Dritte an die betreffenden Personen 

weitergegeben werden, bleibt unbeantwortet. Ergebnisse der QUAL und quan2 Erhebung zeigen auf, 

dass der Wunsch nach umfangreicheren Informationen grundsätzlich besteht. Dieser Bedarf wird 

jedoch durch unter anderem fehlende resp. nicht nutzbare Feedbackmöglichkeiten eher rudimentär bei 

den beratenden Personen angezeigt. 

Zur Ermöglichung von Selbstbestimmungs- resp. Empowermentprozessen bedarf es einer beraterischen 

Grundhaltung, die diese Bestrebungen anerkennt und durch den professionellen Einsatz von Konzepten 

und Methoden eine Umsetzbarkeit herstellt. Aus dem vorliegenden Datenmaterial ist abzuleiten, dass 

dieser notwendige Prozess nicht adäquat initiiert und in die bestehenden Beratungsstrukturen 

implementiert wird. Dies bedingt, dass es für eine gelingende Umsetzung von (Self-)Empowerment-

prozessen neben einer hinreichenden Informationsqualität auch professioneller (assistierender) 

Begleitung bedarf. Insofern reduziert eine unzureichende Informationsqualität und ein geringfügiger 

Zugang zu nutzbarem Wissen die Möglichkeit des (Self-)Empowerments, allerdings korreliert dieser   

 
99 Hierzu Ber#m06EUTB®_24.05.2023 , Anhang 3.3.2.6., S. CXXVII, Z. 495-501. 
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Prozess zudem maßgeblich mit den Faktoren der professionellen Aufbereitung der Unterstützungs-

leistung, der Haltung der beratenden Personen, der adäquaten Einbindung Dritter sowie mit 

grundlegenden Kontextfaktoren wie biografischen Aspekte, sozialen Netzwerke und den individuellen 

Ressourcen und Kompetenzen der ratsuchenden Personen. 

 

H4: Die Vermittlung von Informationen und Wissen mit Hilfe komplexitätsreduzierter, an den 

individuellen Bedarf angepasster Kommunikation wirkt sich positiv auf den Gesamtprozess (Dauer, 

Häufigkeit und Effizienz von Beratungsterminen) im Beratungsprozess aus. 

 

H5: Wirkungsorientierte und an den Bedarf angepasste Beratungssettings bieten die Chance der 

Vermeidung redundanter Zusammenkünfte und somit eine Ressourcenschonung (zeitlich, finanziell, 

personell) sowie eine Potenzierung der Möglichkeit einer erhöhten Prozess- und Ergebniszufriedenheit 

aller beteiligten Personen. 

Aufgrund der aus den erhobenen Daten ersichtlichen inhaltlichen Nähe der Hypothesen vier und fünf 

werden diese beiden Annahmen korrelierend betrachtet. 

 

Nach Mischke (2021: 22) besteht ein Zusammenhang zwischen dem Beratungserfolg und der 

adäquaten Einbindung ratsuchender Personen in den Gesamtprozess durch die Ermöglichung, eben 

diesen „ … erfahrbar, auswertbar und … praktizierbar zu gestalten“ (ebd.: 22). Eine (assistierende) 

Wohnberatung bedarf insofern nicht nur der reinen Informationstransferierung (sprachlicher 

Charakter), sondern auch der Ermöglichung einer direkten Auseinandersetzung mit sich selbst und der 

umgebenden Umwelt (handlungsorientierter Charakter). Der sprachliche Charakter einer 

Wohnberatung bildet in diesem Zusammenhang die Basis des Gesamtprozesses. Ohne eine an den 

Bedarf adaptierte Gesprächsführung und Informationstransferierung können notwendige 

Handlungsschritte nicht adäquat eingebunden werden. Dies steht entsprechend in Korrelation mit der 

Dauer, Häufigkeit und Effizienz von Wohnberatungsprozessen. Pädagogisch ausgerichtete 

Beratungsprozesse sollten nach Bauer et. al. stets in (Selbst-)Bildungs- und Lernprozesse münden 

(2015: 75/212), welche unmittelbar auf Basis gelingender Wissensaneignung und Informations-

verarbeitung (Bauer et. al., 2012: 143; Seel, 2003: 21) aufbauen. Mienert und Pitcher (2011: 33) folgern, 

dass Lernen die Korrelation von dem Erwerb von Wissen und der Änderung von Verhaltensweisen ist. 

Das vorliegende Datenmaterial zeigt auf, dass das Bewusstsein über eine komplexitätsreduzierte und 

an den Bedarf angepasste Kommunikation und Informationstransferierung grundlegend bei den 

beratenden Personen vorhanden ist, jedoch zeigt sich keine eindeutige Korrelationslinie mit 

Lernprozessen, die zu initiieren sind. In Bezug auf die Befragung zu den jeweiligen Beratungszielen wird 

vorwiegend der faktische Übergang in die gewünschte Wohnform fokussiert, jedoch nicht der damit zu 

verbindende Lernprozess in Bezug auf die Verselbstständigung und Selbstbestimmung ratsuchender 
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Personen. Eine beratende Person stellt eine konkretisierte Verbindungslinie zwischen Lernen und 

Verselbstständigungsprozessen theoretisch her, verweist aber auf die potenzielle Verantwortlichkeit 

der Schulen. Zudem betont diese Person, dass gegenwärtig keine konkrete Aufgabenzuweisung in 

Bezug auf Initiierung von Verselbstständigungsprozessen vorliegt. So würde dies eher (rudimentär) 

durch die Eltern und teilweise durch Einrichtungen übernommen, wobei betont wird, dass diese 

Prozesse nicht adäquat konzipiert sind und eher am Bedarf betreffender Personen vorbeigehe. 100 Es 

bedarf zudem der Betrachtung des Vorliegens eines (impliziten resp. expliziten) Auftrages durch die 

ratsuchenden Personen an die beraterisch tätigen Personen in Bezug auf den Unterstützungsbedarf/ -

wunsch im Rahmen von Verselbstständigungs- und Empowermentprozessen.  

In Bezug auf die Wirksamkeit von Beratungsprozessen ist anzumerken, dass dies einer individuellen 

Betrachtung bedarf. Hager (2000: 47ff.) beschreibt ein (Beratungs-)Verfahren dann als wirksam, wenn 

(a) eine nachhaltige Veränderung fokussierter Ziele erreicht und (b) diese alltagspraktisch übertragen 

und nachhaltig eingesetzt werden können. Schubert et. al. (2019: 183ff.) verweist auf verschiedene 

Forschungsgrundlagen in Bezug auf die Wirkung von Beratungsprozessen. Unter anderem wird auf 

Grawe et. al. (1994) verwiesen, welche auf Grundlage differenzierter Sekundäranalysen von 

Psychotherapiestudien ein transdisziplinäres Modell von Therapie entwickelt haben, welches vier 

zentrale, empirisch fundierte Prinzipien herausstellt. Diese Prinzipien finden eine breite Resonanz in 

aktuellen Beratungs- und Therapiesettings und vermitteln nicht nur Handlungsrichtlinien, sondern 

reflektieren zudem die innere Einstellung beratender Personen gegenüber der Klientel (Schubert et. 

al., 2019: 186). Demzufolge ist das wichtigste Prinzip die Hilfe zur Problembewältigung. Hierbei 

erfahren die ratsuchenden Personen aktive Unterstützung und Anleitung mit dem Ziel der Aktivierung 

von sogenannten Selbstheilungskräften. Es bedarf einer individuellen Adaption der Unterstützungs-

leistung an die Situation ratsuchender Personen. Ein weiteres Prinzip stellt die Klärungsarbeit dar, bei 

welcher die ratsuchende Person dazu befähigt wird, die (un-)bewussten grundlegenden Bedingungen 

und Motive verstehen zu können. Die Beratung soll Handlungsmöglichkeiten eröffnen, die es der 

betreffenden Person ermöglichen, die Problemlagen und damit verbundenen Bedeutungen zu 

aktualisieren und Veränderungsprozesse in der aktuellen Realität erfahrbar zu machen (drittes Prinzip). 

Dies leitet unweigerlich das Prinzip der Ressourcenaktivierung ein, bei welcher die Beratung die 

Potenziale und Stärken ratsuchender Personen fokussiert. Dies ermöglicht, die eigenen Kompetenzen, 

Stärken und Wirksamkeit wahrzunehmen, was in eine (neue) Selbstständigkeit münden kann. Als 

Ressourcen werden diesbezüglich sowohl individuelle Bewältigungspotenziale als auch 

Unterstützungsmöglichkeiten in der sozialen Umwelt verstanden (ebd: 186f.). Es wird auf Grundlage 

der durch Schubert et. al. vorgestellten Perspektiven geschlussfolgert, dass die Beziehungsgestaltung 

 
100 Hierzu Ber#m06EUT®B_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXV-CXXVI, Z. 394-445. 
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eine zentrale Funktion darstellt (Schubert et. al., 2019: 191). Diesbezüglich wird darauf verwiesen, 

welche beteiligte Person den Beratungsprozess maßgeblich steuert. 

Es wird unter Bezugnahme auf Schiersmann und Thiel (2018: 1175) sowie Schiepek, Eckert und 

Kravanja (2013: 21) gefolgert, dass davon auszugehen ist, dass die ratsuchende Person den maßgeblich 

größten Anteil in Bezug auf den Erfolg der Beratungssituation inne hat. Dies korreliere mit den 

individuellen Kompetenzen in Bezug auf die eigenen und zwischenmenschlichen Fähigkeiten, der 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit, der Wahrnehmung und dem Erleben der Beziehung zwischen den 

beteiligten Personen, dem individuellen Ausdrucksvermögen sowie der Motivation zur Veränderung 

und Aufnahmebereitschaft (Schubert et. al., 2019: 192). Die Wirkung von Beratung, so Schubert et. al., 

sei als hochkomplex und reziprok zu verstehen. So korrelieren die „Wirkungen“ der (a) Beraterischen 

Aktivität und Haltung, mit (b) den „Wirkungen“ heterogener klientelbezogener Variablen und (c) der 

Wechselwirkung von (a) und (b) im Gesamtverlauf und innerhalb einzelner Phasen (2019: 192).  

Insgesamt lässt sich festhalten, dass beratende Personen adäquat mit heterogenen 

Kommunikationsniveaus umzugehen haben. Zudem ist ein (assistierender) Wohnberatungsprozess 

grundsätzlich als Lernprozess mit einer unmittelbaren Handlungsorientierung zu verstehen. Ein 

komplexitätsreduzierter und an den individuellen Bedarf angepasster Beratungsprozess ist ein 

notwendiger Parameter zu Sicherung der Beratungsqualität. Für alle beteiligten Personen ist eine 

effiziente Ressourcennutzung von entscheidender Bedeutung, um einen Beratungsprozess als positiv 

wahrzunehmen. Diese Ressourcen sind jeweils zu identifizieren und entsprechend in den gesamten 

Verlauf zu implementieren und eine Überprüfung der Wirksamkeit stetig vorzunehmen. „Beratende 

müssen … über eine (möglichst große Bandbreite) von Techniken verfügen, sie müssen allerdings vor 

allem darauf achten, dass sie mit ihren Interventionen die allgemeinen Wirkprinzipien realisieren“ 

(Schiersmann, Thiel, 2018: 1175). 

Über eine effiziente Dauer und Anzahl von Beratungsterminen können keine pauschalisierten Aussagen 

getätigt werden. 

 

Es schließt sich eine Gesamtbetrachtung der vorliegenden Arbeit in der Konnexion von Theorie und 

Forschung an, bei welcher zunächst die forschungsrelevanten Begründungsdimensionen 

differenzierter Betrachtung finden. Daran knüpft eine kritische Reflexion des Forschungsprozesses 

hinsichtlich der Limitationen und der Validität an und mündet in eine theoriegeleitete 

Schlussbetrachtung der Forschungsergebnisse. Schließlich werden daraus theoretische Parameter 

abgeleitet, die die spezifische Prozessualität von assistierender Wohnberatung konstatieren. In Bezug 

auf eine praktische Anwendbarkeit wird eine spezifische Methodenauswahl in Bezug auf die einzelnen 

Phasen von assistierender Wohnberatung dargestellt und schließlich in Bezug auf die Notwendigkeit 

des Einsatzes begründet.  
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8 Gesamtbetrachtung – Konnexion von Theorie und Forschung 

8.1. Forschungsrelevante Begründungsdimensionen 

Nachfolgend werden die theoretischen Bezüge und die generierten Forschungsergebnisse in ihren 

Zusammenhängen betrachtet. Zunächst werden beide Komponenten zusammengeführt. Die 

Forschungsergebnisse werden anschließend im Kontext vorliegender Theorie diskutiert, interpretiert 

und es werden Schlussfolgerungen gezogen, inwiefern die theoretischen Grundlagen gestützt, 

erweitert oder herausgefordert wurden.  Daran schließt sich eine kritische Reflexion der 

Forschungsergebnisse an, in welcher Möglichkeiten und Grenzen, Unsicherheiten und Schwierigkeiten 

sowie Änderungsnotwendigkeiten beschrieben werden. 

 

Rechtliche Begründungsdimension 

Die rechtliche Grundlage in Bezug auf ein selbstbestimmtes Wohnen und Leben von Menschen mit 

kognitiven Beeinträchtigungen finden sich im Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen primär im Artikel 19a. In diesem ist verschriftlicht, dass Menschen 

mit Beeinträchtigungen gleichberechtigt den eigenen Wohnort und die eigene Wohnart wählen 

können. Eine unabhängige Lebensführung ist unbedingt zu ermöglichen. In der Betrachtung von 

Beratungsprozessen zur Ermöglichung dieser unabhängigen Lebensführung, werden sowohl im SGB I 

(§14 – Recht auf Beratung) als auch im SGB IX (§12, §32 und §106) rechtliche Grundlagen im Sinne 

eines Beratungsauftrages aufgeführt. In Korrelation mit dem Artikel 12 der UN-BRK, in welchem 

feststeht, dass leistungsberechtigte Personen einen bedarfsangemessenen Zugang zu Information und 

Beratung erhalten sollen, ist festzustellen, dass entsprechende Beratungsangebote im Bereich der 

„Eingliederungshilfe“ vorzuhalten sind. Diese sind personenzentriert und individualisiert zu erbringen 

(Deutscher Verein für Öffentliche und Private Fürsorge, 2019: 38f). In der weiteren theoretischen 

Betrachtung, unter welchen rechtlichen Rahmenbedingungen eine unabhängige Lebensführung von 

betreffenden Menschen möglich sein kann, wurde zudem die personenzentrierte, nicht pauschalisierte 

Finanzierungsmöglichkeit des Persönlichen Budgets diskutiert (Kapitel 2.2.2, S. 10), welches als 

unmittelbare Ressource zur Umsetzung des Thüringer Landesrahmenvertrages (§131 Abs. 1 SGB IX) 

eingesetzt werden kann, um die Grundsätze der Personen- und Sozialraumorientierung adäquat 

umzusetzen. 

Im Rahmen dieser rechtlichen Einordnung (Kapitel 2, S. 5) wurden im Forschungsprozess drei 

Organisationsformen fokussiert, welche in Bezug auf das Angebotsspektrum Beratungsleistungen 

anbieten resp. dazu verpflichtet sind: 

- Nicht-staatliche, ergänzende und unabhängige Beratungsstrukturen (EUTB®) 

- Beratungsstrukturen der Anbietenden sozialer Dienstleistungen 

- Staatliche Beratungsstrukturen der Behörden/Ämter  
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Festzustellen ist, dass die EUTB® (§32 SGB IX) und die staatlichen Beratungsstrukturen (§106 SGB IX, 

§14 SGB I) per Gesetz eine Beratungspflicht innehaben. Anbietende sozialer Dienstleistungen sind 

derart nicht zur Beratungsleistung im Rahmen des SGB IX verpflichtet. In der Einordnung dieser 

(Beratungs-)Leistungslandschaft in Thüringen wurden die grundlegenden Aufträge betrachtet. In 

diesem Zusammenhang sind die Beratungsstellen der EUTB® dazu verpflichtet, die Selbstbestimmung 

betreffender Personen zu stärken, unabhängig, ergänzend, niederschwellig und zum gesamten 

Spektrum der Rehabilitations- und Teilhabeleistungen zu informieren und zu beraten (§32 SGB IX). 

Diese Aspekte wurden im Rahmen der Evaluation der EUTB® empirisch betrachtet und in einem 

Abschlussbericht ausgewertet (Maetzel et. al.,2021b/Heimer et. al., 2023). In diesem Bericht sind 

jedoch keine relevanten Ergebnisse zum Thema des Informationstransfers vorzufinden. Dieser Aspekt 

sollte im Rahmen der Betrachtung von Barrierefreiheit, Niederschwelligkeit und der Ermöglichung von 

Selbstbestimmung unbedingt Betrachtung finden. Nicht zuletzt steht „Informationen vermitteln“ als 

zweithäufigstes Beratungsziel in den Forschungsresultaten des Abschlussberichtes zur Evaluation der 

EUTB® (Abbildung 14). 

 Auch die beratenden Personen staatlicher Beratungsstrukturen sind zur Informations-

vermittlung verpflichtet, welche grundlegend in Bezug auf die persönliche Situation und Bedarfe der 

leistungsberechtigten Person ausgelegt sein und in „wahrnehmbarer Form“ erfolgen muss (§106 Abs. 

1 Satz 2 SGB IX). Die Beratung muss zudem die Aufklärung zu allen (regionalen) Angebotsspektren in 

der Leistungserbringerschaft und damit zusammenhängende Verfahrensabläufe umfassen. 

Evaluationen zur Beratungstätigkeit im Rahmen der staatlichen Beratungsstrukturen liegen nicht vor. 

Alle drei Erhebungen basieren auf folgenden Parametern aus dem Bereich der rechtlichen 

Rahmenbedingungen: 

- Aspekte zu Barrierefreiheit/Zugangsmöglichkeiten zur Beratung 

· Grundlage: Vorhalten eines niederschwelligen Zugangs und eine wahrnehmbare Form 

von Beratung 

- Aspekte zur Bedarfs- und Personenzentrierung 

· Grundlage: Fokussierung der persönlichen Situation und Bedarfslagen der 

ratsuchenden Personen 

- Aspekte zu Beratungszielen 

· Grundlage: Herstellung von größtmöglicher Selbstbestimmung und Autonomie sowie 

Eröffnung von Möglichkeiten einer unabhängigen Lebensführung 

 

Mit dieser Vorgehensweise soll eine grundlegende Vergleichbarkeit zwischen allen Forschungsteilen 

hergestellt werden.  
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Wohnpsychologische Begründungsdimension 

Eine weitere forschungsrelevante Begründung findet sich in der (Wohn-)Psychologie, welche davon 

ausgeht, dass das Wohnen direkte Auswirkungen auf die Möglichkeits- und Handlungsspielräume von 

Menschen hat. Das Wohnen per se ist beständig in einer Umwelt integriert, was zu einer stetigen 

Reziprozität führt. Das basale und mehrdimensionale Bedürfnis zu Wohnen ist in jedem Menschen 

verankert und bietet die Basis zu Erfüllung übergeordneter Bedürfnisse (Kapitel 3.1, S. 12).  

In der historischen Betrachtung des Wohnens von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung ist 

festzustellen, dass diesen Menschen das grundlegende Bedürfnis nach einem „Ort der Privatheit“ bis 

heute nicht vollumfänglich zugänglich und nutzbar gemacht wird. Entsprechend der rechtlichen 

Rahmungen (siehe u. a. Art. 19 UN-BRK) ist eine intensive Auseinandersetzung mit dem Themenbereich 

des selbstbestimmten und unabhängigen Wohnens (und damit auch Lebens) unumgänglich. Rohrmann 

und Schädler (2011) diskutieren in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit des weiteren Ausbaus 

ambulanter Unterstützungsleistungen, die Neugestaltung der Leistungen in der „Eingliederungshilfe“ 

sowie die maßgebliche Orientierung an den Aspekten von Teilhabe. Dies implementiert, neben 

notwendiger Umstrukturierungsprozesse, auch die Neuausrichtung der Leitmotive von Organisationen 

sozialer Dienstleistungen, folglich auch in Bezug auf die (professionelle) Haltung der Fachkräfte (Kapitel 

3.2, S. 16). Statistisch erhobene Zahlen zur Wohnsituation von Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen bestätigen, dass diese immer noch hauptsächlich in stationären Wohnsettings 

(besondere Wohnformen) leben (Maetzel et.al., 2021a: 376). Eine Begründung hierfür liegt darin, dass 

in Deutschland bisher noch keine flächendeckenden alternativen Wohnangebote existieren, welche 

sozialräumlich integriert sind und ein großes Potential in Bezug auf Selbstbestimmungsprozessen mit 

sich bringen. 

Eine dementsprechende Orientierung auf Sozialräume (Soziale Räume) kann für eine erhöhte 

Sichtbarkeit marginalisierter Personengruppen führen und einen Beitrag zu einer positiven 

Wertschätzung resp. Anerkennung und folglich zum Gelingen von inklusiven Prozessen leisten 

(Dederich, 2013: 63f.). Bielefeldt (2009) verweist darauf, dass Autonomiebestrebungen unmittelbar mit 

dem Vollzug inklusiver Prozesse zusammenhängen. Eine sozialräumliche und personenzentrierte 

Ausrichtung von Unterstützungsleistungen im Rahmen der „Eingliederungshilfe“ bietet das Potential 

einer selbstbestimmten und (weitgehend) unabhängigen Lebensführung von Menschen mit kognitiven 

Beeinträchtigungen.  

Diese Fokussierung wurde vor allem in den Forschungsteilen QUAL und quan2 vorgenommen. Die 

Erhebung quan1 lieferte zunächst einen ersten Überblick hinsichtlich der Wohnberatung aus der 

Perspektive beratender Personen. Somit lag in quan1 der Fokus zunächst auf allgemeine 

Beratungsaspekte und Themenfelder in Bezug auf den strukturellen Ablauf typischer (Wohn-) 

Beratungssettings. Die QUAL-Erhebung diente zur Vertiefung dieser allgemeineren Befragung aus 

quan1. Es wurden unter anderem folgende Parameter forciert:  
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- Vertiefung der Aspekte zu den Beratungszielen 

· Grundlage: Überprüfung der Entsprechung von Wunsch- und Wahlrechten, 

Verständnis über aktuelle Angebotsstrukturen sozialer Dienstleistungen, Erkenntnisse 

über Haltung in Bezug auf eine selbstbestimmte und unabhängige Lebensführung. 

- Vertiefung bzw. Adaption der Aspekte zu Zufriedenheit/Wünschen 

· Grundlage: Fokussierung der Zufriedenheit der ratsuchenden Personen im 

Beratungsprozess das Selbstbestimmungsempfinden betreffend - zur Vergleichbarkeit 

mit den Ergebnissen aus quan1 (Schätzung durch beratende Personen). 

- Aspekte zum Beratungsablauf allgemein 

· Grundlage: Möglichkeit des Verstehens des Stellenwertes Wohnen sowohl bei 

ratsuchenden als auch bei beratenden Personen. 

 

Beratungswissenschaftliche Begründungsdimension 

Nestmann und Sickendiek (2011: 109) verstehen den Prozess der Beratung als eine „spezielle Form der 

zwischenmenschlichen Kommunikation“, in welcher ratsuchende durch beratende Personen bei der 

Abwägung von Wahlmöglichkeiten Unterstützung erfahren. Durch Beratung sollen Überlegungen in 

Bezug auf die eigene Zukunft und entsprechende Planungen gefördert und ermöglicht werden. Mischke 

(2021: 15) definiert die Beratung als „gemeinsames Problemlösen“, wenn innerhalb dieser die 

Wissensgenerierung anwendungsbezogen vollzogen wird. Im Sinne einer pädagogischen Sichtweise 

auf Beratung, so Mischke, kommt es zur Orientierung an immanenten Lernprozessen und zur 

Fokussierung der Unterstützung bei Veränderungsprozessen, welche jedoch keine Veränderungen der 

Strukturen des Individuums oder gesellschaftlicher Rahmenbedingungen implementieren (2021: 16). 

In der Unterscheidung von informellen, halbinformalisierten und professionellen Beratungsprozessen 

sind die wesentlichen Merkmale einer professionellen Gestaltung spezifische Qualifikationen im 

Bereich der Gesprächsführung, der Anamnese und Diagnostik, Intervention und Evaluationen sowie 

fachspezifisches Wissen erforderlich (Nußbeck, 2019: 18). Diese Auffassung von (pädagogisch 

professionellen) Beratungsprozessen verweist auf die Notwendigkeit der Auseinandersetzung mit 

kommunikationswissenschaftlichen Theorien, um die Prozessparameter differenzierter betrachten zu 

können (Kapitel 4.1, S. 30). 

In der theoretischen Auseinandersetzung mit den Grundlagen zu den Methoden und Arbeitsprinzipien 

im beraterischen Handeln werden sechs grundlegende Arbeitsprinzipien beschrieben, welche in die 

Kategorien Arbeitsprinzipien mit theoretisch-axiologischer Herleitung und Arbeitsprinzipien mit 

theoretisch-empirischer Herleitung untergliedert werden (Kapitel 4.2, S. 39). Diese konkretisieren zum 

einen das ethische Handeln, die Kontextualisierungen sowie die Mehrperspektivität und zum anderen 

das Beziehungshandeln, die Ressourcenorientierung als auch das Befähigungshandeln.  
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Darauf folgt die Betrachtung der Beratungsprozessstruktur, welche sich unweigerlich durch eine 

Zirkularität in allen einzelnen Prozessschritten auszeichnet und sich maßgeblich dreiphasig (Analyse, 

Intervention, Evaluation) zeigt. Konkret können diese Prozessschritte wie folgt dargestellt werden 

(Kapitel 4.3, S. 43): 

 

  

Abbildung 50 - Beratungsprozessstruktur  

 

Im Rahmen dieses Beratungsablaufes sollten drei Grundprozesse bei der ratsuchenden Person durch 

die beraterisch tätige Person aktiviert werden. Dazu gehört die Auflösung des Widerstandes, die 

gesteigerte Modifizierbarkeit und eine darauffolgende gesteigerte Handlungskompetenz (Dietrich 

1991: 92; Mischke, 2021: 22). Das implementiert die Aufgaben, Spannungsverhältnisse auszugleichen, 

inhaltliche und strukturelle Bedingungen bewusst zu erkennen und entsprechend notwendige 

Handlungsschritte zu vollziehen (Schubert et. al., 219: 143). 

Im Verlauf aller drei Erhebungen bildeten die zuvor dargestellten Aspekte die Grundlage des 

Verstehens der jeweiligen Beratungsstrukturen. Das für die quan1-Erhebung konzipierte Messmodel 

(Abbildung 17) verweist konkret auf die theoretischen Annahmen. Es erfragt zum einen im Bereich der 

Beratungsdurchführung zur Feststellung der Professionalisierungstendenzen die vorliegenden 

Qualifizierungen der beratenden Personen. Zum anderen wird die durchschnittliche Anzahl und Dauer 

von Beratungsgesprächen erfasst, um festzustellen, welche Beratungsprozesslänge in welcher 

Intensität jeweils vorliegen. Eine äquivalente Abfrage erfolgte in der Erhebung QUAL als zunächst 

quantitative Kurzbefragung zur Herstellung der Vergleichbarkeit. Darauf erfolgte eine 

Erzählaufforderung in Bezug auf den allgemeinen Beratungsprozess. Die interviewten Personen 

wurden dazu angehalten, einen kürzlich vergangenen Beratungsprozess differenziert zu beschreiben. 

Rückfragethemen wurden zur Übertragbarkeit von Beratungssettings (meint: verallgemeinernde 

Abläufe im Rahmen der Prozessualität von Beratung), zur Darstellung von Unterschieden in Strukturen 
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und Rahmenbedingungen, zur Möglichkeit einer Bezugnahme auf Einzelaspekte entsprechend der 

Erhebung quan1 (Teilnehmende Personen, Ort, Zeit, Zustandekommen, Dauer und Anzahl) 

vorgenommen (Tabelle 5). Diese Informationen wurden erhoben, um Rückschlüsse zur allgemeinen 

Beratungsprozessstruktur als auch zur Beratungsprofessionalität im Rahmen des „multiaxialen Modells 

von Beratung“ nach Zwickler-Pelzer (2018, Abbildung 6) vorzunehmen. Auf der Grundlage des Modells 

von Zwicker-Pelzer wurden im Rahmen von quan1 einzelne Beratungsaspekte erfragt (Kapitel 7.5.4.1). 

Diese betreffen die Beziehungsachse (Abbildung 26 und Abbildung 29), die Zugangsachse (Abbildung 

27 und Abbildung 31) sowie die Zeitachse (Abbildung 28 und Abbildung 30). Die Achse der 

Handlungsgrundlage bildet sich vorrangig im Rahmen der QUAL-Erhebung in der Erzählaufforderung 

zum Beratungsgeschehen ab. 

Abgeleitete Parameter für den Forschungsprozess sind: 

- Aspekte zu den Kommunikationsbarrieren 

· Grundlage: Abfrage zu empfundenen Barrieren und den durchgeführten Maßnahmen 

zur Barrierefreiheit in Beratungssettings 

- Aspekte zu professionellen Gestaltung von Beratungsgesprächen 

· Grundlage: Abfrage der (Grund-)Qualifikation beratender Personen, zum Einsatz von 

Methoden und Konzepten, zur (kooperativen) Prozessgestaltung, zur Evaluation 

 

Die in Abbildung 7 vorliegende „Modulare Beratungsstruktur“ (nach Mischke, 2021: 164) verweist 

nochmals konkret darauf, dass im Rahmen der Informationstransferierung und der damit verbundenen 

reziproken Informationsverarbeitungsnotwendigkeiten vor allem gelingende Kommunikation sowie 

Interaktion zwischen ratsuchender und beratender Person den Verlauf eines Beratungsprozesses 

positiv beeinflussen. Daraus ergibt sich eine kommunikationswissenschaftliche Begründungs-

dimension.  

Kommunikationswissenschaftliche Begründungsdimension 

Die Basis von Beratungsprozessen bildet die Kommunikation und Interaktion zwischen allen beteiligten 

Personen. In Kapitel 5.1 werden grundlegende Theorien der Kommunikationswissenschaften 

betrachtet und eben diese Kommunikationsprozesse als „soziales Verhalten“ beschrieben, welche nicht 

einseitig, sondern reziprok zwischen mindestens zwei Personen ablaufen (Burkart, 2021: 23/31). Diese 

Wechselseitigkeit verläuft keineswegs auf rein verbaler, sondern ebenso auf einer nonverbaler Ebene, 

die in eine paralinguale Form eingebettet ist. Alle miteinander kommunizierenden Personen 

konstruieren, interpretieren und deuten alle erhaltenen Informationen in Korrelation mit den 

subjektiven Erfahrungswerten. Daraus folgen unweigerlich individuelle Konstruktionen von 

Wirklichkeit. Frindte und Geschke (2019: 114) definieren diese Systematik als die Basis zwischen-

menschlicher Kommunikation. Insgesamt kann festgehalten werden, dass Kommunikation immer ein 

Prozess der Bedeutungsvermittlung ist (Kapitel 5.1.3), weshalb beratende Personen über 
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entsprechende Gesprächstechniken verfügen müssen. Es besteht vor allem dann, wenn die 

Kommunikationspartner und -partnerinnen über unterschiedliche kommunikative Voraussetzungen 

verfügen, eine höhere Wahrscheinlichkeit von fehleranfälligen Kommunikationsprozessen und 

Sprachbarrieren, die es zu verringern und überwinden gilt. In der Fokussierung von ratsuchenden 

Personen mit einer kognitiven Beeinträchtigung untersucht die vorliegende Arbeit ebenso den Umgang 

mit unterschiedlichen kommunikativen Grundvoraussetzungen, indem im Rahmen der Erhebungen 

quan1 und QUAL beratende Personen nach den Möglichkeiten und ratsuchende Personen zu Bedarfen 

und Wirkung von bedarfsorientierter Kommunikation befragt werden ( quan1: Kapitel 7.5.4.1, S. 133/ 

QUAL: Kapitel 7.6.4.4, S. 158/ quan2: Kapitel 7.8.4.1, S. 1802). 

 Beratungsprozesse können maßgeblich einen „Ermöglichungsraum für (selbst-)reflexive Lern- 

und Bildungsprozesse“ (Benedetti, 2020: 2f.) eröffnen, was die Grundlage für lebenslanges Lernen 

bietet (Kapitel 5.1.4). Aus dieser Überlegung heraus sind Lern- und Bildungsprozesse im Rahmen 

pädagogischer Beratungskontexte zu betrachten. 

Im Rahmen der Erhebungen wurden folgende Aspekte fokussiert: 

- Aspekte zur Kommunikation und Interaktion 

· Grundlage: Wechselwirkungen im Beratungssetting, Anwendung von spezifischen, an 

den Bedarf adaptierten Gesprächstechniken 

 

Lernpsychologische Begründungsdimension 

Nach Bauer et.al. (2012: 75/212) kann Beratung aus pädagogischer Perspektive nicht als gelingend 

bezeichnet werden, wenn durch sie Prozesse wie Bildung, Selbstbildung und Lernen nicht initiiert 

werden. Dieses Verständnis verweist unmittelbar auf die Notwendigkeit der Informations- und 

Wissensvermittlung in Beratungsprozessen (ebd.: 143).  

In Bezug auf das „Lernen zum Erwerb von Wissen“ (Kapitel 5.1.4) wird festgestellt, dass dieser Prozess 

mit einer hohen Komplexität einhergeht und sowohl vom individuellen Entwicklungsstand als auch von 

den interaktional förderlichen Bedingung abhängig ist (Speck, 2018: 156). Im Rahmen dieses 

Lernprozesses kommt es bei der lernenden Person zur Veränderung kognitiver Strukturen. Zur 

nachhaltigen sowie beständigen Verfestigung von individuellen Wissensstrukturen und der 

Vermeidung von Kommunikations- und Sprachbarrieren bedarf es unterschiedlicher, bedarfs-

angepasster (kombinierter) Methoden in der Informationstransferierung. Diese Transferierung mündet 

idealtypisch in eine Wissensaufnahme auf Seiten der ratsuchenden Personen. Beratungsprozesse mit 

ratsuchenden Personen mit kognitiven Beeinträchtigungen sollten demzufolge prinzipiell unter der 

Berücksichtigung möglicher kommunikativer Einschränkungen, einem verminderten Wortschatz sowie 

Schwierigkeiten im grammatikalischen Bereich (Maaß, 2018: 227/Schuppener, 2009: 98) stattfinden 

(Kapitel 5.1.5).  
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Finden diese Faktoren im Rahmen des Beratungsprozesses keine Berücksichtigung, können 

Kommunikationsbarrieren, die den Lernprozess der ratsuchenden Personen be- oder verhindern, die 

Folge sein. Dementsprechend ist es unumgänglich, sich mit möglichen Kommunikationsbarrieren wie 

Sinnes-, Fachsprache-, Kultur-, Kognitions-, Sprach- und Medienbarrieren auseinanderzusetzen (Kapitel 

5.2). Maaß und Rink (2018: 58) folgern aus ihren Überlegungen, dass die Intensität und Quantität der 

einzusetzenden Strategien zur Kompensation von Kommunikationsbarrieren signifikant steigen, je 

mehr Barrieretypen bei einer Person vorliegen.  Dies bringt mit sich, dass beratende Personen dazu 

angehalten sind, in der ersten Phase ihres Beratungsprozesses (Abbildung 50) eine Analyse möglicher 

Kommunikationsbarrieren vorzunehmen und adäquate Methoden und Instrumente zur Überwindung 

einzusetzen. 

Die quan1-Erhebung erfragte in diesem Zusammenhang, inwiefern es zur Nutzung barrierefreier 

Kommunikation kommt, und welcher Bedarf bei den ratsuchenden Personen (Schätzung) hierzu 

besteht (Kapitel 7.5.4.1, S. 134). Im Rahmen der Erhebung der Daten in QUAL kam es zur Abfrage, 

welches grundlegende Verständnis jede befragte Person von Barrierefreiheit hat und welche Methoden 

sowie Instrumente zur Transferierung eingesetzt werden (Kapitel 7.6.4.4, S. 156). Im Rahmen von quan2 

finden sich, vor allem im Rahmen der Abfrage fehlender Ressourcen im Beratungsprozess, Aspekte zu 

dieser Thematik wieder (Kapitel 7.8.4.1, S. 180). 

Abgeleitete Parameter aus diesen theoretischen Vorüberlegungen sind: 

- Aspekte zu Lernprozessen 

· Grundlage: Gelingender Identifikationsprozess von Kommunikations- und 

Sprachbarrieren, welche einen Lernprozess be-/verhindern 

- Aspekte zu professionellen Gestaltung von Beratungsgesprächen 

· Grundlage: vorliegende Prozessualität der Beratungssettings mit Fokussierung auf 

differenzierte Analyseschritte in Bezug auf Sprach- und Kommunikationsbarrieren 

resp. Lernvoraussetzungen, Methodeneinsatz 

 

Pädagogische Begründungsdimension 

Aus pädagogischer Perspektive betrachtet sollte eine gelingende Wohnberatung mit der Ermöglichung 

einer selbstbestimmten und autonomen Lebensführung einhergehen. Grundlage dafür ist die 

Ermittlung individueller Wünsche in Bezug auf das Wohnen, die Initiierung adäquater Unterstützungs-

leistungen und die Generierung von Informationen zu alternativen Wohnmöglichkeiten (Greving, 

Ondracek, 2009: 54). Diese Wohnberatungsprozesse sind prinzipiell als flexibel und dynamisch zu 

verstehen, die sowohl mit vorliegenden Kontextfaktoren als auch mit biografischen Parametern eng 

verwoben sind (Kapitel 6.1).  Der Beratungsprozess hängt maßgeblich von einer gelingenden IST-Stand-

Erfassung ab. Davon ausgehend sollten sich die Analyse und die Auswahl geeigneter Methoden und 

Vorgehensweisen anschließen. Nur derart kann sichergestellt werden, dass entsprechend 
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vorgeschaltete Prozesse im Gesamtverlauf adäquate Berücksichtigung finden. In der Konkretisierung 

bedeutet das, dass die beratende Person dazu angehalten ist, mögliche Transitionsprozesse im Sinne 

der Ablösung und Verselbstständigung zu erkennen und personenzentriert zu bearbeiten (Kapitel 6.2). 

Durch Veränderungsprozesse in Bezug auf das Wohnen entstehen möglicherweise als belastend 

empfundene Situationen (Klauß, 2015: 8). Klauß begründet die Entstehung solcher Situationen mit 

einer inadäquaten Anbahnung und Erprobung entsprechender Ablösungsprozesse (ebd.: 9), weshalb 

die pädagogischen Fachkräfte dazu angehalten sind, auch den Eltern und Angehörigen mit Transparenz, 

Kompetenz- und Ressourcenorientierung zu begegnen, um eine positive Erfahrung in Bezug auf das 

Bindungserleben hervorzurufen (Klauß, 2015: 14f.). Dennoch verbleibe der größere Anteil von 

Verantwortlichkeit bezüglich der Vorbereitung und Durchführung eines Auszuges bei den 

Eltern/Angehörigen selbst. Aus diesem Grund definiert Eckert (2007: 62) eine beständige Eltern-

Begleitung im Rahmen von Beratungs- und Informationsgesprächen als förderlich. Zur Vermeidung 

invasiven Handelns bedarf diese Begleitung der unbedingten Zustimmung und Akzeptanz seitens der 

Eltern(-teile). 

Maßgeblich für einen Wohnberatungsprozess sind kontinuierlich zu treffende Entscheidungen: Welche 

Wünsche liegen vor? Wie soll die Zukunft gestaltet werden? Welche Aspekte werden als wichtig 

erachtet? Welche speziellen Wünsche und Anforderungen an das Wohnen gibt es? Wie sollen 

Unterstützungsleistungen gestaltet sein? Das führt unweigerlich zu der Auseinandersetzung mit der 

Entstehung und Durchführung von Entscheidungsprozessen (Kap. 6.3). 

Durch stigmatisierende Grundannahmen, Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung betreffend, kann 

es zu einem Mangel an ausreichender Raumgebung zur persönlichen Willensäußerung kommen 

(Schanze, 2019: 55). Dies führt in den meisten Fällen zu einer, aus einer empfundenen Fürsorgepflicht 

resultierenden, stellvertretenden Entscheidungsfindung (ebd.: 56). Tolle und Stoy (2023) beschäftigen 

sich diesbezüglich mit der Unterscheidung in eine „unterstützende“ und „ersetzende“ Entscheidungs-

findung und verwiesen auf das grundlegende Ziel der Förderung von Selbstbestimmung, Autonomie 

und Partizipation (ebd.: 25). Durch eine „ersetzende“ Entscheidungsfindung würden diese 

Förderaspekte ignoriert, inklusive und partizipative Prozesse unterbunden und Aspekte im Sinne des 

Empowerments blieben unbeachtet (Kapitel 6.3). Aus diesem Diskurs heraus finden Prozessschritte 

Betrachtung (Roder, 2016: 22), die im Rahmen einer gelingenden Wohnberatung als maßgeblich 

bewertet werden. Hierzu gehört die Schaffung einer Entscheidungsgrundlage, die 

Unterstützungsplanung, als auch die Unterstützung bei Handlungsentscheidungen sowie bei der 

Steuerung und Aufrechterhaltung dieser. Schließlich sollte eine kooperative Auswertung von 

Handlungsweisen und getroffenen Entscheidungen anknüpfen. 

 Eine mögliche Umsetzungsstrategie liegt in der Anwendung eines Case Managements. Der 

Fokus im Rahmen dieses Prozesses ist die Ermöglichung von Selbstsorge in der eigenen Lebensführung 

der adressierten Personen. Die Basis bilden wechselwirkende Anpassungsmaßnahmen, die zur 
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Bewältigung von etwaig auftretenden Problemen notwendig sind. Nach Neuffer (2013: 163) bildet vor 

allem die Beratung einen wichtigen Bestandteil des Case Managements. Diese Beratungsprozesse 

leiten durch den gesamten Begleitungsprozess (Wendt, 2012: 28f.). Hierzu werden Wohnberatungs-

aspekte kontextualisiert, welche wesentlich mit den zuvor theoretisch verorteten Parametern von 

(pädagogischer) Beratung einhergehen (Kapitel 6.5.1). Aus dieser Betrachtung heraus schließt sich ein 

mögliches Kompetenzprofil beratender Person in Wohnberatungsprozessen an. 

Diese finden sich in der quan1 Erhebung (vorwiegend implizit) in der Abfrage spezifischer 

Beratungsaspekte wie u. a. Beziehungsaspekte (Persönlichkeit), Beratungsumfeld, Regelmäßigkeiten 

(Kapitel 7.5.4.1). 

In Bezug auf die QUAL-Erhebung gelten diese Parameter als Basis des gesamten Interviewleitfadens. 

Entsprechend des Beratungskompetenzprofils (nfb, 2012) gehören hierzu unter anderem 

übergreifende Kompetenzen (Orientierung an ratsuchenden Personen, Transparenz, Handeln nach 

ethischen Prinzipien), Kompetenzen bezüglich ratsuchender Personen (Beachtung biografischer 

Aspekte, Persönlichkeitsentwicklung, Kontextfaktoren, Diversitätsaspekte), Kompetenzen für das 

Gestalten von Beratungsprozessen (Beziehungsgestaltung, Auftragsklärung, Anamnese, 

Ressourcenklärung, Lösungsorientierung), Selbstreflektionskompetenzen, gesellschaftsbezogene 

Kompetenzen (Berücksichtigung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen und Ziele).  

Diese Parameter finden sich aufgrund der hohen Ähnlichkeit der Interviewleitfäden beider 

Fokusgruppen auch in Bezug auf die Befragung ratsuchender Personen wieder.  

 

Folgende Aspekte sind im Rahmen des Forschungsprozesses implementiert: 

- Aspekte zur Selbstbestimmung und in Bezug auf Empowerment 

· Grundlage: adäquate Bedarfserfassung und Initiierung von Unterstützungsleistungen, 

Berücksichtigung von Wünschen, Fokussierung auf Ablösungs- und Verselbst-

ständigungsprozessen 

- Aspekte zu professionellen Gestaltung von Beratungsgesprächen 

· Grundlage: adäquate Berücksichtigung von Kontextfaktoren und biografischen 

Parametern, Eröffnung von Handlungsspielräumen, adäquater, partizipatorischer 

Einbezug aller beteiligten Personen in den Gesamtprozess 

 

An die Darstellung der Verbindungslinien theoretischer Konstrukte und der vorliegenden Forschung 

schließt sich eine kritische Würdigung des Forschungsprozesses in einer Gesamtbetrachtung an.  

Das Kapitel endet mit der Darstellung möglicher Handlungsleitlinien und der Einordnung der 

praktischen Anwendbarkeit. 

  



213 
 

8.2. Kritische Reflexion des Forschungsprozesses - Limitationen und Validität 

Der vorliegende Forschungsprozess zeichnet sich durch eine Methodenpluralität im explanativen 

Design (nach Kuckartz, 2014) aus. Es kam zur Kombination von quantitativen und qualitativen 

Forschungsmethoden, wodurch ein Stärke-Schwäche-Ausgleich ermöglicht werden sollte.  

Nachkommend erfolgt eine kritische Reflexion und Einordnung der Gesamtforschung. Dies umfasst die 

Planung und Umsetzung der Forschung hinsichtlich der angewandten Forschungsmethoden, des 

Stichprobenzugangs, der Verwendung von Messinstrumenten und der Validität, möglicher externer 

Einflüsse sowie der ökologischen Validität. Zudem werden Selbstselektions- und Verzerrungsparameter 

analysiert und bewertet. 

 

Stichprobenlimitationen 

In Bezug auf das Sampling kam es zu verschiedenen Limitationen, welche einerseits in den 

konzeptionellen Parametern der Forschung und andererseits in den Zugangsmöglichkeiten begründet 

liegen. Im Rahmen der Forschungskonzeption wurden relevante Zielgruppen aufgrund der 

Involviertheit im Prozess der Wohnberatung eingegrenzt, sodass beratende und ratsuchende Personen 

gleichermaßen als forschungsrelevant bewertet wurden. Maßgeblich für diese Einschätzung ist die 

vorliegende Forschungsfrage (Kapitel 7.2.2), welche die Perspektiven beider Personengruppen 

fokussiert und sowohl geografische als auch inhaltliche Einschränkungen implementiert. Die 

Begrenzung in Bezug auf die forschungsrelevanten Personengruppen vollziehen sich auf mehreren 

Ebenen: 

Personale Limitation – beratende Personen 

- Beratung erfolgt im Freistaat Thüringen. 

- Beratung erfolgt im Rahmen der „Eingliederungshilfe“. 

- Beratung erfolgt im Rahmen einer EUTB®, einer Behörde/eines Amts oder einer (privaten) 

Organisation. 

- Beratung erfolgt zum Themenbereich selbstbestimmtes Wohnen/Wohnberatung. 

- Beratung erfolgt mit Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung. 

Personale Limitation – ratsuchende Personen 

- Wohnsitz im Freistaat Thüringen. 

- Leistungsberechtigt in Bezug auf die „Eingliederungshilfe“. 

- Beratungserfahrungen liegen im Rahmen einer EUTB®, einer Behörde/eines Amts oder einer 

(privaten) Organisation vor. 

- Beratungsgesuch in Bezug auf dem Themenbereich selbstbestimmtes Wohnen/ Wohn-

beratung. 

- Ratsuchende Personen nehmen Barrieren in den Bereichen Sprache/Kommunikation resp. 

Verstehen und Lernen wahr. 
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Diese Eingrenzungen führen unweigerlich zu einer stark reduzierten Stichprobenauswahl. Hinzu kam 

insofern eine geografische Limitation, als dass der Freistaat Thüringen fokussiert wurde, was eine 

signifikante Dezimierung der Stichprobengröße zur Folge hatte. 

 

Geografische Limitation 

Die Recherche nach forschungsadäquaten beraterisch tätigen Personen konzentrierte sich auf das 

Internet. Da in Thüringen die Kostenträgerschaft kommunalisiert ist, wurden zunächst alle 

Kontaktdaten zu den einzelnen Sozialämtern (22) identifiziert und entsprechend gelistet. Die zu diesem 

Zeitpunkt aktiven EUTB®-Stellen wurden mit Hilfe der Suchfunktion auf der Internetpräsenz der 

Fachstelle Teilhabeberatung101 ermittelt und ebenfalls gelistet. 

Die Suche nach Anbietenden sozialer Dienstleistungen gestaltete sich komplexer. Eine vollständige 

Übersicht über die aktiven Leistungserbringenden im Bereich der „Eingliederungshilfe“ mit 

Angebotsfilterfunktionen existiert nicht, weshalb die Suche wie folgt durchgeführt wurde: 

Suchmaschinennutzung102 

- Anbietende/Organisationen der Leistungserbringung (deutschlandweit) 

· U. a.: Lebenshilfe e.V., Diakonie e.V. (inkl. Unterorganisationen [14]), Caritasverband e.V. 

[5], Deutsches Rotes Kreuz e.V. [6], Arbeiter Samariter Bund e.V. [1], Arbeiterwohlfahrt 

e.V. [6], Der Paritätische e.V. [1] 

- Anbietende/Organisationen der Leistungserbringung (regional): 

· U. a.: Horizont e.V., Teilhabezentrum Wegweiser, Lebensbrücke e.V., ALB e.V., Stiftung 

Finneck, VSBI e.V., ThINKA, Miteinander e.V., Aktion Wandlungswelten Jena, Grenzenlos 

e.V., Trägerwerk Soziale Dienste e.V., Lebensräume e.V. 

- Anbietende/Organisationen der Leistungserbringung (spezialisierte Leistungserbringung im 

Bereich Beratung): 

·  Wohnberatung Jena 

- Sonstige Anbietende/Organisationen der Leistungserbringung 

· Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) [35] 

 

Insgesamt wurden 162 E-Mails mit der Bitte um Weiterleitung an entsprechende Ansprechpersonen 

versandt. 103  

 
101 Suchfunktion der EUTB®: https://www.teilhabeberatung.de/beratung/beratungsangebote-der-eutb,  
     Sucheingrenzung: Thüringen (Stand: 12.01.2024). 
102 Die in eckigen Klammern angegebenen Zahlen zeigen die Anzahl der Anschreiben (regionale Verteilung) an. 
103 Hierzu Anhang 2.1.1., S. VI-XIII. 

https://www.teilhabeberatung.de/beratung/beratungsangebote-der-eutb
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Zugangslimitationen 

Die vorliegenden Adressierungen bildeten auch für den nachfolgenden Forschungsteil (QUAL) die 

Grundlage, um einen Zugang zu beratenden und ratsuchenden Personen zu erhalten, die bereit sind, 

ein Interview zum Themenbereich zu führen. Zunächst wurde in diesem Forschungsteil konzeptionell 

verankert, dass die Interviews direkt im Anschluss an ein Wohnberatungsgespräch mit beiden 

Personengruppen stattfinden sollten. Dieses Vorgehen sollte die Möglichkeit bieten, sich an den zuvor 

ablaufenden Beratungsprozess detailliert zu erinnern und somit Gedächtnislücken und möglichen 

Verzerrungen entgegenwirken. Ebenso hätte dadurch sichergestellt werden können, dass es sich dabei 

um konkrete und differenzierte Berichte handelt. 

Die für die Forschung relevanten spezifischen Beratungsangebote sind in Thüringen bisher nicht 

flächendeckend verankert.104 Nach mehreren gescheiterten Versuchen, gemeinsam mit beratenden 

und ratsuchenden Personen Interviewtermine zu vereinbaren, wurde das vorliegende 

Forschungskonzept grundlegend reflektiert und modifiziert. Demzufolge wurde eine 

Interviewdurchführung nicht mehr an die Bedingung geknüpft, dass unmittelbar vor der Durchführung 

ein Wohnberatungsgespräch stattgefunden haben muss. Dies flexibilisierte und vergrößerte den 

Zugang zu potenziellen Teilnehmern und Teilnehmerinnen. Die Kontaktaufnahme zu beratenden 

Personen aus den Bereichen der EUTB® und der Anbietenden sozialer Dienstleistungen gestaltete sich 

unkomplizierter als die zu ratsuchenden Personen. Ein direkter Kontakt zu diesem Personenkreis war 

nur marginal möglich. Hauptsächlich gab es ein Angewiesensein auf die Weitergabe der Informationen 

durch die Leistungserbringerschaft der „Eingliederungshilfe“. Hierfür wurden erneut alle Kontakte aus 

der quan1-Erhebung angeschrieben und um Weitergabe der Informationen gebeten (sogenannte 

Gatekeeper, Misoch, 2019: 201). Überdies wurden Aushänge in einfacher Sprache angefertigt und 

ausgelegt.105 In der Kontaktanbahnung selbst zeigte sich, dass alle Personen der Gruppe der 

„ratsuchenden Personen“ über Dritte vermittelt wurden. 

Ein direkter Zugang über die in den Aushängen verschriftlichten Kontaktdaten wurde seitens der 

Personengruppe der ratsuchenden Personen nicht genutzt.  

In dem gesamten Prozess der Zugangsgestaltung zu den ratsuchenden Personen spiegelte sich die noch 

immer sehr hohe Verankerung in institutionellen Kontexten, das Angewiesensein auf die 

Informationsweitergabe durch Dritte und zugleich der nicht barrierefreie Zugang zur digitalen 

Informationen wider.   

 
104  Hierzu gab es mehrere Rückmeldungen, dass in der jeweilig adressierten Organisation/Einrichtungen keine Beratungen/   
      Informationsgespräche stattfinden. 
105 Unter anderem in der Geschäftsräumen der LIGA Selbstvertretung Thüringen sowie bei einigen Anbietenden sozialer  
      Dienstleistungen. 
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Zeitliche Limitation 

Der Gesamtprozess war maßgeblich durch zeitliche Limitationen beeinflusst. Um eine Gleichrangigkeit 

aller drei Erhebungsprozesse einräumen zu können, bedurfte es einer engmaschigen zeitlichen 

Struktur. Diese soll nachfolgend in Bezug auf die einzelnen Erhebungen konkretisiert werden. 

 

- Forschung quan1 

Der Versandzeitpunkt der Einladungsmails war am 15. Februar 2022. Die Laufzeit der Befragung wurde 

zunächst auf den Zeitraum vom 15. Februar 2022 – 01. März 2022 festgelegt. Mit dem Versand der 

Einladungen zur Forschungsteilnahme offenbarte sich unmittelbar eine erste zeitliche Limitation. Die 

meisten Rückmeldungen waren automatisierte E-Mails mit dem Verweis, dass sich die Ansprechperson 

aufgrund von Urlaub nicht am Arbeitsplatz befindet. Bei der Auswahl des Forschungszeitraumes der 

ersten Erhebung wurde der Ferienzeitraum in Thüringen (12.02.2022 - 19.02.2022) missachtet. Dies 

erhöhte die Wahrscheinlichkeit, dass die versendeten Einladungen nach Rückkehr übersehen oder in 

Vergessenheit geraten können. Diese Hypothese kann aufgrund der Anonymisierung nicht überprüft 

werden. Folgerichtig wurde aufgrund dessen der Zeitraum der Befragung um zwei Wochen verlängert, 

um eine Teilnahme der Personen sicherzustellen, die zum Zeitpunkt der Einladung nicht auf die E-Mails 

zugriffen. Zudem wurde ein Reminder (03. März 2022) versandt, welcher sich an den Wiederkehrzeiten 

der sich im Urlaub befindlichen Personen orientierte. In der Rücklaufstatistik106 ist ein deutlicher 

Anstieg von teilnehmenden Personen nach dem Versenden des Reminders zu erkennen. 

 

- Forschung QUAL 

Aufgrund langfristiger Absprachesequenzen vor Neukonzeption der Bedingungen kam es zu 

Verzögerungen. Häufig waren Kontaktabbrüche seitens der Ansprechpersonen nach mehreren Ab- und 

Rücksprachen resp. ersten Terminfindungsversuchen die Folge. Entsprechende Reminder wurden 

zunächst positiv beantwortet, führten jedoch nach längerer Zeit wieder zu Abbrüchen des Kontaktes, 

weswegen es zur Anpassung der Bedingungen kam, um die Interviews durchführen zu können. Damit 

sollte die Einhaltung der Zeitstruktur neben der vereinfachten Umsetzungsmöglichkeit gewährleistet 

werden. 

Eine zeitliche Abhängigkeitsstruktur offenbarte sich zudem in der Terminfindung. Aufgrund der 

Adaption der Bedingungen war es nun nicht mehr möglich, beide Personengruppen zu einem Termin 

zu interviewen. Es mussten für jede einzelne Person individuelle Termine gefunden werden. 

Gleichzeitig band die Suche nach möglichen Räumlichkeiten für die Interviewdurchführung mit 

ratsuchenden Personen immense zeitliche Ressourcen. In manchen Fällen konnte die Durchführung 

gepoolt an einem Ort stattfinden.  

 
106 Hierzu: Anhang 2.3., S. XXV. 
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Neben diesen Bedingungen kam es auch dazu, dass Interviews mit Ratsuchenden durchgeführt 

wurden, welche die vorliegenden Parameter in Bezug auf das Sampling nicht vollständig erfüllten. Dies 

führte dazu, dass diese zwar durchgeführt, anschließend jedoch nicht weiter verwertet wurden. 

Ein weiterer Aspekt zur zeitlichen Limitation findet sich in der Herstellung von komplexitätsreduzierten 

Materialien zur Interviewdurchführung. Alle Informationen (Einladungsschreiben, Einwilligungs- und 

Datenschutzunterlagen sowie der Interviewleitfaden) wurden in Einfache Sprache übersetzt und 

teilweise mit Piktogrammen versehen. Ebenso wurden diese Unterlagen von einer Kontrollgruppe in 

Bezug auf Lesbarkeit und Verständlichkeit gelesen und anschließend freigegeben107.  

 

- Forschung quan2 

Die in diesem Fall größten zeitlichen Limitationen finden sich in den Überlegungen des Zugangs, der 

Konzeption des Instrumentes und der Informationsverbreitung. Aufgrund dessen, dass aus der QUAL-

Erhebung der erschwerte Zugang zu ratsuchenden Personen bekannt war, wurden verschiedene 

Überlegungen unternommen, eben diesen niederschwelliger zu gestalten und verschiedene Kanäle zur 

Durchführung anzubieten. Im Ergebnis wurde sich für eine digitale Befragungsdurchführung mit 

unterschiedlichen Zugangsmöglichkeiten entschieden. Aus diesem Grund gab es neben einer digitalen 

auch eine analoge Teilnahmemöglichkeit, indem die Antworten durch die forschende Person in einem 

persönlichen Gespräch in die Befragung eingespeist werden würden.108 Für das Befragungsinstrument 

fiel die Wahl, anders als in der ersten quantitativen Erhebung, auf den Anbieter LamaPoll 

(https://www.lamapoll.de/). Die Suche nach einem geeigneten Instrument für die Befragung erwies 

sich als aufwendig. Es wurden diesbezüglich einige Plattformen getestet, um ein adäquates Tool zu 

identifizieren, welches den Anforderungen zur Herstellung eines komplexitätsreduzierten 

Befragungsbogens entspricht. LamaPoll erfüllte weitestgehend alle Kriterien und 

Umsetzungsmöglichkeiten, sodass diese Plattform final ausgewählt wurde. Die Herstellung eines 

geeigneten Fragebogens sowie die Durchführung und Rückmeldung eines Pretests durch eine 

Kontrollgruppe benötigte in etwa sieben Tage. Der Befragungszeitraum wurde zunächst auf zwei 

Monate festgelegt. Grund für diese Entscheidung war zum einen der erschwerte Zugang zur 

Personengruppe und die damit verbundene Tatsache auch während des Befragungszeitraumes über 

unterschiedliche Kanäle Teilnehmende zu akquirieren und zum anderen die Gewährleistung einer 

analogen Durchführung bei Bedarf109.   

 
107 Kontrollgruppenzugang erfolgte über die LIGA Selbstvertretung Thüringen e.V. . 
108 Mixed-Mode-Befragung (Döring, 2023:382); Dieses Angebot wurde nicht wahrgenommen. 
109 Dies benötigt zeitliche Ressourcen zur Terminfindung und adäquaten Durchführung. 
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Kurz vor Ablauf dieses Zeitraumes konnten außerordentlich viele Aufrufe der Befragung (432)110 

verzeichnet werden, jedoch stagnierte die Zahl der Teilnehmenden ab dem 09. Juni 2023 (Abbildung 

51). Aus diesem Grund wurde sich 

dazu entschieden, die Befragung um 

14 Tage zu verlängern.  

Dennoch stagnierte die Zahl der Teil-

nehmenden weiterhin. Aufgrund 

dieser Tatsache sowie der 

fortgeschrittenen Zeit und der 

langfristigen Teilnahmemöglichkeit 

wurde sich dazu entschieden, diese 

Befragung im August 2023 zu beenden. 

 

Inhaltslimitationen 

Die durchgeführte Forschung zeigt mehrere Limitationen inhaltlicher Art auf, vor allem bezogen auf das 

Angebotsspektrum der Anbietenden sozialer Dienstleistungen in Thüringen. In den persönlichen 

Rückmeldungen nach erfolgter Einladung (quan1) wurde deutlich, dass Beratungen zum 

Themenbereich „Selbstbestimmtes Wohnen“ nicht in allen Einrichtungen der „Eingliederungshilfe“ 

angeboten werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass durchaus informelle Beratungssettings 

bestehen (sogenannte Alltagsberatung, Kapitel 5.1), diese aber keine Berücksichtigung im Rahmen der 

Einladung zur Teilnahme an der Forschung fanden. 

In Bezug auf das Einladungs- und Einleitungsschreiben ist festzustellen, dass eine zu starke 

Fokussierung auf (Wohn-)Beratungsprozesse eine geringere Beteiligung zur Folge hatte.111 Es kann 

davon ausgegangen werden, dass Personen, die keine Beratungen (oder gegebenenfalls eine 

Alltagsberatung) durchführen, sich nicht an der Befragung beteiligten. Dies führt unweigerlich dazu, 

dass nicht erkenntlich gemacht werden kann, wie sich das Verhältnis zwischen beratenden und nicht 

beratenden Organisationen darstellt.  

Im Bereich der „Zuständigkeiten“ zeigten sich weitere Hürden in der Gewinnung von 

Befragungsteilnehmenden. Nach Einladung kamen hierzu Rückmeldungen, dass entweder keine 

zuständige Person vorhanden sei oder dieses Schreiben an eben eine solche Person weitergeleitet 

wurde. Neben dieser Tatsache offenbarte sich im zweiten Forschungsteil (QUAL), dass ein Wechsel der 

Zuständigkeiten zwischen den Befragungszeiträumen zu Schwierigkeiten führte.  

 
110 Diese Diskrepanz zwischen Aufrufen (458) und Teilnahmen (10) der Befragung könnte ein Hinweis darauf sein, dass die   
     angefragten „Informationstransmitter“ die Befragung aufriefen, es jedoch nicht zur entsprechend gewünschten      
     Weiterleitung kam oder nach einer möglichen Weiterleitung der forschungsrelevanten Personengruppe ein Umgang damit  
     unklar/nicht möglich gewesen ist. 
111 Hierzu Einladungsschreiben, Anhang 2.1.2., S. XIV und Einleitungstext der Befragung Anhang 2.2., S. XVI. 

Abbildung 51 - Anzahl der Aufrufe/Teilnehmenden - quan2-Erhebung 
Quelle: Screenshot von https://www.lamapoll.de  
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Während es mit einigen Personen bereits zu Gesprächen und zu ersten Überlegungen zur Umsetzung 

kam, führten drei Zuständigkeitswechsel zu einem Kontaktabbruch und der Unausführbarkeit, mit der 

entsprechend neuen zuständigen Person an diesen Prozess anzuknüpfen.  

 

Allgemeine methodologische Limitationen 

In Bezug auf die Wahl der Forschungsmethoden kann grundsätzlich festgestellt werden, dass diese sich 

zur Beantwortung der Forschungsfrage als geeignet erwiesen. Zum Ermöglichen eines tieferen 

Verständnisses des Forschungsgegenstandes wurde sich für eine Mixed-Method-Forschung 

entschieden und diese entsprechend auf die fokussierten Personengruppen aufgeteilt. Da es sich dabei 

um die Perspektiven von sowohl beratenden als auch ratsuchenden Personen handelte, wurden beide 

Fokusgruppen gleichermaßen, sowohl quantitativ als auch qualitativ, adressiert. Einschränkungen 

zeigten sich, wie bereits im Abschnitt Zugangslimitationen beschrieben, in der Herstellung eines 

adäquaten Zugangs zu den Personengruppen.  

Neben der Notwendigkeit eines adäquaten Zugangs musste zudem überprüft werden, ob alle 

adressierte Personen die Voraussetzungen haben, an dieser Erhebung teilnehmen zu können. Dies 

betrifft insbesondere digitale Zugangsmöglichkeiten (Erhalt und Antwort auf Einladungsschreiben, 

Durchführung der online-Befragung) und die Nutzungsmöglichkeiten von (mobilen) Endgeräten 

(Ausfüllen von Fragebögen, Kontaktanbahnung bei Teilnahmewunsch). Eine vollständige 

Barrierefreiheit konnte aufgrund fehlender finanzieller und zeitlicher Ressourcen nicht gewährleistet 

werden. Dennoch wurde der Versuch unternommen, die Zugänglichkeit zu allen Befragungen und die 

dafür notwendigen Informationen komplexitätsreduziert und barrierefrei herzustellen.112  

Es zeigte sich, dass die Forschungsteilnahme für den Personenkreis der ratsuchenden Personen 

deutlich erschwert war. Insofern bedarf es in diesem Zusammenhang unweigerlich einer gründlichen 

und langfristigen Forschungskonzeption, die auf die Bedarfslagen abgestimmt wird und mit einer 

hohen Flexibilität verbunden ist. In der quan2-Erhebung ist zu erkennen, dass die Befragung mitunter 

stellvertretend durch Dritte ausgefüllt wurde. Der Befragungsbogen erforderte Lese- und 

Schreibkompetenzen sowie den Umgang mit (mobilen) Endgeräten und der Orientierung im digitalen 

Raum. Diese Parameter führen dazu, dass davon auszugehen ist, dass die Wahl der digitalen 

Durchführung für diese forschungsrelevante Personengruppe nicht adäquat gewesen ist (Moosbrugger, 

Kelava 2020: 26/75; Reuband, 2022: 1039). Ein Angebot zur aufsuchenden, analogen Durchführung 

bestand grundsätzlich, wurde jedoch nicht angefragt.113 

 

 
112 Anwendung einfacher Sprache und Piktogramme/Angebot der aufsuchenden, analogen Durchführung von Interviews  
      und Befragungen (QUAL, quan2).  
113 Die Anfrage setzte eine Lesekompetenz (Aushänge und Flyer) sowie die Möglichkeit der Kontaktanbahnung via Telefon/    
      E-Mail (tlw. Schreibkompetenz) voraus, sofern nicht durch Mitarbeitende der Organisationen, in den die Informationen  
      ausgelegt wurden, mündlich darüber informiert wurde. 
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Limitationen der Messinstrumente 

Nachfolgend sollen mögliche forschungsrelevante Fehler und Verzerrungen in Bezug auf alle drei 

Erhebungen Betrachtung finden. 

 

Quantitative Forschung: quan1 und quan2 

Bei diesen Erhebungen handelte es sich um Befragungen quantitativer Art, welche einmalig in einem 

definierten Zeitraum (Querschnittsstudie) mittels standardisiertem online-Fragebogen durchgeführt 

wurden. In der Betrachtung der Auswahl-Verzerrung (Friedrichs, Leßke, 2022: 317; Faulbaum 2022, 

574) ist auf die enorme Unterrepräsentation der jeweils fokussierten Personengruppen Bezug zu 

nehmen. Durch die starke Eingrenzung der Parameter114 in Bezug auf die Stichprobe können mögliche 

Über- oder Unterrepräsentationen von Angaben nicht ausgeschlossen werden, sodass ein 

repräsentativer Rückschluss einzelner Aspekte nicht gegeben ist. Zudem bestand durchweg eine 

absolute Freiwilligkeit, was unter Umständen zu einer Verzerrung in der Selbstselektion führen kann. 

Es muss davon ausgegangen werden, dass sich insofern Personen zur Teilnahme bereit erklärt haben, 

die insgesamt ein größeres Interesse an diesem Themenbereich haben oder eine stärkere Meinung 

aufweisen. Dies kann dazu führen, dass eine bestimmte Meinung resp. ein bestimmtes forschungs-

relevantes Merkmal im Vergleich zur breiten Bevölkerung deutlich stärker beziehungsweise schwächer 

abgebildet wird (Döring, 2023: 298). Umgekehrt führt die Möglichkeit, dass ein Teil der vorliegenden 

Stichproben grundsätzlich nicht an den Erhebungen teilgenommen hat (z. B. aufgrund von Ablehnung), 

jedoch von bestimmten Merkmalen betroffen ist, ebenso zur Verzerrung der vorliegenden Ergebnisse 

und bedingt unter Umständen eine fehlende Übertragbarkeit auf die Gesamtpopulation (Nonresponse-

Verzerrung, Faulbaum, 2022: 575; Döring, 2023: 298/379f.). Auch muss in diesem Zusammenhang eine 

mögliche Berichtsverzerrung berücksichtigt werden. Die Teilnehmenden könnten ihre Antworten mit 

der Neigung zu einer positiven Selbstdarstellung/Eindruckssteuerung (Döring, 2023: 432) gegeben 

haben (etwa adäquate Umsetzung inklusiver Prozesse), wodurch Verzerrungen hervorgerufen werden, 

die zu einer fälschlichen Einschätzung der tatsächlichen Situation führt (Kallus, 2016: 57). Durch einen 

Hinweis auf die anonymisierte Verarbeitung der Daten noch vor Beginn des Fragebogens sollte diesem 

Verzerrungsaspekt entgegengewirkt werden. Eine abschließende Einschätzung der Wirksamkeit ist 

nicht möglich. 

In der Betrachtung der quan2-Erhebung sollte zudem berücksichtigt werden, dass der Fragebogen 

gegebenenfalls in Stellvertretung ausgefüllt wird. Es besteht dabei keine Möglichkeit der 

Nachvollziehbarkeit, ob die tatsächlichen Angaben der ursprünglichen Zielperson (ratsuchende 

Menschen) äquivalent in das Befragungsinstrument übertragen wurde.   

 
114 Hierzu Kapitel 8.2 (S. 213) – Stichprobenlimitation. 
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Qualitative Forschung: QUAL 

Im Rahmen der QUAL-Erhebung wurden mittels teilstandardisierten, problemzentrierten Interviews 

(Witzel, 1985/2000; Misoch, 2019: 71) sowohl beratende als auch ratsuchende Personen im Zeitraum 

von sechs Monaten interviewt. Durch die ursprüngliche Konzeption dieses Forschungsteils (Interviews 

im direkten Anschluss an ein erfolgtes Wohnberatungsgespräch) sollte die Verzerrung von 

Erinnerungen an ein solches Beratungsgespräch vermieden werden. Aufgrund der Neuausrichtung der 

Forschungskonzeption muss beachtet werden, dass mögliche Erinnerungslücken resp. -verzerrungen in 

Bezug auf das jeweils angesprochene Beratungsgespräch vorliegen können. In der Betrachtung eines 

möglichen Verhaltens im Rahmen sozialer Erwünschtheit wurden verschiedene Vorkehrungen zur 

Reduzierung dieser vorgenommen. Zum einen gab es sowohl in den Einladungs- und 

Informationsschreiben115 Hinweise auf die anonyme Datenverarbeitung. Zum anderen wurde in den 

jeweiligen Absprachen zur Durchführung erneut persönlich auf diese Bedingungen hingewiesen. 

Neben der Anonymisierung, die die jeweilige Person betraf, wurden auch Orte, Namen von 

Einrichtungen und Organisationen und andere Aussagen, die zu einem Rückschluss auf Persona, Orte 

und/oder Einrichtung führen könnten, entsprechend im Transkript anonymisiert. Diese Notwendigkeit 

zeigte sich vor allem in einem Interview mit einer ratsuchenden Person, die aufgrund ihrer Aussagen 

negative Konsequenzen seitens der beratenden Person vermutete. Zudem wurde in der 

Leitfadenkonzeption darauf geachtet, Suggestivfragen, Fragen mit möglichen Extremausschlägen und 

zu persönliche Fragen zu vermeiden.  

Bereits im Einladungs- und Informationsschreiben wurden der Ablauf und die Modalitäten des 

Interviews detailliert beschrieben. Die teilnehmenden Personen wurden entsprechend vorab über die 

Aufnahme der Interviews mittels eines Diktiergerätes, die Art der Verarbeitung (Transkription) und 

Speicherung dieser Aufnahmen, über das konkrete Thema sowie eine ungefähre Angabe der Dauer 

aufgeklärt.116 Der Ort der Interviewdurchführung wurde nicht vorab festgelegt, um den teilnehmenden 

Personen die Möglichkeit zu eröffnen, diesen selbst festzulegen.117 Zudem wurde auch eine digitale 

Durchführung angeboten. Das Angebot der heterogenen Durchführung sollte möglichst viele 

potenzielle Zugangsbarrieren vermindern. Ebenso wurde diesbezüglich die Einwilligungserklärung 

jeweils vor Beginn des Interviews in Persona erklärt und die Möglichkeit eingeräumt, diese zum Ende 

des Interviews unterzeichnen zu können. Dies ermöglichte den teilnehmenden Personen in der 

Reflexion ihrer Aussagen zu entscheiden, ob sie diese zur Weiterverarbeitung freigeben wollen. Es 

wurde ebenso darauf hingewiesen, dass keinerlei negative Konsequenzen zu erwarten sind, sofern die 

Genehmigung zur Verwendung der Daten verneint würde. Dies diente als Mittel zur Herstellung einer 

vertrauenswürdigen Beziehung zwischen forschender und teilnehmender Person.   

 
115 Hierzu Anhang 3.1.1., S. XXVI-XXXV. 
116 Diese Informationen lagen den teilnehmenden Personen auch in einfacher Sprache vor. Hierzu: Buchner, 2008: 516ff. 
117 Zum Einfluss auf die Wahl des Ortes der Interviewdurchführung u. a.: Misoch, 2019: 223; Buchner, 2008: 516. 
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In der Weiterverarbeitung der Aufnahmen zeigte sich eine weitere Limitation in Bezug auf eine 

fehlerfreie Worterkennung, was unter Umständen zur Verzerrung bei der Interpretation der Aussagen 

führen kann. Auf technischer Seite wurde dies durch Verwendung von jeweils zwei Aufnahmegeräten 

unterschiedlicher Art im Interview vermieden. Durch die unterschiedlichen Aufnahmequalitäten war 

es möglich, Interviewpassagen, welche zum Beispiel mit Störgeräuschen unterlegt waren, mit dem 

jeweils anderen Gerät auszugleichen. Diese Möglichkeit bestand jedoch nicht, wenn es sich um 

sprachliche Besonderheiten seitens der interviewten Personen handelte. Diese erwiesen sich teilweise 

im Interview selbst nicht als Barriere, führten jedoch in der anschließenden Transkription (trotz 

Notizen) zu einigen als unverständlich markierten Textstellen. In der Betrachtung personaler Einflüsse 

in Interviewsettings118 ist zu erwähnen, dass in Bezug auf die Interviewdurchführung mit ratsuchenden 

Personen die mögliche Anwesenheit Dritter (Angehörige, unterstützende/assistierende Personen, 

gesetzlich Betreuende usw.) als wahrscheinlich bewertet wurde. Diesbezüglich wurde angedacht, die 

mögliche (bewusste/unbewusste) Einflussnahme auf das Interviewgeschehen mit einem 

Vorabgespräch und der Bewusstseinsbildung zu reduzieren. Das war in einem durchgeführten 

Interview mit einer ratsuchenden Person der Fall (Rats#m01LE[PKL]). Trotz vorheriger Besprechung und 

Sensibilisierung für die Situation kann die sowohl indirekte als auch direkte Einflussnahme als hoch 

bewertet werden. Direkte Wortbeiträge seitens der zusätzlich anwesenden Person wurden zur 

Kenntnis genommen und erkenntlich in die Transkription überführt, jedoch wurde im Gespräch selbst 

die ratsuchende Person als Gesprächspartner fortlaufend fokussiert und stetig direkt angesprochen. 

 Eine weitere Limitation im Rahmen dieser durchgeführten Methode zeigt sich darin, dass 

Wohnberatungssettings (noch) nicht flächendeckend stattfinden. Sowohl für beratende als auch 

ratsuchende Personen erwies sich die Rekonstruktion solcher (nicht eindeutig als Wohn-

beratungsprozess identifizierbarer) Beratungsgespräche mitunter als sehr abstrakt. Dies zeigte sich vor 

allem darin, dass eine eineindeutige Fokussierung auf einen Beratungsprozess unter Nichtbeachtung 

von „Nebenschauplätzen“119 häufig nicht möglich gewesen ist. 

 

Nachfolgend werden die generierten Forschungsergebnisse in einer theoriegeleiteten 

Schlussbetrachtung eingeordnet. Dies führt in die Ableitung möglicher Handlungsleitlinien und 

praktischen Anwendbarkeit für assistierende Wohnberatungsprozesse.  

 
118 Hierzu Misoch, 2019: 223. 
119 Unter anderem: Soziale Beziehungen, Alltagspraktische Aspekte, Verweis auf Beratungssettings anderer Stellen. 
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8.3. Theoriegeleitete Schlussbetrachtung der Forschungsergebnisse 

 

Wohnen, Sozialraum und personenzentrierte Umstrukturierung 

Die im Rahmen dieser Dissertation vorliegenden Forschung basiert grundlegend auf den aktuellen 

Gegebenheiten im Bundesland Thüringen. Begründet wird diese geografische Begrenzung damit, dass 

Thüringen in Bezug auf den Landesrahmenvertrag nach §131 Abs. 1 (Kapitel 2.2.3) eine Vorreiterrolle 

bezüglich der grundlegenden Umsetzung von Personenzentrierung im gesamten Bundesgebiet 

einnimmt. Zudem verpflichtete sich die Leistungslandschaft der Eingliederungshilfe mit dem 

Vertragsschluss des LRV seit Mai 2019 dazu, ein sogenanntes „personenzentriertes Anschlussmodell“ 

zu entwickeln. Eine Übergangsfrist wurde zunächst bis zum 31. Dezember 2022 festgelegt, jedoch 

zunächst um ein Jahr verlängert.120 In diese Prozesse hinein sollte das Forschungsvorhaben dieser 

Dissertation wirken, um festzustellen, welche Bedarfslagen seitens leistungsberechtigter Personen 

hinsichtlich des selbstbestimmten, unabhängigen und personenzentrierten Wohnens bestehen, und 

welche Beratungsstrukturen die Leistungserbringerschaft zum Zeitpunkt der Umstrukturierung in 

Bezug auf Veränderungen im Bereich des Wohnens von Menschen mit Beeinträchtigungen bereits 

vorhält. Eine Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU vom 03. Januar 2023 (Drucksache 7/7065)121 zeigt 

auf, dass die erste Fristsetzung zur Umstrukturierung nicht eingehalten werden konnte. So gab es zu 

Beginn des Jahres 2023 lediglich neun Angebote zu Personenzentrierten Komplexleistungen in 

insgesamt sieben Gebieten. Zu diesem Zeitpunkt waren weitere 17 PKL-Angebote in 

Verhandlungsprozessen mit dem Thüringer Landesverwaltungsamt, das für den Abschluss der 

Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen zuständig ist. In diesem Landesrahmenvertrag sind vor allem 

Ziele in Bezug auf sozialräumliche Parameter als Grundlage der Wirksamkeit der 

Unterstützungsstrukturen benannt, sodass die Leistungserbringung entsprechend sozialraumorientiert 

aufgebaut werden soll (Kapitel 3.4). Folglich implementiert dies ein notwendiges Umdenken in Bezug 

auf die sogenannten „besondere Wohnformen“ und die Ambulantisierungsprozesse.  

 

 

 

 

 

 

 
120 https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/gesetz/umsetzung-laender/bthg-thueringen/, letzter Zugriff: 07.06.2024 und  
      https://www.tmasgff.de/fileadmin/user_upload/Soziales/Dateien/Menschen_mit_Behinderungen/ 
      Landesrahmenvertrag_BTHG_2019.pdf,  letzter Zugriff: 07.06.2024. 
121  https://parldok.thueringer-landtag.de/ParlDok/dokument/90320/aktueller_stand_der_umsetzung_  
      der_personenzentrierten, letzter Zugriff: 07.06.2024. 

https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/gesetz/umsetzung-laender/bthg-thueringen/


224 
 

Emanzipations-122 und Autonomiebestrebungen ratsuchender Personen  

Im September 2022 veröffentlichte der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

der Vereinten Nationen Leitlinien zur Deinstitutionalisierung123, welche sich maßgeblich auf die 

Erfahrungen von Menschen mit Behinderungen beziehen und somit Ergebnis eines 

Partizipationsprozesses sind (United Nations, 2022: 1, Abs. I, Satz 2 und 3).  

Im zweiten Absatz werden die Vertragsstaaten dazu aufgerufen, der Verpflichtung zur Beendigung von 

Institutionalisierung nachzukommen: „Institutionalization contradicts the right of persons with 

disabilities to live independently and be included in the community“ (United Nations, 2022: 2, Abs. II, 

Satz 7). Und ferner:  

States parties should recognize that living independently and being included in the community 

refer to life settings outside residential institutions of all kinds, in accordance with article 19 of the 

Convention. Regardless of size, purpose or characteristics, or the duration of any placement or 

detention, an institution can never be regarded as compliant with the Convention. 

                                                                                                                      (ebd.: 3, Abs. IIIA, Satz 17) 

Leitend soll ebenso die Einbindung betreffender Personen in alle Phasen von Umstrukturierungs- resp. 

Deinstitutionalisierungsprozesse sein. „Service providers, charities, professional and religious groups, 

trade unions and those with financial or other interests in keeping institutions open should be 

prevented from influencing decision-making processes related to deinstitutionalization“ (ebd.: 5, Abs. 

IIIG, Satz 34). 

Zur Gewährleistung uneingeschränkter Teilnahmemöglichkeiten von betreffenden Personen an diesen 

Prozessen sind Unterstützungsmaßnahmen und Informationen zugänglich zu machen (ebd.: 5, Abs. 

IIIG, Satz 35). In der Betrachtung des Prozesses der Verselbstständigung aus einer Einrichtung heraus, 

so die Vereinten Nationen, müssen alle betreffenden Personen die gleiche Möglichkeit erhalten „to be 

deinstitutionalized and can choose to leave at any time“ (ebd.: 13, Abs. VIIA, Satz 93). Dies bedarf 

folglich eines personenzentrierten, konstruktiven Entlassmanagements und gezielter Schulungen der 

Mitarbeitenden in den Einrichtungen. Zudem wird fokussiert, dass die betreffenden Personen 

Informationen über Möglichkeiten des Wohnens, Mobilitätsmöglichkeiten, Arbeit, Finanzierungs-

möglichkeiten und weitere Parameter zum selbstbestimmten Wohnen erhalten sollen, „to ensure an 

adequate standard of living“ (ebd.: Absatz VII, Satz 95f.).  

Entsprechend des Artikels 35 Abs. 1 der UN-BRK sind alle Vertragsstaaten verpflichtet, alle vier Jahre 

einen Bericht zur Umsetzungssituation vorzulegen. Die Prüfung erfolgt durch UN-Fachausschüsse. 

Neben der ersten Prüfung im Jahr 2015 kam es 2023 zu einem sogenannten kombinierten zweiten und 

dritten Verfahren. Begründet liegt diese Kombination darin, dass es zu einer zeitlichen Verschiebung 

während des ersten Prüfverfahrens kam und der UN-Ausschuss Deutschland dazu aufforderte, den 

 
122  Emanzipation (lat. emancipatio) = Befreiung aus einem Zustand der Abhängigkeit; Selbstständigkeit; Gleichstellung 
      (Dudenredaktion, 2024). 
123 https://digitallibrary.un.org/record/3990185?v=pdf, letzter Zugriff: 07.06.2024. 

https://digitallibrary.un.org/record/3990185?v=pdf
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zweiten und dritten Staatenbericht gemeinsam im Jahr 2019 einzureichen. Im Rahmen eines 

„Konstruktiven Dialogs“ zwischen dem UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen und Staatenvertreter und -vertreterinnen Deutschlands in Genf, am 29. und 30. August 

2023124 veröffentlichte die Monitoringstelle UN-Behindertenrechtskonvention (IMEW) ihren Parallel-

bericht zur Staatenprüfung, in dem auf sämtliche Artikel der UN-BRK und der aktuellen 

Umsetzungslage Bezug genommen wird (Deutsches Institut für Menschenrechte, 2023).125  

In Bezug auf den Artikel 19 der UN-BRK wird beschrieben, dass in Deutschland bisweilen noch ein „stark 

ausgebautes Angebot stationärer Wohnformen“ vorliegt und es an ambulanten sowie personen-

zentrierten Angeboten „insbesondere für Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen“, fehlt 

(DIMR, 2023: 32). Vor allem wird das Wunsch- und Wahlrecht bezüglich des Wohnortes und einer 

personenzentrieten Unterstützungsleistung als eingeschränkt bewertet. Begründet wird dies mit dem 

bestehenden Mehrkostenvorbehalt (ebd.: 32). In den Empfehlungen der Monitoringstelle finden sich 

unter anderem Aspekte wie die Beteiligung der betreffenden Menschen und deren Organisationen an 

der Deinstitutionalisierung, der Ausbau einer personenzentrierten Angebotslandschaft, die Gestaltung 

eines inklusiv ausgerichteten Sozialraums sowie die Förderung eines inklusiven Wohnungsmarktes 

(ebd.: 33). Diese Empfehlungen sowie die Leitlinien zur Deinstitutionalisierung implementieren, dass 

vor allem Informationstransferierung und Aufklärung betreffender Personen in bedarfsorientierter 

Form erfolgen müssen. Insofern müssen adäquate Informations- und Beratungsstrukturen zur 

selbstbestimmten und unabhängigen Lebensführung grundlegend in der gesamten Leistungslandschaft 

der „Eingliederungshilfe“ verankert werden. In der Information (Nr. 47, DIMR) verweist Offergeld mit 

Bezug auf die Leitlinien der Vereinten Nationen, inwiefern Ängste und Unsicherheiten bei Personen, 

die langfristig in institutionellen Wohnsettings gelebt haben, eine Rolle bei Auszug resp. 

wohnräumlichen Veränderungen spielen können. Dies beruhe unter anderem darauf, dass diese 

Personen häufig in ihrem Leben nur geringfügig Möglichkeit hatten, über ihr eigenes Leben zu 

entscheiden (Offergeld, 2023: 3). Häufige Abhängigkeits- und Heteronomieverhältnisse stören 

maßgeblich den Prozess der Emanzipation und Autonomie betreffender Personen. Die Forderungen 

der uneingeschränkten Umsetzung des Artikel 19 der UN-BRK durch den Vereinten Nationen (United 

Nations, 2022: 3, Abs. IIIb, Satz 20) und damit die Umstrukturierung zu inklusiven Sozialräumen und 

personenzentrierten Unterstützungsleistungen implementiert die grundlegende Förderung von 

Selbstbestimmung und Unabhängigkeit betreffender Personen.  

Anbietende von Wohnberatung sind somit dazu aufgefordert, im Sinne dieser Prinzipien zu agieren und 

entsprechende Qualitätssicherungsmaßnahmen in Bezug auf inklusive und partizipative Prozesse in die 

Beratungsprozesse zu integrieren. 

 
124 Zweite Staatenprüfung, Genf, 2023 (Stream), unter: https://webtv.un.org/en/asset/k1a/k1aee33qdr, letzter Zugriff:  
       07.06.2024. 
125 https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/im-fokus/neuer-schwung-fuer-die-un-behindertenrechtskonvention#faq- 
      zur-staatenpruefung, letzter Zugriff: 07.06.2024. 

https://webtv.un.org/en/asset/k1a/k1aee33qdr
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Kompetenzen beratender Personen  

Entsprechend sind auch die Beratungsstrukturen der „Eingliederungshilfe“ im Sinne der Orientierung 

am Sozialraum hinsichtlich eines selbstbestimmten, unabhängigen Wohnens und Lebens an diese 

Prozesse zu adaptieren. Die vorliegende Forschung zeigt deutliche Bedarfe in Bezug auf 

Selbstbestimmungstendenzen und Verselbstständigungswillen seitens der ratsuchenden Personen auf. 

Diese stoßen jedoch auf die Barriere, dass bisher keine ausreichenden Angebote seitens der Leistungs-

erbringerschaft in Thüringen vorliegen. Dies führt unweigerlich dazu, dass die Beratungsprozesse, 

neben häufig vorliegenden sprachlichen/informationellen Barrieren, im Bereich der Wohnangebots-

unterbreitung an Grenzen stoßen. Mitunter wird dieser Vorgang ebenso davon beeinflusst, dass 

zeitliche und personelle Ressourcen fehlen sowie schnelle Entscheidungen getroffen werden müssen. 

In der Folge sind mögliche Angebote nicht vollumfänglich passgenau in Bezug auf die Bedarfslagen der 

ratsuchenden Personen. Diese fehlenden resp. mangelhaften Ressourcen haben unmittelbare 

Auswirkungen auf die Beratungsqualität, was sich vorrangig in den Aspekten Dauer/Intensität, 

Barrierefreiheit und der notwendigen Methodenanwendung zur Verselbstständigung verstetigt. 

In der Betrachtung der verschiedensten Wirkfaktoren im Rahmen von Beratungssettings in Korrelation 

mit den Ergebnissen aus der vorliegenden Forschungsarbeit kann folgende Übersicht auf Grundlage 

des multiaxialen Modells von Beratung (Abbildung 52) dargestellt werden126: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf der Achse Zugänge zeigt sich in den Ergebnissen, dass die beratenden Personen grundsätzlich 

„aufsuchende Beratung“ (Gehstruktur) anbieten, jedoch in den meisten Fällen Wohnberatung im 

institutionellen Setting (Kommstruktur) durch aktives Aufsuchen der ratsuchenden Personen resp. 

Dritter durchgeführt wird. Eine vorrangig „aufsuchende Beratung“ bietet jedoch die Möglichkeit, 

 
126 Hierzu Kapitel 4.4 „Prozessualität und Qualitätskriterien von Beratungssettings“ (S. 45). 

Abbildung 52 - Das multiaxiale Modell von Beratung 

Quelle: Zwicker-Pelzer, 2018:28, modifiziert 
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etwaige Zugangsbarrieren zu verringern (Zwicker-Pelzer, 2018: 27f.), sodass Personen, die eben diese 

als zu groß empfinden oder sich über das Beratungsangebot nicht bewusst sind, ein neuer 

Handlungsspielraum eröffnet werden kann.127 

Im Bereich der Zeitachse ist in den Erhebungen zu erkennen, dass es sich überwiegend um 

langfristige Beratungsgeschehen handelt, welche jedoch auch temporär (mittel- oder langfristig) 

pausieren können. Eine Wiederaufnahme des Beratungssettings mit der ratsuchenden Person wird in 

den meisten Fällen grundlegend ermöglicht. Diese Prozess vollzieht sich vor allem, wenn es sich um die 

Fortschreibung der Integrierten Teilhabeplanung (ITP) handelt, um entsprechende Unterstützungs-

leistungen und andere Maßnahmen weiterhin zu erhalten, oder Bedarfe zur Neuausrichtung 

bestehen.128 Die Zeitdauer und die Häufigkeit von Kontakten steht dabei in einem engen 

Zusammenhang mit dem Beziehungsaufbau und sollte vor allem im Bereich der Wohnberatung mit den 

Aspekten von Verselbstständigung, Ablösungs- und Selbstbestimmungsprozessen mit einer hohen 

Priorität versehen werden. 

Die Beziehungsachse zeichnet sich in Korrelation mit den vorliegenden Aussagen der befragten 

Personen durch eine als überwiegend distanziert bewertete Beziehungsgestaltung aus. Diese 

Bewertung fußt maßgeblich auf der Tatsache, dass zu einem größeren Anteil die Beratungsgespräche 

mit Dritten geführt werden. Zwar sind die betreffenden und eigentlich ratsuchenden Personen 

mitunter anwesend, jedoch erfolgt die Kommunikation aufgrund von bestehenden sprachlichen und 

kommunikativen Barrieren mit Eltern, gesetzlich Betreuenden oder anderen Personen.129 Dieser 

Umstand verringert einen adäquaten Beziehungsaufbau mit der betreffenden/ratsuchenden Person, 

welcher jedoch unbedingt notwendig ist, um eine personenzentrierte und bedarfsorientierte Beratung, 

unter Einsatz adäquater Methoden, durchführen zu können.  

Die Achse der Handlungsgrundlage bildet die Spannungspole zwischen theoriegeleitetem Fach- 

und Regelwissen sowie die Möglichkeit zum adaptiven Verstehen individueller Situationen der 

ratsuchenden Personen, eingebettet in ihre Lebenswelt. Diesbezüglich ist zu erkennen, dass die 

beratenden Personen überwiegend standardisierte, theorie- und bürokratiegeleitete Beratungs-

verfahren durchführen und eher selten in ein tieferes Fallverstehen eintauchen.  

Begründungen finden sich in den mangelnden Ressourcen in Bezug auf Zeit und Personal. Unter 

Umständen müssten in diesem Fall zudem auch Qualifizierungs- und Professionalisierungsparameter 

konkreter Betrachtung finden, die im Fall dieser Forschungsarbeit jedoch nicht im ausreichenden 

Umfang vorliegen.  

 
127 Hierzu u. a.: Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang 3.3.2.3., S. LXXV, Z. 76-88. 
128 Hierzu u. a.: Ber#w02KT_09.01.2023. Anhang 3.3.2.2., S. LXIX, Z. 347-349; S. LXX, Z. 364-366 
                            Rats#m06EUTB_05.05.2023, Anhang 3.3.3.4., S. CXC,  Z. 383-384 
                            Ber#m06EUTB_24.05.2023, Anhang, 3.3.2.6., S. CXX, Z. 155-160. 
129 Hierzu u. a.: Ber#m03KT_09.01.2023, Anhang, 3.3.2.3., S. LXXVI, Z. 120-123 
                            Ber#m06EUTB_24.05.2023, Anhang 3.3.2.6., S. CXXI-CXXII, Z. 224-233. 
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Erkennbar ist jedoch, dass den meisten befragten beratenden Personen das Wissen über 

komplexitätsreduzierte Informationstransferierung fehlt, weswegen eine barrierefreie Beratung in 

Bezug auf Sprache und Kommunikation kaum umsetzbar ist.  

Eine Professionalisierung zur gelingenden Umsetzung von Beratungsprozessen ist unumgänglich, 

weshalb sich Zwicker-Pelzer (2010: 32f.) mit der sogenannten Kompetenzsystematik beschäftigt, in der 

folgende Kompetenzen in einen systematischen Zusammenhang gestellt werden: 

· Interventionskompetenz/Methodenkompetenz 

· Beziehungskompetenz (interpersonell) 

· Diagnostisch-analytische Kompetenz 

· Reflexive Kompetenz/Personenkompetenz 

· Sach-/Fachkompetenz (inhaltliches Wissen) 

Diese Kompetenzen, in ihrer Gesamtheit und Korrelation betrachtet, bilden schließlich die Basis für die 

Beratungskompetenz (äquivalente Handlungskompetenz). Darunter „werden Dispositionen 

verstanden, gesamtheitlich selbstorganisiert zu handeln“ (Zwicker-Pelzer, 2010: 32).130  

Zwicker-Pelzer verweist ferner auf Schiersmann, welcher auf einen engen systemischen 

Zusammenhang dieser beraterischen Kompetenzen in Bezug auf weitere Kontextfaktoren verweist 

(Schiersmann, 2021: 42, Abbildung 3).  

Eine weitere fokussierte Erfassung bestehender Kompetenzen beratender Personen erfolgte im 

Rahmen der Erhebungen dieser Forschung nicht, da zunächst ein allgemeiner Überblick über die 

Beratungssituation aus zwei Perspektiven (beratende und ratsuchende Personen) erfasst werden 

sollte. Dieses Vorgehen soll ermöglichen, spezifizierte Forschungsvorhaben detaillierter konzipieren zu 

können.  

 

8.4. Theoretische Ableitung: Zehn Merkmale einer assistierenden (unabhängigen) 

Wohnberatung 

Auf Grundlage der vorliegenden Datenlage kann ausgesagt werden, dass die Erfassung von 

Beratungskompetenzen in Bezug auf die Beratung von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigung zum 

Themenbereich der selbstbestimmten und unabhängigen Lebensführung, als unbedingt erforderlich 

erachtet wird. Notwendige spezifische Beratungskompetenzen, etwa in den Bereichen der 

bedarfsangepassten Informationsgenerierung und -transferierung, sollten herausgearbeitet, 

konkretisiert und in einen Zusammenhang gestellt werden. Da es sich bei der Wohnberatung gemäß 

vorliegender Datenlage um einen langfristigen, assistierenden Beratungsprozess handelt, ist eine 

professionelle Beratung (Abplanalp et. al., 2020: 25; Sickendiek, et. al., 2008: 23) als unabdingbar zu 

bewerten.  

 
130 Hierzu auch Nationales Forum Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung (nfb), 2014 unter:  
      https://www.forum-beratung.de/cms/upload/BQ/BeQu-Standards.pdf, letzter Zugriff: 07.06.2024. 

https://www.forum-beratung.de/cms/upload/BQ/BeQu-Standards.pdf
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Diese Art der Beratung implementiert, dass die pädagogischen Fachkräfte sowohl über fundiertes 

Fachwissen als auch über spezifische Kompetenzen in Bezug auf Beratung verfügen (Kapitel 4.1). In der 

differenzierten Betrachtung von assistierender (unabhängiger) Wohnberatung können folgende zehn 

Basismerkmale abgeleitet werden: 

1) Sie basiert auf (menschen-)rechtlichen Grundlagen. 

2) Sie basiert auf den Parametern von inklusiven Prozessen und leistet einen grundlegenden 

Beitrag zur Umsetzung von Teilhabeaspekten. 

3) Sie ist ein personenzentrierter, ressourcenaktivierender und partizipativer Prozess, der 

Empowerment und Autonomie zum Ziel hat. 

4) Sie geschieht innerhalb von Transitionsprozessen oder löst diese aus und gestaltet sich 

personenzentriert und stets am Willen der ratsuchenden Person. 

5) Sie ist flexibel und akzeptiert prozessuale Dynamiken in Bezug auf Raum, Zeit und Gegenstand. 

6) Sie nimmt grundlegend Bezug auf (wohn-, lern- und bildungs-) psychologische Aspekte. 

7) Sie beinhaltet sowohl die Verfügung über fachkundiges Wissen über den Gegenstand als auch 

über Kommunikationsstrategien in der Beratung von Menschen mit (kognitiven) 

Beeinträchtigungen. 

8) Sie geschieht unter fachkundiger, adäquater Anwendung spezifischer Verfahrensweisen und 

Methoden. 

9) Sie baut auf gelingender Angehörigenarbeit auf, fokussiert jedoch stets die ratsuchende 

Person. 

10) Sie stellt einen Zugang zu notwendigen Netzwerken bereit, die im Rahmen von Inter- und 

Multidisziplinarität kooperativ interagieren. 

 

Zur Herstellung einer Widerspruchsfreiheit (vor allem mit Punkt 1 und 2 der Merkmalsliste) wird die 

Liste um den Punkt 0 ergänzt: 

0) Assistierende und unabhängige Wohnberatung zielt nicht auf die Sicherung organisationaler 

Wirtschaftlichkeit und den Selbsterhalt ab.131  

 

Nachfolgend werden für die assistierende, unabhängige Wohnberatung132 abgeleitete 

Handlungsleitlinien differenziert betrachtet, bevor diese im Rahmen der Anwendung möglicher 

Konzepte und Methoden für die praktische Anwendbarkeit transformiert werden. 

 

 

 
131 In diesem Zusammenhang wird darunter verstanden, dass es sich bei einer unabhängigen Wohnberatung nicht darum  
      handelt, ratsuchende Personen prinzipiell im organisationalen Eigeninteresse zu beraten, also folglich die Beratung zu  
      beenden, sofern ein organisationseigenes „Wohnangebot“ nicht wahrgenommen werden soll. 
132  Zur Notwendigkeit einer unabhängigen/neutralen Beratungsstelle; hierzu auch Knöß et. al., 2015: 73. 
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8.4.1. Prozessualität und Handlungsleitlinien assistierender Wohnberatung 

Zur adäquaten Darstellung der abgeleiteten Handlungsleitlinien, eingebettet in die Prozessualität133, 

werden nachfolgend Einzelschritte konkretisiert. 

 

1.  Beratungsauftrag 

Für das Zustandekommen eines Beratungssettings ist der Beratungsauftrag134 und die damit 

verbundene Freiwilligkeit maßgeblich.135 In diesem Zusammenhang unterscheiden Brunner und 

Schönig (1990: 153) zwischen einem expliziten (aktives Aufsuchen der Beratungsangebotes seitens der 

ratsuchenden Person) und einem impliziten Beratungsauftrag. In diesem Prozessschritt wird eine erste 

Informationsgenerierung fokussiert. Die Problem- resp. Fragestellung seitens der ratsuchenden Person 

sollte hierbei so konkretisiert werden, dass die beratende Person schließlich eine Einschätzung und 

Prüfung vornehmen kann, inwieweit diese über das notwendige Fachwissen verfügt sowie welche 

Möglichkeit der Nutzung von adäquaten Methoden und Verfahrensweisen zur Verfügung stehen 

(Brunner, Schönig, 1990: 153). Zudem ist es beraterische Aufgabe, eine individuelle, bedarfsorientierte 

Struktur des Beratungsablaufes zu planen, welche einer sogenannten inneren Gesetzmäßigkeit (Bürgi, 

Eberhart, 2004: 76ff.) folgt. Zwicker-Pelzer (2010: 47) beschreibt die gleichbleibenden Teile einer jeden 

Beratung als „innere Ordnung“. Beratung obliegt somit einer Art Grundgerüst (Problemdefinition – 

Zielformulierung – Hinwirken auf Ziele - Abschluss [ebd.: 48]) und unterscheidet sich maßgeblich in 

Bezug auf die Inhalte, aber auch auf die Unterschiedlichkeit im Rahmen von heterogenen Dynamiken 

in der Beziehungsherstellung und -gestaltung sowie in der Implementierung von Methoden und 

speziellen Vorgehensweisen. In einer ersten Gesamtbetrachtung sollten folgende Fragestellungen 

durch die beratende Person fokussiert werden: 

- Besteht eine Passgenauigkeit zwischen dem Auftrag und der institutionellen/organisationalen 

Rahmung? 

- Gibt es eine Passgenauigkeit zwischen der Problem-/Fragestellung und den zur Verfügung 

stehenden Wissensbeständen und der Fachlichkeit? 

- Stehen geeignete Mittel und Methoden zur bedarfs- und personenzentrierten Beratung zur 

Verfügung (niederschwelliger Zugang, Unterstützungssysteme [kommunikativ, assistierend, 

räumlich] usw.)? 

- Ist die Ressourcenverfügbarkeit (zeitlich, räumlich, personell) adäquat zur erwarteten Dauer 

und Intensität? 

 

 
133 Zur Prozessualität u. a. Greving, Ondracek, 2013: 86; Bürgi, Eberhart 2004: 85. 
134 Parameter zur Unterscheidung von Beratung zur Pädagogik, Schulung, Anleitung oder Information  
     (Zwicker-Pelzer, 2010: 48). 
135 Hierzu u. a Knöß et. al., 2015: 61; Zwicker-Pelzer, 2010: 86; Greving, Ondracek, 2013: 97. 
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In der Auftragsklärung sollten gemeinsame Vereinbarungen zum Prozess geklärt werden. Dies sollte 

vor allem die Bedarfe der ratsuchenden Person sowie den möglichen Ablauf und die Ziele betreffen. 

Um diese Parameter kooperativ festlegen zu können, bedarf es der Konkretisierung des Auftrages 

seitens der ratsuchenden Person sowie die Klärung von Möglichkeiten und Grenzen der Beratung in 

Bezug auf die vorliegende Problem-/Fragestellung. Greving und Ondracek (2013: 88) unterscheiden in 

Bezug auf die Beratung von Personen in komplexen Lebenssituationen136 (bspw. Beratungsanlässe, die 

nicht ausschließlich Sachfragen beinhalten) zwei Unterformen in der Beratungsauftragsklärung. 

Zunächst ist es beraterische Aufgabe, die ratsuchende Person bei der Orientierung innerhalb dieser 

komplexen Lebenssituation zu unterstützen. Die Autorenschaft schlägt vor, dass diese Klärung vor der 

grundlegenden Auftragsklärung geschaltet wird, um mit einem konkreteren Verständnis über den 

Beratungsauftrag in den Grundprozess einsteigen zu können. Daran schließt sich eine gemeinsame und 

einvernehmliche, auf Freiwilligkeit basierende Vereinbarung zur Fortführung an. So folgt vor dem 

Hintergrund der Problem-/Fragestellung eine IST-Stand-Erfassung. 

Zur adäquaten Vorbereitung einer gelingenden Wohnberatung sollte eine beraterische Person über 

Kompetenzen im Bereich Gesprächsführung137 und im Umgang mit einem komplexitätsreduzierten, an 

den Bedarf adaptierten Wissenstransfer138 verfügen. Außerdem bedarf es eines spezialisierten 

Wissensbestandes, unter anderem in Bezug auf Sozialrecht, Wohnungsmarktsituation, Netzwerkarbeit, 

beteiligte Akteure und Akteurinnen sowie Angebotsstrukturen im Sozialraum, Sicherheitsaspekte, 

Pflegeleistungen und Angehörigenarbeit.139 

 

2.  Anamneseerhebung/Exploration und SOLL-Konzeption 

Eine fundierte IST-Stand Erfassung ist in Wohnberatungsprozessen von enormer Bedeutung. Es 

implementiert möglicherweise eine weitreichende Lebensveränderung unter komplexen Bedingungen. 

Durch eine adäquate Anamnese erhält die beratende Person wichtige (Kontext-)Informationen, die zu 

einem Verstehensprozess der Ausgangslage der ratsuchenden Person beiträgt. Dabei sollte nicht nur 

die sachliche Faktenlage, sondern vor allem die individuellen biografischen und sozialen Aspekte, die 

im Kontext eines grundlegenden und ganzheitlichen Verstehens der Gesamtsituation beitragen, 

Betrachtung finden. Neben der Erfassung von Person- und Kontextfaktoren bedarf es der Identifikation 

individueller Ressourcen und Kompetenzen der ratsuchenden Person. Mögliche Methoden, die hierfür 

eingesetzt werden können, sind beispielsweise soziale Netzwerkkarten, Eco-Mapping, Genogramme 

 
136 Greving und Ondracek (2013: 88) nutzen die Wortgruppe „schwierige Situation“. Im Kontext der hier beschriebenen  
      speziellen Beratungsform (Wohnberatung) soll dies durch „komplexe Lebenssituation“ ersetzt werden. Hierzu Knöß et.  
      al., 2015: 62: „Beratungsangebote werden oft erst aufgesucht, wenn es akut wird und schnell eine Lösung gefunden  
      werden muss.“. 
137 Hierzu Kapitel 4.1. 
138 Hierzu Kapitel 5. 
139 Hierzu Knöß et. al., 2015: 74. 
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und Ressourcen- und Kompetenzkarten.140 Die Methodenauswahl muss individuell sowie 

bedarfsorientiert geschehen und sollte grundlegend flexibel und dynamisch adaptierbar sein. Auf 

Grundlage der generierten Informationen schließt sich eine kooperative SOLL-Konzeption des 

Beratungssettings an. Dieser Prozessschritt kann zur Informationsgenerierung unter Umständen in 

Anwesenheit Dritter (Angehörige, assistierende Personen, gesetzlich betreuende Personen etc.) 

stattfinden, sollte jedoch nicht die Fokussierung auf die tatsächlich ratsuchende Person verlieren. Es ist 

die Aufgabe der beratenden Person, die hier vorliegenden Möglichkeiten und Grenzen aufzuzeigen und 

verstehbar zu transferieren. Funktionen und Aufgaben anwesender Personen sind adäquat zu 

besprechen und gemeinsam zu vereinbaren. Der Orientierungspunkt für diese SOLL-Konzeption ist die 

individuelle Zielstellung der ratsuchenden Person, sobald diese konkretisiert und differenziert 

erarbeitet wurde. Alle nachfolgenden Prozessschritte wirken unmittelbar auf die Erreichung des Ziels 

hin. 

 

3.  Erfassung individueller Wohnbedarfe und -wünsche 

Zur Zielkonkretisierung und Differenzierung des SOLL-Konzeptes bedarf es der Erfassung der jeweiligen 

Bedarfe und Wünsche in Bezug auf das Wohnen der ratsuchenden Person. Unter Anwendung von 

spezifischen Methoden wird eine kooperative Herausarbeitung erzielt. Dabei ist stets eine Flexibilität 

zu gewährleisten. Es ist nicht auszuschließen, dass ratsuchende Personen zunächst erlernen müssen, 

sich spezifische Aspekte in Bezug auf das Wohnen vorzustellen und verstehbar zu machen. Dies muss 

durch die beratende Person individualisiert in den assistierenden Beratungsprozess implementiert 

werden. Unterstützend können in diesem Zusammenhang zum Beispiel Visualisierungen, Erprobungen 

und Übungen wirken.  

Es ist nicht abwegig, dass Wunschvorstellungen stark von realistisch erreichbaren Möglichkeiten 

abweichen, weshalb es beraterische Aufgabe ist, einen gelingenden Abgleich zu vergegenwärtigen und 

entsprechende Möglichkeiten und Limitationen aufzuzeigen. Die ratsuchende Person sollte, sofern im 

jeweiligen Sozialraum möglich, vom Wunsch- und Wahlrecht Gebrauch machen können und durch die 

beratende Person (und/oder etwaiger Dritter) in dieser Entscheidungsfindung lediglich unterstützt 

werden. Ratsuchende Personen, welche nicht über Erfahrungen mit einem unabhängigen, 

selbstbestimmten Wohnen verfügen, können einen höheren Bedarf in Bezug auf einen Lernprozess im 

Rahmen einer Verselbstständigung aufweisen. Dies ist eingehend zu identifizieren, um somit eine 

adäquate assistierende Wohnberatung initiieren zu können. Die erfassten Bedarfe und Wünsche 

werden anschließend in die SOLL-Konzeption integriert, welche sich dadurch konkretisiert. Auf dieser 

Grundlage generiert die beratende Person adäquate Informationen und transferiert diese 

bedarfsangepasst an die ratsuchende Person. 

 
140 Hierzu u. a. Fuhse, 2018; Beushausen, 2012. 
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4. Informationsgenerierung und Wissenstransfer 

In diesem Prozessschritt recherchiert die beratende Person alle zur Zielerreichung notwendigen 

Informationen und gibt diese an die ratsuchende Person weiter. Dabei ist stets darauf zu achten, dass 

alle Informationen verstehbar transferiert werden und die ratsuchende Person dadurch die Möglichkeit 

erhält, in den Prozess der Entscheidungsfindung zu gelangen. Die ratsuchende Person sollte 

grundsätzlich Rückfragen stellen können, um alle relevanten Informationen entsprechend verarbeiten 

und für sich nutzbar machen zu können. Auch hierfür sollten unterschiedliche Kanäle zur Verfügung 

stehen (schriftlich, telefonisch, persönlich, …). Zur Qualitätssicherung der Beratungsleistung sollten 

zudem Feedback- und Evaluationsmöglichkeiten implementiert werden. Auch diese Instrumente sind 

bedarfsangepasst in heterogener Form zu Verfügung zu stellen. Nach einer umfassenden und 

individuell adaptierten Generierung von Informationen und einer sich daran anschließenden 

Zielkonkretisierung ist die beratende Person dazu angehalten, entsprechende Ressourcen zur 

Erreichung des Ziels zu identifizieren, zu akquirieren und nutzbar zu gestalten. 

 

5. Ressourcenakquirierung und -nutzung 

Entsprechend der individuellen Zielsetzung im Wohnberatungsprozess schließt sich nun eine 

Akquirierung von Ressourcen zur Zielerreichung an. Es bedarf einer Bestandsanalyse im jeweiligen 

Sozialraum in Bezug auf bestehende Angebotsstrukturen sowie die intensive Netzwerkarbeit zur 

Herstellung von notwendigen Kooperationen. Kontaktanbahnungen mit zukünftig unterstützenden 

Personen oder die Wechsel von Zuständigkeiten sollten bedarfsorientiert in den Prozess implementiert 

werden. Vorkehrungen für Entscheidungsfindungen sind sorgfältig vorzubereiten und assistierend 

anzubahnen. In diesem Zusammenhang obliegt die Entscheidungsmacht grundsätzlich bei der 

ratsuchenden Person. Dritte Personen wie Angehörige, Assistenzen oder gesetzlich Betreuende, sind 

adäquat und bei Bedarf mit einzubeziehen, wobei die Bedarfe und Wünsche der ratsuchenden Person 

grundsätzlich fokussiert bleiben. Potenzielle Netzwerkpartnerschaften und Angebotsstrukturen 

werden transparent und bedarfsorientiert an die ratsuchende Person weitergegeben und besprochen. 

Erste Konkretisierungen in Bezug auf das Wohnen sollten in diesem Schritt geschehen. Diese sollten 

jedoch weiterhin als flexibel und veränderbar anerkannt werden.  

 

6. Initiierung Ablöseprozess 

Insofern sich die ratsuchende Person im Laufe des Gesamtprozesses für eine andere Form des Wohnens 

als die bisherige entschieden hat und dies unmittelbar mit notwendigen Ablöseprozessen einhergeht, 

sind eben diese konkret zu planen und entsprechend zu initiieren. Dies sollte unter bedarfsorientierter 

Anwendung von spezifischen Methoden und Konzepten geschehen.141 

 
141 Hierzu Kapitel 6.2. 
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Unter Umständen sind ebenso zukünftig unterstützende Personen mit einzubeziehen beziehungsweise 

entsprechend zu akquirieren. Es sind hierfür grundsätzlich adäquate Ressourcen bereitzustellen 

(Personal, Zeit, Methodenanwendung, …) und in den Prozess zu integrieren.  

Es handelt sich grundsätzlich um einen Transitionsprozess zwischen dem Bisherigen und dem Neuen. 

Dazu können Aspekte gehören, wie das Verlassen eines bisherigen Wohn- und Sozialraums, 

Kontaktabbrüche und/oder Neustrukturierung von bestehenden sowie neuen Kontakten, 

Veränderungen von Unterstützungsstrukturen (bspw. von der Herkunftsfamilie oder sogenannter 

Bezugsbetreuung zum Assistenzmodell) sowie die Veränderung von Umgebung und Abläufen. 

Entsprechend der individuellen Situation der ratsuchenden Person sind diese Aspekte zu identifizieren 

und kooperativ zu bearbeiten.  

 

7. Verselbstständigungsprozess 

Die Initiierung eines Ablöseprozesses bedingt den Beginn der individuellen Verselbstständigungsphase. 

Es ist kooperativ zu ermitteln, welche konkreten Aspekte fokussiert werden sollen. Es kann sich hierbei 

beispielsweise um das Erlernen von alltagspraktischen Kompetenzen zur Selbstversorgung oder um die 

Orientierung am etwaig neuen Wohnort/Sozialraum handeln. Je nach Habitus der ratsuchenden Person 

sind assistierende Prozesse zur Verselbstständigung anzubahnen (unter Umständen mit Dritten 

Personen wie Angehörige, Assistenzen, Akteure und Akteurinnen im jeweiligen Sozialraum etc.) und 

gelingend in den Gesamtprozess zu implementieren. Ziel ist die Herstellung einer weitgehenden 

Selbstständigkeit und die Erhöhung von Selbstbestimmungskompetenzen noch vor der eigentlichen 

Transition, um so die Wahrscheinlichkeit einer gelingenden Überwindung der Bewältigungs-

anforderungen zu erhöhen (Kapitel 6.2). 

 

8. Sicherung der Umsetzung 

Es ist zu prüfen, welche Maßnahmen ergriffen werden müssen, um die Umsetzungsmöglichkeit zu 

sichern. Dies kann finanzielle, personelle und/oder strukturelle Aspekte betreffen. Es ist beraterische 

Aufgabe, notwendige Parameter zu identifizieren und den Sicherungsprozess transparent zu initiieren. 

Hierzu gehören beispielsweise: 

- Umfassende Bedarfsermittlungs- und Teilhabeplanungsprozesse zur Sicherung von finanzieller 

und personeller Unterstützungsleistung 

- Klärung und Sicherung von Zuständigkeiten in Bezug auf zukünftige Unterstützungsleistungen 

- Sicherung des gewünschten Wohnraumes durch Vertragsunterzeichnung 

- Klärung und Sicherung des reibungslosen Ablaufes nachrangiger Strukturen (beispielsweise 

neue Anfahrtswege zur Arbeitsstätte/Tagesstruktur, Orientierung im neuen Wohnumfeld etc.) 

- Strukturierung und Prozessgestaltung in Bezug auf Auszug/Umzug/Einzug 

 



235 
 

9. Einzug/Umzug/wohnräumliche Veränderung 

Mit der wohnräumlichen Veränderung ist eine gelingende Transition zur alltagspraktischen 

Unterstützungsleistung (bei Bedarf) zu begleiten. Dieser Prozessschritt führt (je nach Bedarfslage) zur 

Beendigung der assistierenden Wohnberatung und zum Übergang zur individuellen alltagspraktischen 

Begleitung. Grundlegend besteht jedoch die Möglichkeit eines erneuten Beratungsauftrages.  

Die Abbildung 53 skizziert alle zuvor beschriebenen Wohnberatungsschritte in ihrer Korrelation und 

verweist auf die vorliegende Prozessualität. Prinzipiell ermöglicht das Modell eine (Wieder-)Aufnahme 

eines Wohnberatungsprozesses zu jedem Zeitpunkt und schließt Übergänge in vorherige 

Prozessschritte bei Bedarf prinzipiell nicht aus. Mittelpunkt und damit die Basis einer jeden 

Wohnberatung ist der individuelle Beratungsauftrag seitens der ratsuchenden Person.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

Das anschließende Kapitel beschäftigt sich mit der konkretisierten praktischen Anwendbarkeit und 

stellt einige mögliche Methoden vor, die zur Wohnberatung eingesetzt werden können. 

 

Abbildung 53 - Prozessualität von assistierender Wohnberatung 

Quelle: Eigene Darstellung  
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8.4.2. Praktische Anwendbarkeit - Eine Methodenauswahl 

Zur Konkretisierung der im Kapitel 8.4.1 vorgestellten Prozessschritte und zur Herstellung einer 

praktischen Umsetzung wurde ein Entwurf für eine Checkliste zur Wohnberatung konzipiert (Anhang 

5., S. CCXIV-CCXIX). Insgesamt zeigt sich, dass beratende Personen in Bezug auf eine assistierende 

Wohnberatung sowohl über spezifisches (Fach-)Wissen als auch über eine sichere, bedarfsangepasste 

Methodenanwendung verfügen müssen. Eine Auswahl etwaiger Methoden in Bezug auf die einzelnen 

Prozessschritte werden nachfolgend vorgestellt.  

 

8.4.2.1. Methodenauswahl zur Anamneseerhebung/Exploration 

Methode: Biografiearbeit142 

Die Biografiearbeit wird auch als Biografisches Lernen bezeichnet, bei welchem die bewusste 

Auseinandersetzung in Bezug auf eigene resp. fremde Lebensverläufe fokussiert wird. Ziel ist die 

Generierung von Erkenntnissen für weitere Handlungsprozesse (Buchka, 2020: 269). Hierfür relevante 

Aspekte sind unter anderem die Verstehensprozesse bezüglich biologischer Entwicklung, sozialer 

Kontexte und Rollen, entwicklungspsychologische Aspekte sowie interaktionistische und 

bildungstheoretische Parameter (ebd.: 269; Welsche et. al., 2023: 51f.). Mittelpunkt der Selektion einer 

Lebensbiografie bildet die chronologische Erfassung der individuellen Lebensgeschichte, die 

Aufarbeitung der subjektiv als wichtig empfundenen Ereignisse sowie die Herausarbeitung von 

Ressourcen und Kompetenzen und ein gemeinsamer Reflexionsprozess mit dem Ziel der 

Selbstwertförderung in Bezug auf kritische Lebensereignisse (Theunissen, Wüllenweber, 2009: 387ff.). 

Für die konkrete Wohnberatung sind die biografischen Erkenntnisse insofern relevant, als dass ein 

Verstehensprozess zum „Geworden-Sein“ bei allen beteiligten Personen angeregt werden kann, 

welcher die Grundlage für eine adäquate SOLL-Konzeption bildet und etwaig zu beachtende 

Korrelationen und individuelle Besonderheiten hervorhebt. Unterstützende Materialien für eine 

Biografiearbeit können beispielsweise ein biografischer Fragebogen oder ein leitfadengestütztes 

Interview sein. Die Anwendung dieser Methoden sollte dabei stets sowohl inhaltlich als auch strukturell 

an die individuellen Bedarfe der ratsuchenden Person adaptiert werden. Dabei kann die Informations-

aufbereitung digital oder analog erfolgen und bildet die analytische Grundlage des 

Gesamtberatungsprozesses. 

Notationssysteme-Genogramm143 

Genogramme veranschaulichen familiäre Systeme und die Beziehungskorrelationen der einzelnen 

Mitglieder. In einem ersten Schritt (Situationserfassung) werden die objektiven Angaben zu den 

Familien- und Verwandtschaftsverhältnissen erfasst. Anschließend kann das Genogramm zur 

 
142 Hierzu u. a. Welsche et. al., 2023: 50-57; Buchka, 2020: 267-285; Lindmeier et. al., 2013; Menke, 2015: 125; Theunissen,  
     Wüllenweber, 2009: 385-392. 
143 Hierzu u. a. Hochuli-Freund, Stotz, 2021: 198ff.; Hildenbrand, 2021; Pantuček-Eisenbacher 2019; Beushausen, 2012: 96ff. 
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Identifizierung von Problemlagen und deren Charakterisierung zwischen den jeweils aufgeführten 

Charakteren genutzt werden (Hochschuli-Freund, Stotz, 2021:  198).  

Das Vorgehen der „Genografischen Mehrebenenanalyse“ (Beushausen, 2012: 96) unterstützt eine 

differenzierte Darstellung von Personen und ihren jeweiligen Umwelten sowie die Möglichkeit der 

Analyse von „historisch gewachsenen sozialen, personalen, ökonomischen und politischen 

Bedingungskonstellationen, innerhalb derer sich Einschränkungen und Entfaltungen individueller 

Entwicklungsmöglichkeiten ergeben“ (ebd.: 96). Grundlegend erfolgt diese Erhebung immer aus der 

Sicht der ratsuchenden Person (Hochschuli-Freund, Stotz, 2021: 198). Ihnen wird in der Anwendung 

dieser Methode die Möglichkeit eröffnet, ausführliche und umfängliche Berichte über das individuelle 

(Familien-)System mit dem Ziel einer „… möglichst weitgehenden Partizipation …“ (ebd.: 99) zu geben. 

Hochschuli-Freund und Stotz (ebd.: 101ff.) beschreiben unter anderem folgende Möglichkeits-

rahmungen bei der Anwendung dieser Methode:144 

 

- Erhalt von Informationen über soziale, ökonomische und politische Ereignisse auf Strukturen 

und Beziehungen in familiären Bezügen 

- Erfassung von strukturellen und beziehungsrelevanten Veränderungstendenzen in Bezug auf 

kritische Lebensereignisse 

- Differenzierte Analysemöglichkeit von Zusammenhängen traumatischer Ereignisse in 

Korrelation mit zeitlichen Aspekten, historischen Gegebenheiten und der jeweiligen sozialen 

Realität innerhalb des Familiengefüges sowie die Möglichkeit einer Analyse von Ressourcen 

und Bewältigungsmechanismen in Krisensituationen 

- Erfassung konkreter (Verhaltens-)Muster in Bezug auf spezifische Bewältigungsstrategien im 

Rahmen von kritischen Lebensereignissen 

- Analyse von Beziehungskonstellationen und möglichen Konflikten (bspw. Triangulations-

konflikte) 

- Erfassung möglicher Transgenerationalen Gegebenheiten   

 

Methode: Notationssysteme-Ablaufdiagramm/Interventionsgeschichte145 

Mit der Visualisierung eines sogenannten Ablaufdiagrammes wird die Erfassung der individuellen 

Interventionshistorie ermöglicht. Berücksichtigung finden hierbei vor allem die Struktur 

unterschiedlicher (Unterstützungsleistungs-)Settings und Kontakte sowie die Kennzeichnung der 

jeweiligen Initiativperson (Pantuček-Eisenbacher, 2019: 180). Pantuček-Eisenbacher betont in diesem 

Zusammenhang die Reziprozität der unterschiedlichen Settings und Kontakte sowie die unmittelbare 

 
144 Visualisierungsbeispiel unter: http://www.pantucek.com/diagnose/mat/genogramm.pdf (letzter Zugriff: 11.04.2024). 
145 Visualisierungsbeispiele und Abkürzungsempfehlungen in Pantuček-Eisenbacher (2019: 181-182) und unter:  
      http://www.pantucek.com/diagnose/mat/Interventionsgeschichte.pdf (letzter Zugriff: 11.04.2024).  
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Wirkung auf den laufenden Prozess. Ferner wird hervorgehoben, dass viele Organisationen der 

sozialen Dienstleistungen nach standardisierten Abläufen handeln, was jedoch regelmäßig von der 

Realität abweiche. Die beteiligten Akteure und Akteurinnen beeinflussen einen standardisierten 

Prozess beispielsweise durch das Versäumen oder Verschieben von Terminen oder auch durch eine 

ungeplante Kontaktaufnahme zwischen vereinbarten Terminen. Ebenso könnten unerwartete 

Ereignisse durch Dritte zu einer größeren Beeinflussung führen. Die Alltagsdynamik folgt einer anderen 

Logik als die Planung und Durchführung der Unterstützungsleistung. Demzufolge ist die 

Vergegenwärtigung bisheriger Interventionsverläufe für die weitere Planung, einschließlich der 

Entscheidung, ob abgewartet werden soll oder zusätzliche Kontakte notwendig sind, relevant. 

(Pantuček-Eisenbacher, 2019: 182f.). Das Ablaufmodell von Pantuček-Eisenbacher fokussiert aus-

schließlich die Interaktionsmuster und konkretisiert dabei keine Inhalte. In der grafischen Darstellung 

wird ein Planungszeitraum visualisiert, der sich auf die Zeit bezieht, in dem gemeinsam mit der 

ratsuchenden Person Vereinbarungen über die individuellen Vorgehensweisen zwischen den 

Sitzungen getroffen werden.  

 

Methode: (egozentrierte) Netzwerkkarte146 

Die egozentrierte Netzwerkkarte (nach Pantuček-Eisenbacher, 2019: 187ff.) ermöglicht eine 

kooperative Darstellung sozialer Beziehungen einer Person sowie eine Strukturanalyse des jeweiligen 

Netzwerkes. In einer sozialdiagnostischen Interviewsituation (Goger, Ullmann, 2022: 13) werden mit 

der ratsuchenden Person Informationen über die Qualität der Beziehungen und die erlebte soziale 

Unterstützung erhoben. Durch eine Verknüpfung von Fragen in Bezug auf die erlebte Beziehungs-

qualität und die übersichtliche Darstellung des Umfeldes können Ressourcen identifiziert und 

individuelle Bedarfe für eine Netzwerkintervention abgeleitet werden (Goger, Ullmann, 2022: 3; 

Pantuček-Eisenbacher, 2019: 188). In egozentrierten Netzwerkkarten werden Interaktionen und 

Beziehungen einer Person („Ego“ oder „Ankerperson“) zu anderen Personen („Alteri“) visualisiert. Es 

werden sogenannte Knoten und Kanten dargestellt, die zum einen Personen (Knoten) und zum 

anderen die Interaktionen zwischen der ratsuchenden Person und den dargestellten 

Netzwerkpersonen (Kanten/Verbindungslinien) visualisieren (Pantuček-Eisenbacher, 2019:189).147  

Dabei sollte beachtet werden, dass es sich bei dieser Darstellung ausschließlich um die Interaktion 

zwischen Personen handelt und keine Verbindungslinien zu Organisationsformen dargestellt werden 

sollen (Verbindungslinien zu Mitarbeitenden einer Einrichtung/Organisation sind entsprechend des 

Interaktionsparameters möglich). Eingeteilt wird eine Netzwerkkarte in vier Quadranten (familiäre, 

 
146  Hierzu u. a. Hochuli-Freund, Stotz, 2021:206.; Pantuček-Eisenbacher, 2019: 188; Beushausen, 2012: 104ff. 
147 Visualisierungsbeispiel unter: https://www.pantucek.com/diagnose/netzwerkkarte/netzwerkkarte_manual.pdf, letzter  
       Zugriff: 07.06.2024. 
       Digitale egozentrierte Netzwerkkarten erstellen unter: Ilse-Arlt-Institut für Soziale Inklusionsforschung, FH St. Pölten,  
       Software „easyNWK“ unter: https://www.easynwk.com/, letzter Zugriff: 07.06.2024. 

https://www.pantucek.com/diagnose/netzwerkkarte/netzwerkkarte_manual.pdf
https://www.easynwk.com/
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kollegiale, freundschaftliche und [professionell] unterstützende Kontakte), wobei die sogenannte 

Ankerperson im Zentrum positioniert wird. Ausgehend davon werden drei Ringe („Horizonte“) 

verankert, welche zur Unterscheidung von Nähe- und Distanzverhältnissen beitragen sollen (Pantuček-

Eisenbacher, 2019: 194). 

 

Methode: Notationssysteme-Zielplanungsraster148 

Die hohe Komplexität in der Planung und Entwicklung von Zielen im Rahmen von Unterstützungs-

prozessen zeigt sich vor allem in der notwendigen Korrelation der professionellen Vorgehensweise und 

den Abstimmungsprozessen individueller Ziele der beteiligten Personen.  Pantuček-Eisenbacher schlägt 

ein sogenanntes Zielplanungsraster vor, welches maßgeblich dazu beitragen soll, eben diesen 

Abstimmungsprozess adäquat vorzubereiten und eine differenzierte Zielplanung, welche zwischen 

diversen Zeithorizonten und Zieltypen unterscheidet, zu ermöglichen (Pantuček-Eisenbacher, 2019: 

184f.). Es wird zwischen prozessbezogenen Zielen der Fachkraft (Gestaltung der eigenen Leistung) und 

situationsbezogenen Zielen (kooperative Zielformulierung; zur Verbesserung oder Stabilisierung der 

Lebenssituation der ratsuchenden Person) unterschieden. Diese Ziele werden innerhalb der Matrix 

entsprechend in kurz-, mittel- und langfristige Ziele differenziert, was eine gezieltere Planung gestattet. 

Das Zielplanungsraster dient dabei der Vorbereitung für die kooperative Diskussion der Ziele. Es kann 

als heuristisches Verfahren definiert werden, welches bei der Klärung von Sachverhalten und bei der 

Suche nach Lösungen unterstützten kann (ebd.: 185f.). 

 

8.4.2.2. Methodenauswahl zur Bedarfserfassung 

An den Prozess der Anamneseerhebung und der damit verbundenen kooperativen Zieldefinition 

schließt sich eine ressourcengeleitete Bedarfsermittlung zur Zielerreichung (nach erfolgter 

Operationalisierung) an. Exemplarisch werden nachfolgend die Ressourcenkarte (als Grundlage für die 

Bedarfsermittlung verstanden) sowie die Bedarfsermittlung auf Basis der ICF vorgestellt.  

 

Methode: Ressourcenkarte (nach Venezia, 2000) 

Grundlegend können die sozialen und personalen Ressourcen aufgrund ihrer Reziprozität nicht 

getrennt voneinander betrachtet werden. Neben der Erfassung und Analyse von subjektiven 

Netzwerkparametern ist eine differenzierte Betrachtung persönlicher Ressourcen der ratsuchenden 

Person unerlässlich. Demzufolge sollten individuelle Ressourcen identifiziert und gefördert werden 

(Möbius, Friedrich, 2010: 75f.; Friedrich, 2012: 73). Auf Grundlage der von Venezia (2000) entwickelten 

Ressourcenkarte werden mittels Fragen zu bestehenden Interessen, Kompetenzen, Zielen und Identität 

sowie zu (im-)materielle Besitztümer die persönlichen Ressourcen der ratsuchenden Person aufgezeigt. 

 
148 Zur Zielformulierung auch Neuffer, 2013: 105ff./116ff. 
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Sie dient als Grundlage zum besseren Verständnis der persönlichen Stärken und Potentiale der 

ratsuchenden Person, weshalb ausschließlich positiv erlebte Parameter erfasst werden sollen. Die 

Anwendung der Ressourcenkarte zeigt sich dabei sehr flexibel. Insofern kann diese in Bezug auf 

gestalterische und inhaltliche Aspekte jeweils an die Bedarfe und Interessen der ratsuchenden Person 

adaptiert werden (Möbius, Friedrich, 2010: 76f.; Friedrich, 2012: 75). Die Selektion der vorliegenden 

Ressourcen und Potentiale einer Person sollten als Grundlage für die Bedarfserfassung verstanden 

werden. 

Methode: Personenzentrierte Bedarfsermittlung mit ICF-Orientierung 

Verfahren zur Bedarfsermittlung149 dienen dazu, den individuellen Unterstützungsbedarf festzustellen 

und auf Grundlage dessen adäquate Unterstützungsleistungen, welche die Sicherstellung von Teilhabe-

möglichkeiten gewährleisten sollen, zu identifizieren. Die Berücksichtigung von Reziprozitäten 

zwischen den verschiedenen Komponenten im Sinne der ICF dient dabei als Grundlage für eine 

Teilhabeplanung (Seidel, Schneider, 2021: 60f.). Die Wechselwirkungen liegen zwischen den sechs 

Komponenten der Körperfunktionen, Körperstrukturen, Aktivität, Partizipation/Teilhabe, 

Umweltfaktoren und Personenbezogene Faktoren (WHO, 2013: 7; Seidel, Schneider, 2021: 12). Die ICF 

implementiert den Leitgedanken des bio-psycho-sozialen Modells, welches vor allem einen 

partizipativen Ansatz betont. In diesem Modell werden alle Komponenten gleichgewichtig verstanden, 

wobei die Diagnose nur ein Aspekt des Gesundheitszustandes darstellt. Menschen mit Behinderungen 

sind dabei aktiv an den Prozessen der Gesundheitszustandsbeschreibung sowie bei der Erstellung von 

Unterstützungsplänen inklusive der Gesamt- und Teilhabepläne beteiligt. Die Entscheidung über Ziel- 

und Planinhalte entsprechend der Personenorientierung und Selbstbestimmungsprozessen liegt bei 

der betreffenden Person. Dieses Vorgehen bedarf einer interdisziplinären und gleichberechtigten 

Zusammenarbeit professionell tätiger Personen, die gleichzeitig den betreffenden Menschen beratend 

zur Verfügung stehen (Seidel, Schneider, 2021: 20).   

Im Rahmen der Umgestaltung und Weiterentwicklung des SGB IX wurden die 

Personenzentrierung und die aktive Einbeziehung betreffender Menschen in den 

Bedarfsermittlungsprozess deutlich forciert. Dies verlangt, unter der Berücksichtigung der 

Personenzentrierung, eine kontinuierliche Identifizierung und Feststellung von Bedarfen sowie eine 

Optimierung der kooperativen Zusammenarbeit verschiedener Träger. In §117 SGB IX ist die 

Sicherstellung der Beteiligung der leistungsberechtigten Person in allen Verfahrensschritten verankert 

sowie die Pflicht zur Dokumentation der individuellen Wünsche in Bezug auf Ziele und Art der 

Leistungen unter der Berücksichtigung verschiedener Kriterien wie unter anderem Transparenz, 

trägerübergreifende Zusammenarbeit, Lebensweltbezug sowie sozialraum- und zielorientierte 

 
149 Zur Übersicht der Bedarfsermittlungsinstrumente der einzelnen Bundesländer:  
     https://www.bar-frankfurt.de/themen/weiterentwicklung-und-forschung/eingliederungshilfe-instrumente-der-     
     bedarfsermittlung/deutschlandkarte-der-instrumente.html, letzter Zugriff: 07.06.2024. 
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Prozesse (Seidel, Schneider, 2021: 60). In der Bedarfsermittlung im Rahmen der ICF steht die Festlegung 

von Zielen, welche sich an den Bedürfnissen und Anliegen der betreffenden Personen orientieren, im 

Mittelpunkt. Fachkräfte unterstützten diese Personen dabei, die eigenen Wünsche selbstbestimmt zu 

vertreten und umzusetzen. Ziele werden gemeinsam besprochen, transparent dokumentiert und 

evaluiert (ebd.: 68). Diese Ziele sollten sich an den individuellen alltagspraktischen Wünschen und 

Bedarfen orientieren, die den betreffenden Personen dabei helfen, im gelebten Alltag weniger 

Einschränkungen zu erfahren. „Reine ‚Funktionsverbesserungen‘, also zum Beispiel eine Verbesserung 

der Aufmerksamkeitsfunktion oder die Verbesserung der bewegungsbezogenen Funktionen sind dabei 

nicht so bedeutsam, wie … ‚eine möglichst uneingeschränkte Mobilität‘ im Alltag zu erleben“ (Seidel, 

Schneider, 2021: 68). 

Der frühzeitige Einsatz einer an ICF orientierten Bedarfsermittlung sollte prinzipiell angestrebt werden, 

um dadurch einen personenzentrierten, transparenten Gesamtprozess zu gewährleisten. 

 

8.4.2.3. Methodenauswahl zur Ablösung/Verselbstständigung 

Neben der bereits vorgestellten Methoden und Konzepte des Freiraumkonzeptes nach Emmelmann 

und Greving (Kapitel 6.2.1.1), der Persönlichen Zukunftsplanung nach Doose (6.2.1.2) und der Peer-

Beratung (Kapitel 4.1.6) sollen nachfolgend Methoden fokussiert werden, die im Rahmen dieser 

Konzepte in Bezug auf Verselbstständigungsprozesse Anwendung finden können. Dabei werden vor 

allem Aspekte der Visualisierung, der Technologisierung und der Prozessoptimierung betrachtet.  

 

Methode: Visualisierung – Wohnmodelle und alltagspraktische Prozesse 

Es ist anzunehmen, dass neue und unbekannte Formen des Wohnens und Lebens einer gewissen 

Vorstellungskraft bedürfen, welche maßgeblich auf Erlebtem aufbaut. Ratsuchende Personen, welche 

bisher nicht in selbstbestimmten und unabhängigen Wohnformen lebten, verfügen über eben die 

Erfahrungswerte nicht. Sie sind vor allem strukturell und alltagspraktisch von den Erfahrungen in der 

Herkunftsfamilie oder institutionellen Wohngegebenheiten geprägt.  Wird in der Wohnberatung eine 

Veränderung der bisherigen Wohnform fokussiert, so kann der Einsatz unterschiedlicher 

Visualisierungsmodelle dabei unterstützten, die Wünsche und Bedarfe im konkreten Bezug auf das 

Wohnen zu identifizieren. In der Betrachtung der gewünschten Art zu wohnen, können Bilder, Videos 

oder 3D-Modelle hilfreich sein, um die Hauptmerkmale unterschiedlicher Wohnmöglichkeiten zu 

visualisieren.  Ebenso können gezielt eingesetzte Visualisierungstechniken (Videos, Bilder, Checklisten 

etc.) in Bezug auf alltagspraktische Fähigkeiten eingesetzt werden, um im Rahmen von Verselbst-

ständigungsprozessen die notwendigen Handlungsabläufe individuell darstellen zu können. Der Einsatz 

bestimmter Techniken sollte sich grundlegend am Bedarf der ratsuchenden Person orientieren und 

flexibel adaptierbar sein.  
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Methode: Probewohnen/Wohntrainings/Alltagslernen 

Wohntrainings sollen den Erwerb alltagspraktischer Fähigkeiten und Kompetenzen in Bezug auf ein 

weitgehend selbstständiges und selbstbestimmtes Leben fördern. Der Paragraf 113 Abs. 2 Nr. 5 SGB IX 

(Leistungen zur sozialen Teilhabe) konkretisiert hierzu, dass Leistungen zur sozialen Teilhabe 

insbesondere „Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten“ (Nr. 5) sind.  

Dworschak (2007) steht der Terminologie des „Wohntrainings“ aufgrund der allgemeinen Definition als 

„planmäßige Durchführung eines Programms von vielfältigen Übungen zur Ausbildung von Können, 

Stärkung der Kondition und Steigerung der Leistungsfähigkeit“ (Dudenredaktion, 2024; Dworschak, 

2007: 3) kritisch gegenüber. Ein derartig isolierendes Lernen von Fähigkeiten birgt die Gefahr, dass 

Heterogenität und Komplexität von Lerninhalten in Bezug auf das Wohnen sowohl in praktischen als 

auch in sozial-emotionalen Bereichen in den Hintergrund geraten. Sogenannte Fertigkeitstrainings sind 

demzufolge nur dann effektiv, wenn die erlernten Fähigkeiten in die Persönlichkeit der lernenden 

Person integriert und bewusst gemacht werden. Zudem bedarf es einer Transferierung in die 

verschiedenen Alltagssituationen, um eine tatsächliche Zunahme von lebens-/alltagspraktischen 

Kompetenzen zu erreichen (Dworschak, 2007: 3).  In der Betrachtung möglicher Lernbereiche ist es 

beraterische Aufgabe, die individuellen Lernbereiche in Bezug auf das Wohnen zu identifizieren und 

einen geeigneten, personenzentrierten Lernprozess zu initiieren. Neben diesen Lernbereichen ist es 

notwendig, dass der Umgang mit assistierenden/unterstützenden Personen geübt werden muss, damit 

ein selbstbestimmtes und selbstständiges Wohnen gewährleistet werden kann. Unter Umständen 

sollten Übungen in Bezug auf die Wahrnehmung und Äußerung von Bedarfen, Grenzen und Wünschen 

implementiert werden, sodass unterstützende Personen grundlegend von der leistungsnehmenden 

Person im Alltag (an-)geleitet werden. Ebenso kann dadurch präventiv der Entstehung eines 

potenziellen Machtgefälles (assistenzgebende Person → assistenznehmende Person) begegnet 

werden. 

 

Etwaige Lernbereiche werden nachfolgend in Tabelle 10 konkretisiert. Diese Übersicht ist beliebig 

fortzuführen und bietet bedarfsorientierte Adaptionsmöglichkeiten.150 

 

 
150 In der Recherche nach spezifischer Literatur zum Erlernen „lebens-/alltagspraktischer Fähigkeiten“ zeigt sich, dass sich die    
     vorliegende Literatur nahezu ausschließlich auf Personen mit (kognitiven) Beeinträchtigungen bezieht (u. a. auch in  
     spezifischen Rahmenlehrplänen in Bezug auf den „Bildungsgang zur individuellen  Lebensbewältigung“, [Thüringen]) (S.  
     90ff.), https://www.schulportalthueringen.de/tip/resources/medien/58230?dateiname=Rahmenlehrplan_Bildungsgang_  
     indiv_  Lebensbewaeltigung_Endfassung_2022-08-22.pdf, letzter Zugriff: 07.06.2024. 
     Im Thüringer Bildungsplan (0-18 Jahre) finden sich keine, derartig konkretisierten, alltagspraktischen Lernbereiche wieder:     
     https://bildung.thueringen.de/fileadmin/bildung/bildungsplan/thueringer_bildungsplan_18_dasnetz.pdf, letzter Zugriff:  
     07.06.2024.  
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Alltagskategorien 

 

Lernbereich  

 

Lernbereich 

 

Lernbereich  

Haushalt Wohnraumgestaltung/-

anpassung 

Reinigung/Pflege Instandhaltung 

Selbstversorgung Nahrungsbeschaffung/ -

zubereitung 

Hygiene/Pflege  

Körper und Gesundheit 

Kleidung 

Partizipation 

Sozialraum/Quartier/ 

Nachbarschaft 

Nutzung von 

alltagsrelevanten Orten 

(Einkaufsmöglichkeiten, 

medizinische Versorgung, 

…) 

Teilhabemöglichkeiten 

(Politik, Bildung, Kultur, 

Sport, …) 

Aufbau/Nutzung 

von Netzwerken 

Mobilität/ 

Infrastruktur 

Verkehrsmittelnutzung Informations-

verarbeitung 

Orientierung 

Ressourcennutzung Finanzen Zeit/Tagesstruktur Einbindung 

Netzwerk 

Unterstützungs-

leistungen 

Auswahl von assistierenden 

Personen 

Umgang mit Assistenz/ 

Unterstützung 

Bei Bedarf 

Nutzung von 

Dienstplänen etc. 

Tabelle 10 - Lernbereichsauswahl in Bezug auf eine assistierende Wohnberatung 

 

8.4.3. Zur Begründung des Methodeneinsatzes im Rahmen einer assistierenden 

Wohnberatung 

Zur Ermöglichung einer zielführenden strukturierten und professionellen Wohnberatung ist die 

Anwendung spezifischer Methoden als obligatorisch zu bewerten, um dadurch die vielfältigen 

Bedürfnisse und Anliegen der ratsuchenden Personen adäquat erfassen und bearbeiten zu können. 

Durch den Einsatz und die personenzentrierte Adaption verschiedener Methoden können die 

beratenden Personen sicherstellen, dass keine relevanten Aspekte übersehen werden und 

gewährleisten somit eine effektive, individualisierte Beratung. Dies ist als besonders wichtig zu 

bewerten, da eine unabhängige, assistierende Wohnberatung in der Regel mit hoch komplexen 

Herausforderungen verbunden ist, welche sich über einen längeren Zeitraum mit enorm heterogenen 

Problemlagen und Thematiken auseinandersetzen sollte. Diese reichen von der Suche nach geeignetem 

Wohnraum über Fragen zu Anpassungsmöglichkeiten bis hin zu rechtlichen und finanziellen Aspekten. 

Daneben können sich Prozesse hinsichtlich der Sicherung von Unterstützungsleistungen vollziehen, 

welche ebenso häufig eine in sich geschlossene, eigene Komplexität mit sich bringen. 

Quelle: In Anlehnung das Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport, Rahmenlehrplan zum Bildungsgang zur 
individuellen Lebensbewältigung Thüringen, Bildungsbereich Wohnen, 2020:90ff., eigene, erweiterte Darstellung  
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Die professionelle und fundierte Implementierung von Methoden in den gesamten Wohnberatungs-

prozess sichert zudem die Personenzentrierung. Die Beratung ist auf die individuellen Bedürfnisse und 

Ziele der ratsuchenden Personen abgestimmt, was einen positiven Effekt auf die Beziehungsgestaltung 

und Kommunikation zwischen ratsuchender und beratender Person hat. Der geschulte Einsatz gezielter 

Fragetechniken, Visualisierungen und anderer (komplexitätsreduzierender) Methoden ermöglicht 

einen klaren und bedarfsorientierten Informationstransfer, was maßgeblich dazu beiträgt, 

Missverständnisse zu vermeiden und gleichzeitig sicherzustellen, dass die ratsuchende Person 

Empfehlungen, Ratschläge und Gedankenanstöße der beratenden Person grundlegend verstehen, 

verarbeiten und für sich nutzbar machen kann. Der Erhalt aller notwendigen Informationen und die 

Möglichkeit zur Verarbeitung dieser bilden neben anderen kontextrelevanten (z. B. emotional, 

affektive, erfahrungsbasierende) Faktoren einen wichtigen Parameter für das Treffen einer autonomen 

(unterstützten) Entscheidung. Fehlen relevante Informationen oder sind diese nicht adäquat 

transferiert, muss davon ausgegangen werden, dass eine Entscheidung auf Grundlage selektierter 

Informationen getroffen wurde, sofern es nicht sogar dazu führt, dass keine Entscheidung getroffen 

werden kann. In diesem Zusammenhang können gezielt eingesetzte Evaluationsmethoden dabei 

unterstützen, den Fortschritt der Wohnberatung zu messen und den individuellen Erfolg der 

Intervention zu überprüfen. Dadurch können etwaige Adaptionen vorgenommen werden, um 

sicherzustellen, dass der Beratungsprozess die gewünschten Ergebnisse erzielt.  

 Der Methodeneinsatz im Rahmen einer assistierenden Wohnberatung trägt folglich dazu bei, 

die Qualität und Effektivität der Wohnberatung zu prüfen und diese stetig zu optimieren, indem er eine 

strukturierte, personenzentrierte und professionelle Herangehensweise fördert. 

 

 

Nachfolgend werden unterschiedliche Aspekte in Bezug auf die vorliegende Arbeit konkludiert. 

Zunächst sollen Theorie und Forschung in Bezug auf die vorliegenden Fragestellungen schlussfolgernd 

betrachtet werden. Danach werden die Erkenntnisse hinsichtlich der Relevanz für die Beratungspraxis 

eingeordnet und prospektiv diskutiert. Abschließend werden weitergehende Fragestellungen diskutiert 

und ein Ausblick gegeben. 
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9 Konklusionen und Ausblick 

9.1. Allgemeine Schlussfolgerungen der vorliegenden Dissertation 

Grundlage für die vorliegende Arbeit ist die leitende Forschungsfrage:  

 

Welche Möglichkeiten und Grenzen bieten aktuelle Beratungsprozesse in der 

„Eingliederungshilfe“ in Thüringen hinsichtlich der Informationsaufbereitung, des 

Informationstransfers und der allgemeinen Informationsqualität für Menschen mit 

kognitiven Beeinträchtigungen bezüglich einer autonomen und selbstbestimmten Wohn- 

und Lebenssituation? 

 

Diese wurde auf Grundlage der aufgestellten Hypothesen in vier Fragestellungen untergliedert. Im 

Rahmen dieser Schlussfolgerung wurden die zweite und dritte Fragestellung zusammengefasst.151 

Erstens wird danach gefragt, welche gegenwärtigen Möglichkeiten und Grenzen in den 

Beratungsstrukturen der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen bei der Vermittlung von Informationen 

zum Thema des selbstbestimmten Wohnens und Lebens existieren.  

Ein gesetzlicher Anspruch für Beratung begründet sich zum einen in §14 SGB 1 (Allgemeiner 

Beratungsanspruch über die eigenen Rechte und Pflichten) sowie konkreter in §106 SGB IX 

(Eingliederungshilfeträger), §12 SGB IX (Rehabilitationsträger) und §32 SGB IX (EUTB®).152 Dies bildet 

die (theoretische) Grundlage resp. Verpflichtung, Beratungsleistungen im Rahmen der 

„Eingliederungshilfe“ zu erbringen. In der Recherche zur Beratungslandschaft der Leistungs-

erbringerschaft in Thüringen konnten Beratungsangebote identifiziert werden, welche in Bezug auf die 

Spezifizierungen (Wohnberatung) als sehr heterogen beschrieben werden können. Außerdem fiel bei 

der Betrachtung der Webseiten und der Informationsmaterialien auf, dass sich die Beratungsleistungen 

in den meisten Fällen ausschließlich auf die organisationseigenen Angebote beziehen. Daraus lässt sich 

ableiten, dass eine trägerübergreifende, unabhängigere Beratungsleistung vorrangig durch die 

Kostenträgerschaft und die EUTB® erbracht wird. 

Zur konkreten Umsetzung bedarf es eines mannigfaltigen Beratungs- und Leistungsangebotes, 

einer gelingenden Ressourceallokation hinsichtlich Personal, Raum und Zeit sowie differenzierten 

Fachwissens in Bezug auf unabhängige Lebensführung beziehungsweise selbstbestimmte und 

autonome Wohn- und Lebensmöglichkeiten. Zudem begründet sich die Professionalität beraterischen 

Handelns in der qualifizierten Anwendung von Methoden und Arbeitsprinzipien, welche anhand 

spezifischer Qualitätskriterien zum Tragen kommen. Die grundlegenden Parameter und 

Qualitätskriterien sind flächendeckender curricularer Bestandteil pädagogischer Studiengänge.  

 
151 Hierzu Kapitel 7.2.1. 
152 Hierzu Kapitel 2.2; Abbildung 12. 
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In Bezug auf die befragten beraterisch tätigen Personen der Erhebungen quan1 und QUAL kann 

festgestellt werden, dass Beratung, eingebettet in den Bereich der „Eingliederungshilfe“, größtenteils 

von pädagogisch ausgebildetem Personal durchgeführt wird. Dies bietet die Argumentationsgrundlage 

dafür, dass die hier abgebildeten beratenden Personen maßgeblich über entsprechende 

Wissensbestände hinsichtlich beraterischen Handelns verfügen. Ferner gab ein Teil dieser Personen an, 

an einer Fortbildung im Bereich der Beratung von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung 

teilgenommen zu haben, ohne diese Angaben zu spezifizieren.  

Zusammenfassend kann im Sinne der ersten Frage festgestellt werden, dass ratsuchende Personen in 

Thüringen im Bereich der „Eingliederungshilfe“ grundsätzlich die Möglichkeit haben, sich zum Thema 

Wohnen beraten zu lassen. Mögliche Limitationen werden in den Bereichen der Inhalte (zur Verfügung 

stehendes [Fach-]Wissen), der Unabhängigkeit (Loslösung vom Angebotsspektrum der 

Leistungserbringerlandschaft) und der Qualität (adäquate Anwendung der Beratungskompetenzen) 

verortet.  

Zweitens besteht die Fragestellung in Bezug auf die Bewertung der Zugangsmöglichkeiten, der 

Qualität und der Barrierefreiheit von Informationen zum selbstbestimmten Wohnen und Leben durch 

ratsuchende und beratende Personen. In dieser differenzierten Betrachtung, der sich aus der ersten 

Fragestellung abgeleiteten möglichen Restriktionen, soll eine Gegenüberstellung der Perspektiven 

beider Fokusgruppen gewährleistet werden.  

Aus der Perspektive der ratsuchenden Personen lässt sich ableiten, dass das Zustandekommen und die 

Aufrechterhaltung von Beratungsprozessen maßgeblich von einer aktiven Auseinandersetzung seitens 

der ratsuchenden Personen abhängig ist. Dies implementiert, dass in diesen Fällen die ratsuchenden 

Personen über die hierfür notwendigen Kompetenzen verfügen müssen oder durch sogenannte 

„Gateopener“153 Zugang zur geeigneten Beratungsstelle erhalten.154 Sowohl in der Erhebung QUAL als 

auch in quan2 zeigen sich Defizite in Bezug auf die Herstellung sprachlicher/kommunikativer Barriere-

freiheit. Diese haben unmittelbare Auswirkungen auf die Beratungsqualität, da die Transferierung von 

Informationen und Wissen auf kommunikativer Ebene zur „[Unterstützung] emanzipatorischer 

Prozesse und Partizipation …“ (Gesellschaft für Beratung e.V., 2020, Anm. d. Verfin) ein Hauptmerkmal 

darstellt.155 

Es besteht demzufolge in (assistierenden) Wohnberatungsprozessen von Menschen mit 

kognitiver Beeinträchtigung ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Herstellung von 

(kommunikativer) Barrierefreiheit und der Beratungsqualität. Ebenso besteht eine Korrelation 

zwischen der Beratungsqualität und den anwendbaren Ressourcen seitens der Beratungsstelle. 

 
153 Hierunter werden diesbezüglich Personen verstanden, die den Zugang zu Beratungssettings eröffnen, wie bspw.  
       gesetzliche Betreuende, Mitarbeitende aus bestehenden Unterstützungssettings, Freunde oder Angehörige. 
154  Hierzu Kapitel 7.6.4.5 (S. 172). 
155  Hierzu Kapitel 4. 
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Aufgrund der überwiegenden Langfristigkeit von (assistierenden) Wohnberatungsprozessen bedarf es 

eines gezielten und effizienten Einsatzes von personellen und zeitlichen Ressourcen. 

Wohnberatungsprozesse, welche kurzfristige und rapide Entscheidungen provozieren, sollten 

unbedingt vermieden werden, um einen tatsächlichen autonomen (unterstützten) Entscheidungs-

prozess gewährleisten zu können. Vielmehr bedarf es in Fällen, in welchen aufgrund von vorliegenden 

Rahmenbedingungen schnelle Lösungen erarbeitet werden müssen, eine sowohl auf pädagogischer als 

auch auf administrativer Ebene adäquate Bereitstellung bedarfsorientierter Übergangsmöglichkeiten. 

Diese sind bedingungslos im Sinne einer Transition zu definieren und sollten dementsprechend 

temporär begrenzt, aber flexibel sein und keine Beendigung des bestehenden Wohnberatungs-

prozesses zur Folge haben. 

Aus der Perspektive beratender Personen spiegeln sich die zuvor genannten Aspekte zwar 

grundlegend wider, jedoch resultieren diese auf einer eigenen Bedarfslage und verfolgen demzufolge 

eine andere Argumentationskette. Der Wunsch nach einer adäquaten Herstellung von 

(kommunikativer) Barrierefreiheit zur Gewährleistung niedrigschwelliger Zugangsmöglichkeiten und 

zur Sicherung einer hohen Beratungsqualität lässt sich aus den Ergebnissen (quan1 und QUAL) ableiten. 

Allerdings bleibt die Frage nach Zuständigkeit und Verantwortung weitestgehend unbeantwortet. So 

seien beispielsweise die beratenden Personen der Kostenträgerschaft auf die Bereitstellung 

barrierefreier Informationen seitens der Leistungserbringerschaft angewiesen. Die beratenden 

Personen der Leistungserbringerschaft stellen diese Forderung in umgekehrter Form. Folgerichtig ist 

ein kooperativer Lösungsprozess anzustreben und Verantwortlichkeiten eindeutig festzulegen. 

Grundsätzlich ist es beraterische Aufgabe, alle relevanten Informationen bedarfsgerecht zu 

transferieren. Eine inadäquate Transferierung steht im Widerspruch zum (pädagogischen) 

Beratungsverständnis. Das wiederum implementiert, dass dies nicht allein mit strukturellen, 

organisationalen oder administrativen Defiziten begründet werden kann und dadurch unverändert 

bleibt. Zur Überwindung dieser Defizite kommt es unter anderem dazu, dass Dritte (Verwandte, 

Bekannte, gesetzlich Betreuende etc.) bewusst oder unbewusst im (assistierenden) 

Wohnberatungsprozess als „Informationstransmitter“ integriert werden.156   

Dies birgt aus Sicht der ratsuchenden Person die Gefahr der Entstehung eines „indirekten“ 

Wohnberatungsprozesses mit Auswirkungen auf den Informationsgehalt (ggf. selektiert) und der damit 

korrelierenden Entscheidungsfindung.157 Möglicherweise korrelieren diese Mechanismen mit der 

Haltung und Zuschreibungsprozessen, die beratende Personen gegenüber ratsuchenden Menschen 

(mit kognitiven Beeinträchtigungen) unter Umständen haben. In Abbildung 47 ist erkennbar, dass die 

Selbstbeschreibungen ratsuchender Menschen (Wunsch nach Verselbstständigung, aktives Ersuchen 

von Informationen und Unterstützung, Kommunikation eigener Wünsche und Bedarfe) mitunter stark 

 
156 Hierzu Abbildung 48 und Abbildung 49. 
157 Hierzu Kapitel 6.3. 
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von den Fremdbeschreibungen der beratenen Personen (Veränderungstendenzen aufgrund von 

Übergangssituationen, Eltern ersuchen Informationen und Unterstützung, Kommunikation 

überwiegend über Dritte) abweichen. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, welche Vorannahmen und Vorurteile beratende 

Personen gegenüber Personen mit kognitiver Beeinträchtigung mit dem Wunsch der 

Verselbstständigung haben. Diese Aspekte konnten im Rahmen der Erhebungen nicht differenziert 

betrachtet werden. Auffällig zeigt sich in den Erhebungen, dass sich die konkreten Prozesse der 

Verselbstständigung und des (Self-)Empowerments in den Wohnberatungsprozessen bisher nur 

rudimentär und eher theoretisch abbilden. Es lässt vermuten, dass diese individuellen Bestrebungen 

der ratsuchenden Personen bislang keine (lebens-)praktische Umsetzung im Rahmen von 

(assistierender) Wohnberatung erfahren.  

In Conclusio kann festgestellt werden, dass der Bedarf nach (kommunikativer) Barrierefreiheit, 

niedrigschwelligen Zugängen sowie der Wunsch nach einer hohen Beratungsqualität seitens der 

ratsuchenden Person gegeben ist. Beratende Personen sind sich über die Notwendigkeit der 

Generierung geeigneter Maßnahmen größtenteils bewusst, konkretisieren diese bisher jedoch (noch) 

nicht in den jeweiligen Beratungssituationen. Allerdings müssen die dafür notwendigen Prozesse im 

Rahmen von Umstrukturierung in der Leistungserbringer- und Kostenträgerschaft aufgrund 

(menschen-)rechtlicher Vorgaben eine differenzierte Betrachtung erfahren, insofern eine adäquate 

Umsetzung von (Menschen-)Rechten maßgebend ist.   

Drittens wurde nach alternativen Möglichkeiten zur Informations- und Wissensgewinnung für 

ratsuchende Personen gefragt. Die Ergebnisse der Erhebungen weisen diesbezüglich keine konkrete 

Beantwortung dieser Fragestellung auf. Ableiten lässt sich aus dem Antwortverhalten, dass sich die drei 

Organisationsformen aus den Erhebungen (Anbietende sozialer Dienstleistungen, EUTB®, Amt/ 

Behörde) gegenseitig als jeweilige Alternativen definieren.  

Allgemein bietet das Internet eine Möglichkeit der alternativen Informations- und 

Wissensbeschaffung. Hierfür benötigen die ratsuchenden Personen jedoch, neben der Medien-, Lese- 

und Schreibkompetenz sowie der Fähigkeit des Recherchierens und Selektierens, Zugang zu Endgeräten 

und zum Internet selbst. Ferner ist die bisher nicht flächendeckende (sprachliche) Barrierefreiheit von 

Webseiten anzumerken.  

Insofern bietet eine Wohnberatungsstelle, welche regional verortet ist und über Wissen über die 

jeweiligen Angebotsstrukturen verfügt, einen effizienteren, wirksameren sowie personen- und 

bedarfsorientierten Beratungsprozess. 

Insgesamt lässt sich verstetigen, dass Beratungsprozesse in der „Eingliederungshilfe“ in Thüringen in 

dieser spezialisierten Form der (assistierenden) Wohnberatung bisher nicht existieren. Marginal 

werden Beratungsprozesse zum Themenfeld Wohnen von allen drei Organisationsformen in 

unterschiedlicher Qualität, Intensität und Zielsetzung durchgeführt. Eine normierte (assistierende) 
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Wohnberatung sollte entsprechend der Umstrukturierungsprozesse im Bereich des Wohnens der 

„Eingliederungshilfe“ konzipiert und adäquat in bestehende Strukturen implementiert werden. 

 

9.2. Zur Relevanz für die Beratungspraxis 

Assistierende Wohnberatung kann vor allem als Teil pädagogischer Praxis verstanden werden, welche 

dabei auf mehreren Ebenen Wirksamkeit entfalten kann. Eine adäquate Implementierung von 

Wohnberatungssettings verläuft, systemisch betrachtet, mehrdimensional und eingebettet in 

spezifische reziproke Kontexte.158 Neben der unmittelbaren Beratungssituation, die durch beraterisch 

tätige Personen durchgeführt wird, bestehen auch innerhalb des organisationalen oder 

gesellschaftlichen Kontextes Anknüpfungspunkte für pädagogisches Handeln. Dieses begründet sich 

maßgeblich in einer an Menschenrechten orientierten Praxis, welches sich in die Ebenen von 

„Individuum“, „Organisation“ und „Gesellschaft“ einbettet (Walter, Neuhoff, 2022: o. S.). 

 

Menschenrechtspraxis setzt an der Spannung zwischen den verbindlichen Menschenrechten und 

den gelebten (individuellen, organisationalen, politischen) Praxen an. Sie zielt darauf ab, ‚die‘ 

Praxen menschenrechtlich zu gestalten und ‚die‘ Menschenrechte angesichts der vielfältigen 

alltagspraktischen Herausforderungen weiterzuentwickeln.                                                  (ebd.: o. S.) 

 

Demzufolge zeichnen sich im Rahmen von assistierender Wohnberatung pädagogische Aufgaben ab, 

Maßnahmen auf den unterschiedlichen Ebenen in Bezug auf die Umsetzung tatsächlicher 

Gleichstellung und Partizipation entsprechend des Disability Mainstreamings159 zu überprüfen. In der 

Betrachtung der politischen/administrativen Ebene begründet die vorliegende Gesetzeslage die 

Vorhaltung und Ausgestaltung adäquater Strukturen zur Ermöglichung und Gewährleistung der 

unabhängigen Lebensführung von Menschen mit (kognitiven) Beeinträchtigungen unter anderem in 

den Artikeln 9 (Zugänglichkeit), 19 (Unabhängige Lebensführung), 24 (Bildung) und 28 (Angemessener 

Lebensstandard) der UN-Behindertenrechtskonvention. Im neunten Sozialgesetzbuch spiegeln sich 

diese Aspekte, neben anderen in §8 SGB IX (Wunsch- und Wahlrecht)160, §32 (EUTB®), §106 SGB IX 

(Beratung und Unterstützung) und in §113 SGB IX (Leistungen zur Sozialen Teilhabe) wider.161  

Die Gesetzesgrundlagen können nur dann angemessene Umsetzung erfahren, wenn 

folgerichtig neue, inklusiv ausgerichtete Leistungssysteme institutionalisiert und konsolidiert, neue 

Handlungs- und Deutungsmuster entwickelt, Strukturen und Architektur verändert sowie defizitäre 

 
158 Hierzu Abbildung 3. 
159 „Dahinter steht der Anspruch, dass jedwedes Handeln, sei es in Politik, Verwaltung, Körperschaften des öffentlichen Rechts     
       oder der Privatwirtschaft daraufhin überprüft werden soll, ob und wie es zur Gleichstellung und Teilhabe behinderter   
       Menschen beiträgt bzw. dieses verhindert“ (Spörke, 2013: 81). 
160  Eingrenzung des Wunsch- und Wahlrechtes durch §104 SGB IX – Prüfung der „Angemessenheit“. 
161  In Bundesland Thüringen des Weiteren: Thüringer Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung (ThürGIG), Thüringer  
       Maßnahmeplan, Version 2.0. 
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Vorurteile und Vorannahmen über Menschen mit (kognitiven) Beeinträchtigungen abgebaut werden 

(Wacker, 2013: 32). Daraus resultiert, dass entsprechende Angebotsstrukturen auf organisationaler 

Ebene (neu) konzeptioniert resp. transformiert und flächendeckend vorgehalten werden müssen, um 

ein unabhängiges und selbstbestimmtes Wohnen, eingebettet in eine Mehrdimensionalität, strukturell 

und inhaltlich gewährleisten zu können. Es bedarf einer systematischen Analyse aller relevanten 

Kontextfaktoren auf organisationaler Ebene. Hierzu gehören unter anderem reziproke Verbindungs-

linien zu beispielsweise der Administration/Politik, Gesellschaft und Trägerschaft. Bedeutsam sind 

dabei die Ressourcenbereitstellung und -nutzungsmöglichkeiten, strukturelle Gegebenheiten, 

regionale Verortung und die vorliegende Angebotsstruktur, Netzwerkpartnerschaften, der Stand der 

Deinstitutionalisierung/Ambulantisierung, Leitbildkonzeptionen und deren Grundlagen, Haltungs-

ansätze, Strukturen in Bezug auf Inter-, Multi- und Transdisziplinarität, Kooperationen in der Region, 

Struktur der (potenziell) leistungsnutzenden Personen und das jeweilige Organisations- und 

Wissensmanagement. Assistierende Wohnberatung, die auf (menschen-)rechtlichen Grundlagen 

basiert, ist stets als unabhängig, personen- und bedarfszentriert, empowernd, partizipatorisch sowie 

prozess- und lösungsorientiert zu verstehen. Bei der Konzeption resp. Transformierung von 

(bestehenden) Beratungsprozessen ist demzufolge entsprechend des Disability Mainstreamings zu 

prüfen, inwiefern diese Strukturen dem Grundverständnis entsprechen oder Umstrukturierung/ 

Adaptionen erfahren müssen. Dies vollzieht sich in Bezug auf die einzelnen Organisationsformen in 

welchen Beratungssettings stattfinden (Anbietende sozialer Dienstleistungen, EUTB®, Amt/Behörde), 

grundsätzlich unterschiedlich. Als Basis einer adäquaten assistierenden Wohnberatung kann die 

kooperative und partizipative Leitung und Begleitung entsprechender Prozesse verstanden werden. 

Hierdurch wird gewährleistet, dass der Transfer eines theoretischen Konzepts in die praktische 

Umsetzung gelingt.  In der Konzeption und Implementierung von Wohnberatungsstellen bedarf es 

zudem der Berücksichtigung von Richtlinien und Standards für eine praktische Umsetzung, 

Schulungsangebote für beratend tätige Personen sowie die Integration fundierter Analyse-, 

Evaluations- und Weiterentwicklungsprozesse. 

Zur stetigen Sicherstellung einer umfassenden Versorgung mit Wohnberatungsstrukturen bedarf es 

außerdem effektiver Kooperationen mit Behörden, anderen Organisationen und der Zivilgesellschaft. 

Durch diese Vernetzungsarbeit (regional, national, international) können entstehende Synergien und 

Ressourcen effizient zur Sicherstellung einer umfassenden Versorgung eingesetzt werden. 

Wohnberatungsstellen erfüllen dabei eine zentrale Funktion bei der Ermöglichung einer unabhängigen 

und selbstbestimmten Lebensführung. Durch die individuelle und professionelle Unterstützung wird 

maßgeblich zum Kompetenzerwerb und (Self-) Empowerment beigetragen.  
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Zur Bedeutung von Peers in der (assistierenden) Wohnberatung 

Die Rolle von Peers hat sich in den vergangenen Jahren in den verschiedenen Beratungskontexten 

zunehmend herausgestellt. Die Einbindung von Personen mit Erfahrungsexpertise (Peers) kann auch 

im Bereich der (assistierenden) Wohnberatung einen bedeutenden Mehrwehrt bieten, denn diese 

Personen können auf eine einzigartige Perspektive zurückgreifen. Im Bereich der (assistierenden) 

Wohnberatung können Peers zum Beispiel Menschen sein, die eigene Erfahrungswerte in Bezug auf die 

Korrelation von Beeinträchtigung und Erfahrungen mit Prozessen von Wohnungswechsel, 

Wohnungssuche und der Anpassung an neue Wohnsituationen sowie der Etablierung von adäquaten 

Unterstützungsleistungen diesbezüglich gemacht haben. Diese persönlichen Erfahrungen ermöglichen 

es Peers, sich besser in die Situation ratsuchender Personen hineinzuversetzen und eine 

vertrauensvolle Beziehung aufzubauen, die oft schwer zu erreichen ist. Der Einbezug von Peers kann 

dabei auf verschiedene Weisen erfolgen. Einerseits können diese als beraterisch tätige Personen direkt 

in den Wohnberatungsprozess integriert werden. Sie können den ratsuchenden Personen auf 

Augenhöhe begegnen und diesen dabei helfen, die eigenen Bedürfnisse und Ziele besser zu verstehen. 

Hierfür erscheint ein Angebot einer spezifischen Aus- resp. Weiterbildung mit Bezug auf fachliche, 

soziale und kommunikative Fähigkeiten als sinnhaft, um den Peers die Möglichkeit zu eröffnen, 

gelingende Beratungstätigkeiten anzubieten (Braukmann et. al., 2017: 66). Zudem besteht die 

Möglichkeit einer „Peer-Support-Gruppe“, in der ratsuchende Personen die Möglichkeit erhalten, sich 

mit Gleichgesinnten auszutauschen und voneinander zu lernen. Diese Gruppen könnten sowohl 

während als auch nach Beratungsprozessen stattfinden und zur Stärkung des sozialen Supports für die 

ratsuchenden Personen beitragen. Als Peers könnten in diesem Zusammenhang neben denen mit 

eigener Behinderungserfahrungsexpertise auch Eltern/Angehörige fungieren, die beispielsweise die 

Verselbstständigungs- und Ablöseprozesse der eigenen Kinder erlebt haben und dadurch über 

wertvolles Erfahrungswissen verfügen, das anderen Eltern im eigenen Prozess hilfreich sein kann. Im 

Rahmen der unterstützenden Einbindung von Peers und der damit verbundenen Möglichkeit der 

qualitativen Verbesserung von Beratungsleistungen sind mögliche Limitationen unbedingt zu 

beachten. Um eine gelingende Kooperation zu gewährleisten, sollte durch die jeweilige Organisation 

eine angemessene Unterstützung und Supervision bereitgestellt werden, um Überforderungs-

zuständen entgegenzuwirken und auf den Umgang mit schwierigen Situationen vorzubereiten.  

Bestehende Möglichkeiten und Grenzen von Peer-Counseling werden in verschiedenen Studien und 

Diskurslinien herausgearbeitet.162 So stellen u. a. Jordan und Wansing (2016) in ihrem Beitrag heraus, 

dass Peer-Counseling neben der Möglichkeit eines Erfahrungsaustausches auch die Stärkung des 

Selbstbewusstseins und die Förderung von Selbstbestimmung und Partizipation unterstützt. Es bietet 

die Chance, im Austausch mit anderen Menschen in ähnlichen Situationen neue Perspektiven zu 

 
162 Hierzu u. a. Braukmann et. al., 2017; Glaser, 2009; Jordan, 2022; Jordan, Wansing, 2016; Vieweg, 2020. 
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gewinnen und Lösungsoptionen für die jeweiligen Situationen zu finden. Sie zeigen auf, dass Peer-

Counseling eine effektive Form der Unterstützung von Menschen mit Beeinträchtigungen in Bezug auf 

eine selbstbestimmte Lebensführung sein kann. Entsprechend wichtig ist eine offene und 

unterstützende Haltung der Organisation resp. der Mitarbeitenden, welche grundlegend bereit sein 

sollten, Peers als gleichwertige Mitglieder des Beratungsteams anzuerkennen und diese bei ihrer Arbeit 

zu unterstützen. 

 

9.3. Ausblick und weitergehende Fragestellungen  

Die vorliegende Dissertation betrachtet die gegenwärtigen Angebotsstrukturen und -inhalte von 

(assistierenden) Wohnberatungssettings im Bundesland Thüringen, eingebettet in die gesetzlichen 

Vorgaben der gegenwärtigen Umstrukturierungsprozesse der Leistungserbringung in Bezug auf die 

verstärkte Fokussierung einer sozialräumlichen Orientierung. In diesem Zusammenhang verpflichtete 

sich die Leistungserbringer und -trägerschaft in Thüringen dazu, bis zum 31. Dezember 2023 die 

bestehenden Angebote im Sinne einer Personen- und Sozialraumorientierung neu auszurichten. Das 

erklärte Ziel war, dass ab dem 01. Januar 2024 keine besonderen Wohnformen mehr betrieben werden. 

Dieses Ziel konnte bisweilen nicht erreicht werden.163 Eine derartige Fokussierung erfolgte im Rahmen 

dieser Dissertation, um im Gleichklang mit den anvisierten Umstrukturierungsprozessen zu forschen 

und durch die Erhebungen Parameter zu erfassen, welche die Veränderungsprozesse im Bereich des 

Wohnens von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen maßgeblich beeinflussen. Die im Thüringer 

Landesrahmenvertrag (nach §131 Abs. 1 SGB IX) gemeinsam vereinbarte Neuausrichtung ist als hoch 

komplex zu definieren. Es bedarf der organisationalen, strukturellen, partizipativen und inhaltlichen 

Neugestaltung bestehender Strukturen sowie langfristiger Aushandlungsprozessen zwischen der 

Leistungserbringer- und Kostenträgerschaft sowie der Selbstvertretungsorganisation. Mit der 

Konzentration auf den Themenbereich des selbstbestimmten und unabhängigen Wohnens wurden im 

Rahmen der vorliegenden Arbeit Beratungsstrukturen in Bezug auf die Existenz, die Bedeutsamkeit und 

die Funktionsweisen sowohl aus der Perspektive beratender als auch ratsuchender Personen 

betrachtet.  

 In Bezug auf diese Bestandsanalyse ist festzustellen, dass bisher keine ausdifferenzierten und 

spezifizierten Konzeptionen von (assistierender) Wohnberatung in Thüringen vorliegen. Beratungs-

gespräche werden in allen drei untersuchten Organisationsformen (Anbietende sozialer Dienst-

leistungen, EUTB®, Amt/Behörde) durchgeführt, jedoch erfolgt keine flächendeckende Anwendung 

spezifischer Methoden und Konzepte in Bezug auf die Ermöglichung einer unabhängigen und 

selbstbestimmten Lebensführung. Die Erhebungen QUAL und quan2 mit der Fokussierung auf 

ratsuchende Personen verdeutlichen das Vorhandensein konkreter Bedürfnisse und Wünsche in Bezug 

 
163 Kapitel 2.2.3 und Kapitel 7.1.2. 
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auf die Verselbstständigung sowie das selbstbestimmte Wohnen und Leben. Diese Diskrepanz zwischen 

Wünschen und Bedarfen rechtlicher Gegebenheiten und die (noch) sehr marginale Umsetzung 

notwendiger Beratungssettings ist zwingend anzuerkennen und entsprechend konzeptionell sowie 

praktisch aufzulösen. Die Bedarfslagen und Wünsche in Bezug auf Verselbstständigungs- und 

Selbstbestimmungsprozesse betreffender Personen sind grundsätzlich vordergründig zu verstehen, 

denn, „[f]ür viele Menschen mit (insbesondere geistiger oder komplexer) Behinderung vollzieht sich 

die Ablösung von ihren Eltern nicht routinemäßig. Vielmehr verbleibt die Abhängigkeit von den Eltern 

auch im (hohen) Erwachsenenalter bestehen“ (Trescher, 2021: 139, Anm. d. Verfin). Insofern ist der 

ratsuchende Mensch als Hauptperson von (assistierender) Wohnberatung, eingebettet in die 

jeweiligen Biografie- und Kontextfaktoren sowie bestehende Abhängigkeitsverhältnisse, zu verstehen. 

Daraus folgt die Notwendigkeit eines kooperativen, partizipativen sowie bedarfsgerechten 

Beratungsprozesses. 

Dabei erhebt die vorliegende Arbeit keineswegs den Anspruch der Generierung von „Sonderwelten“ in 

Beratungssettings für Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung. Hauptanliegen ist die 

Unabdingbarkeit der Konzeptionierung und Implementierung allgemein zugänglicher Beratungs-

strukturen gemäß (menschen-)rechtlicher Vorgaben. Neben allgemeiner beraterischer Kompetenzen 

bedarf es einer grundlegend zugänglichen Struktur, die den ratsuchenden Personen einen 

bedarfsorientierten Zugang zu Informationen und Wissen ermöglicht.  

Mayrhofer (2012: 159ff.) beschreibt hierzu vier Dimensionen von Niedrigschwelligkeit. Neben 

einer räumlichen Dimension sind ebenso zeitliche, inhaltlich-sachliche und soziale Parameter zu 

berücksichtigen. Von einer zeitlichen Niedrigschwelligkeit kann gesprochen werden, wenn die 

adressierten Personen so wenig wie möglich an zeitliche Vorgaben gebunden sind oder diese mit nur 

geringen Anforderungen einhergeht. Die Herstellung einer zeitlichen Niedrigschwelligkeit kann dabei 

sehr unterschiedlich gestaltet sein. Beispielsweise könnten die Beratungsangebote ganztägig und/oder 

ohne Terminvergabe angeboten werden, sodass Öffnungszeiten nicht beachtet werden müssten und 

die Unterstützungsleistung unverzüglich zur Verfügung stünde, was die Hürde des Wartens minimieren 

und die spontane Inanspruchnahme von Unterstützung erleichtern würde. Eine mögliche 

Flexibilisierung in Bezug auf die Dauer der Intervention kann zur verbesserten Adaption der Beratungs-

leistung an die individuellen Bedürfnisse beitragen und zu einer Leistung ohne Zeitdruck resp. 

unmittelbaren Erfolgszwang führen. Schließlich implementiert diese Perspektive, dass sich nicht die 

adressierten Personen an die Intervention anpassen müssen, sondern dass die Unterstützung an sie 

angepasst würde (Mayrhofer, 2012: 162f.). Daneben bedarf es einer physischen Zugänglichkeit zu der 

Unterstützungsleistung sowohl in Bezug auf die allgemeine Erreichbarkeit als auch den Aufenthalt in 

bestimmten Räumlichkeiten. Dabei ist es von entscheidender Bedeutung, wo die Interaktion 

stattfindet. Die Wahl des Ortes beeinflusst die Dynamik der Interaktion und die geltenden Regeln 

maßgeblich. Stellt die Organisation entsprechend Räumlichkeiten zur Verfügung, so müssen diese in 
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Bezug auf ihre Lage, baulichen Gegebenheiten und im Rahmen der Einrichtung dieser entsprechend 

barrierefrei gestaltet sein. Nur dadurch kann eine einfache Zugänglichkeit gewährleistet werden. Als 

besonders niedrigschwellig wird die aufsuchende Erbringung einer Unterstützungsleistung bewertet 

(Mayrhofer, 2012: 164f.). 

Dies reduziert die Anforderungen an die adressierten Personen immens und ermöglicht eine direktere 

Ansprache. Diesbezüglich ist zu berücksichtigen, dass die Mitarbeitenden im Rahmen einer 

aufsuchenden Tätigkeit die jeweils geltenden Regeln der sozialen Umgebung der betreffenden Person 

beachten müssen. Die räumliche Niedrigschwelligkeit lässt sich vor allem in Bezug auf die Wahl des 

Interaktionsortes und der damit verbundenen Flexibilität herstellen. Notwendig ist, dass die räumliche 

Umgebung grundsätzlich vertraut und einladend ist, um eine effektive Kommunikation und Interaktion 

zu ermöglichen. Niedrigschwelligkeit in Bezug auf die inhaltliche Dimension bezieht sich auf die 

spezifischen Problembereiche, auf die sich die Intervention fokussiert resp. die in der Interaktion 

zwischen adressierter Person und Fachkraft thematisiert werden. Es beschreibt die Analyse, welche 

konkreten Probleme beziehungsweise Themen auf sachlicher Ebene behandelt werden. Ebenso betrifft 

diese Dimension die konkreten inhaltlichen Angebote seitens der Organisation und stellt die Frage, 

welche Ziele verfolgt werden sollen. Dabei korrelieren grundlegend die inhaltliche und sachliche Ebene 

miteinander. Eine niedrigschwellige inhaltliche Herangehensweise verweist auf eine Entspezialisierung 

von Angeboten, sodass sich betreffende Personen mit verschiedenen Problemen und Themen an eine 

Anlaufstelle wenden können. Niedrigschwelligkeit bezüglich der zu erreichenden Ziele bedeutet, dass 

auch die Anforderungen an die adressierte Person möglichst gering gehalten werden beziehungsweise 

die Unterstützungsleistung nicht an eine bestimmte Zielerreichung gebunden ist. Zielvereinbarungen 

können jedoch eine höhere Verbindlichkeit und demzufolge auch eine erhöhte Erwartungshaltung an 

die betreffende Person zur Folge haben (Mayrhofer, 2012: 166ff.). 

In Bezug auf die sozialen Aspekte einer niedrigschwelligen Umsetzung finden die 

Beziehungsaspekte zwischen Fachkräften und den adressierten Personen sowie zur Organisation 

Beachtung. Seitens der adressierten Personen ist häufig die Ermöglichung einer Anonymität ein 

wichtiges Merkmal in Bezug auf die Niedrigschwelligkeit. Begründet wird dies mit einer potenziellen 

Angst vor Kontrolle und negativen Konsequenzen. Bei niedrigschwelligen Angeboten wird die 

Kontrollfunktion der Fachkräfte weniger personenbezogen umgesetzt und stattdessen eher auf die 

Beobachtung einer bestimmten Klientel ausgerichtet. Eine Anonymität kann die Wahrscheinlichkeit der 

Inanspruchnahme von spezifischen Unterstützungsleistungen maßgeblich erhöhen. Zur 

Gewährleistung und Umsetzung besteht die Möglichkeit des Einsatzes von Informations- und 

Kommunikationstechnologien, welche jedoch unter Umständen auch Einschränkungen in der 

Interaktion zwischen der adressierten Person und der Fachkraft zur Folge haben kann. Die Freiwilligkeit 

in Bezug auf die Inanspruchnahme von Unterstützungsangeboten wird als essenzielle Voraussetzung 

für niedrigschwellige Unterstützung betrachtet. Die Fokussierung der Freiwilligkeit könnte dazu dienen, 
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das Spannungsfeld zwischen aktivem Zugehen auf potenzielle Klienten und Klientinnen und die 

Akzeptanz bei Verweigerung der Unterstützungsleistung erleichtern. Niedrigschwellige Angebote 

zeichnen sich insgesamt durch ein hohes Maß an Unverbindlichkeit aus und schaffen 

Grundvoraussetzungen für einen Beziehungsaufbau. Dabei sind jedoch auch mögliche Limitationen 

von Niedrigschwelligkeit wie die Sicherstellung einer physisch und psychischen Unversehrtheit und die 

Einhaltung rechtlicher Vorgaben zu berücksichtigen (Mayrhofer, 2012: 170ff.).  

Zudem bedarf es zur Herstellung einer Barrierefreiheit und Niederschwelligkeit stets einer sprachlich-

kommunikativen komplexitätsreduzierten, bedarfsangepassten Transferierung von Informationen. 

Aus dieser stark komprimierten Skizzierung von notwendigen Parametern zur Generierung von 

Niedrigschwelligkeit im Sinne der Dienstleistung Wohnberatung lässt sich ableiten, dass die 

Organisationen dazu aufgerufen sind, das Angebotsspektrum hinsichtlich der Barrierefreiheit 

beziehungsweise Niedrigschwelligkeit hin zu überprüfen und folgerichtige Umstrukturierungen 

vorzunehmen. Nur dadurch kann eine gelingende Interaktion und Kommunikation sichergestellt 

werden, welche die Grundlage für eine erfolgreiche und wirksame Wohnberatung darstellen (Wendt, 

2012: VII). Eine Möglichkeit, diese Dienstleistung grundsätzlich niedrigschwellig zugänglich zu 

gestalten, ist das Design für Alle (engl.: Universal Design/inclusive Design). Dieses setzt sich aus den 

Aspekten „nutzbar“ (usable), „zugänglich“ (accessible) und „inklusiv“ (inclusive) zusammen und 

fokussiert, anders als das Prinzip der Barrierefreiheit oder der Zugänglichkeit, keine spezifizierte 

Lösungen für eine bestimmte Personengruppe. Stattdessen soll dieses Design für alle Menschen ohne 

weitere Anpassungsnotwendigkeit nutzbar sein (Burgstahler, 2021). 

 

Eine Neuausrichtung und -gestaltung der gegenwärtigen „Eingliederungshilfe“-Struktur in Bezug auf 

die Veränderungsnotwendigkeiten beim Wohnen ohne die Betrachtung von korrelierenden Strukturen 

und Systemen sowie die Nicht-Beachtung der Bedarfslagen von betreffenden Personen entspricht in 

keinerlei Weise den (menschen-)rechtlichen Vorgaben im Sinne einer inklusiv ausgerichteten, 

personenzentrierten und partizipatorischen Leistungserbringung.  

Es wird demzufolge als obligatorisch bewertet, niedrigschwellige und bedarfsorientierte, unabhängige 

Informations- und Beratungsstrukturen in die aktuellen Prozesse resp. Umstrukturierungen zu 

implementieren, um damit auch die Partizipationsmöglichkeiten164 der betreffenden Personen in allen 

Verfahrensschritten zu gewährleisten. Hierfür bedarf es der grundlegenden Anerkennung, dass es 

Hauptaufgabe des beraterischen Handelns ist, ratsuchenden Menschen zum (Self-)Empowerment zu 

befähigen (Straßburger, Rieger, 2014: 49), welches maßgeblich auf einer partizipativen 

Grundeinstellung aufbaut. Straßburger und Rieger betonen die Notwendigkeit einer systemischen 

Perspektive in Bezug auf die individuelle, institutionelle und politische Dimension, die stets reziprok 

 
164 Partizipation meint „… an Entscheidungen mitzuwirken und damit Einfluss auf das Ergebnis nehmen zu   
      können“ (Straßburger, Rieger, 2014: 230). 
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wirken (ebd.: 57). Neben einer entsprechenden Grundhaltung seitens der beraterisch tätigen Fach-

kräfte bedarf es einer ebenso partizipativen Ausrichtung der Organisation/Einrichtung.  Zur 

Gewährleistung tatsächlicher partizipatorischer Prozesse verweisen Straßburger und Rieger auf drei 

Bedingungsfaktoren: Strukturelles Empowerment, institutionelle Öffnung und Nachfrageorientierung 

(Straßburger, Rieger, 2014: 91). Das strukturelle Empowerment basiert auf dem Bedingungsgefüge von 

Raum, Zeit und Information und zielt auf die systematische Stärkung und Unabhängigkeit der 

adressierten Personen sowie den Abbau von Partizipationshürden ab (ebd.: 92).  Gelingensfaktor 

hierfür ist die „institutionelle Öffnung“, welche eine Durchlässigkeit nach außen schafft (ebd.: 93).  

Vor allem in Bezug auf eine sozialräumliche Orientierung und Neuausrichtung von Dienstleistungen 

sollten (sozialräumliche) Kooperationen forciert und die Sichtbarkeit der Angebote und 

Dienstleistungen erhöht werden. Dies ermöglicht einen Austausch „zwischen innen und außen“ und 

fördert Kommunikationsprozesse (Straßburger, Rieger, 2014: 94). In Bezug auf die Nachfrage-

orientierung bedarf es einer „lernenden Haltung und der Bereitschaft, sich permanent 

weiterzuentwickeln“, wobei der Fokus unmittelbar auf den Interessen und Bedarfen der adressierten 

Personen liegt (ebd.: 97). Die Bestrebungen der Deinstitutionalisierung und einer damit verbundenen 

sozialräumlichen Orientierung bietet die Chance, diese partizipativen und personenzentrierten 

Prozesse grundständig zu verankern und die Dienst- und Unterstützungsleistungen dementsprechend 

neu auszurichten. Diesbezüglich zeigt sich die Notwendigkeit einer gelingenden Etablierung eines 

integrierten Wissens- und Prozessmanagements in den Organisationen (Schellberg, 2018: 292). 

Schellberg (ebd.: 292) verweist auf die Möglichkeit der Lösung von Schnittstellenproblemen durch das 

Prozessmanagement, vor allem dann, wenn unterschiedliche Leistungsanbietende an einem Prozess 

mitwirken. In der Betrachtung von assistierender Wohnberatung zeigt sich ein erhöhter Bedarf einer 

wirksamen und zielgerichteten (inter- und transdisziplinaren) Schnittstellenarbeit zwischen den jeweils 

beteiligten Akteuren und Akteurinnen, eingebettet in die jeweiligen organisationalen und 

institutionellen Strukturen. Die Aufgaben in Bezug auf eine individuelle Leistungsplanung erstrecken 

sich aus Sicht der (beratungs-)leistungserbringenden Organisation demzufolge von einer 

Personalbedarfs-, Raum- und Finanzierungsplanung (aggregierend) über die Gestaltung tagesgenauer 

Leistungsprogramme, das Schnittstellen- und Übergabemanagement, die Fallsteuerung resp. 

Unterstützung von Eigensteuerung bis zur Dokumentation und Abrechnung (Schellberg, 2018: 292). 

Diese Verwobenheit verweist eindrücklich auf die Notwendigkeit einer vertiefenden Forschung in 

Bezug auf die Implementierung wirksamer, personen- und bedarfsorientierter Beratungsangebote in 

den Organisationen.  

 

Die vorliegenden Erhebungsergebnisse gewähren den Einblick in die Bedarfslagen bezüglich 

individueller (Mikro-)Ebenen, vernachlässigen jedoch eine vertiefende Bestandsanalyse aus 

institutioneller/organisationaler beziehungsweise administrativer Perspektive. Ebenso blieben 
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gegenwärtige (Leistungs-)Strukturen bezüglich sozialräumlicher Ausrichtungen und kommunaler 

Sozialplanungen sowie die empirische Betrachtung von Wirkung und Wirksamkeit der 

Beratungssettings unberücksichtigt. Jedoch besteht die Annahme, dass sich die durch diese Planungen 

und Strukturen ergebenden Schnittstellen und Kooperationen positiv auf angestrebte 

Deinstitutionalisierungsprozesse auswirken können. Diese Prozesse betreffen im hohen Maße das 

sogenannte Teilhabemanagement, dessen Hauptaufgabe darin besteht, die Selbstbestimmung von 

Menschen mit Beeinträchtigungen so zu fördern, dass diese Menschen entsprechend ihren Wünschen 

und Bedarfen am Leben in der Gemeinschaft teilhaben können.  

Das Teilhabemanagement erstreckt sich von der Feststellung der individuellen Bedarfslagen bis zur 

adäquaten Umsetzung im Sinne einer bedarfsgerechten Leistungsplanung. Diese komplexe Aufgabe 

umfasst demzufolge nicht nur die Klärung von Bedarfslagen, die Planung und Koordination von 

Leistungen zur Teilhabe sowie die Bewertung der Wirksamkeit, sondern beeinflusst und gestaltet 

zudem die gesamte Organisation und den umgebenden Sozialraum (Falta, Rieß, 2017: 4).165 Um ein 

umfassenderes Verständnis der Zusammenhänge und Reziprozitäten wirkender Systemstrukturen 

ermöglichen zu können, bedarf es einer deutschlandweiten empirischen Betrachtung von bestehenden 

Wohnberatungsstrukturen. Neben der jeweiligen Einbettung in administrative und politische Kontexte 

spielt sowohl die Wirkung als auch die Wirksamkeit166 der Dienstleistung einer (assistierenden Wohn-) 

Beratung, eingebettet im „Eingliederungshilferecht“, eine zentrale Rolle und sollte demzufolge 

Fokussierung erfahren. 

Gemäß der Begriffsdefinition der Deutschen Vereinigung für Rehabilitation (DVfR) ist 

Wirkung167 eine „… ursächlich auf eine Intervention rückführbare Differenz eines Zustandes im 

Vergleich zu einem unbeeinflussten Zustand“ (DVfR, 2019: 6). Dabei wird darauf verwiesen, dass es 

sich nicht um ein Verhältnis im kausalen, sondern im relationalen Sinne handelt. In Bezug auf die 

Wirksamkeit von Leistungen zur Teilhabe werden diese durch die Gesetzgebung auf die 

Leistungserbringerschaft bezogen und beschreibt was „… die Wirkung der Leistung im Einzelfall 

ermöglichen soll“ (ebd.: 7). Folglich wird die Wirksamkeit der Dienstleistung fokussiert, also inwiefern 

die vorliegenden Strukturen und Prozesse geeignet sind, individuelle Teilhabeziele zu ermöglichen 

(ebd.: 7). In diesem Zusammenhang weisen Boecker und Weber auf die Problematik hin, dass es in 

einigen Landesrahmenverträgen (nach §131 Abs. 1 SGB IX) dazu kommt, dass das Qualitäts-

management und die Wirksamkeit gleichgesetzt werden (so auch der Thüringer LVR). Dies führe, so die 

Autorenschaft, zu einer Verkürzung und Vereinfachung des Konzeptes (Boecker, Weber, 2021: 27f.). Die 

 
165 Falta und Rieß verweisen in diesem Zusammenhang auf die potenzielle Implementierung von Case-Management in diese  
     Prozesse. Hierzu Kapitel 6.4. 
166 Diese Begrifflichkeiten sind im Bundesteilhabegesetz verankert. Es wird zwischen Wirkung in Bezug auf  
     Einzelfälle (§§99 ff. SGB IX) und Wirksamkeit in Bezug auf vertragsrechtliche Aspekte (§§125 und 128 SGB IX) unterschieden  
     (Boecker, Weber, 2021: 9; Deutsche Vereinigung für Rehabilitation, 2019). 
167 Gemäß Dudenredaktion (2024) ist Wirkung ein/e „durch eine verursachende Kraft bewirkte Veränderung, Beeinflussung,  
      bewirktes Ergebnis“. 
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Normen, welche sich aus einem Qualitätsmanagement ergeben, sind nicht mit den kausalen 

Wirkungen gleichzusetzen und sollten ebenso nicht als solche verstanden werden. Sie verweisen 

zudem auf die Notwendigkeit der Unterscheidung zwischen Struktur- und Prozessqualität einerseits 

und der Wirksamkeit andererseits (Boecker, Weber, 2021: 27). Kritisiert wird in diesem Zusammenhang 

die bisher noch nicht flächendeckende Erforschung teilhabefördernder Strukturen und Prozesse sowie 

die unbedingte Einbeziehung der Perspektive betreffender Personen zur Qualitätsbeurteilung der 

erhaltenen individuellen Leistungen zur Teilhabe (DVfR, 2019: 10; Boecker, Weber, 2021: 10). 

 

Ausblick: Aufarbeitung der Limitationen im Rahmen der Konzeption des Promotionsvorhabens 

Im Rahmen der Planung und Konzeption dieses Promotionsvorhabens sollte es zu einer verstärkten 

Berücksichtigung des partizipativen Aspektes im Anschluss an die ersten beiden Datenerhebungen 

(quan1 und QUAL) kommen. Gemeinsam mit ratsuchenden Personen sollten aus dem vorliegenden 

Datenmaterial in Verbindung mit deren Erfahrungsexpertise Handlungsableitungen für die 

beraterische Praxis entwickelt werden.   

Aufgrund der vielfältigen Limitationen168, die sich im Erarbeitungszeitraum ergaben, und nicht 

ausreichender notwendiger Ressourcen sowie Zugangsmöglichkeiten, wurde die Wahrscheinlichkeit 

des Gelingens eines derartigen Prozesses als unzureichend bewertet. Um einen gänzlichen Verlust der 

Perspektive ratsuchender Personen zu vermeiden, sollte eben diese im Rahmen der quan2-

Datenerhebung verstärkte Fokussierung erfahren. Die hieraus gewonnenen Daten werden insofern als 

unzulänglich bewertet, da keine generalisierende Ableitung und Bewertung vorgenommen werden 

kann. Dennoch ergibt sich aus den vorliegenden Tendenzen die Notwendigkeit der vertiefenden 

Auseinandersetzung mit dem Transfer von Informationen in Beratungssettings sowie einer 

assistierenden Begleitung in Bezug auf das selbstbestimmte und unabhängige Wohnen von Menschen 

mit kognitiven Beeinträchtigungen.  

In einer vorsichtigen Vorausschau existieren bereits erste Überlegungen, wie diese wichtige Perspektive 

weiterführend verfolgt werden kann. Eine Möglichkeit bietet ein sich an diese Dissertation 

anschließendes Projekt, in welchem gemeinsam mit ratsuchenden und beratenden Personen 

konkretisierte Handlungsleitlinien für die Praxis erarbeitet werden. Vor dem Hintergrund, dass die 

ratsuchenden Personen häufig spezifischere Unterstützung zum Finden und Aufrechterhalten einer 

angemessenen Wohnsituation und gleichzeitig beratende Personen spezialisierte Kenntnisse und 

Fähigkeiten für eine effektive Beratung bedürfen, erscheint die partizipative Entwicklung eines 

Praxishandbuches als sinnhaft. Als mögliche Zielstellung wird die Zusammenstellung von 

Handlungsleitlinien und bewährten Praktiken für eine assistierende Wohnberatung fokussiert. Es soll 

praktische Tools, Ressourcen und Prozessstrukturen bereitstellen, die in Beratungssettings eingesetzt 

 
168 Hierzu Kapitel 8.2. 



259 
 

werden können. Dies wird als obligatorisch für die Förderung eines ganzheitlichen Ansatzes für die 

assistierende Wohnberatung gesehen, die die individuellen Bedürfnisse und Fähigkeiten betreffender 

Personen berücksichtigt.   

 Der Entwicklungsprozess würde dabei über mehrere Schritte erfolgen, welche maßgeblich 

partizipatorisch ausgerichtet sind. Neben differenzierten Bedarfs- und Bestandsanalysen sollen 

Gespräche mit Expertinnen und Experten als auch Stakeholder-Konsultationen durchgeführt werden. 

Aus möglichen Interviews und Workshops mit entsprechenden Personen aus den hierfür relevanten 

Bereichen (u. a. Beratung, Pädagogik, Psychologie, Sozial- und Wohnungspolitik) sollen praktische 

Erfahrungswerte sowie relevante Themen gesammelt und Rückschlüsse für eine gelingende 

Beratungspraxis gezogen werden. Basierend auf diesen Erkenntnissen und abgeleiteten 

Handlungsleitlinien soll es zur Entstehung des Praxisbuches kommen, welches unter anderem Kapitel 

wie Wohnbedarfsanalyse, Unterstützungsangebote, Peer-Counseling, Erwachsenenbildung, 

bedarfsangepasste Informationstransferierung, Angehörigenarbeit, Wohnraumanpassung, 

Finanzierung und Recht umfasst. Ebenso sollten Kooperations- und Schnittstellenarbeit sowie Inter-, 

Multi- und Transdisziplinarität Berücksichtigung finden. Eine anschließende Überprüfung und 

Validierung des Handbuches durch Fachleute und Vertretungspersonen der Zielgruppe würde 

angestrebt, um sicherzustellen, dass es den Bedürfnissen und Anforderungen entspricht. 

 

Die Umsetzung eines derartigen Projektes eröffnet den beteiligten Personen die Möglichkeit, relevante 

Informationen zu erhalten und diese effektiv in ihrer Beratungspraxis umzusetzen. Dies könnte dazu 

beitragen, (menschen-)rechtliche Vorgaben in Bezug auf die unabhängige und selbstbestimmte 

Lebensführung von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen gelingend umzusetzen – folglich 

durch den Prozess eines bedarfsorientierten Informationstransfers, welcher von der Heteronomie zur 

Autonomie und zum Self-Empowerment führt und damit eine selbstbestimmte und unabhängige 

Lebensführung maßgeblich unterstützt. 
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